Deutscher Bundestag 

17. Wahlperiode 


Drucksache 17/8872 

01. 03. 2012 


Unterrichtung 
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Gutachten zu Forschung, Innovation und technologischer 
Leistungsfähigkeit 2012 


Laut Beschluss des Deutschen Bundestages zur Neuordnung des Berichtswesens zu 
Forschung und Innovation vom 22. Juni 2006 legt die Bundesregierung dem Deut- 
schen Bundestag seit dem Jahr 2008 im Abstand von jeweils zwei Jahren Gutachten 
zu Forschung, Innovation und technologischer Leistungsfähigkeit vor, die durch eine 
unabhängige Gruppe renommierter Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ver- 
fasst und verantwortet werden. In den Zwischenjahren werden unabhängige Darstel- 
lungen zur technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands in Form eines Kurzgut- 
achtens vorgelegt. 

Das Gutachten wurde der Bundesregierung von der Expertenkommission Forschung 
und Innovation übergeben. Eine Stellungnahme der Bundesregierung wird in dem für 
Sommer 2012 vorgesehenen Bundesbericht Forschung und Innovation 2012 erfolgen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums fiir Bildung und Forschung vom 29. Februar 2012 gemäß Beschluss 
vom 22. Juni 2006 (Bundestagsdrucksache 16/1705). 
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Form als geschlechtsunabhängig verstanden werden soll. 
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VORWORT 


Die Expertenkommission Forschung und Innovation greift in ihrem Jahresgutachten 2012 
wieder aktuelle Entwicklungen auf und stellt detaillierte Analysen zu Themenschwer- 
punkten der Forschungs- und Innovationspolitik vor. 

Deutschland hat zwar das angestrebte Drei-Prozent-Ziel verfehlt, die FuE -Intensität Deutsch- 
lands ist aber in den vergangenen Jahren systematisch gestiegen. Fangfristig sollte die 
Bundesregierung jedoch über das Drei-Prozent-Ziel hinaus denken und für das Jahr 2020 
ehrgeizigere Zielmarken als bisher anstreben. Die Produktivität der europäischen Länder 
klafft weit auseinander. Die derzeitige europäische Krise macht das mehr als deutlich. 
Zusammen mit den europäischen Partnern sollte die Bundesregierung für eine Stärkung 
der Innovationskraft des gesamten europäischen Raums eintreten. Dabei muss auch die 
Attraktivität des FuE-Standortes Deutschland weiter verbessert werden - eine steuerliche 
FuE-Förderung ist und bleibt eine sinnvolle Maßnahme, um dieses Ziel zu erreichen. 
Die im Frühsommer 2011 eingeleitete Energiewende stellt Deutschland vor neue Heraus- 
forderungen, eröffnet aber auch interessante wirtschaftliche Perspektiven. Die Experten- 
kommission sieht bisher aber nur verhaltene Reaktionen im deutschen Forschungssystem. 

In dem vorliegenden Gutachten werden zudem die folgenden fünf Themenschwerpunkte 
ausführlich behandelt: Die Expertenkommission analysiert die Rolle der Hochschulfor- 
schung für das deutsche Innovationssystem (Kapitel Bl). Sie setzt sich im Detail mit 
dem sich immer schärfer abzeichnenden zukünftigen Fachkräftemangel auseinander und 
benennt Maßnahmen, mit denen diesem begegnet werden kann (Kapitel B2). Das Jahres- 
gutachten 2012 nimmt auch die Wachstumsbedingungen und -hemmnisse für junge Unter- 
nehmen unter die Lupe und weist auf notwendige Verbesserungen von Rahmenbedingun- 
gen hin (Kapitel B3). Fortschritte sollten auch bei der Erfassung und Messung der Wir- 
kung staatlicher FuE-Förderung gemacht werden (Kapitel B4). Hier fehlt es derzeit an 
einer geeigneten Dateninfrastruktur, um die F&I-Politik mit der notwendigen Genauig- 
keit über die Wirkungen ihrer Maßnahmen zu informieren. Besonderes Augenmerk 
gilt im Jahresgutachten 2012 den verstärkten Anstrengungen Chinas, im Verlauf dieses 
Jahrzehnts zu einem der weltweit führenden Innovationsstandorte aufzusteigen. Daraus 
erwachsen zentrale Herausfordemngen für das Forschungs- und Innovationssystem Deutsch- 
lands, aber auch interessante Perspektiven der wissenschaftlich-technischen Zusammen- 
arbeit (Kapitel B5). 

Für die Bundesregiemng sollten die Einführung der steuerlichen FuE-Förderung, die Ver- 
besserung der Rahmenbedingungen für Business Angels und Wagniskapital und die syste- 
matische Arbeit an Verbesserungen des deutschen Bildungs- und Forschungssystems 
weiterhin besonders hohe Priorität haben. Maßnahmen zur Bewältigung des sich abzeich- 
nenden Fachkräftemangels müssen jetzt ergriffen werden, um nachteilige Entwicklungen 
für das deutsche Wirtschaftssystem vermeiden zu können. 
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Die Finanz- und Wirtschaftspolitik steht derzeit im Zeichen krisenhafter Entwicklungen 
in Europa, die große Aufmerksamkeit erfordern. Die Expertenkommission Forschung 
und Innovation mahnt an, darüber den dringenden Handlungsbedarf im Bereich der 
F&I-Politik nicht zu vernachlässigen. Die wirtschaftliche Stärke Deutschlands wird sich 
nur aufrechterhalten lassen, wenn weitere Fortschritte für den Forschungs- und Inno- 
vationsstandort Deutschland erzielt werden. 

Berlin, den 29. Februar 2012 


Prof. Dietmar Harhoff, Ph.D. Prof. Dr. Monika Schnitzer 

(Vorsitzender) (stellvertretende Vorsitzende) 


Prof. Dr. Uschi Backes-Gellner Prof. Dr. Alexander Gerybadze 


Prof. Dr. Patrick Llerena 


Prof. em. Dr. Joachim Luther 
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KURZFASSUNG 


AKTUELLE ENTWICKLUNGEN UND HERAUSFORDERUNGEN 

A 1 FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG - ÜBER DAS DREI - PROZENT-ZI EL 
HINAUSDENKEN 

Die FuE-Intensität, der Anteil der Ausgaben für FuE am Bruttoinlandsprodukt, erreichte 
im Jahr 2010 in Deutschland 2,82 Prozent. Dies ist ein gutes Zwischenergebnis auf dem 
Weg zu dem vom Europäischen Rat in Barcelona formulierten Drei-Prozent-Ziel, auch 
wenn die Zielmarke um 4,7 Milliarden Euro verfehlt wurde. Andere führende Wirtschafts- 
und Innovationsnationen haben die Drei-Prozent-Marke schon lange hinter sich gelassen. 
Auch Deutschland sollte sich in Zukunft an der FuE-Intensität der weltweiten Spitzengruppe 
und nicht nur am Drei-Prozent-Ziel orientieren. Im globalen Wettbewerb kann Deutschland 
nur dann eine konkurrenzfähige Position erlangen oder erhalten, wenn das deutsche Inno- 
vationssystem ständig neues Wissen generiert, neue Impulse flexibel aufnimmt und in 
Innovationen im Markt umsetzt. Für die Forschungs- und Innovationspolitik ist eine Orien- 
tierung an der nationalen FuE-Intensität sinnvoll - diese stellt aus Sicht der Experten- 
kommission zwar kein perfektes, aber ein sinnvolles Maß für die Wissensintensität eines 
Wirtschaftssystems dar. 


A 2 INNOVATION UND PRODUKTIVITÄT IN ALLEN EU-LÄNDERN STÄRKEN 

Die EU-Staaten sind durchschnittlich weniger produktiv und auch deutlich heterogener 
als die US-Bundesstaaten - trotz hohen Mitteleinsatzes aus den EU-Strukturfonds. Wäh- 
rend die skandinavischen Länder am oberen Ende der Produktivitätsverteilung liegen und 
das angestrebte Drei-Prozent-Ziel überschreiten, liegt die FuE-Intensität in den weniger 
produktiven südeuropäischen Staaten bei weniger als der Hälfte dieses Wertes. Dies ist 
vor allem auf die geringen privatwirtschaftlichen Investitionen in FuE zurückzuführen. 
Angesichts der hohen Heterogenität der Länder scheint eine allgemeinverbindliche Vor- 
gabe einer Drei-Prozent-Quote nicht zielführend. Vielmehr sollten die zurückliegenden 
Länder im Rahmen einer nationalen Innovationsstrategie umsetzbare und messbare Ziele 
definieren. Zudem sollten sie durch eine breitere Differenzierung des Ausbildungssystems, 
eine stärkere Zusammenarbeit zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen, den 
Aufbau effizienter Verwaltungsstrukturen und die Verbesserung institutioneller Rahmen- 
bedingungen ihre Wettbewerbsfähigkeit erhöhen und ausländische Investoren attrahieren. 
Der zielgerichtete Einsatz der EU-Strukturfonds-Mittel sollte regelmäßig überprüft werden. 
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AnRAKTIVITÄT DES FUE-STANDORTS DEUTSCHLAND WEITER VERBESSERN A 3 

Deutschland hat erfolgreiche Modemisierungsstrategien für das verarbeitende Gewerbe 
entwickelt. Gleichzeitig weist es aber Defizite im Bereich international zunehmend be- 
deutsamer Spitzentechnologiefelder auf und befindet sich inzwischen im „Zangengriff 1 
zwischen Aufstiegsländern und klassischen Spitzentechnologieproduzenten. Im Zuge der 
zunehmenden Globalisierung von FuE werden attraktive innovationspolitische Rahmen- 
bedingungen immer wichtiger, um Anreize für FuE-Investitionen zu schaffen bzw. die 
Abwanderung von FuE zu verhindern. Ausländische Unternehmen haben in der Vergangen- 
heit erhebliche FuE-Investitionen in Deutschland getätigt. Der Forschungsstandort Deutsch- 
land sollte aber durch die weitere Verbesserung der Rahmenbedingungen für Forschung 
und Innovation (F&I) gestärkt werden. Die in den letzten Gutachten angemahnte steuer- 
liche FuE-Förderung muss dringend in Angriff genommen werden. Außerdem sollte 
sichergestellt werden, dass die Auslandsengagements öffentlich finanzierter Forschungs- 
einrichtungen zu einem adäquaten Wissensrückfluss führen. 


DIE ENERGIEWENDE ALS CHANCE FÜR INNOVATIONEN BEGREIFEN A4 

Die im Frühsommer 2011 beschlossene Energiewende sieht parallel zum Ausstieg aus 
der Kernenergie auch die reduzierte Nutzung fossiler Energieträger und den verstärkten 
Ausbau erneuerbarer Energiequellen vor. Die Energiewende bietet für Deutschland als 
Hochtechnologieland interessante wirtschaftliche Perspektiven. So haben deutsche Unter- 
nehmen derzeit ausgezeichnete Chancen, sich erfolgreich auf dem Weltmarkt im Bereich 
zukunftsfahiger Energieversorgungstechnologien zu positionieren. Um das vorliegende 
Potenzial in echte Innovationsführerschaft umzusetzen, bedarf es eines engagierten, koor- 
dinierten Einsatzes aller Akteure. Die Expertenkommission hat in einigen Bereichen des 
außeruniversitären Forschungssystems eine schnelle Reaktion auf die Energiewende iden- 
tifiziert. Die Bundesministerien stehen in der Pflicht, ihre Mittelvergabe für die Ener- 
gieforschung transparent zu gestalten und konsequent auf die neuen Herausforderungen 
auszurichten. Zentrale Aufgabe der kommenden Jahre wird es sein, die Energie-, Um- 
welt- und Innovationspolitik deutlich besser als bisher abzustimmen, um die positiven 
Effekte der Energiewende optimal zur Wirkung kommen zu lassen und volkswirtschaft- 
liche Verluste zu vermeiden. 
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KERNTHEMEN 

B 1 FORSCHUNG AN HOCHSCHULEN 

Hochschulen sind eine bedeutende Säule des deutschen F&I-Systems. Eine Vielzahl von 
Reformen und die Einführung neuer Programme haben die Hochschulen in den letzten 
Jahren vor große Herausforderungen gestellt. Diese mussten zudem vor dem Hinter- 
grund schrumpfender Mittel bewältigt werden. Erst seit 2006 ist hier wieder ein Auf- 
wärtstrend zu beobachten, der zu einem großen Teil auf einen deutlichen Zuwachs an 
Drittmitteln zurückzuführen ist. 

Die Exzellenzinitiative hat eine Differenzierung der deutschen Hochschullandschaft forciert. 
Zum einen wurde die internationale Sichtbarkeit der geförderten Universitäten erhöht. 
Zum anderen wurde im Rahmen der Exzellenzinitiative auch eine inhaltliche Differen- 
zierung angestoßen bzw. verstärkt. 

Trotz zahlreicher Positiventwicklungen, auch in den Bereichen Hochschulautonomie und 
Besoldungsrecht, sieht die Expertenkommission immer noch erheblichen Handlungsbedarf: 

- Die Expertenkommission betont die Notwendigkeit einer Korrektur der Föderalismus- 
reform I - der Bund muss Hochschulen wieder institutionell (als Einrichtungen) för- 
dern dürfen. Dazu ist eine Änderung des Art. 91b Grundgesetz erforderlich. 

- Die Regelungen der Initiative Wissenschaftsfreiheitsgesetz sollten in enger Zusammen- 
arbeit mit den Bundesländern auch für die Hochschulen übernommen werden, um deren 
Autonomie zu stärken. Dies ist zudem eine wichtige Voraussetzung dafür, die horizontale 
und vertikale Differenzierung im Hochschulsystem voranzubringen. 

- Auch wenn die wachsende Verfügbarkeit von Drittmitteln positive Konsequenzen hat, 
sieht die Expertenkommission die derzeitige Finanzierungsstruktur der Hochschulen als 
nicht ausgewogen an. Die Grundfinanzierung der Hochschulen muss gestärkt werden. 
Die Stiftungsfinanzierung sollte vom Gesetzgeber weiter erleichtert werden. 

- Autonomie und finanzielle Spielräume müssen auch genutzt werden. Hier stehen die 
Hochschulen selbst in der Pflicht. Die Professionalisierung der Hochschulen sowie die 
Reduktion administrativer Tätigkeiten für Wissenschaftler an Hochschulen zugunsten 
der Forschung sind voranzutreiben. 

- Karrieren in der öffentlichen Forschung und insbesondere an Hochschulen sind in 
Deutschland nicht gut planbar. In Ergänzung zu den Juniorprofessuren sollte vennehrt 
auf Tenure Track-Modelle gesetzt werden. Die Zahl der W2- und W3-Professuren 
ist zu erhöhen, um dem wissenschaftlichen Nachwuchs eine Perspektive zu bieten. 

- Grundlagenforschung an Hochschulen darf nicht stromlinienförmig auf Anwendungs- 
belange ausgerichtet werden. Wo sich aber Anwendungsmöglichkeiten abzeichnen, sollten 
diese auch konsequent von den Hochschulen gefördert werden. 

- Wichtige im Rahmen der Exzellenzinitiative angestoßene Forschungsinitiativen und neu 
aufgebaute institutioneile Einrichtungen der Hochschulen sollten fortgeführt werden, 
um den langfristigen Erfolg der Maßnahmen nicht zu gefährden. Hierzu bedarf es geeig- 
neter politischer Konzepte. Neue Formen der Kooperation zwischen Hochschulen und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen müssen weiter erprobt werden. Sollte die 
institutionelle Förderung der Hochschulen durch den Bund wieder erleichtert werden, 
ist auch die Einrichtung von Bundesuniversitäten ernsthaft zu prüfen. 
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FACHKRÄFTEMANGEL UND INNOVATION B2 

Der demografische Wandel und die Wissensintensivierung in der Wirtschaft stellen Deutsch- 
land vor große Herausforderungen. Beide Aspekte verändern nachhaltig den Qualifika- 
tionsbedarf der Wirtschaft und fuhren zu strukturellen Veränderungen am Fachkräftemarkt. 

Es muss mit einer Verknappung in wachstumsorientierten Berufsfeldem bei gleichzeitigem 
Überangebot in anderen Berufsfeldem gerechnet werden. Gut ausgebildete und passend 
qualifizierte Fachkräfte sichern jedoch die langfristige Innovations- und Wettbewerbsfähig- 
keit Deutschlands. Die daraus resultierenden Herausforderungen müssen zügig und mit 
Nachdruck angegangen werden. Ansatzpunkte liefern die Aus- und Weiterbildungspolitik 
zur Anpassung der Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte, betriebliche Maßnahmen zur 
Erhaltung wertvoller Qualifikationen älterer Arbeitnehmer, eine bessere Ausschöpfung „stil- 
ler Reserven“ und der dort schlummernden Qualifikationspotenziale und eine Migrations- 
politik zur Einbeziehung internationaler Qualifikationsreserven. Die Expertenkommission 
wendet sich daher mit diesen Empfehlungen an die jeweiligen Akteure: 

- Die deutsche Bildungspolitik muss verstärkt darauf ausgerichtet werden, die vertikale 
und horizontale Durchlässigkeit zu erhöhen. 

- Im Zuge zurückgehender Schülerzahlen müssen die Stärken des Berufsbildungssystems 
besser herausgearbeitet und seine Attraktivität über eine Erhöhung der vertikalen Mobi- 
lität verbessert werden. Dies setzt auch voraus, dass die Hochschulen zukünftig ihre 
Profile stärker schärfen und sich manche Hochschulen dieser Aufgabe verstärkt annehmen. 

- Hochschulen müssen zukünftig verstärkt ihre jeweiligen komparativen Vorteile heraus- 
arbeiten und sich mit einer entsprechenden Definition ihrer individuellen „Rolle und 
Mission“ adäquat im Wettbewerb positionieren. Dabei werden horizontale Differenzie- 
rungen in Zukunft wichtiger. Das Spektmm ist weit und muss mit unterschiedlichen 
Finanzierungsmöglichkeiten abgestimmt werden. 

- Die Bildungspolitik sollte mit geeigneten Finanzierungsanreizen und Experimentierklau- 
seln die Entwicklung und Implementierung neuer, starker Hochschulprofile unterstützen. 

- Ein besonderes Augenmerk müssen alle Beteiligten auf die Erhöhung der Attraktivi- 
tät innovations- und wachstumsförderlicher Studiengänge, insbesondere der Ingenieur- 
wissenschaften, richten. Eine wichtige Zielgruppe sind dabei vor allem Frauen. Hoch- 
schulen müssen mit ihren Studienbedingungen und Unternehmen mit der Ausgestaltung 
ihrer Arbeitsplätze die Attraktivität entsprechender Studiengänge erhöhen. 

- Das Weiterbildungssystem ist so weiterzuentwickeln, dass insbesondere bisher unter- 
repräsentierte Arbeitnehmergruppen verstärkt an Weiterbildung teilnehmen. 

- Am Arbeitsmarkt müssen Bemühungen um eine bessere Integration ausländischer Arbeit- 
nehmer auf allen Qualifikationsstufen verstärkt werden. Begrüßt werden Verbesserun- 
gen der Zuwanderungsregelungen für gut qualifizierte und für an einer Ausbildung 
teilnehmende Ausländer. Wichtig ist auch ein stärkeres Werben um die besten aus- 
ländischen Absolventen. Diese Aktivitäten müssen von Maßnahmen flankiert werden, 
die in der Bevölkerung das Verständnis für die Notwendigkeit von Migration und die 
Bereitschaft zur Integration verbessern. 

- Durch eine konzertierte Aktion muss das Qualifikationspotenzial von Frauen in der soge- 
nannten „stillen Reserve“ besser ausgeschöpft werden. Frauen muss zukünftig stärker ver- 
mittelt werden, dass sie auch mit Kindern in der Arbeitswelt gebraucht werden und will- 
kommen sind. Männern muss nachdrücklicher vermittelt werden, dass sie zukünftig stärker 
bei der Kindererziehung und Familienarbeit gefordert sind. Steuerliche Regelungen 
wie das Ehegattensplitting und Sozialleistungen wie das geplante Betreuungsgeld, die 
vornehmlich für Frauen Anreize schaffen, keiner oder nur einer geringen Berufstätig- 
keit nachzugehen, wirken sich schädlich auf den Innovationsstandort Deutschland aus. 
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B 3 WACHSTUMSBEDINGUNGEN UND WACHSTUMSHEMMNISSE 
JUNGER UNTERNEHMEN 

Die Zahl derUntemehmensgründungen in Deutschland insgesamt sowie in der wissensbasier- 
ten Wirtschaft im Speziellen ist im internationalen Vergleich relativ gering. Junge Unternehmen 
in Deutschland sind in der Regel nicht ausreichend finanziert. Zudem gelingt es nur selten, 
junge Unternehmen, die zwar ein tragfahiges Geschäftsmodell haben, aber durch externe 
Ursachen vorübergehend in Liquiditätsschwierigkeiten geraten sind, zu sanieren. Daher 
spricht sich die Expertenkommission für folgende Maßnahmen aus: 

- Die Rechtsfonn einer europäischen GmbH sollte schnellstmöglich eingeführt werden. 
Unternehmen könnten dann in allen Mitgliedsstaaten unter dem gleichen Rechtsrah- 
men für die Gründung und den Betrieb von Unternehmen agieren, was den Aufwand 
für eine internationale Geschäftstätigkeit erheblich senken würde. 

- Das deutsche Insolvenzrecht sollte stärker auf die Sanierung und Weiterführung von 
Unternehmen ausgerichtet werden. 

- Die derzeitige Rechtsunsicherheit bezüglich der Einordnung der Tätigkeit von Wagnis- 
kapitalgesellschaften muss beendet werden. Es sollte ein verbindlicher Rechtsrahmen 
geschaffen werden, der Wagniskapitalgesellschaften als vermögensverwaltend definiert. 

- Es sollten steuerliche Anreize gesetzt werden, um private Einlagen in Wagniskapital- 
fonds zu fördern. 

- Die restriktive Behandlung von Verlustvorträgen muss aufgehoben werden, um die Bereit- 
schaft von Wagniskapitalgebern zu erhöhen, in deutsche technologiebasierte Unter- 
nehmensgründungen zu investieren. 

- Der aktuelle Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Verordnung, die europa- 
weit einheitliche Regelungen für die Vennarktung von Risikokapitalfonds vorsieht, 
stellt eine Chance für die deutsche Politik dar, die Rahmenbedingungen für Wagnis- 
kapital neu zu ordnen. Nach über zehn Jahren des Zögerns und der Misserfolge in 
diesem Politikbereich ist jetzt konsequentes Handeln gefragt. 


B 4 ÖKONOMISCHE BEWERTUNG STAATLICHER FUE-FÖRDERUNG 

Langfristiges Wachstum und eine nachhaltige Steigerung der Produktivität lassen sich 
nur durch ein hohes Niveau an FuE-Investitionen realisieren. In den letzten zehn Jahren 
wurde in vielen Staaten durch gezielte staatliche Fördermaßnahmen eine besonders expan- 
sive Dynamik von FuE in der Wirtschaft unterstützt. Hierzulande fließt der überwiegen- 
de Teil der staatlichen FuE-Ausgaben weiterhin in die öffentliche Forschung, während 
der Beitrag des Staates zur Finanzierung von privat durchgeführten FuE-Aktivitäten ver- 
gleichsweise gering ausfällt. 

Eine Form der staatlichen FuE-Förderung, die in der Mehrheit der OECD- und EU-Mit- 
gliedsstaaten besteht, ist die steuerliche FuE-Förderung. Obwohl verschiedene Evalua- 
tionsstudien belegen, dass eine steuerliche FuE-Förderung eine Ausweitung der privaten 
FuE-Ausgaben bewirkt, macht Deutschland bislang von dieser Form der Förderung keinen 
Gebrauch. 
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Knappe staatliche Fördermittel müssen effizient und effektiv eingesetzt werden. Da es 
bislang an einer systematischen Wirkungsanalyse in der Innovationsforschung fehlt, stellt 
sich die Frage nach einer effektiven Überprüfbarkeit öffentlicher Fördermaßnahmen. Die 
Expertenkommission kommt daher zu den folgenden Empfehlungen: 

- Die Politik sollte endlich die längst überfällige steuerliche FuE-Förderung einführen, 
um kleinen und mittelständischen Unternehmen die Durchführung von FuE-Projek- 
ten finanziell zu erleichtern und um die Attraktivität des FuE-Standortes Deutschland 
im internationalen Wettbewerb weiter zu stärken. 

- Fördennaßnahmen der F&I-Politik sind grundsätzlich entsprechend wissenschaftlichen 
Standards zu evaluieren. Der Aufbau einer verlässlichen und kohärenten Dateninfra- 
struktur, mithilfe derer die Auswirkungen öffentlicher Forschung dokumentiert werden 
können, muss schnell vorangetrieben werden. 


HERAUSFORDERUNG CHINA B5 

China ist innerhalb weniger Jahre zu einer der größten Wirtschafts- und Wissenschafts- 
nationen aufgestiegen. Die chinesische Regierung verfolgt eine offensive Innovations- 
strategie, die das Land noch vor 2020 zu einem weltweit führenden Innovationsstandort 
machen soll. Chinas Aufstieg stellt das deutsche Wirtschafts- und Forschungssystem vor 
große Herausforderungen: Insbesondere durch die staatsdirigistische Einflussnahme auf 
Unternehmen und Forschungseinrichtungen erobert China immer mehr Kompetenzfelder, 
die für Deutschland traditionell von großer Bedeutung sind. Die Situation wird dadurch 
verschärft, dass die chinesische Regierung den Marktzugang für ausländische Unterneh- 
men u.a. von deren Bereitschaft abhängig macht, ihre Produktion und FuE- Aktivitäten 
nach China zu verlagern. Zugleich werden ausländische Unternehmen durch die Schwäche 
der chinesischen Patentgerichtsbarkeit sowie die Praxis der Standardsetzung benach- 
teiligt. Der chinesischen Führung ist es auf diesem Wege zwar gelungen, den Technologie- 
rückstand des Landes massiv zu verringern. Um die Kooperation zukünftig ausgewogen 
und zum beiderseitigen Vorteil auszubauen, müssen die Rahmenbedingungen jedoch 
verlässlicher und zum gleichzeitigen Vorteil Chinas und Deutschlands gestaltet werden. 

Vor diesem Hintergrund spricht die Expertenkommission folgende Empfehlungen aus: 

- Die Weiterentwicklung des chinesischen Innovationssystems und die Qualität der Zu- 
sammenarbeit Chinas mit ausländischen Partnern sind entscheidend von der Entwicklung 
des Patentsystems und einem funktionierenden System des Schutzes geistigen Eigen- 
tums abhängig. Die Bundesregierung sollte die Fortschritte beim Schutz des geistigen 
Eigentums in China kontinuierlich verfolgen und regelmäßig darüber berichten. 

- Die Expertenkommission sieht auf dem Gebiet der Entwicklung von Normen und 
Standards einen wichtigen Ansatzpunkt, um Innovationsprojekte in beiden Ländern 
partnerschaftlich voranzutreiben. 

- Das Bundeskanzleramt, die Leitungen der jeweils zuständigen Bundesministerien und 
der Wissenschaftseinrichtungen sowie die Beratungsgremien der Bundesregierung soll- 
ten in regelmäßigen Intervallen abgestimmte Strategien formulieren, um auf die Heraus- 
forderung China angemessen zu reagieren. 

- Bei der Ausbildung von künftigen Führungskräften im Bereich der Ingenieur- und Natur- 
wissenschaften und in den Rechts- und Wirtschaftswissenschaften sollte stärker auf die 
frühzeitige Förderung von Asienkompetenz (speziell Chinakompetenz) geachtet werden. 
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- Die Expertenkommission empfiehlt eine stärkere Koordination der Außenwissenschafts- 
politik gegenüber China, um die Sichtbarkeit deutscher Forschungseinrichtungen zu 
erhöhen. Ein zu großzügiger Transfer von wissenschaftlichen Ergebnissen in anwen- 
dungsnahe Bereiche aber ist zu vermeiden. 

- Nach Ansicht der Expertenkommission wird in China - und nicht in Deutschland - 
ein Leitmarkt im Bereich Elektromobilität entstehen. Deutschland hat aber die Chance, 
sich als einer der zentralen Technologie-Anbieter auf diesem Markt zu etablieren. Um 
dies zu erreichen, ist die Entwicklung einer abgestimmten Strategie zwischen deutscher 
Industrie, staatlichen Stellen und Forschungseinrichtungen - etwa durch die Nationale 
Plattform Elektromobilität - sinnvoll. 
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A AKTUELLE ENTWICKLUNGEN UND 
HERAUSFORDERUNGEN 


A 1 FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG - UBER DAS 
DREI-PROZENT-ZIEL HINAUSDENKEN 


Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung (FuE) 
in Deutschland haben 2010 einen neuen Höchststand 
erreicht. Mit Aufwendungen in Höhe von 69,7 Milli- 
arden Euro hat die deutsche Volkswirtschaft ihre In- 
vestitionen in FuE gegenüber dem Vorjahr um 4,3 
Prozent gesteigert. Die FuE-Intensität, also der An- 
teil der Ausgaben für FuE am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP), erreicht damit 2,82 Prozent. Deutschland rückt 
somit dem vom Europäischen Rat in Barcelona formu- 
lierten Drei-Prozent-Ziel näher. 1 

Der Wirtschaftssektor hat im Jahr 2010 46,9 Milli- 
arden Euro für FuE aufgewendet - das waren 3,7 
Prozent mehr als 2009. Die einzelnen Branchen ent- 
wickelten sich unterschiedlich: So stiegen die FuE- 
Ausgaben im Kraftfahrzeugbau um 7,2 Prozent und 
im Luft- und Raumfahrzeugbau sogar um 22 Pro- 
zent. In der pharmazeutischen und in der chemi- 
schen Industrie sanken sie dahingegen um 4,1 bzw. 
2,3 Prozent. 2 

Die aktuellen FuE-Zahlen sind ein gutes Zwischen- 
ergebnis auf dem Weg zum Drei-Prozent-Ziel, selbst 
wenn die in Barcelona für das Jahr 2010 vereinbar- 
te Zielmarke um 4,7 Milliarden Euro verfehlt wurde. 
Die Lücke ist nicht unbeträchtlich, angesichts der 
Steigerungen der staatlichen und privaten FuE-Aus- 
gaben in den letzten Jahren kann aber von einem 
eindeutigen, positiven Trend gesprochen werden. 
Mehrjährige Zuwächse der Ausgaben für FuE haben 
die in den 1990er Jahren einsetzende und bis etwa 
2005 andauernde Forschungsflaute in Deutschland 
abgelöst. 

Andere Länder wie Finnland, Schweden, Japan und 
Korea haben die Drei-Prozent-Marke schon lange 


hinter sich gelassen. 3 Deutschland zählt sich zu den 
führenden Wirtschafts- und Innovationsnationen und 
sollte sich daher in Zukunft weniger am Drei-Pro- 
zent-Ziel oder an durchschnittlichen FuE-Ausgaben 
aller OECD-Länder als vielmehr an der FuE-Inten- 
sität der weltweiten Spitzengruppe orientieren. Das 
von der Bundesregierung aktuell vorgegebene Ziel, 
national bis zum Jahr 2015 3 Prozent des BIP für 
FuE 4 aufzuwenden, ist in diesem Kontext wenig am- 
bitioniert. Nicht zur Spitzengruppe der Länder auf- 
zuschließen, birgt hohe volkswirtschaftliche Risiken. 

Auch wenn nicht alle wirtschaftlichen Erfolge auf 
FuE-Tätigkeiten und daraus hervorgehende Innovati- 
onen zurückzuführen sind, so haben diese doch zen- 
tral dazu beigetragen, dass Deutschland nach wie vor 
im internationalen Wettbewerb als führender Wirt- 
schaftsstandort bestehen kann. Der Exporterfolg deut- 
scher Unternehmen wird maßgeblich bestimmt durch 
Kapitalgüter (Maschinen und Anlagen), Kraftfahr- 
zeuge, chemische Produkte und damit verbundene 
Dienstleistungen. Dieses Spezialisierungsmuster er- 
weist sich seit den 1990er Jahren als besonders effek- 
tiv, da es deutschen Unternehmen erlaubt, von der 
in den aufstrebenden Schwellenländern wachsenden 
Nachfrage nach hochwertigen Industrie- und Kon- 
sumgütem zu profitieren. 5 

Allerdings entstehen gerade in diesen Ländern auch 
neue Wettbewerber. Derzeit ist unklar, wie sich dieser 
Wettbewerb und die internationalen Spezialisierungs- 
muster entwickeln werden. Einige der Schwellenlän- 
der, insbesondere China, können inzwischen sowohl 
mit niedrigen Lohnkosten als auch mit innovativen 
Unternehmen und leistungsfähigen Wissenschafts ein- 
richtungen aufwarten. Solche Entwicklungen haben 
in der Vergangenheit, so im Kontext des wirtschaft- 
lichen Aufstiegs Koreas und Japans in den 1960er 
und 1970er Jahren, Anlass zu der Befürchtung gege- 
ben, Deutschlands Wettbewerbsposition könne sich 
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verschlechtern. Insgesamt führten die zunehmende 
internationale Arbeitsteilung sowie die Ausweitung 
des Handels damals für alle beteiligten Länder zu 
einer Zunahme des Wohlstands. 6 Eine positive Ent- 
wicklung ist aber kein Automatismus - eine wett- 
bewerbsfähige Position kann Deutschland im neuen 
globalen Wettbewerb nur erlangen oder erhalten, wenn 
das deutsche Innovationssystem ständig neues Wis- 
sen generiert, neue Impulse flexibel aufnimmt und 
in Innovationen im Markt umsetzt. 

Die Branchen, in denen Deutschland besonders starke 
Exportleistungen erbringt, sind innovativ und for- 
schungsintensiv. 7 Die nationale FuE-Intensität stellt 
aus Sicht der Expertenkommission kein perfektes, 
aber ein sinnvolles Maß für die Wissensintensität 
eines Wirtschaftssystems dar. Aus wissenschaftlicher 
Sicht ergibt sich also - trotz bemerkenswerter Inno- 
vationsbeiträge aus Branchen mit niedriger FuE- 
Intensität - keine Notwendigkeit, den Indikator der 
FuE-Ausgaben als wichtige Messgröße der Politik in 
Frage zu stellen. Somit sind auch die Drei-Prozent- 
Marke für 2015 und eine neue Zielmarke für die 
Folgejahre wichtige Meilensteine für Deutschland, 
an denen sich Politik und Wirtschaft messen las- 
sen können. 


A 2 INNOVATION UND PRODUKTIVITÄT IN ALLEN 
EU-LÄNDERN STÄRKEN 


Die aktuelle Schuldenkrise hat deutlich vor Augen 
geführt, dass die Mitgliedsländer der Europäischen 
Union eine sehr unterschiedliche Wirtschaftskraft auf- 
weisen. Die EU-Staaten sind nicht nur insgesamt 
weniger produktiv als die Vereinigten Staaten. Das 
Produktivitätsniveau der EU-27-Länder liegt aktuell 
im Schnitt bei knapp 80 Prozent des US-amerika- 
nischen Niveaus. Die europäischen Mitgliedsländer 
sind im Vergleich auch deutlich heterogener als die 
Bundesstaaten der USA. 8 Dies stellt die Europäische 
Union vor besondere Herausforderungen, die mit- 
telfristig nicht alleine durch währungs- und finanz- 
politische Maßnahmen zu bewältigen sind. 

Die vergangenen Jahrzehnte waren von einem Kon- 
vergenzprozess zwischen Europa und den USA ge- 
kennzeichnet, der sich seit den 1990er Jahren jedoch 
abgeschwächt und zum Teil wieder umgekehrt hat. 


Noch in den 1970er Jahren lag das Produktivitäts- 
niveau der kontinentaleuropäischen Staaten um 30 
Prozent hinter dem der Vereinigten Staaten zurück. In 
der Folgezeit gelang es ihnen, diesen Abstand konti- 
nuierlich zu verringern und Mitte der 1990er Jahre 
die Vereinigten Staaten sogar zu überholen. Seitdem 
hat sich das Produktivitätswachstum jedoch wieder 
verlangsamt, so dass das Produktivitätsniveau heute 
wieder um 10 Prozent hinter dem der Vereinigten 
Staaten zurückliegt. Ganz ähnlich war die Entwick- 
lung in den skandinavischen Ländern. Die südeuropä- 
ischen Länder hingegen, die zunächst ebenfalls auf- 
geholt hatten, erleben seit Mitte der 1990er Jahre 
wieder einen deutlichen Rückgang der Produktivi- 
tätsentwicklung und liegen inzwischen bei lediglich 
zwei Drittel des Produktivitätsniveaus der Vereinig- 
ten Staaten. Die neuen Mitgliedsstaaten schließlich 
haben sich von einem niedrigeren Ausgangsniveau 
Anfang der 1990er Jahre auf inzwischen rund 40 
Prozent des US-amerikanischen Produktivitätsni- 
veaus verbessert. 9 

Diese Heterogenität der Wirtschaftskraft der einzel- 
nen Mitgliedsstaaten ist vor allem deshalb besonders 
bedenklich, weil sie von großer Beharrlichkeit ist. 
Seit 1975 gibt es in der Europäischen Union den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und 
seit 1994 den Kohäsionsfonds zur Förderung struk- 
turschwacher Regionen (die sogenannten Konver- 
genzregionen). Trotz des hohen Mitteleinsatzes von 
insgesamt über 800 Milliarden Euro seit 1994 haben 
sich die Einkommensunterschiede, als weiteres Maß 
für Produktivitätsunterschiede, zwischen den einzel- 
nen Mitgliedsstaaten in den letzten 15 Jahren nicht 
substanziell verringert. 10 Ein gängiges Maß zur Er- 
fassung der Einkommensheterogenität weist für die 
EU-27-Staaten den dreifachen Wert verglichen mit 
dem für die Vereinigten Staaten aus. Sowohl für 
Europa wie für die USA ist die Heterogenität 11 inner- 
halb der jeweiligen Region in den letzten 15 Jahren 
nahezu unverändert geblieben. So wenig es die euro- 
päischen Länder also als Ganzes geschafft haben, 
zu den Vereinigten Staaten aufzuschließen, so wenig 
erfolgreich waren gleichzeitig die Bemühungen, die 
innereuropäischen Unterschiede in der wirtschaftli- 
chen Entwicklung nachhaltig zu reduzieren. 

Auch in der Innovationstätigkeit der einzelnen Länder 
spiegelt sich diese Heterogenität wider. Um die Inno- 
vationskraft des EU-Raums insgesamt zu steigern, 
strebt die Europäische Union eine FuE-Intensität 
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von 3 Prozent des BIP in jedem Mitgliedsland an. 
Davon sollen zwei Drittel von der privaten Wirt- 
schaft und ein Drittel vom öffentlichen Sektor finan- 
ziert werden. Aktuell liegen die FuE-Ausgaben 
im EU-Schnitt bei unter 2 Prozent. Hinter dieser 
Durchschnittszahl verbergen sich jedoch weit diver- 
gierende Forschungs- und Entwicklungsanstrengun- 
gen. Zur Spitzengruppe zählen die skandinavischen 
Länder, Deutschland und Österreich mit über bzw. 
knapp unter 3 Prozent. Mit Abstand folgen Frank- 
reich, Slowenien, Belgien, die Niederlande, Irland, 
Großbritannien, Luxemburg und Estland (durch- 
schnittlich rund 2 Prozent). Als moderate Innova- 
toren gelten die süd- und osteuropäischen Staaten 
(durchschnittlich gut 1 Prozent), während Litauen, 
Polen, Malta, die Slowakei, Bulgarien, Lettland, 
Zypern und Rumänien die Schlussgruppe der Innova- 
toren bilden (unter 1 Prozent). 12 Damit investieren 
die süd- und osteuropäischen Staaten durchschnitt- 
lich in Relation weniger als die Hälfte in Forschung 
und Entwicklung als die Spitzengruppe. Ein ganz 
ähnliches Bild zeigt sich, wenn man die Zahl der 
Forscher und das FuE-Personal oder aber die Zahl 
der Patentanmeldungen miteinander vergleicht. 13 

Im EU-Schnitt werden tatsächlich, wie angestrebt, 
ein Drittel der FuE-Ausgaben vom Staat und zwei 
Drittel von privaten Unternehmen finanziert. Auf- 
fällig ist aber, dass die Staaten mit dem höchsten 
FuE-Anteil am BIP den geringsten Anteil staatlich 
finanzieren. In den skandinavischen Ländern und 
Deutschland liegt der Anteil der staatlich finanzier- 
ten FuE-Ausgaben bei rund einem Viertel. 14 Einen 
besonders hohen staatlichen Anteil weisen hinge- 
gen Länder aus, die insgesamt eine sehr geringe 
FuE-Quote haben, wie z.B. die neuen Mitgliedsstaa- 
ten und Griechenland, wo staatliche FuE-Ausgaben 
rund die Hälfte (und mehr) der gesamten FuE-Aus- 
gaben ausmachen. In diesen Ländern ist also vor 
allem bei den Unternehmensinvestitionen in FuE 
ein Defizit zu konstatieren. Die wenigen Investiti- 
onen, die von privater Hand getätigt werden, gehen 
zum allergrößten Teil auf ausländische multinationale 
Unternehmen zurück. Insbesondere in den neuen 
Mitgliedsstaaten sind multinationale Unternehmen 
für durchschnittlich die Hälfte der privaten FuE -Aus- 
gaben verantwortlich. 15 Dementsprechend überrascht 
auch nicht, dass in den neuen Mitgliedsstaaten ein 
erhebliches Produktivitätsgefälle zwischen den Unter- 
nehmen in ausländischer Hand und den einheimi- 
schen privaten Unternehmen zu beobachten ist. 16 


In der aktuellen Situation, in der Währungsanpas- 
sungen zur Steigerung der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit der weniger produktiven Länder im 
Euro-Raum nicht mehr zur Verfügung stehen, muss 
das Augenmerk vermehrt auf realwirtschaftliche Maß- 
nahmen gerichtet werden, die der Verbesserung der 
Produktivität dienen. 17 Diese müssen jedoch direkt 
in den Ländern ansetzen, die am unteren Rand der 
Produktivitätsverteilung liegen. Bisher ist die euro- 
päische Politik mit diesem Anliegen gescheitert. In 
den südeuropäischen Regionen dominieren nach wie 
vor Industrien mit geringer Wertschöpfung, die ange- 
sichts der Steigerungen der Lohnstückkosten in diesen 
Regionen bei aktuellen Wechselkursen weltweit nicht 
mehr konkurrenzfähig sind. Zudem sind die Unter- 
nehmen in diesen Regionen üblicherweise weniger 
innovativ als vergleichbare Unternehmen in ande- 
ren europäischen Ländern. 

Aus den in den neuen Mitgliedsstaaten gemachten 
Beobachtungen könnte man schlussfolgern, dass 
den ausländischen Direktinvestitionen eine beson- 
dere Rolle zukommt, um die Innovationskraft in die- 
sen Regionen zu stärken, einerseits direkt durch den 
Transfer von Kapital und Know-how, andererseits 
indirekt durch den Wettbewerbsdruck, der dadurch 
für die einheimischen Unternehmen entsteht. Aller- 
dings ist eine gewisse Skepsis angebracht, ob dieser 
Weg auch für südeuropäische Länder wie Griechen- 
land erfolgreich sein könnte. Die über dem Pro- 
duktivitätszuwachs liegenden Lohnsteigerungen der 
letzten Jahre machen Direktinvestitionen in den süd- 
europäischen Ländern unattraktiv. 18 Dies gilt umso 
mehr, wenn es an qualifizierten Facharbeitern und 
an attraktiven Kooperationspartnern in lokalen For- 
schungseinrichtungen fehlt. Diese würden es den Un- 
ternehmen erlauben, gemeinsam mit einheimischen 
Partnern neue Technologien zu entwickeln. Nicht 
zuletzt machen die nun notwendigen Sparmaßnah- 
men und der dadurch implizierte Konsumrückgang 
eine Investition aus Markterschließungsgründen in 
vielen südeuropäischen Regionen wenig attraktiv. 

Infrastrukturmaßnahmen im Bildungsbereich kommt 
deshalb eine besondere Bedeutung zur Steigerung der 
Innovationskraft zu. In den südeuropäischen Staaten 
würde eine breitere Differenzierung des Ausbildungs- 
systems mit stärkerer Fokussierung auf technische 
Hochschulen, aber auch Berufsbildungszentren das 
Innovationsumfeld maßgeblich verbessern. Darüber 
hinaus gilt es, die Zusammenarbeit zwischen den 
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Bildungs- und Forschungseinrichtungen einerseits 
und dem Untemehmenssektor andererseits zu ver- 
bessern, um die schwach ausgeprägte Innovations- 
tätigkeit im Unternehmenssektor zu steigern. Eine 
erfolgreiche nationale oder europäische Förderung 
des Wissens- und Technologietransfers in diesen 
Ländern setzt jedoch eine Stärkung des nationa- 
len Wissenschaftssystems voraus. Zielsetzung muss 
schließlich sein, eine nationale Innovationsstrategie 
zu entwickeln, die umsetzbare und messbare Ziele 
definiert. Vorgaben wie das eingangs beschriebene 
Drei-Prozent-Ziel für FuE-Ausgaben EU-weit sind 
für Länder, die bisher bei weniger als der Hälfte 
dieser Marke liegen, wenig hilfreich und sollten 
durch realistischere Ziele ersetzt werden. 

Effizientere Verwaltungsstrukturen und Entbürokrati- 
sierung, wie z.B. der Abbau von komplizierten Pla- 
nungs- und Genehmigungsverfahren, könnten dazu 
beitragen, Innovationen erfolgreich zu kommerziali- 
sieren. Sie sind auch Voraussetzung dafür, dass die 
von der EU bereitgestellten Mittel aus den Struk- 
turfonds zielführend und nachhaltig eingesetzt wer- 
den. Schon bei der Mittelvergabe an strukturschwa- 
che Regionen muss darauf geachtet werden, dass 
die Mittel zu einer Produktivitätssteigerung beitra- 
gen. Unabdingbar dabei ist es, die zweckkonforme 
Mittelverwendung durch ein geeignetes Monitoring 
durch die EU zu sichern. 

Schließlich muss das institutioneile Umfeld verbessert 
werden. Der Korruptionsindikator von Transparency 
International deutet darauf hin, dass in einigen süd- 
europäischen Regionen Korruption weiterhin ein 
massives Problem darstellt. 19 Und auch bei Indika- 
toren, die das institutionelle Umfeld für Unterneh- 
men insgesamt bewerten, schneiden einige dieser 
Regionen bedenklich schlecht ab. 20 Ohne die not- 
wendige Rechtssicherheit und unterstützende ins- 
titutionelle Rahmenbedingungen sind ausländische 
Investoren nicht zu gewinnen und einheimische 
Investoren nicht davon zu überzeugen, ihr Kapital 
in regionale Unternehmen zu investieren. 


ATTRAKTIVITÄT DES FUE-STANDORTS A3 

DEUTSCHLAND WEITER VERBESSERN 


Im letzten Jahrzehnt hat die Wirtschaft in allen OECD- 
Staaten eine stetige Entwicklung hin zu einer wissens- 
basierten Ökonomie vollzogen. Ein immer höherer 
Anteil der Wertschöpfung, des Exports und der Be- 
schäftigung entfällt auf Industrien und Dienstleis- 
tungsbereiche, die durch eine besonders hohe Wissens- 
intensität gekennzeichnet sind. Diese Entwicklung 
geht einher mit einer Strukturverschiebung hin zu 
forschungsintensiven Gütern, einem zunehmenden 
Anteil von hochqualifizierten Beschäftigten sowie 
einer steigenden Bedeutung von Patenten und an- 
deren Formen der Absicherung geistigen Eigentums. 

Die einzelnen OECD-Staaten verfolgen dabei ganz 
unterschiedliche Wachstums- und Spezialisierungs- 
strategien. Während die Vereinigten Staaten, Groß- 
britannien und Kanada sowie mehrere skandinavi- 
sche Länder verstärkt auf Spitzentechnologien und 
den konsequenten Ausbau des Dienstleistungssektors 
gesetzt und in einzelnen Fällen bewusst den Abbau 
von Industriearbeitsplätzen in Kauf genommen haben 
(Beispiel USA und Großbritannien), haben andere 
Staaten ihre historisch gewachsene Industriestruktur 
erhalten und modernisiert. Insbesondere die Bundes- 
republik Deutschland, aber auch Japan, haben Moder- 
nisierungsstrategien für das verarbeitende Gewerbe 
verfolgt. Seit 1990, vor allem aber nach 2000, hat 
Deutschland auf hochwertige Technologien gesetzt 
und bei diesen deutliche Steigerungen der Wettbe- 
werbsposition verbucht. Demgegenüber sind auf inter- 
national besonders stark wachsenden Spitzentech- 
nologiefeldern in Deutschland weiterhin Defizite zu 
verzeichnen. 21 


Herausforderung durch neue Produzentenländer 
für Spitzentechnologie 

Bei den FuE-intensiven Gütern und speziell bei 
Spitzentechnologien hat die Wettbewerbsintensität 
besonders stark zugenommen. Die führenden In- 
dustriestaaten konkurrieren nicht nur untereinander, 
sondern sehen sich verstärkt dem Wettbewerb durch 
Aufstiegs- und Schwellenländer ausgesetzt, die in 
den letzten Jahren eine offensive Innovationsstrate- 
gie verfolgt haben. Gerade im Bereich der Spitzen- 
technologie positionieren sich zunehmend asiatische 
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Länder, auf die mittlerweile 35 Prozent der welt- 
weiten Wertschöpfung in diesem stark umkämpf- 
ten Bereich des verarbeitenden Gewerbes entfallen, 
mit weiterhin steigender Tendenz. China hat Japan 
inzwischen überholt und nimmt unter den weltweit 
führenden Produzentenländem für Güter der Spit- 
zentechnologie die zweite Position unmittelbar hin- 
ter den USA ein. Weitere Aufstiegsländer aus Asien 
schieben sich in der weltweiten Rangliste nach oben: 
Südkorea hat mittlerweile Frankreich und Großbri- 
tannien als Produktionsstandort für Güter der Spit- 
zentechnologie überrundet. Taiwan, Singapur, Indien 
und weitere Aufstiegsländer verfolgen ebenfalls ehr- 
geizige Entwicklungsstrategien, die auf Innovation 
und Spitzentechnologie ausgerichtet sind. 22 

Die europäischen Staaten sind im internationalen 
Innovationswettlauf kontinuierlich zurückgefallen. Ihr 
Anteil an der weltweiten Wertschöpfung im Bereich 
der Spitzentechnologie betmg im Jahr 2007 lediglich 
25 Prozent; die USA konnten nach wie vor einen 
Anteil von 3 1 Prozent behaupten, obwohl auch sie sich 
vor deutlichen Herausforderungen durch die asiati- 
schen Staaten sehen. Die Bundesrepublik Deutschland 
befindet sich sozusagen im „Zangengriff“ zwischen 
Aufstiegsländern und klassischen Spitzentechno- 
logie-Produzentenländem (USA und Japan). Die 
industrielle Innovationsstrategie Deutschlands, die 
auf Stärken im Bereich der hochwertigen Technolo- 
gie und auf geschickte Adaption von Spitzentechno- 
logie gesetzt hat, war in den letzten Jahren durchaus 
von Erfolg gekrönt. Fraglich ist, ob diese Strategie 
angesichts der massiven Anstrengungen in anderen 
Ländern und der strukturellen Defizite Deutschlands 
bei kritischen Spitzentechnologien aufrechterhalten 
werden kann. 23 


Globalisierung von Forschung und Entwicklung 

Die weltweite Verlagemng von Produktionsstandorten 
geht einher mit einer Globalisierung von FuE. Multi- 
nationale Unternehmen führen ihre FuE an Standorten 
rund um den Globus durch und suchen dabei die 
Nähe der besonders dynamischen Märkte. Gleichzeitig 
spielen FuE -Investitionen ausländischer multinationa- 
ler Konzerne für die Wirtschaft und die Innovations- 
systeme in vielen Gastländern eine zentrale Rolle. Die 
Neuansiedlung von FuE-Zentren ebenso wie die Ab- 
sicherung bereits bestehender Standorte ausländischer 
Unternehmen ist ein entscheidender Faktor für die 


Sicherung nationaler Wettbewerbsfähigkeit gewor- 
den. Dies gilt insbesondere in den Ländern, in denen 
die FuE -Ausgaben ausländischer Unternehmen einen 
besonders hohen Anteil an den nationalen FuE- 
Ausgaben ausmachen. In Großbritannien stieg der 
Anteil an industriellen FuE-Ausgaben, der auf aus- 
ländische Unternehmen entfiel, von rund 30 Pro- 
zent in den 1990er Jahren auf knapp 40 Prozent im 
letzten Jahrzehnt. Ähnlich hoch sind die Anteile in 
Kanada (35 Prozent) und Schweden (36 Prozent). 

In den Vereinigten Staaten nahmen die FuE-Ausgaben 
ausländischer Unternehmen ebenfalls kontinuierlich 
zu und erreichen heute Werte in der Größenordnung 
von 14-15 Prozent. 24 Mehrere europäische Staaten, 
vor allem kleine außenhandelsorientierte Länder wie 
Irland (72 Prozent), Belgien (59 Prozent) und Öster- 
reich (53 Prozent), haben gezielt auf ausländische 
multinationale Unternehmen als FuE-Investoren ge- 
setzt. Hinzu kommen die neuen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union wie Ungarn (67 Prozent) und 
Tschechien (55 Prozent), die sich ebenfalls als Stand- 
orte für FuE-Zentren profilieren (siehe Kapitel A2). 
Eine ähnliche Politik verfolgen insbesondere China 
(siehe Kapitel B5), aber auch Brasilien, Indien, Sin- 
gapur und neuerdings auch Russland, die sich erfolg- 
reich um die Neuerrichtung von FuE-Zentren durch 
ausländische Unternehmen bemühen. 25 

Auch für das FuE-System Deutschlands spielen auslän- 
dische Unternehmen mittlerweile eine wichtige Rolle. 
Von rund 17 Prozent in den 1990er Jahren stieg der 
Anteil der FuE-Gesamtausgaben der deutschen Wirt- 
schaft, der auf ausländische Unternehmen zurückgeht, 
auf inzwischen rund 27 Prozent an (vgl. Tabelle 1); 
besonders stark war der Anstieg zwischen 1993 und 
2001. Seit 2001 haben ausländische Unternehmen 
ihre FuE-Ausgaben im Inland etwa mit der gleichen 
Wachstumsrate erhöht wie die deutschen Unterneh- 
men. 26 Für die Beschäftigung hochqualifizierter Mitar- 
beiter 27 und die Zusammenarbeit mit anderen Unter- 
nehmen und Forschungseinrichtungen in Deutschland 
spielen FuE-Niederlassungen ausländischer Unter- 
nehmen eine zunehmend wichtige Rolle. Der Schwer- 
punkt der FuE-Beschäftigung und der FuE-Ausgaben 
ausländischer Unternehmen in Deutschland, die 2009 
12,3 Milliarden Euro ausmachten, entfiel dabei auf 
sonstigen Fahrzeugbau (mit einem Anteil ausländi- 
scher Unternehmen von 85,9 Prozent), die pharma- 
zeutische Industrie (52,5 Prozent) und Computer, 
Elektronik und Optik (31,7 Prozent). 28 
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FuE-Ausgaben ausländischer multinationaler Unternehmen in Deutschland 


TAB 01 



Interne FuE-Ausgaben 


FuE-Personal 



in 

Millionen 

Euro 

Branchen- 
struktur 
in Prozent 

Anteil 
in Prozent 

Zahl 

(VZÄ) 

Branchen- 
struktur 
in Prozent 

Anteil 
in Prozent 

Wirtschaftszweig (WZ 2008) 

Verarbeitendes Gewerbe 

10.685 

87,1 

27,6 

73.546 

86,6 

26,8 

Chemische Industrie 

440 

3,6 

13,8 

3.800 

4,5 

17,6 

Pharmazeutische Industrie 

2.044 

16,7 

52,5 

8.329 

9,8 

44,0 

Computer, Elektrotechnik, Optik 

1.843 

15,0 

31,7 

14.763 

17,4 

29,5 

Elektrische Ausrüstungen 

382 

3,1 

28,7 

3.484 

4,1 

26,6 

Maschinenbau 

932 

7,6 

20,7 

7.878 

9,3 

20,8 

Kraftfahrzeugbau 

2.030 

16,5 

14,7 

16.885 

19,9 

19,2 

sonstiger Fahrzeugbau 

1.766 

14,4 

85,9 

8.980 

10,6 

80,7 


Information und Kommunikation 

534 

4,4 

20,9 

4.986 

5,9 

22,7 

Wiss. u. techn. Dienstleistungen 

715 

5,8 

27,2 

4.288 

5,0 

18,0 


Wirtschaft insgesamt 

12.273 

100,0 

27,3 

84.975 

100,0 

25,9 


Quelle: SV Wissenschaftsstatistik. Berechnungen des DIW Berlin. Vgl. Belitz (2012). 


Anteile der FuE-AusIandsausgaben deutscher Unternehmen TAB 02 

an ihren gesamten FuE-Ausgaben 


Jahr 

1995 

2003 

2005 

2007 

2009 


FuE-Ausgaben im Ausland in Mrd. Euro 

Wirtschaftszweig (WZ 2008) 

Verarbeitendes Gewerbe 

4,9 

10,2 

11,3 

8,8 

10,7 

Chemische Industrie 

2,5 

1,6 

1,2 

1,6 

0,7 

Pharmazeutische Industrie 

- 

1,7 

2,1 

2,1 

3,7 

Maschinenbau 

- 

0,6 

0,7 

0,8 

0,5 

Computer, Elektrotechnik, Optik 

- 

2,5 

2,3 

1,2 

1,8 

Kraftfahrzeugbau 

- 

3,5 

4,8 

3,0 

3,6 

Restliche Wirtschaftszweige 

- 

0,7 

0,2 

0,6 

0,6 

Wirtschaft insgesamt 

5,1 

10,9 

11,4 

9,4 

11,3 


Anteil der FuE-Ausgaben im Ausland in Prozent 

Verarbeitendes Gewerbe 

23,1 

30,0 

30,7 

24,2 

27,4 

Chemische Industrie 

35,6 

34,4 

29,7 

29,9 

25,4 

Pharmazeutische Industrie 

- 

50,1 

51,8 

69,2 

54,0 

Maschinenbau 

- 

32,2 

27,2 

29,4 

19,5 

Computer, Elektrotechnik, Optik 

- 

36,5 

31,6 

20,2 

33,2 

Kraftfahrzeugbau 

- 

21,3 

26,5 

15,6 

18,3 

Restliche Wirtschaftszweige 

- 

30,8 

10,1 

27,3 

25,7 

Wirtschaft insgesamt 

23,1 

30,0 

29,9 

24,4 

27,3 

Quelle: SV Wissenschaftsstatistik. Schätzungen des DIW Berlin. Vgl. Belitz (2012: Tabelle 2- 

-3). 
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In Folge der internationalen Produktionsverlagerun- 
gen, wie sie deutsche Unternehmen in den letzten 
Jahren verstärkt durchgeführt haben, kam es auch 
zu einer Verlagerung ihrer FuE-Tätigkeiten. 29 Davon 
betroffen sind einerseits Entwicklungsaktivitäten, vor 
allem wenn im Gastland für den lokalen Markt pro- 
duziert wird und Produkte auf lokale Bedürfnisse 
abgestimmt werden müssen. Andererseits werden aber 
auch die eigentlichen Forschungsaktivitäten verlagert, 
wenn dies zu Kostenersparnissen führt und den Zu- 
gang zu lokalem Know-how und Forschungseinrich- 
tungen ermöglicht. Zwischen 1995 und 2005 sind 
die FuE-Ausgaben deutscher Unternehmen im Aus- 
land kontinuierlich von 5,1 Milliarden Euro auf 11,4 
Milliarden Euro gestiegen. Der Anteil der ausländi- 
schen FuE-Ausgaben an den gesamten FuE-Ausga- 
ben deutscher Unternehmen stieg in diesem Zeitraum 
von 23 Prozent auf 30 Prozent an. Wie Tabelle 2 
zeigt, haben deutsche Unternehmen nach einer stärke- 
ren Internationalisierungsphase nur kurzzeitig zwi- 
schen 2005 und 2007 ihre FuE-Auslandsengagements 
eingeschränkt, 30 seit 2008 aber wieder deutlich ver- 
stärkt. Die FuE-Ausgaben deutscher Unternehmen 
im Ausland stiegen bis 2009 auf 11,3 Milliarden 
Euro an, was einer Quote von 27 Prozent an den 
FuE-Gesamtausgaben entsprach. 31 Dabei sind deut- 
sche Untemelnnen mit ihren Forschungsaktivitäten vor 
allem in den USA und den europäischen Nachbar- 
ländern präsent, zunehmend aber auch in den neuen 
Forschungsstandorten in Asien und in den neuen 
Mitgliedsstaaten der EU. 32 

Politische Rahmenbedingungen zunehmend 
bedeutsam für die Standortsicherung 

Für die FuE-Standortentscheidungen multinationaler 
Untemelnnen sind zum einen ökonomische Kriterien, 
wie der Zugang zu attraktiven Märkten und Techno- 
logien sowie die Verfügbarkeit von Fachkräften und 
Forschern, ausschlaggebend. Deutschland verfügt hier 
als größter Markt in Europa und als hochentwickelter 
Forschungsstandort über eine wichtige Position und 
weist insgesamt eine positive FuE-Bilanz auf. Aus- 
ländische Unternehmen investieren seit 2007 jähr- 
lich ca. 4 Milliarden Euro mehr in FuE in Deutsch- 
land als deutsche Unternehmen im Ausland. 33 Zum 
anderen aber wird die Standortentscheidung immer 
häufiger auch durch innovationspolitische Rahmenbe- 
dingungen in den Zielländem geprägt. Gezielte Maß- 
nahmen der Industrieansiedlung, der FuE-Förderung, 


steuerliche Regelungen ebenso wie die nationale 
Patentpolitik spielen eine zunehmend wichtige 
Rolle. Dabei schneidet der Standort Deutschland 
im internationalen Vergleich eher ungünstig ab, vor 
allem bedingt durch den Verzicht auf die steuerli- 
che FuE-Förderung, die in vielen anderen Staaten 
deutlich ausgeweitet wurde. 34 Die Expertenkommis- 
sion hat in ihren früheren Gutachten wiederholt auf 
die Bedeutung der steuerlichen FuE-Förderung hin- 
gewiesen, die bislang trotz der Erklärung der Bun- 
desregierung im Koalitionsvertrag 2009 noch nicht 
umgesetzt wurde. 

Ein weiterer Faktor für die Standortwahl multina- 
tionaler Unternehmen sind nationale Regelungen 
zum Patentschutz und zur steuerlichen Behandlung 
von Lizenzeinnahmen. Wichtig für die Ansiedlung 
von FuE-Zentren und die Zuordnung von Patenten 
zu Standorten sind Steuer-Arbitrage-Überlegungen: 
Patentportfolios und zugehörige Forschungsarbeiten 
werden bevorzugt dort konzentriert, wo die Besteu- 
erung der Lizenzeinnahmen besonders vorteilhaft ist. 
Deutschland ist in diesem Bereich ins Hintertreffen 
geraten und hier ergeben sich zunehmende Wettbe- 
werbsverzerrungen. 

Vor diesem Hintergrund sieht die Expertenkommis- 
sion mit Sorge, dass es mittlerweile ein Wettren- 
nen um die günstigsten steuerlichen Bedingungen für 
Lizenzierungseinkommen in Europa gibt. Die Nie- 
derlande und Belgien waren 2007 die ersten, die 
eine sogenannte Patent-Box-Regelung einführten, ge- 
folgt 2008 von Luxemburg und Spanien. Für 2013 
ist die Einführung einer solchen Maßnahme auch in 
Großbritannien geplant. 35 Diese Regelung erlaubt Un- 
ternehmen unter bestimmten Voraussetzungen, den 
Steuersatz auf Lizenzeinnahmen auf bis zu 10 Pro- 
zent abzusenken. Regierungen, die diese Patent-Box- 
Regelung vorantreiben, versprechen sich davon, die 
Standortattraktivität für ausländische Unternehmen 
und die Rahmenbedingungen für Forschung und Inno- 
vation zu verbessern. Letzteres ist jedoch fragwürdig, 
da nicht die FuE-Tätigkeit an sich, sondern nur die 
Verwertung der Patente steuerlich belohnt wird. Viel- 
mehr steht zu befürchten, dass durch solche Maß- 
nahmen lediglich eine steuerinduzierte Verlagerung 
von Patentportfolios zu Lasten anderer Länder in die 
Wege geleitet wird, die keine vergleichbar günstige 
steuerliche Regelung anbieten. Hieraus leiten 
sich erhebliche Gefährdungen für den FuE-Stand- 
ort Deutschland ab. Auf diese Probleme hat die 
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Expertenkommission bereits in ihrem Gutachten 2011 
hingewiesen. In der Zwischenzeit wurde in mehre- 
ren Ländern in Europa dieser Subventionswettlauf 
weiter verstärkt. 


Auswirkungen der FuE-Internationalisierung 
auf den Standort Deutschland 

Um zu beurteilen, welche Konsequenzen die Inter- 
nationalisierung von FuE für den Standort Deutsch- 
land hat, gilt es abzuschätzen, inwieweit durch FuE 
deutscher Unternehmen im Ausland tatsächlich ein- 
heimische FuE verdrängt wird, oder ob nicht viel- 
mehr Auslands-FuE die im Inland durchgeführte FuE 
komplementär ergänzt. Auch wenn diese Frage noch 
nicht abschließend beantwortet werden kann, deu- 
ten erste wissenschaftliche Studien darauf hin, dass 
es sich überwiegend um einander ergänzende Akti- 
vitäten handelt. 36 

Auch zeigen Untersuchungen von Untemehmens- 
akquisitionen durch ausländische Unternehmen, dass 
diese nicht automatisch zu einer Verlagerung von 
FuE-Aktivitäten ins Heimatland der neuen Mutterun- 
ternehmung führen müssen. Für schwedische Unter- 
nehmen wurde beispielsweise beobachtet, dass nach 
Übernahmen durch ausländische Unternehmen die 
schwedischen FuE-Aktivitäten im Land blieben. Ähn- 
lich zeigt eine Studie zu spanischen Unternehmens- 
Übernahmen, dass eine Verlagerung der FuE in das 
Heimatland des akquirierenden Unternehmens nur 
dann erfolgt, wenn die Käufer des spanischen Unter- 
nehmens aus technologisch deutlich höher entwickel- 
ten Ländern (z.B. USA) kommen. 37 

Selbst wenn die FuE-Aktivitäten deutscher Unter- 
nehmen im Ausland ihre inländischen FuE-Aktivi- 
täten zumindest teilweise ersetzen sollten, stellt sich 
immer noch die Frage nach den gesamtwirtschaftli- 
chen Konsequenzen dieser Entwicklung. Bedenklich 
wäre es, wenn eine solche Verlagerung aus Unter- 
nehmenssicht zwar profitabel, aber aus gesamtwirt- 
schaftlicher Sicht nachteilig wäre, weil positive Rück- 
wirkungen (Externalitäten) von FuE im Heimatland 
unberücksichtigt blieben. Insbesondere kleinere Unter- 
nehmen könnten von einer solchen Verlagerung 
negativ betroffen sein, wenn sie nicht länger von 
den Aufträgen und Impulsen der großen Unterneh- 
men profitieren. Tatsächlich spielt für solche posi- 
tiven Spillover - Effekte die räumliche Nähe zu den 


FuE-Aktivitäten anderer Unternehmen eine zentrale 
Rolle. 38 Gleichzeitig gilt natürlich, dass deutsche 
Unternehmen, die im Ausland FuE betreiben, von 
den Spillovers der dort aktiven Unternehmen profitie- 
ren, wie das Beispiel Silicon Valley zeigt. 39 Zahlrei- 
che deutsche Unternehmen (z.B. Bayer AG, Robert 
Bosch GmbH, Daimler AG, Siemens AG etc.) sind 
mit FuE im räumlichen Umfeld von Stanford und 
Berkeley vertreten und erhalten dort wichtige Impulse 
für ihre Innovationsprojekte im weltweiten Konzem- 
verbund. 

Während die Unternehmen die positive Externalität, 
von der sie im Ausland profitieren, in ihr Kalkül ein- 
beziehen, haben sie aus ihrer unternehmerischen Pers- 
pektive die volkswirtschaftlichen Konsequenzen nicht 
im Blick. Sie müssen einem betriebswirtschaftlichen 
Kalkül folgen und vernachlässigen aus dieser Perspek- 
tive in ihrer Verlagerungsentscheidung die negativen 
sozialen und volkswirtschaftlichen Folgewirkungen 
auf den Standort Deutschland, die eine solche Ver- 
lagerung haben kann. Daraus können sich Ungleich- 
gewichte auf dem Arbeitsmarkt für Hochqualifizierte 
ergeben. Beispielsweise fanden Hochschulabsolven- 
ten im Zuge der Abwanderung der Mikroelektronik- 
industrie keine adäquaten Beschäftigungsmöglichkei- 
ten in Deutschland. Zudem entgehen den nationalen 
Forschungseinrichtungen in Deutschland die anwen- 
derseitigen Impulse und Kooperationsmöglichkeiten. 
So fehlten entsprechend spezialisierten öffentlichen 
Forschungseinrichtungen die Kooperationspartner im 
Inland, was nicht selten dazu führte, dass sie ver- 
stärkt Tätigkeitsfelder im Ausland suchten. 

Wechselseitige Verstärkungen von ausländischen 
und inländischen Kompetenzen 

Industrielle FuE-Schwerpunkte mit effektiver Vernet- 
zung zwischen Wirtschaft, Forschung und Bildung 
können aber auf Dauer nur dort erhalten werden, wo 
einzigartige Kompetenzen auf nationaler Ebene vor- 
handen sind. Tatsächlich ist eine weltweite thema- 
tisch fokussierte Clusterbildung, wie eingangs be- 
schrieben, unvermeidbar und auch richtig. In diesem 
internationalen Wettbewerb um FuE-Aktivitäten hat 
Deutschland einen Standortvorteil in der Automobilin- 
dustrie, im Maschinenbau und in der Chemieindustrie, 
den es zu halten gilt. In anderen Branchen (z.B. in 
der Informations- und Kommunikationsindustrie, in 
der pharmazeutischen Industrie und Biotechnologie) 
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wird Deutschland gewinnen können, wenn deut- 
sche Unternehmen ihre FuE auch an internationa- 
len Standorten durchführen, wo sie von Spillovers 
der dort angesiedelten Unternehmen profitieren, bei- 
spielsweise im Silicon Valley im Bereich der Netz- 
werktechnologie oder im Pharma-/Biotech-Cluster an 
der Ostküste der USA. Eine solche Strategie ist für 
Deutschland aber nur dann zielführend, wenn auch 
dafür gesorgt ist, dass es verstärkende technologi- 
sche Rückflüsse (Reverse Technology Transfer) von 
den ausländischen Niederlassungen in Kompetenz- 
zentren in Deutschland gibt. Aufgabe der Unterneh- 
men ist es, hierfür geeignete Organisationsmodelle 
der länderübergreifenden Zusammenarbeit zu imple- 
mentieren. 40 Die Politik kann hierfür neue Wege der 
länderübergreifenden Zusammenarbeit von Studie- 
renden und Wissenschaftlern ebnen und binationale 
Plattformen der Innovation schaffen. 41 

Ergänzend sollte dafür gesorgt werden, dass Deutsch- 
land für ausländische Unternehmen als FuE-Standort 
attraktiv bleibt und künftig sogar noch interessan- 
ter wird. Deutschland könnte hier durch ein hochent- 
wickeltes FuE-Umfeld punkten, z. B. durch Koopera- 
tionen mit deutschen Forschungseinrichtungen. Wie 
das gehen kann, zeigen Beispiele aus der Schweiz, 
wie etwa die langjährige Zusammenarbeit des IBM- 
Forschungszentrums mit der ETH Zürich und der Auf- 
bau gemeinsamer Forschungszentren zwischen Uni- 
versitäten und ausländischen Unternehmen (z.B. der 
Aufbau eines SAP-Forschungszentrums in St. Gal- 
len). Die verstärkte institutioneile Zusammenarbeit 
zwischen deutschen Forschungseinrichtungen und 
Hochschulen mit ausländischen Unternehmen, die 
zum Aufbau von neuen Forschungszentren im Inland 
und in der Folge zur Erweiterung von Wertschöp- 
fung und Beschäftigung in Deutschland führt, sollte 
bewusst angestrebt und gefördert werden. 

Im Vergleich dazu sind die verstärkten Auslandsenga- 
gements der öffentlich finanzierten deutschen For- 
schungseinrichtungen nur dann zielführend, wenn sie 
zum beiderseitigen Nutzen - sowohl für das Gast- 
land wie auch für den Standort Deutschland - sind. 
Die vielfach entstandenen Initiativen des letzten Jahr- 
zehnts sollten kritisch daraufhin überprüft werden, ob 
die sich daraus ergebenden Wissensflüsse in beide 
Richtungen laufen und zu wechselseitigen Verstär- 
kungen führen. Im Kapitel B5 zu China wird dieser 
Punkt noch einmal exemplarisch behandelt. 


DIE ENERGIEWENDE ALS CHANCE FÜR A4 

INNOVATIONEN BEGREIFEN 


Die Havarie mehrerer Kernkraftreaktoren in Fuku- 
shima im Frühjahr 2011 löste in Deutschland eine 
breit geführte, intensive gesellschaftliche und politi- 
sche Diskussion über die Zukunft der Energieversor- 
gung aus. Am 30. Juni 2011 hat der Deutsche Bun- 
destag daraufhin ein Gesetzespaket beschlossen, das 
unter anderem die schrittweise Stilllegung aller deut- 
schen Kernkraftwerke bis 2022 festschreibt. 42 Paral- 
lel zum Ausstieg aus der Kernenergie soll aus Kli- 
maschutzgründen die Nutzung fossiler Energieträger 
deutlich reduziert werden. Diese „Energiewende“ soll 
zum einen durch signifikante Optimierungen bei Her- 
stellung, Transport und Verwendung technisch nutz- 
barer Energien und zum anderen durch einen deut- 
lich verstärkten Einsatz emeuerbarer Energiequellen 
(Sonne, Wind, Biomasse, Geothermie etc.) ermög- 
licht werden. Mit der Energiewende will Deutsch- 
land neben dem Ausstieg aus der Kemenergienutzung 
seine selbstgesetzten Ziele im Bereich Klimaschutz 
erfüllen. 43 

Die Expertenkommission kommentiert die Energie- 
wende unter drei Gesichtspunkten: (1) die Reaktion 
des deutschen Innovationssystems im Bereich der 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen, 44 (2) 
Änderungen in der Forschungs- und Energiepoli- 
tik der Bundesregierung und (3) die Bedeutung der 
Energiewende für Innovationen am Industriestand- 
ort Deutschland. Die Kommission ist sich bewusst, 
dass deutliche Strategieanpassungen im Forschungs- 
und Innovationsbereich einer hinreichend langen Vor- 
laufphase bedürfen, der derzeitige Status mithin nur 
eine erste Momentaufnahme darstellen kann. 

Die Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) hatte sich in der 
Vergangenheit nur in geringem Umfang mit Kern- 
energie und fossiler Energiekonversion beschäftigt. 45 
Schwerpunkte im Energiebereich waren und sind er- 
neuerbare Energien (Solar, Wind, Biomasse), Ener- 
gieeffizienztechnologien, energieeffiziente Gebäude 
und Gebäudekomponenten, intelligente Elektrizitäts- 
netze, Energiespeicherung und Elektromobilität. Es 
gibt in der FhG eine Energie-Allianz, in der 15 der 
insgesamt 60 deutschen Fraunhofer-Institute Zusam- 
menarbeiten. 46 Die FhG sieht nach der Energiewende 
keine Notwendigkeit, ihre FuE-Schwerpunktsetzung 
grundsätzlich zu verändern, weil ihre Portfolioplanung 
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bereits darauf ausgerichtet ist, ihre Stärken in den 
oben genannten Bereichen noch weiter auszubauen 
und zu ergänzen. 

Schwerpunkte der Helmholtz-Gemeinschaft (HGF) 
sind emeuerbare Energien, rationelle Energieum- 
wandlung, Kernfusion, nukleare Sicherheitsforschung 
und der Bereich „Technologie, Innovationen, Gesell- 
schaft“. Ausgelöst durch den Beschluss zur Energie- 
wende wurden innerhalb der HGF mehrere strategisch 
angelegte „Helmholtz-Energieaktivitäten“ initiiert. 47 
Einige dieser Aktivitäten haben das Potenzial, schon 
kurzfristig Wirkung zu zeigen. Die HGF plant des 
Weiteren in der Förderperiode 2015-2019, neben for- 
cierten Anstrengungen im Bereich der emeuerbaren 
Energien und Effizienztechnologien insbesondere die 
Felder Energiespeichertechnologien, Netzaspekte und 
Systemlösungen voranzutreiben. In der laufenden För- 
derperiode (2010-2014) werden 42 Prozent bzw. 562 
Millionen Euro der von der HGF aus der Grundfi- 
nanzierung im Energiebereich eingesetzten finanziel- 
len Ressourcen im Bereich Kernfusion verausgabt. 48 

Die Max-Planck-Gesellschaft (MPG) hat die For- 
schung für eine nachhaltige Energieversorgung schon 
seit Langem als strategisch wichtiges Arbeitsfeld er- 
kannt. 49 Der Umsetzungshorizont der Forschung der 
MPG liegt normalerweise in der Größenordnung von 
Jahrzehnten oder darüber hinaus. Deshalb beeinflusst 
der beschleunigte Ausstieg aus der Kernenergie in 
Deutschland die langfristigen Ziele der MPG nicht. 
Die Forschung der MPG im Bereich zukünftige Ener- 
gieversorgung konzentriert sich auf die Felder Kern- 
fusion (in enger Kooperation mit der HGF 50 ) und 
chemische Energiekonversion. Im letztgenannten Be- 
reich entsteht derzeit ein MPG-Institut zur Grundla- 
genforschung der (bio-)chemischen Energieforschung. 

Einrichtungen der Leibniz-Gemeinschaft (WGL) be- 
schäftigen sich insbesondere mit energierelevanter 
Material- und Technologieforschung. 51 Darüber hin- 
aus werden wirtschaftliche, gesellschaftliche, ökolo- 
gische und umweltpolitische Themen in Bezug auf 
heutige und zukünftige Energieversorgungssysteme 
untersucht. Um diese Forschungen weiter zu konso- 
lidieren, hat die WGL erste Schritte zur Gründung 
eines Forschungsverbundes zu Energiefragen unter- 
nommen. 


Die Expertenkommission begrüßt diese vielfältigen 
Aktivitäten zur wissenschaftlichen und technologi- 
schen Unterstützung der Energiewende. Eine über- 
greifende Koordination der vielfältigen Aktivitäten 
der außeruniversitären Forschungseinrichtungen ist 
derzeit allerdings nur ansatzweise zu erkennen. Zu- 
dem gibt es Bedarf für weitere Diskussionen und An- 
passungen. Vor dem Hintergrund der Energiewende 
sollte nach Ansicht der Expertenkommission die 
Schwerpunktsetzung im Bereich der Kernfusion über- 
prüft werden. 52 Insbesondere stellt sich die Frage, ob 
Deutschland zwei unterschiedliche Technologiekon- 
zepte (Tokamak und Stellarator) parallel verfolgen 
sollte. Des Weiteren regt die Expertenkommission 
an, die nukleare Transmutationsforschung 53 auf ihre 
Relevanz für Deutschland hin erneut zu untersuchen. 

Am 3. August 2011 verabschiedete die Bundesregie- 
rung das 6. Energieforschungsprogramm für Deutsch- 
land. 54 Das Programm zieht bereits Konsequenzen 
aus dem Beschluss zur Energiewende vom Juni 2011. 
Das 6. Energieforschungsprogramm ist das Ergeb- 
nis eines umfangreichen Konsultationsprozesses. Das 
Programm wurde unter der Federführung des BMWi 
erarbeitet, es ist aber in enger Kooperation zwischen 
BMWi, BMU, BMELV und dem BMBF entstanden. 
Alle vorgeschlagenen Maßnahmen des Energiefor- 
schungsprogramms sind Teil der Hightech-Strategie 
der Bundesregierung. Die Expertenkommission be- 
grüßt dieses zunehmend kooperative Vorgehen der 
Ressorts in der energiebezogenen FuE -Politik, mahnt 
aber weitere Schritte hin zu einer effektiven Koordi- 
nation der Energieforschung an. Zudem reicht eine 
Koordination der öffentlich finanzierten Forschung 
allein nicht aus - die Akteure der Wirtschaft müs- 
sen in einen vorwettbewerblichen Koordinationspro- 
zess einbezogen werden. 55 

Für die Jahre 2011 bis 2014 sind im Rahmen des 
6. Energieforschungsprogramms kumulativ folgende 
Teilbudgets vorgesehen: für rationelle Energieum- 
wandlung und -Verwendung sowie Energieeffizienz 
1,2 Milliarden Euro, für erneuerbare Energien 1,4 Mil- 
liarden Euro, für nukleare Sicherheit und Endlagerung 
0,3 Milliarden Euro und für Kernfusion 0,6 Milli- 
arden Euro. Im Fördervolumen für rationelle Ener- 
gieumwandlung und emeuerbare Energien sind zwi- 
schen den Jahren 2012 und 2013 Budgetzuwächse 
von etwa 40 Prozent vorgesehen. Diese Budgetent- 
wicklung erscheint angesichts der Zielsetzungen der 
Energiewende konsequent. 
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Die Expertenkommission geht davon aus, dass die 
im 6. Energieforschungsprogramm ausgewiesenen 
Mittel für nukleare Sicherheit und Endlagerung aus- 
schließlich für Forschung und Entwicklung eingesetzt 
werden. Im Sinne einer weitergehenden Transparenz 
regt die Expertenkommission an, die im Rahmen 
des Euratom-Abkommens fließenden Mittel für Kern- 
spaltungs- und Kemfusionstechnologien in Zusam- 
menhang mit dem Energieforschungsprogramm aus- 
zuweisen. Die Expertenkommission weist angesichts 
der angespannten Staatshaushalte in Europa erneut 
auf ihre kritischen Bemerkungen zum Management 
des Kernfusionsprogramm ITER hin. 56 

Die Expertenkommission begrüßt ausdrücklich, dass 
sich das Energieforschungsprogramm neben dem 
Bereich einer nachhaltigen Stromversorgung vor 
allem auch den Gebieten rationelle Energieverwen- 
dung, Energieversorgung von Gebäuden und zukunfts- 
fahige Verkehrstechnologien im Detail widmet. Bemer- 
kenswert ist allerdings, dass die Forschungsbereiche 
„Nukleare Sicherheits- und Entsorgungsforschung und 
Strahlenforschung“ und „Fusionsforschung“ im Be- 
richt zum 6. Energieforschungsprogramm der Bun- 
desregierung nur außerordentlich knapp beschrieben 
und diskutiert werden. 57 Die Spärlichkeit der Doku- 
mentation steht in keinem angemessenen Verhältnis 
zu den Mitteln, die in diese Bereiche hineinfließen. 

Deutschland nimmt im Bereich der Transfonnation 
der Energiesysteme hin zur Nachhaltigkeit unter 
den großen Industrienationen weltweit eine führen- 
de Rolle ein. Die Energiewende bietet mithin für 
Deutschland als Hochtechnologieland die Möglich- 
keit, sich unter anderem in folgenden Bereichen 
im internationalen Wettbewerb gut zu positionieren: 

(1) Technologien für die rationelle Energienutzung, 

(2) Nutzung erneuerbarer Energiequellen, (3) energie- 
effiziente Gebäudetechnologien, (4) Energiespeicher- 
technologien, (5) effiziente und intelligente Strom- 
netze sowie (6) zukunftsfahige Verkehrstechnologien. 
Deutschland hat als Systemanbieter, als Lieferant für 
Produktionsmaschinen, als Dienstleisterund als Land 
mit einer exzellenten F&I-Infrastruktur derzeit sehr 
gute Chancen, auf dem Weltmarkt die Führerschaft 
in den meisten Bereichen zukunftsfahiger Energie- 
versorgungstechnologien zu behaupten, auszubau- 
en bzw. zu übernehmen. Es bedarf nunmehr aller- 
dings eines engagierten, koordinierten Einsatzes aller 
Akteure, um dieses Potenzial in echte Innovations- 
führerschaft umzusetzen. Zudem müssen Energie-, 


Umwelt- und Innovationspolitik in den kommenden 
Jahren deutlich besser als bisher abgestimmt wer- 
den, um volkswirtschaftliche Verluste im Zuge 
der Energiewende zu vermeiden und um Positiv- 
effekte zur Wirkung kommen zu lassen. 
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B KERNTHEMEN 2012 


Bl FORSCHUNG AN HOCHSCHULEN - 

STATUS UND ENTWICKLUNGSPERSPEKTIVEN 


B 1-1 BEDEUTUNG DER HOCHSCHULFORSCHUNG 

Forschung ist ein zentrales Element von Innovati- 
onsprozessen. 58 In Deutschland wird Forschung im 
Wesentlichen von drei Gruppen von Akteuren durch- 
geführt - den Unternehmen, den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen (AUF) und den Hochschu- 
len. Zu den Forschungsaktivitäten der Unternehmen 
berichtet die Expertenkommission laufend. Im Jah- 
resgutachten 2010 hatte sie sich zudem bereits aus- 
führlich mit der Rolle der AUF auseinandergesetzt. 
Im Jahresgutachten 2011 wurden neue Kooperations- 
potenziale zwischen AUF und Hochschulen disku- 
tiert. In diesem Gutachten wendet sich die Exper- 
tenkommission nun der Hochschulforschung selbst 
zu. 59 Dabei sollen der gegenwärtige Status und die 
Entwicklungsperspektiven der Forschung an Hoch- 
schulen untersucht werden. 60 Von besonderer Bedeu- 
tung für die Analyse ist der Beitrag der Hochschul- 
forschung zum Wissens- und Technologietransfer. 61 

Im Jahr 2010 wurden in Deutschland FuE -Ausgaben 
in Höhe von 69,8 Milliarden Euro getätigt. Der Groß- 
teil der Ausgaben entfiel mit 46,9 Milliarden Euro 
auf die Wirtschaft (67 Prozent). Im Hochschulsek- 
tor wurden FuE -Ausgaben in Höhe von 12,6 Milli- 
arden Euro getätigt (18 Prozent), auf AUF und Res- 
sortforschung 62 entfielen 10,2 Milliarden Euro (15 
Prozent). Damit liegt der Hochschulbereich in sei- 
ner quantitativen Bedeutung noch vor den AUF und 
Ressortforschungsinstituten. 


FÖDERALE RAHMENBEDINGUNGEN B1-2 

Die öffentlichen Hochschulen unterliegen in Deutsch- 
land - mit wenigen Ausnahmen - dem Initiativ- und 
Exekutivrecht der Bundesländer. Durch die im Sep- 
tember 2006 in Kraft getretene Reform der bundes- 
staatlichen Ordnung Deutschlands (Föderalismus- 
reform I) wurden die Kompetenzen der Länder im 
Bildungsbereich gestärkt und die des Bundes ge- 
schwächt. 63 Die bis dahin im Grundgesetz veran- 
kerten Gemeinschaftsaufgaben „Hochschulbau“ und 
„Bildungsplanung“ wurden abgeschafft. 64 Über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Hochschulbau“ hatte der Bund 
vor der Förderalismusreform I den Hochschulbau 
zu 50 Prozent mitfinanziert. Zum Ausgleich für die 
durch den Wegfall dieser Gemeinschaftsaufgabe ent- 
stehende Mehrbelastung der Länder werden diesen 
bis einschließlich 2019 die für den Hochschulbau 
vorgesehenen Finanzierungsanteile des Bundes zur 
Verfügung gestellt - bis 2013 zweckgebunden. Ledig- 
lich Forschungsbauten an Hochschulen und Groß- 
geräte können im Rahmen der fortbestehenden Ge- 
meinschaftsaufgabe „Forschungsförderung“ gefördert 
werden. Eine Kooperationsmöglichkeit von Bund und 
Ländern im Bereich der Hochschullehre ist durch die 
Gemeinschaftsaufgabe Forschungsförderung gegeben. 

Hier können Bund und Länder bei der Förderung 
von überregional bedeutsamen Vorhaben der Wissen- 
schaft und Forschung an Hochschulen Zusammenwir- 
ken. Diese Kooperation ist allerdings nur möglich, 
sofern alle Länder zustimmen. Die wenigen bisher 
beschlossenen Kooperationsvereinbarungen zwischen 
Bund und Ländern wurden erst nach langwierigen 
Verhandlungen erzielt. 
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Föderalismusreform 2006, Änderung der 
Art. 91a, Abs. 1 und Art. 91b Grundgesetz 


Art. 91a, Abs. 1 GG 65 
Alte Fassung 

Der Bund wirkt auf folgenden Gebieten bei der Er- 
füllung von Aufgaben der Länder mit, wenn diese 
Aufgaben für die Gesamtheit bedeutsam sind und 
die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der 
Lebensverhältnisse erforderlich ist (Gemeinschafts- 
aufgaben): 

1. Ausbau und Neubau von Hochschulen 
einschließlich der Hochschulkliniken, 

2. Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur, 

3. Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes. 

Neue Fassung 

Der Bund wirkt auf folgenden Gebieten bei der Er- 
füllung von Aufgaben der Länder mit, wenn diese 
Aufgaben für die Gesamtheit bedeutsam sind und 
die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der 
Lebensverhältnisse erforderlich ist (Gemeinschafts- 
aufgaben): 

1. Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur, 

2. Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes. 


Art. 91b GG“ 

Alte Fassung 

Bund und Länder können auf Grund von Verein- 
barungen bei der Bildungsplanung und bei der 
Förderung von Einrichtungen und Vorhaben der 
wissenschaftlichen Forschung von überregionaler 
Bedeutung Zusammenwirken. Die Aufteilung der 
Kosten wird in der Vereinbarung geregelt. 

Neue Fassung 

(1) Bund und Länder können auf Grund von Ver- 
einbarungen in Fällen überregionaler Bedeu- 
tung Zusammenwirken bei der Förderung von: 

1. Einrichtungen und Vorhaben der wissen- 
schaftlichen Forschung außerhalb von 
Hochschulen; 

2. Vorhaben der Wissenschaft und Forschung 
an Hochschulen; 

3. Forschungsbauten an Hochschulen 
einschließlich Großgeräten. 

Vereinbarungen nach Satz 1 Nr. 2 bedürfen 
der Zustimmung aller Länder. 

(2) Bund und Länder können auf Grund von 
Vereinbarungen zur Feststellung der 
Leistungsfähigkeit des Bildungswesens im 
internationalen Vergleich und bei dies- 
bezüglichen Berichten und Empfehlungen 
Zusammenwirken. 

(3) Die Kostentragung wird in der Vereinbarung 
geregelt. 


Im Zuge der Föderalismusreform 2006 wurden schon 
bestehende Ungleichgewichte in den Entwicklungs- 
perspektiven der Hochschulen relativ zu außeruni- 
versitären Forschungseinrichtungen weiter verstärkt. 
Noch in den 1960er und 1970er Jahren wurden so- 
wohl die Hochschulen wie auch die außeruniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen in Deutschland gleicher- 
maßen stark ausgebaut (Art. 91b, Abs. 1 Nr. 1 GG). 67 
Im Zuge der Föderalismusreform 2006 wurden die 
Rahmenbedingungen deutlich zu Lasten der Hoch- 
schulen und zugunsten der außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen verändert. Mit Gesetz vom 28. 
August 2006 wurde zum einen der Art. 91a, Abs. 1 
Nr. 1 GG aufgehoben. Zum anderen, und noch viel 
bedeutsamer für die Forschungsförderung, wurde Art. 
91b GG neu gefasst. 68 Die Rahmenbedingungen für 
den Ausbau der Forschung an den Hochschulen wur- 
den durch diese Neuregelung deutlich verschlech- 


tert. Der Bund mit seiner hohen Finanzkraft kann 
seither auch weiterhin Einrichtungen und Vorhaben 
(Grundmittel, Infrastruktur und Projekte) der außer- 
universitären Forschungseinrichtungen fördern. Für 
die Hochschulen ist die Förderung des Bundes dage- 
gen auf Vorhaben (sprich Projekte) beschränkt. Zu- 
dem ist hierfür die Zustimmung aller Länder erfor- 
derlich, die außerordentlich schwierig zu erreichen 
ist. Dies kann in der politischen Praxis unter Um- 
ständen zu sachfremden Kuppelgeschäften führen, 
wie das Beispiel des Universitätsklinikums Lübeck 
gezeigt hat. 69 Zahlreiche Stimmen in Wissenschaft 
und Politik haben inzwischen für eine weitere Än- 
derung der föderalen Ordnung plädiert: 70 Der Bund 
soll wieder in die Lage versetzt werden, die For- 
schung an Hochschulen institutionell langfristig zu 
fördern. Dieser Forderung schließt sich die Exper- 
tenkommission mit Nachdruck an. 


BOX 01 
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B 1-3 WICHTIGE REFORMEN UND PROGRAMME 
DER LETZTEN DEKADE 

In den letzten Jahren wurden wichtige Reformen 
und Programme auf den Weg gebracht, die Auswir- 
kungen auf die Hochschulen haben. Daraus ergaben 
sich nicht nur direkte Konsequenzen für den Beitrag 
der Hochschulen zum Wissens- und Technologietrans- 
fer. Deutsche Hochschulen hatten auch in großem 
Umfang Veränderungsprozesse zu bewältigen, die 
Kapazitäten in allen Personalbereichen erforderten. 

- Bologna-Prozess: Mit der Unterzeichnung der so- 
genannten Bologna-Erklärung durch die 29 euro- 
päischen Hochschulminister wurde der Bologna- 
Prozess angestoßen, an dem sich mittlerweile 47 
Länder beteiligen. 71 Der Bologna-Prozess zielt da- 
rauf ab, einen Europäischen Hochschulraum zu 
schaffen, der durch eine uneingeschränkte Mobi- 
lität der Studierenden, Absolventen und Hochschul- 
lehrer gekennzeichnet ist. Der Europäische Hoch- 
schulraum soll durch die gegenseitige Anerken- 
nung von Studienleistungen und Studienabschlüs- 
sen sowie die Transparenz und Vergleichbarkeit 
der Abschlüsse in einem dreistufigen System (Ba- 
chelor-Master-Promotion) realisiert werden. In der 
Geschichte der Bundesrepublik ist der Bologna- 
Prozess die wohl bisher größte Studienreform. Im 
Wintersemester 2009/2010 waren 79 Prozent der 
Studienangebote auf neue Bachelor- und Masterstu- 
diengänge umgestellt worden. Nicht abgeschlossen 
ist die Umstellung auf die gestufte Struktur vor 
allem in den staatlich regulierten Studiengängen 
(Lehrerausbildung, Jura und Medizin) sowie ferner 
im Bereich der freien Kunst und in spezifischen 
theologischen Studiengängen. 72 

- G8: In fast allen Bundesländern wurde mittlerweile 
eine Verkürzung der Gymnasialzeit von neun auf 
acht Jahre eingeführt (G8). Dies hat zur Folge, 
dass in dem Jahr, in dem die ersten G8-Jahrgänge 
das Gymnasium durchlaufen haben, doppelte Abi- 
turjahrgänge von der Schule abgehen und in die 
Studienphase eintreten. Die Hochschulen verzeich- 
nen in dem betreffenden Jahr und in den Folge- 
jahren eine erhöhte Zahl von Studierenden. Bei- 
spielsweise verließen in Bayern die doppelten 
Abiturjahrgänge 2011 die Gymnasien; in Baden- 
Württemberg wird dies 2012 und in Nordrhein- 
Westfalen 2013 der Fall sein. 73 Durch die Ver- 
kürzung der Gymnasialzeit verbunden mit einer 


tendenziell früheren Einschulung und dem Aus- 
setzen der Wehrpflicht sind die Studienanfänger 
im Durchschnitt auch deutlich jünger als noch 
vor zehn Jahren. 

- Abschaffung des Hochschullehrerprivilegs: 

Lange Zeit konnten Hochschullehrer an wissen- 
schaftlichen Hochschulen im Gegensatz zu Mitar- 
beitern eines Unternehmens oder Forschern an AUF 
frei über ihre Erfindungen verfügen (Hochschul- 
lehrerprivileg § 42 ArbnErfG alt). Seit 7. Februar 
2002 ist das Hochschullehrerprivileg im Arbeit- 
nehmererfindergesetz abgeschafft und Hochschul- 
erfinder müssen seitdem ihre Diensterfindungen 
der Hochschule melden. Die Hochschule hat das 
Recht, die Erfindung zu verwerten, trägt aber auch 
die dabei anfallenden Kosten; der Erfinder erhält 
einen Anteil an den Bruttoeinnahmen. Mit der 
Abschaffung des Hochschullehrerprivilegs sollte 
der Wissens- und Technologietransfer an Hoch- 
schulen gefördert und damit zu mehr Innovatio- 
nen beigetragen werden. 74 Voraussetzung für eine 
aktivere Rolle der Hochschulen bei der Patent- 
verwertung ist eine geeignete Infrastruktur. 75 Mit 
Unterstützung des Bundes im Rahmen des Pro- 
gramms SIGNO Hochschulen wurden Patentver- 
wertungsagenturen aufgebaut, deren Aufgabe es 
ist, Erfindungen hinsichtlich der Marktpotenziale 
und der Patentfähigkeit zu prüfen und gegebenen- 
falls den Prozess der Schutzrechtsanmeldung zu 
begleiten und zu finanzieren. 76 

- Exzellenzinitiative: Die Exzellenzinitiative des 
Bundes und der Länder zur Förderung von Wis- 
senschaft und Forschung an deutschen Hochschu- 
len wurde 2005 auf den Weg gebracht. Die Initia- 
tive soll eine „Leistungsspirale in Gang setzen, 
die die Ausbildung von Spitzen und die Anhe- 
bung der Qualität des Hochschul- und Wissen- 
schaftsstandortes Deutschland in der Breite zum 
Ziel hat“. 77 Die Förderung erfolgt im Rahmen von 
drei Förderlinien: den Graduiertenschulen, den 
Exzellenzclustem und den Zukunftskonzepten (vgl. 
Box 2). Die Exzellenzinitiative ist in zwei Pro- 
grammphasen organisiert, die von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft und dem Wissenschafts- 
rat umgesetzt werden. Insgesamt wurden seit dem 
Jahr 2006 39 Graduiertenschulen, 37 Exzellenz- 
cluster und neun Zukunftskonzepte („Eliteuniver- 
sitäten“) gefördert. 37 Hochschulen erhalten für 
diese Projekte etwa 1,9 Milliarden Euro. Im Juni 
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BOX 02 


Die drei Förderlinien der Exzellenzinitiative 


Graduiertenschulen: 78 Die Graduiertenschulen die- 
nen der Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses und sollen optimale Promotionsbedingun- 
gen innerhalb eines breiten, fächerübergreifenden 
Wissenschaftsgebiets schaffen. Gleichzeitig sollen 
sie einen Beitrag zum Ausbau der wissenschaft- 
lichen Schwerpunkte der Universität leisten. In der 
ersten Programmphase der Exzellenzinitiative wurde 
die Förderung von 39 Graduiertenschulen bewilligt. 

Exzellenzcluster: 79 Ziel der Exzellenzcluster ist es, 
das Forschungspotenzial an deutschen Universitäts- 
standorten zu bündeln. Im Fokus stehen hierbei Ver- 
netzungen und Kooperationen sowohl verschiedener 
universitärer Einrichtungen als auch von Hochschu- 
len mit außeruniversitären Forschungsinstituten und 
industriellen Partnern. Dadurch soll eine Schärfung 
des universitären Profils und eine Schaffung ex- 
zellenter Förder- und Karrierebedingungen für den 
wissenschaftlichen Nachwuchs erreicht werden. In 
dieser Förderlinie wurden in der ersten Programm- 
phase 37 Anträge positiv beschieden. 

Zukunftskonzepte: 80 Zukunftskonzepte zielen dar- 
auf ab, Universitäten als ganze Institutionen zu stär- 
ken und sie im internationalen Wettbewerb in der 
Spitzengruppe zu etablieren. Inhalt der Zukunfts- 
konzepte der neun Universitäten („Eliteuniversitä- 
ten“), die in der ersten Programmphase gefördert 
werden, ist jeweils eine langfristige Strategie, wie 
Spitzenforschung und Nachwuchsförderung nachhal- 
tig ausgebaut und verbessert werden sollen. Voraus- 
setzung für die Bewilligung der Zukunftskonzepte 
war, dass die Universitäten mindestens eine Gradu- 
iertenschule und ein Exzellenzcluster vorweisen 
können. 


2009 beschlossen Bund und Länder, die Exzel- 
lenzinitiative in einer zweiten Programmphase um 
weitere fünf Jahre mit einem Fördervolumen von 
mehr als 2,5 Milliarden Euro fortzuführen. Die För- 
derentscheidungen sollen im Juni 2012 bekannt 
gegeben werden. 81 

- EU-Beihilferahmen: Mit dem am 1 . Januar 2007 in 
Kraft getretenen „Gemeinschaftsrahmen für staat- 
liche Beihilfen für Forschung, Entwicklung und 
Innovation“ wurde die ehemals gültige beihilfe- 


rechtliche Privilegierung nicht-gewinnorientierter 
Hochschulen aufgehoben. 82 Für die Hochschulen 
ergab sich daraus das Erfordernis, ab dem Jahr 
2009 eine Trennungsrechnung durchzuführen - also 
wirtschaftliche und nicht-wirtschaftliche Tätigkei- 
ten sowie ihre Kosten und Finanzierung voneinan- 
der zu trennen - und die Vollkosten für Projekte, 
die den wirtschaftlichen Tätigkeiten zuzuordnen 
sind (z. B. FuE -Aufträge für die gewerbliche Wirt- 
schaft), in Rechnung zu stellen. 

Hochschulpakt 2020: Im Juli 2007 schlossen Bund 
und Länder den Hochschulpakt 2020. 83 Dieser soll 
zum einen ein der Nachfrage entsprechendes Stu- 
dienangebot sicherstellen und zum anderen den 
Wettbewerb um Forschungsmittel durch die Ein- 
führung von Programmpauschalen stärken. Vor Ein- 
führung des Hochschulpaktes oblag es den Hoch- 
schulen, Gemeinkosten für die Projektdurchführung 
selbst zu tragen. 

In der ersten Programmphase des Hochschulpakts, 
die von 2007 bis 2010 umgesetzt wurde, sollten 
rund 91 .000 neue Studienplätze geschaffen werden. 
Der Bund stellte hierfür rund 566 Millionen Euro 
bereit, die Länder verpflichteten sich, die Gesamt- 
finanzierung sicherzustellen. Tatsächlich nahmen 
bis 2010 im Vergleich zu 2005 182.000 zusätzliche 
Studienanfänger ihr Studium auf. 84 Im Juni 2009 
beschlossen Bund und Länder, den Hochschulpakt 
bis 2015 fortzusetzen. Ein zentrales Ziel der zwei- 
ten Programmphase ist, 275.000 weitere Studien- 
plätze zu schaffen, die durch Bund und Länder 
mit durchschnittlich 26.000 Euro pro Studienplatz 
finanziert werden sollen. Im März 2011 wurde be- 
schlossen, weitere Mittel bereitzustellen, um die 
durch die Aussetzung von Wehr- und Zivildienst 
kurzfristig steigende Nachfrage nach Studienplät- 
zen zu befriedigen. Zudem verdoppelte der Bund 
die Mittel für die Studierenden, die in den Jah- 
ren 2007 bis 2010 ihr Studium aufgenommen hat- 
ten. Insgesamt stellt der Bund in der zweiten Pro- 
grammphase 4,7 Milliarden Euro für den Ausbau 
der Studienmöglichkeiten bereit. 

Die zweite Säule des Hochschulpakts stellt die 
Gewährung der Programmpauschalen dar. Wäh- 
rend es vor Einführung des Pakts den Hochschu- 
len oblag, Gemeinkosten für die Projektdurchfüh- 
rung selbst zu tragen, erhalten die Antragsteller 
der von der DFG geförderten Forschungsvorha- 
ben nunmehr zur Deckung der mit der Förderung 
verbundenen indirekten zusätzlichen und variablen 
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Projektausgaben eine Programmpauschale. Sie 
dient dem pauschalen Ersatz für durch die Pro- 
jektförderung in Anspruch genommene Infrastruk- 
tur (beispielsweise für Raum-, Wartungs-, Soft- 
ware- oder Energiekosten) und für die Mitarbeit 
von Personen, die nicht als Projektpersonal abge- 
rechnet werden. Die Programmpauschale beträgt 
20 Prozent der abrechenbaren direkten Projekt- 
ausgaben. Bis Dezember 2015 werden die Pro- 
grammpauschalen alleine vom Bund finanziert. Auf 
Grundlage eines bis Oktober 2013 von der DFG 
vorzulegenden Erfahrungsberichts soll über die 
weitere Ausgestaltung entschieden werden. Das 
Ziel ist hierbei, die Förderung zu verstetigen und 
die Länder an der Finanzierung der Programm- 
pauschale zu beteiligen. 

- Qualitätspakt Lehre: Im Juni 20 1 0 brachten Bund 
und Länder das „Programm für bessere Studien- 
bedingungen und mehr Qualität in der Lehre“ auf 
den Weg. 85 Der Hochschulpakt 2020 erhielt so- 
mit eine dritte Säule, für die der Bund bis 2020 
insgesamt rund zwei Milliarden Euro zur Verfü- 
gung stellt. Bei der Förderung geht es nicht da- 
rum, die Kapazität der Hochschulen zu erhöhen, 
sondern die Betreuung der Studierenden und die 
Lehrqualität in der Breite der Hochschullandschaft 
zu verbessern. 86 Ziele des Programms sind insbe- 
sondere, die Personalausstattung der Hochschulen 
für Lehre, Betreuung und Beratung zu verbessern 
bzw. das vorhandene Personal weiter zu qualifizie- 
ren. Die Initiative ist zum Teil auch als Reaktion 
auf die Kritik zu sehen, mit dem Hochschulpakt 
werde lediglich quantitativ auf erhöhte Studieren- 
denzahlen reagiert, die Qualität der Lehre sei je- 
doch nicht adäquat beachtet worden. 

Die Hochschulen mussten sich den Herausforderungen, 
die mit den genannten Reformen verbunden waren 
bzw. sind, in einem Zeitraum von lediglich rund zehn 
Jahren stellen. In der Regel wurden hierfür nicht in 
ausreichendem Maße Ressourcen zur Verfügung ge- 
stellt. Im Falle der Bologna-Reform hat nicht nur 
der Umstellungsprozess selbst bei den Hochschul- 
lehrern und wissenschaftlichen Mitarbeitern Arbeits- 
zeit gebunden, die für die Forschung bzw. andere 
Aufgaben nicht mehr zur Verfügung stand. Vielmehr 
ist auch nach der Umstellung auf Bachelor- und 
Masterstudiengänge ein erhöhter Betreuungsaufwand 
zu verzeichnen. Im Rahmen der Bologna-Reform 
wurde es zudem versäumt, die Struktur des Studiums 


überall systematisch an die Bedürfnisse der mittler- 
weile relativ jungen Studienanfänger anzupassen - 
beispielsweise durch die Einführung einer Orientie- 
rungsphase. 87 


FINANZIELLE UND PERSONELLE AUSSTATTUNG B 1-4 
DER HOCHSCHULEN IN DEUTSCHLAND 

Mehr wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal an Hochschulen 

Im Jahr 2010 waren an deutschen Hochschulen 
324.400 Personen beschäftigt, die dem wissenschaft- 
lichen und künstlerischen Personal zuzuordnen waren. 

Davon waren 210.600 hauptberuflich und 113.800 
nebenberuflich tätig. 88 Beim wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personal stieg die Zahl der Beschäf- 
tigten gegenüber dem Jahr 2000 um 105.100 Perso- 
nen, allerdings entfielen 84 Prozent des Zuwachses 
auf Teilzeitstellen. Die Finanzierung der zusätzli- 
chen Stellen erfolgte nur in 36,4 Prozent der Fälle 
aus Grundmitteln; der überwiegende Teil wurde aus 
öffentlichen und privaten Drittmitteln sowie Studi- 
engebühren finanziert. Der Stellenzuwachs fiel aus 
diesen Gründen bei der Gruppe der wissenschaftli- 
chen und künstlerischen Mitarbeiter deutlich höher 
aus als bei der Gruppe der Professoren. 

Der Stellenzuwachs beim wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personal fiel in der zweiten Hälfte 
der letzten Dekade erheblich höher aus als der An- 
stieg der Studierendenzahlen. Rein numerisch ver- 
besserte sich damit auch die vom Statistischen Bun- 
desamt ausgewiesene Betreuungsrelation - also das 
Verhältnis zwischen der Zahl der Studierenden und der 
Zahl der Beschäftigten beim wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personal - von 8,2 im Jahr 2000 auf 
6,8 im Jahr 2010. Diese Interpretation führt jedoch in 
die Irre. Die Verbesserung wurde insbesondere durch 
die Zunahme der Zahl der aus Drittmitteln finan- 
zierten Beschäftigten erzielt. Diese übernehmen 
zwar Forschungstätigkeiten, in der Regel aber keine 
Lehraufgaben. Rechnet man das Drittmittelpersonal 
heraus, so hat sich die Betreuungsquote im Zeit- 
raum 2000 bis 2010 nur von 9,8 auf 8,8 verbes- 
sert. Die Relation von Studierenden zu hauptamtli- 
chen Professoren hat sich sogar von 47,6 auf 53,5 
verschlechtert, da die Anzahl der Professoren weni- 
ger stark als die Anzahl der Studierenden gestiegen 
ist (vgl. Abbildung 1). 
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BOX 03 Empirische Erhebungen im Auftrag der Exper- 
tenkommission Forschung und Innovation 


Qualitative Erhebung Hochschulleitungen: 89 Vom 

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 
(WZB) wurden 2011 im Auftrag der Expertenkom- 
mission acht Interviews mit Forschungsvizeprorek- 
toren und -Vizepräsidenten durchgeführt - vier an 
Hochschulen, die in der dritten Förderlinie der Ex- 
zellenzinitiative erfolgreich waren, und vier an Hoch- 
schulen ohne prämiertes Zukunftskonzept. Hierbei 
wurde erörtert, inwiefern die gegenwärtigen struk- 
turellen und organisatorischen Rahmenbedingun- 
gen es der jeweiligen Führung der Hochschule er- 
möglichen oder erschweren, über Strukturen und 
Prozesse, Anreizsysteme und Prioritätensetzungen 
in der Forschungsstrategie auf das Leistungsport- 
folio der Forschung hinzuwirken. 

Quantitative Erhebung Hochschulleitungen: 90 Zu 

den Rahmenbedingungen für die Forschung an Hoch- 
schulen in Deutschland wurde vom Stifterverband 
für die Deutsche Wissenschaft im Jahr 2011 eine 
Vollerhebung unter den Präsidenten und Rektoren 
aller staatlichen Hochschulen, mit Ausnahme der 
Verwaltungsfachhochschulen, durchgeführt („Hoch- 
schulbarometer“). Die Bruttorücklaufquote betrug 
56 Prozent (n=199). 

Quantitative Erhebung Hochschulforscher: 91 

Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung 
(ZEW) hat zur Erfassung der konkreten Forschungs- 
situation der Hochschulforscher 2011 im Auftrag 
der Expertenkommission eine quantitative Befra- 
gung der Professoren durchgeführt. Insgesamt wur- 
den 9.400 Personen um Mitwirkung gebeten. Die 
Rücklaufquote betrug 27 Prozent. 

Quantitative Erhebung außeruniversitäre For- 
schungseinrichtungen: 92 Bereits im Jahr 2009 hatte 
das ZEW im Auftrag der Expertenkommission 430 
Einrichtungen der AUF schriftlich befragt. Ziel war 
es, Daten für eine Analyse der Aufgaben, Struk- 
turen, Leistungen und der Govemance der AUF 
zu erheben. 

Die Ergebnisse dieser Befragungen fließen in die- 
ses Kapitel ein. Detaillierte Analysen der Daten 
werden in den Studien zum deutschen Innovations- 
system vorgestellt. 93 


Grundmittel im Jahr 2009 wieder auf dem 
Niveau des Jahres 2002 

Die Einnahmen der deutschen Hochschulen betrugen 
im Jahr 2009 insgesamt 38,9 Milliarden Euro. Davon 
stammten 12 Milliarden Euro aus Verwaltungseinnah- 
men der medizinischen Einrichtungen der Hochschu- 
len. 94 Rechnet man die Verwaltungseinnahmen der 
medizinischen Einrichtungen heraus, so setzte sich die 
Hochschulfinanzierung im Jahr 2009 zu 73 Prozent 
aus Grundmitteln, zu 20 Prozent aus Drittmitteln und 
zu 7 Prozent aus Verwaltungseinnahmen zusammen. 

Die Höhe der Grundmittel war in der letzten Dekade 
erheblichen Schwankungen unterworfen (vgl. Abbil- 
dung 2). Im Jahr 2002 standen Sondermittel aus den 
Erlösen der UMTS-Mobilfunklizenzverkäufe zur Ver- 
fügung. In den Folgejahren sanken die Grundmit- 
tel und erreichten im Jahr 2007 einen Tiefstand für 
den betrachteten Zeitraum. Erst im Jahr 2009 wurde 
wieder das Niveau der Jahre 2002 und 2003 er- 
reicht, wobei der Zuwachs seit 2007 maßgeblich auf 
den Hochschulpakt zurückzuführen ist. 95 Die Anzahl 
der Studierenden war hingegen im Wintersemester 
2009/2010 um 14 Prozent höher als noch im Win- 
tersemester 2002/2003. 

Die Drittmittelfinanzierung ist im Verhältnis zur 
Grundfinanzierung erheblich bedeutsamer geworden. 
Während 1995 pro Euro Grundmittel 0,14 Euro Dritt- 
mittel eingenommen wurden, waren es 2009 bereits 
0,27 Euro Drittmittel je Euro Grundmittel. Zu beden- 
ken ist dabei, dass aus Drittmitteln zwar Forschung, 
aber keine Lehre finanziert werden kann. Diese muss 
letztlich aus den Grundmitteln der Hochschulen be- 
stritten werden. 


Forschung an Hochschulen zunehmend 
drittmittelfinanziert 

Für Forschung und Entwicklung gaben die deutschen 
Hochschulen im Jahr 2009 11,8 Milliarden Euro aus 
und sie beschäftigten Personal im Umfang von 115 .400 
Vollzeitäquivalenten. Nachdem die FuE -Ausgaben und 
die Anzahl des FuE-Personals an Hochschulen im 
Zeitraum 2003 bis 2005 zurückgegangen waren, ist 
seit 2006 wieder ein Aufwärtstrend zu beobachten. 
Dieser beschleunigte sich in den Jahren 2008 und 
2009: Die reale Wachstumsrate der FuE-Ausgaben 
des Hochschulsektors lag im Jahr 2008 bei 9 Prozent 
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ABB 01 Entwicklung der Anzahl des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals 
sowie der Studierenden an deutschen Hochschulen 


Wissenschaftliches und künstlerisches Personal ohne aus Drittmitteln finanziertes Personal Studierende 

Aus Drittmitteln finanziertes wissenschaftliches und künstlerisches Personal hauptberufliche Professoren 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihen 4.4 und 4.1. Eigene Berechnungen. 


ABB 02 Finanzierung der Hochschulen in Deutschland 


m Grundmittel* m Verwaltungseinnahmen ohne medizinische Einrichtungen* 

m Drittmittel* Verwaltungseinnahmen der medizinischen Einrichtungen* 

Verwaltungseinnahmen* Drittmittel je Euro Grundmittel** Wert der Grundmittel des Jahres 2007 



* in Milliarden Euro zu Preisen von 2005 (Skala links); ** Quote (Skala rechts). 

Vor 2002 keine Trennung der Verwaltungseinnahmen nach medizinischen Einrichtungen und anderen Hochschul- 
einrichtungen möglich. Einnahmen mit dem Verbraucherpreisindex deflationiert. Verwaltungseinnahmen inklusive 
Einnahmen aus Studiengebühren. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.5. Berechnungen des ZEW und eigene Berechnungen. 
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Entwicklung der FuE-Ausgaben und des FuE-Personals (Vollzeitäquivalente) 
der Hochschulen in Deutschland 


FuE-Ausgaben* FuE-Personal 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.3.2. Berechnungen des ZEW. 


Entwicklung der FuE-Ausgaben (Preise von 2000) von Hochschulen 1995-2009 
im internationalen Vergleich 


— Deutschland Großbritannien Niederlande Schweiz* USA 



(in Preisen von 2000). Index: 1995 = 100. 
Quelle: OECD-MSTI 1/2011. 


ABB03 


ABBOA 
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und im Jahr 2009 bei 6 Prozent. Der in Vollzeit- 
äquivalenten gerechnete Umfang der FuE-Beschäf- 
tigung erhöhte sich im Jahr 2008 um 2,7 Prozent 
und im Jahr 2009 sogar um 8,2 Prozent. 

Der Anteil des Drittmittelpersonals am gesamten FuE- 
Personal erhöhte sich im Zeitraum 2005 bis 2009 
von 50,2 Prozent auf 59,2 Prozent. Im selben Zeit- 
raum stieg der Drittmittelanteil der FuE-Ausgaben von 
41,6 Prozent auf 46,2 Prozent. Der erhöhte Drittmit- 
telanteil wurde aus verschiedenen Quellen gespeist. 
Die Drittmittel vom Bund und von der DFG sind im 
genannten Zeitraum um 60 bzw. 71 Prozent gestie- 
gen. 96 In diesem Zusammenhang sind insbesondere 
die verstärkte Projektförderung des Bundes im Rah- 
men der Hightech-Strategie und des Konjunkturpa- 
kets II des Jahres 2009 (FuE-Kooperationsprojekte 
mit Unternehmen im Rahmen des ZIM-Programms) 
sowie die im Jahr 2007 gestartete Exzellenzinitiative 
zu nennen. Die aus Programmen der EU eingewor- 
benen Drittmittel haben sich von 2006 bis 2009 um 
29 Prozent erhöht. 97 

Die zunehmende Drittmittelfinanzierung der For- 
schung hat zunächst Vorteile, da sie eine Auswei- 
tung der Forschung an Hochschulen erlaubt. Zudem 
kann sich die Vergabe von Forschungsmitteln im 
Rahmen eines Antrags- bzw. Wettbewerbsverfahrens 
stärker als bei der Zuweisung von Grundmitteln an 
aktuellen Qualitätskriterien orientieren. 98 Sie birgt aber 
auch Gefahren. So schränkt die höhere Drittmittel- 
orientierung die zeitlichen und inhaltlichen Freiräume 
der Forscher erheblich ein. Das Verfassen von For- 
schungsanträgen ist sehr zeitaufwändig. Zudem erfolgt 
die Begutachtung der Anträge durch andere Wissen- 
schaftler - auch hier werden Ressourcen gebunden. 
Darüber hinaus werden Drittmittel nicht immer the- 
menoffen zur Verfügung gestellt. Damit haben die 
Forscher den Anreiz, ihre Forschung inhaltlich nach 
den Fördermöglichkeiten auszurichten. Forschungs- 
programme, die eine vergleichsweise geringe Chance 
auf eine Drittmittelförderung haben, werden dann 
möglicherweise nicht mehr verfolgt. Dies birgt die 
Gefahr, dass unkonventionelle Ideen auf der Strecke 
bleiben und die Hochschulforschung an Breite und 
Vielfalt verliert. Diese Gefahren müssen von der Poli- 
tik ernst genommen werden - Forschung und Lehre 
an Hochschulen müssen nachhaltig finanziert sein. 
Eine zu hohe Drittmittelorientierung gefährdet auf 
Dauer die Beiträge der Hochschulen zur Grundlagen- 
forschung. 


Fortschritte bei der Finanzierung der Forschung 
an deutschen Hochschulen erst seit 2008 

Die Forschungsfinanzierung der deutschen Hochschu- 
len kann durch einen Vergleich mit der Situation und 
Entwicklung in Ländern bewertet werden, die ein 
in der Spitze sehr leistungsfähiges Hochschulsystem 
haben (Großbritannien, Niederlande, Schweiz, USA). 
Im Jahr 2009 wurden in Deutschland 0,49 Prozent 
des BIP für die Forschung an Hochschulen verwen- 
det. Dieser Wert liegt weit unter dem der Niederlande 
(0,73 Prozent) und der Schweiz (0,72 Prozent für 
2008), entspricht in etwa dem Niveau von Großbri- 
tannien (0,52 Prozent) und ist höher als die Quote 
in den USA (0,36 Prozent für 2008). 

In Deutschland betrug die durchschnittliche jährli- 
che Wachstumsrate der FuE-Ausgaben im Zeitraum 
1995-2009 2,6 Prozent. Sie war damit niedriger als 
in der Schweiz (3 Prozent), den Niederlanden (4,1 
Prozent), den USA (4,2 Prozent) und Großbritannien 
(4,7 Prozent). Während die Hochschulen in den ande- 
ren Vergleichsländern ihre FuE-Ausgaben auch Mitte 
der vergangenen Dekade weiter steigerten, stagnier- 
ten die realen FuE-Ausgaben deutscher Hochschulen 
(2003, 2005) bzw. gingen zurück (2004). Damit ver- 
schlechterte sich die relative Position Deutschlands. 
Erst seit 2008 sind die realen FuE-Ausgaben deut- 
scher Hochschulen wieder deutlich gestiegen. 

Die Beteiligung der öffentlichen Hand an der Finan- 
zierung der Hochschulforschung fällt in Kontinen- 
taleuropa und den angelsächsischen Ländern unter- 
schiedlich stark aus. In Deutschland, den Niederlanden 
und der Schweiz finanzierte die öffentliche Hand 
im Jahr 2008 rund 80 Prozent der Forschungsaus- 
gaben, während sie sich in Großbritannien und den 
USA nur für etwa zwei Drittel der Forschungsaus- 
gaben verantwortlich zeigte. 

Der Anteil der öffentlichen Forschungsfinanzierung im 
Hochschulsektor ist in Großbritannien, der Schweiz 
und den USA im Zeitraum 2001-2008 weitgehend 
konstant geblieben; in Deutschland und den Nieder- 
landen ist er hingegen gesunken. In etlichen Län- 
dern, vor allem in Großbritannien und den USA, 
wird inzwischen ein beträchtlicher Teil der Finanzie- 
rung, insbesondere an führenden Privathochschulen, 
über Stiftungen bereitgestellt. Dieses Beispiel macht 
derzeit auch in Deutschland Schule - allerdings eher 
bei Einrichtungen der AUF als bei Hochschulen. Viele 
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deutsche Hochschulen hinken in der Professionalisie- 
rung solcher Funktionen weit hinter Einrichtungen an- 
derer Länder her." Es gibt in Deutschland sehr wohl 
beträchtliche Privatvennögen, die eine unterstützen- 
de Rolle für Wissenschaft und Forschung überneh- 
men könnten. Allerdings erschweren die rechtlichen 
Rahmenbedingungen und die unzureichende Profes- 
sionalisierung des Fundraisings deutscher Hochschu- 
len die Nutzung dieser Finanzierungsquellen. 

B 1-5 LEISTUNGSPROFILE DER FORSCHUNG AN UNI- 
VERSITÄTEN UND EINRICHTUNGEN DER AUF 

Um die Leistung der Forschung an Hochschulen be- 
schreiben zu können, werden Daten zu Publikations- 
tätigkeit und zu Patentaktivitäten der Universitäten 100 
denen der vier großen außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen (Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher 
Forschungszentren, Max-Planck-Gesellschaft, Wis- 
senschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz, 
Fraunhofer-Gesellschaft) gegenübergestellt. 101 Für be- 
stimmte Fächergruppen ist eine Quantifizierung der Pu- 
blikationsleistungen nur mit Schwierigkeiten möglich. 
Deshalb gehen in diese Analyse nur Daten der Natur-, 
Ingenieur-, Medizin- und Agrarwissenschaften ein. 
Dabei zeigen sich folgende Ergebnisse: 

- Die Institute der Max-Planck-Gesellschaft sind klar 
im Bereich der Grundlagenforschung positioniert. 
Dies kommt in einer starken Publikationstätigkeit 
und einer vergleichsweise geringen Patentaktivi- 
tät zum Ausdruck. 

- Die Universitäten haben ihre Publikationstätig- 
keit in den vergangenen Jahren erheblich stei- 
gern können. Sie nähern sich inzwischen der Pub- 
likationsintensität der Einrichtungen der MPG an. 
Angesichts der Ressourcenbeschränkungen an Uni- 
versitäten ist dies ein beeindruckendes Ergebnis. 

- Die Fraunhofer-Gesellschaft widmet sich primär 
der angewandten Forschung und dem Technologie- 
transfer. Dies spiegelt sich in einer relativ hohen 
Patent- und einer relativ geringen Publikations- 
intensität wider. 

- Einrichtungen der Helmholtz-Gemeinschaft haben 
die Aufgabe, einen Brückenschlag zwischen Grund- 
lagenforschung und angewandter Forschung zu 
leisten. Die ursprüngliche Mission der Helmholtz- 
Gemeinschaft zielt zudem auf die Erforschung 
von Systemen unter Einsatz von Großgeräten und 
umfangreicher wissenschaftlicher Infrastruktur ab. 


Patent- und Publikationsintensität von deutschen ABB 05 

Hochschulen und Einrichtungen der AUF in den Natur-, 
Ingenieur-, Medizin- und Agrarwissenschaften 
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Patentanmeldungen je 1.000 Forscher (VZÄ) 


Publikationen und Forscher jeweils bezogen auf die Natur-, 
Ingenieur-, Medizin- und Agrarwissenschaften; Patentanmeldungen 
an Universitäten einschließlich Hochschulerfinder von Privat- und 
Untemehmenspatenten geschätzt. 

Quellen: EPA: Patstat; Thomson Reuters: SCIE; Statistisches Bundes- 
amt: Fachserie 1 1, Reihe 4.3.2, Fachserie 14, Reihe 6. Berechnungen 
und Schätzungen des ISI und ZEW. 


HGF-Institute weisen in den betrachteten Wissen- 
schaftsbereichen eine etwas geringere Publikations- 
und Patentintensität als die Universitäten auf. 

- Die Leibniz-Gesellschaft ist eine Dachorganisati- 
on von rechtlich selbstständigen Einrichtungen, 
deren Aufgabenspektrum sowohl die Grundlagen- 
forschung als auch die angewandte Forschung so- 
wie Leistungen im Bereich der Information und 
Dokumentation, des Wissenstransfers, der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung und der Beratung öffentli- 
cher Stellen umfasst. Sowohl die Publikations- als 
auch die Patentintensität der Universitäten ist in 
den untersuchten Fächern höher als die der Wis- 
senschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leib- 
niz. Allerdings wurde die Publikationstätigkeit in 
den Leibniz-Instituten wie bei den Universitäten 
in den vergangenen 15 Jahren erheblich gesteigert. 

Die Expertenkommission ist sich einer Reihe von 
Schwächen der verwendeten Leistungsmaße be- 
wusst. 102 Darüber hinaus lassen die hier angestell- 
ten Durchschnittsbetrachtungen nur Tendenzaussagen, 
aber keine Bewertung einzelner Einrichtungen zu. 
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So gibt es sehr wohl Fraunhofer-Institute, die in 
der Grundlagenforschung aktiv sind. 103 Ebenso hat 
die Max-Planck-Gesellschaft in den letzten Jahren 
wichtige Initiativen zum Transfer von Ergebnissen 
der Grundlagenforschung unternommen. 104 Bei allen 
Schwächen der verwendeten Metriken - die Profile 
der AUF und der Universitäten sind in Abbildung 5 
klar erkennbar. Zudem lässt sich eine deutliche Ver- 
besserung der Position der Universitäten nachweisen. 

Trotz dieser Positivtendenzen gilt aber, dass deutsche 
Universitäten im Hinblick auf Zahl und Qualität ihrer 
Publikationen im internationalen Vergleich noch nicht 
zu den weitbesten Forschungsuniversitäten zählen. So 
gehört laut OECD keine deutsche Einrichtung zu den 
50 Universitäten mit der höchsten wissenschaftlichen 
Wirkung. 105 Nur in sechs von 17 wissenschaftlichen 
Themenfeldem sind deutsche Universitäten unter den 
führenden 50 Einrichtungen platziert. Auch im Times- 
Ranking und im Shanghai-Ranking findet sich jeweils 
lediglich eine deutsche Universität in der Gruppe der 
50 führenden Universitäten. 106 Diese Rankings werden 
aus guten Gründen kontrovers diskutiert, sie haben 
jedoch eine hohe internationale Sichtbarkeit und talen- 
tierte Nachwuchskräfte und hochrangige Forscher ori- 
entieren sich an ihnen. Die besten deutschen Hoch- 
schulen können es sich auf Dauer nicht leisten, in 
diesen Rankings eine bestenfalls mittelmäßige Posi- 
tion einzunehmen. Auch aus diesem Grund muss 
die durch die Exzellenzinitiative eingeleitete posi- 
tive Entwicklung weiter vorangetrieben werden. 

B 1-6 AUTONOMIE, GOVERNANCE UND 
PROFILBILDUNG 

Zunehmende Autonomie der Hochschulen und 
formale Stärkung der Hochschulleitungen 

Die Steuerung der Hochschulen ist seit den 1990er 
Jahren zunehmend von den zuständigen Ministerien 
auf die jeweiligen Hochschulleitungen verlagert wor- 
den. Die hierarchischen Steuerungs- und Koordinati- 
onsformen der Ministerialbürokratie wurden flächen- 
deckend durch vertragliche Vereinbarungen ersetzt. 
Je nach Bundesland bestehen aber nach wie vor 
Unterschiede darin, ob und inwieweit Ziele gemein- 
sam entwickelt oder durch staatliche Vorgaben fest- 
gelegt werden. 


Eine Befragung von Hochschulleitungen durch den 
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 107 hat 
ergeben, dass mehr als die Hälfte der Befragten (55 
Prozent) die Autonomie der Hochschulen als „hoch“ 
oder „eher hoch“ einschätzt. Nur 5 Prozent der Hoch- 
schulleitungen beurteilten sie als „eher niedrig“. Rund 
drei Viertel der Befragten gingen davon aus, dass die 
Autonomie der Hochschulen heute höher als vor fünf 
Jahren ist. Der von den Befragten wahrgenommene 
Grad der Autonomie variiert je nach Bundesland. 
Dieses Ergebnis entspricht denen früherer Studien. 108 

Neue Govemance-Modelle haben nicht nur im Verhält- 
nis zwischen den Hochschulen und den zuständigen 
Ministerien, sondern auch in den hochschulintemen 
Entscheidungsprozessen wesentliche Veränderungen 
erbracht. Im Hinblick auf die universitätsinteme 
Governance können zwei Entwicklungen festgestellt 
werden. Erstens wurden die Präsidenten bzw. Rekto- 
ren in der letzten Dekade formalrechtlich gegenüber 
den Senaten und Fachbereichen gestärkt. Es kam zu 
einer Aufwertung der Leitungsgremien und zu einer 
Schwächung der akademischen Selbstverwaltung. 


Typen universitärer Governance 109 BOX 04 


- Hierarchiemodell (Hessen und Saarland): 

Die Hochschulleitungen verfügen in den entschei- 
denden Sach- und Personalangelegenheiten min- 
destens über eine Vetoposition, in den meisten 
entscheiden sie letztinstanzlich. 

- Hierarchie-Ratsmodell (Bayern und Nordrhein- 
Westfalen): Den Hochschulleitungen ist ein Hoch- 
schulrat als beschließendes Organ beigestellt. 

- Hierarchie-Rats-Kollegialmodell (Baden- Würt- 
temberg, Hamburg und Thüringen): Die akade- 
mische Selbstverwaltung verfügt insgesamt über 
ähnlichen Einfluss wie die Hochschulleitung und 
der Hochschulrat. 

- Hierarchie-Kollegialmodell (Brandenburg, Nie- 
dersachsen, Sachsen und Schleswig-Holstein): 
Der Hochschulrat verfügt im Gegensatz zur Hoch- 
schulleitung und der akademischen Selbstverwal- 
tung nur über eine marginale Position; der akade- 
mische Senat hat erhebliche Mitspracherechte. 

- Kollegialmodell (Berlin, Bremen, Mecklenburg- 
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt): 
Es dominieren die Strukturen der Gremienuni- 
versität; der akademische Senat hat erhebliche Mit- 
spracherechte. 
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Zweitens wurden den Hochschulleitungen in fast 
allen Bundesländern Hochschulräte als Aufsichts- 
und Beratungsgremien an die Seite gestellt. Inwie- 
weit an zentralen Sach- und Personalentscheidungen 
Hochschulleitungen, akademische Selbstverwaltung 
und Ministerien beteiligt werden, differiert zwischen 
den Bundesländern erheblich (vgl. Box 4), da sich in 
den einzelnen Ländern unterschiedliche Typen uni- 
versitärer Govemance etabliert haben. 

Durch Struktur- und Entwicklungspläne werden uni- 
versitätsintern organisatorische Rahmen gesetzt und 
die zukünftigen Ausrichtungen derForschung geplant. 
In den Bundesländern, in denen das Hierarchiemo- 
dell, das Hierarchie-Ratsmodell und das Hierarchie- 
Rats-Kollegialmodell etabliert wurden, verfügt die 
Hochschulleitung über wesentliche Spielräume bei der 
Ausgestaltung der Struktur- und Entwicklungspläne. 
Interviews mit Hochschulleitem deuten darauf hin, 
dass diese ihre Entscheidungen durch Kooperation 
mit den Wissenschaftlern kollegial absichern. 110 Als 
wichtige Partner hierbei sehen die befragten Hoch- 
schulleiter die Dekane an. In den Bundesländern, in 
denen das Hierarchie-Kollegialmodell und das Kol- 
legialmodell greifen, hat der akademische Senat bis 
auf Ausnahmen erhebliche Mitspracherechte. Auch 
hier werden, wie Interviews mit Hochschulleitern 
zeigen, die Fakultäten in die Entscheidungsfindung 
einbezogen, um Fachexpertise zu nutzen und um 
einen Konsens herbeizuführen. 111 In einigen Hoch- 
schulen werden darüber hinaus strategische Bera- 
tungsorgane mit ausgewählten, meist sehr renom- 
mierten Wissenschaftlern geschaffen. Diese Gremien 
dienen dazu, Fachwissen zu bündeln und Leitungs- 
entscheidungen hochschulintem zu legitimieren. 112 

Die neuen Govemance-Modelle haben sowohl im Ver- 
hältnis zwischen den Hochschulen und den zustän- 
digen Ministerien als auch in den internen Entschei- 
dungsprozessen wesentliche Veränderungen gebracht. 
Die Wirkungsweise und die Effekte der verschiedenen 
Modelle sollten nun im Rahmen einer vergleichenden 
Evaluierung bewertet werden. Idealerweise sollte diese 
bundesweit koordiniert werden, auf international an- 
erkannten Kriterien beruhen und einen internationalen 
und bundesländerübergreifenden Vergleich erlauben. 


Stärkung von Profilbildung und Wettbewerb 
durch die Exzellenzinitiative 113 

Die Exzellenzinitiative hat an vielen Hochschulen die 
Profilbildung angestoßen oder schon laufende Prozes- 
se verstärkt. Hochschulleiter von Universitäten, die 
im Rahmen der Exzellenzinitiative erfolgreich waren, 
betonen, dass die Exzellenzinitiative sowohl zu einer 
intensiven Stärken-Schwächen-Diskussion geführt 
hat als auch zu Versuchen, bestimmte Fachberei- 
che im Rahmen der Antragstellung zu stärken. 114 Es 
kommt aber auch zu strukturellen Belastungen, da 
langfristige Finanzierungs Verpflichtungen eingegan- 
gen wurden, die über den Förderzeitraum hinaus 
finanzielle Mittel binden und somit zukünftige Hand- 
lungsspielräume einschränken. Dies ist beispielsweise 
der Fall, wenn neu angestellte Wissenschaftler in einem 
Exzellenzcluster oder Mitarbeiter einer neuen Ver- 
waltungseinheit unbefristete Verträge erhalten. 115 Auch 
die im Rahmen der Exzellenzinitiative geförderten 
Graduiertenschulen wirken Profil bildend: Die the- 
matischen Schwerpunkte der Graduiertenschulen sind 
in die bestehenden Forschungsschwerpunkte integ- 
riert oder tragen selbst als Ankerpunkt zum Aufbau 
eines Forschungsschwerpunkts bei. 

Hochschulleiter von Universitäten, die bei der Ex- 
zellenzinitiative nicht oder nur teilweise erfolgreich 
waren, gaben im Interview meist an, dass sie die an 
der Antragstellung beteiligten Wissenschaftler moti- 
vieren, die geplanten Vorhaben weiterzuverfolgen. In 
der Regel wird gemeinsam nach alternativen Förder- 
formaten gesucht; in einigen Fällen wurde bereits bei 
der Antragstellung zur Exzellenzinitiative ein „Plan 
B“ mitgeführt. Die Wirkung der Exzellenzinitiative 
beschränkt sich somit nicht nur auf die im Wettbe- 
werb erfolgreichen Universitäten. Vielmehr hat sie 
weitreichende Folgen über diese Gruppe von Hoch- 
schulen hinaus. 

Der durch die Exzellenzinitiative angestoßene Dis- 
kurs über Exzellenz und Wettbewerb wirkt sich in 
vielfältiger Weise auf den Charakter der Forschungs- 
tätigkeit aus. Die stärksten Effekte der Exzellenzini- 
tiative sind nach Ansicht der im Auftrag der Experten- 
kommission befragten Professoren eine zunehmende 
Orientierung der Forschungsaktivitäten an Drittmit- 
telpotenzialen, eine häufigere Bearbeitung interdis- 
ziplinärer Themen sowie eine Tendenz zu größeren 
F orschungsproj ekten. 
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Die Exzellenzinitiative hat eine vertikale und horizon- 
tale Differenzierung der deutschen Hochschullandschaft 
forciert. 116 Zum einen wird die internationale Sichtbar- 
keit ausgewählter Universitäten durch ein Exzellenz- 
siegel erhöht. Dies hat beispielsweise positive Effekte 
bei der Anwerbung exzellenter Wissenschaftler. Zum 
anderen wurde im Rahmen der Exzellenzinitiative durch 
die Förderung der Graduiertenschulen und Exzellenz- 
cluster eine thematische Schwerpunktsetzung und hori- 
zontale Differenzierung zwischen den Universitäten 
angestoßen. Die Expertenkommission hält beide Ent- 
wicklungen für wichtige Schritte hin zu einem inter- 
national konkurrenzfähigen Hochschulsystem. 

Profilbildung durch institutioneile 
Metastrukturen 

Prozesse der Profilbildung oder -schärfüng wurden 
nach Aussagen der im Auftrag der Expertenkommis- 
sion befragten Hochschulleitungen in den letzten Jah- 
ren initiiert, um die Chancen auf Mittel aus der Ex- 
zellenzinitiative und anderen Quellen zu erhöhen oder 
um sich anstehenden Budgetbeschränkungen anzu- 
passen. 117 Sie zielen darauf ab, Alleinstellungsmerk- 
male oder Spezialisierungen bei Forschungsthemen 
und -ansätzen herauszuarbeiten, um sich innerhalb 
der Forschungslandschaft zu positionieren. 118 Die von 
der Expertenkommission in Auftrag gegebenen Befra- 
gungen (vgl. Box 3) ergeben interessante Hinweise, 
wie sich Profilbildung gestaltet. Meist werden die 
entsprechenden Prozesse maßgeblich von den Hoch- 
schulleitungen angestoßen. 119 Basis der Profilbildungs- 
prozesse sind Bestandsaufnahmen der Stärken und 
Schwächen der jeweiligen Universitäten. Aber auch 
Bottom-up-Prozesse kommen zum Tragen, indem die 
Wissenschaftler - beispielsweise in Form von Ide- 
enwettbewerben - eingebunden werden. Die Befra- 
gungen zeigen auch, dass neben den gesundheitswis- 
senschaftlichen Fächern vor allem die sogenannten 
MINT-Fächer für die Profilbildung der Hochschulen 
an Bedeutung gewinnen. 120 Dies könnte auf die wis- 
senschaftspolitische Priorisierung dieser Fächer bzw. 
auf Anreizstrukturen in der Drittmittelförderung zu- 
rückzuführen sein. 

Die Profilbildung kommt in der Regel durch die Defi- 
nition von Forschungsschwerpunkten zum Ausdruck. 
Dabei werden auf Hochschulebene thematische Fest- 
legungen getroffen, die das jeweilige Forschungs- 
und Kompetenzportfolio abbilden sollen. Demgemäß 


Beispiel für institutioneile Metastrukturen 


Zentrum für Erneuerbare Energien (ZEE) an der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg: 121 Das ZEE ist 
eine zentrale wissenschaftliche Einrichtung der Uni- 
versität Freiburg und führt dort alle wissenschaftli- 
chen Institutionen zusammen, die sich in Forschung 
und Lehre mit Problemstellungen emeuerbarer Ener- 
gien beschäftigen - insbesondere mit Solartechno- 
logien, Biomasseproduktion und -Verwertung, Geo- 
thermie, Energiesystemen und Energieeffizienz. Ziel 
ist, die technologischen, wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Aspekte erneuerbarer Energien sichtbar 
zu machen. Bisher sind sieben von elf Fakultäten 
eingebunden. Es erfolgt eine enge Zusammenar- 
beit mit außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen, mit denen Kooperationsverträge abgeschlossen 
wurden. Partner sind die Forstliche Versuchs- und 
Forschungsanstalt Baden- Württemberg, das Fraun- 
hofer Institut für Solare Energiesysteme, die Hoch- 
schule Offenburg und das Öko-Institut e.V. 

In Zusammenarbeit mit der Fakultät für Forst- und 
Umweltwissenschaften wird seit dem Wintersemes- 
ter 2008/2009 der internationale Masterstudiengang 
Renewable Energy Management angeboten. Dar- 
über hinaus wurde der berufsbegleitende Master- 
studiengang Photovoltaik in Kooperation mit der 
Technischen Fakultät der Universität Freiburg und 
dem Fraunhofer Institut für Solare Energiesysteme 
neu eingeführt. 


bilden Forschungsschwerpunkte institutionelle Meta- 
strukturen, die sowohl fakultäts- und fachbereichs- 
übergreifend als auch interdisziplinär ausgerichtet 
sind. Die Organisation der Hochschulen nach Diszi- 
plinen bleibt davon unberührt, da eine gute diszipli- 
näre Verankerung nach wie vor als notwendige Voraus- 
setzung für erfolgreiches interdisziplinäres Arbeiten 
erachtet wird. 122 Unabhängig von der thematischen 
Schwerpunktsetzung hat die Grundlagenforschung 
einen sehr hohen Stellenwert für die Profilbildung. 

Die so definierten Forschungsschwerpunkte werden in 
der Regel mit zusätzlichen finanziellen Mitteln aus- 
gestattet, die sowohl nach innen (Generierung neuer 
Forschungsthemen im Forschungsschwerpunkt) als 
auch nach außen (Generierung von Forschungs- 
schwerpunkten in der Universität) den Charakter einer 
Anschubfinanzierung besitzen. In der Regel wird 
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angestrebt, dass sich die Schwerpunkte nach der Etab- 
lierungsphase durch Drittmittel selbst tragen. An eini- 
gen Hochschulen wurden die Forschungsschwerpunk- 
te bereits (intern) evaluiert, an anderen ist dies noch 
nicht der Fall. Erste Erfahrungen deuten darauf hin, 
dass die Bildung von Forschungsschwerpunkten für 
die Profilierung und die Gewinnung ausgewiesener 
Forscher bereits heute Wirkung zeigt. Da die Defi- 
nition der Schwerpunkte zumeist erst vor wenigen 
Jahren erfolgte, kann noch nicht abschließend be- 
urteilt werden, welche Rolle sie an den Hochschu- 
len zukünftig einnehmen werden. Es bleibt abzuwar- 
ten, inwieweit sich die neu geschaffenen Strukturen 
langfristig etablieren und zu einer nachhaltigen Pro- 
filbildung bzw. -schärfung der Hochschulen führen. 


Berufimgsverfahren stärker zentralisiert und profes- 
sionalisiert sind. Auch in Deutschland können inzwi- 
schen proaktive Berufungsverfahren zur Anwendung 
kommen. 125 Hier finden Suchprozesse statt, in deren 
Rahmen geeignete Personen identifiziert und ange- 
sprochen werden. Die Expertenkommission spricht 
sich prinzipiell für den Einsatz solcher Suchprozesse 
aus. Allerdings sollte durch geeignete Maßnahmen 
Sorge dafür getragen werden, dass die Verkürzung 
der Verfahren nicht zu erhöhter Intransparenz und 
einer Gefährdung internationaler wissenschaftlicher 
Qualitätsstandards fuhrt. 

Besoldung und leistungsorientierte Bezüge 


B 1-7 BERUFUNGSPOLITIK, BESOLDUNG UND 
FORSCHUNGSKARRIEREN 

Größere Freiheiten in der Berufungspolitik 

Bundesweit waren im Jahr 2009 22.109 Universitäts- 
professoren tätig und die Zahl der Ausschreibungen 
belief sich im Jahr 2009 auf 1.856 Stellen. Damit 
betrug die durchschnittliche Erneuerungsrate 8,4 Pro- 
zent pro Jahr. 123 Berufungen können einen erheblichen 
Beitrag zur Profilbildung von Hochschulen in For- 
schung und Lehre leisten. Das Berufungsrecht wurde 
mittlerweile durch Änderung der Landeshochschulge- 
setze in elf Bundesländern von den Landesbehörden 
auf die Hochschulleitungen übertragen. Nur in Baden- 
Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen und Rheinland- 
Pfalz werden die Professoren in der Regel noch von 
den zuständigen Ministerien berufen. Hochschullei- 
tungen, die das Berufungsrecht innehaben, sind for- 
mal in der Lage, die Profilbildung ihrer Einrichtung 
durch eine strategische Berufungspolitik zu stärken. 
Vereinzelt nutzen die Hochschulleitungen das an sie 
übertragene Berufimgsrecht, um einzelne Fachberei- 
che gezielt, gelegentlich auch zu Lasten anderer, zu 
stärken. An einigen Hochschulen wird beispielsweise 
eine feste Quote der frei werdenden Professuren 
einem hochschulweiten Pool zugeführt und dann in 
einem hochschulintemen Wettbewerb zur Stärkung 
des Profils umverteilt. 124 

Berufungsverfahren sind in Deutschland teilweise sehr 
langwierige Prozesse, die zudem als intransparent 
wahrgenommen werden. Ein Merkmal von internatio- 
nal besonders leistungsfähigen Universitäten ist, dass 


Im Jahr 2005 wurde die bis dahin geltende C-Besol- 
dung, bei der die Bezüge von der Zahl der Dienstjahre 
abhängig waren, von der W-Besoldung abgelöst. Die- 
ses Modell sieht bei W2- und W3-Professoren neben 
einem festen Grundgehalt 126 variable Leistungsbe- 
züge vor. So beträgt das monatliche Grundgehalt 
eines W3-Professors in Nordrhein-Westfalen 5.279 
Euro. 127 Zwischen den Bundesländern bestehen hier 
große Unterschiede: Während baden-württembergi- 
sche W3-Professoren ein monatliches Grundgehalt 
von 5.529 Euro erhalten, verdienen ihre Berliner 
Kollegen 4.890 Euro. 128 

Die Leistungsbezüge bei der W3 -Besoldung unterglie- 
dern sich in drei Kategorien: Berufimgs- und Blei- 
bezulagen, besondere Leistungsbezüge sowie Funk- 
tionsbezüge. 

- Berufungs- und Bleibezulagen können von den 
Hochschulen dazu genutzt werden, herausragende 
Wissenschaftler oder Künstler zu attrahieren bzw. 
zum Bleiben zu bewegen. Die Hochschulen haben 
somit die Möglichkeit, Berufungen zu forcieren, 
die für die Profilbildung ihrer Einrichtung von 
besonderer Bedeutung sind. 

- Besondere Leistungsbezüge und Funktionsleis- 
tungsbezüge sollen für die Professoren Anreize 
setzen, besondere Leistungen in Forschung, Lehre, 
Weiterbildung, Kunst und Nachwuchsförderung 
zu erbringen sowie Funktionen in der akademi- 
schen Selbstverwaltung zu übernehmen. 

Die Kriterien, nach denen Leistungsbezüge vergeben 
werden, liegen im Ermessen der Bundesländerund der 
Hochschulen; meist finden Stufenmodelle Anwendung. 
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Die W-Besoldung ist international nicht konkurrenzfä- 
hig. 129 Das Jahresgrundgehalt eines nordrhein-westfali- 
schen W3-Professors beträgt (bei 13 Monatsgehältern 
ohne Leistungsbezüge) 68.627 Euro. Ein US-ameri- 
kanischer Hochschulprofessor verdient durchschnitt- 
lich 110.488 US-Dollar (etwa 84.200 Euro), bei pri- 
vaten Hochschulen im Durchschnitt sogar 131.589 
US-Dollar (etwa 100.300 Euro) und bei Spitzenuni- 
versitäten wie Harvard oder Stanford gar 240.000 
US-Dollar (etwa 182.800 Euro). 130 International 
herausragende Wissenschaftler bzw. Künstler können 
also nur durch Gewähren von wirklich substanziel- 
len Leistungszulagen gewonnen werden. Grundge- 
halt und Leistungszulagen müssen zusammen aber 
mit an internationalen Spitzenuniversitäten gezahl- 
ten Gehältern (nicht mit Durchschnittsverdiensten) 
konkurrieren. In Deutschland setzt das Bundesbesol- 
dungsgesetz (BBesG) bei der Festlegung der Höhe 
der Leistungsbezüge eine Obergrenze, die durch den 
Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der 
Besoldungsgruppe W3 und der Besoldungsgruppe 
B10 definiert ist. In Nordrhein- Westfalen liegt der 
monatliche Unterschiedsbetrag bei monatlich etwa 
6.246 Euro. 131 Die Leistungsbezüge dürfen insbe- 
sondere dann diesen Unterschiedsbetrag übersteigen, 
wenn dies erforderlich ist, um den Professor aus dem 
Bereich außerhalb der deutschen Hochschulen zu ge- 
winnen oder um die Abwanderung des Professors 
in den Bereich außerhalb der deutschen Hochschu- 
len abzuwenden. 132 Allerdings können Hochschulen 
hohe Leistungsbezüge aufgrund der Anforderung nach 
Budgetneutralität 133 nur innerhalb ihres Verfügungs- 
rahmens gewähren - wird einem Professor eine be- 
sonders hohe Besoldung gewährt, schränkt dies den 
Spielraum für weitere Berufungen oder die Gewäh- 
rung von Leistungsbezügen an andere Hochschulbe- 
dienstete ein. 

Internationale Vergleiche der Besoldung von Profes- 
soren sind naturgemäß problematisch. So müssten 
prinzipiell auch Unterschiede in den Sozialsystemen 
(insbesondere bei Krankenversicherung und Altersver- 
sorgung), in den Steuertarifen und der Kaufkraft der 
Einkommen einbezogen werden. Aber auch bei wei- 
teren Verfeinerungen der Vergleichsmethodik ergibt 
sich, dass die deutsche Besoldung von Professoren 
niedriger ausfallt als die in den Vergleichsländem 
Niederlande, Schweiz, USA oder Großbritannien. 134 


Unzureichende Karriereperspektiven für 
Nachwuchswissenschaftler 

In Deutschland ist nur ein relativ kleiner Teil des Mit- 
telbaus dem Junior Staff“ - also den hauptberuflich 
und selbstständig lehrenden Hochschullehrern unter- 
halb der professoralen Spitzenebene - zuzurechnen. 
Nur 2 Prozent der Beschäftigten sind hier Junior- 
professoren und Dozenten, während beispielsweise 
in den USA der Anteil der entsprechenden Wissen- 
schaftlergruppe 27 Prozent beträgt. Zwar sind die 
entsprechenden Stellen in den USA befristet, jedoch 
werden - sofern sich die Stelleninhaber bewähren - 
im Rahmen von Tenure 7racL-Laufbahnen (vgl. Box 6) 
Karriereperspektiven eröffnet. Dies ist in Deutsch- 
land bisher nur selten der Fall. 135 

Die Anzahl der befristeten Stellen im Mittelbau 
wurde in den letzten Jahren an deutschen Hochschu- 
len erhöht, ohne allerdings im selben Maße die An- 
zahl der W3 / C4-Professorenstellen zu erhöhen. Daher 
können sich Nachwuchswissenschaftler in Deutsch- 
land nur geringe Chancen ausrechnen, eine unbe- 
fristete Position zu erhalten. Deutsche Universitäten 
haben im internationalen Wettbewerb unzureichende 
Möglichkeiten, talentierte Nachwuchswissenschaftler 
anzuziehen oder zu halten, da Tenure 7racL-Laufbah- 
nen nur in geringem Maße angeboten werden. Die 


Juniorprofessur und Tenure Track 


Im Jahr 2002 wurden in Deutschland Juniorpro- 
fessuren eingeführt. Die Juniorprofessur setzt eine 
abgeschlossene Promotion voraus und soll wis- 
senschaftlichen Nachwuchstalenten zu einem frü- 
hen Zeitpunkt ihrer Karriere größere Freiräume 
und Verantwortungsübemahme erlauben, als dies 
im üblichen Habilitandenmodell möglich ist. Bis- 
lang lässt sich ein paralleler Einsatz beider Modelle 
beobachten. 

Als Tenure Track bezeichnet man wissenschaftli- 
che Laufbahnen, die Nachwuchswissenschaftlern 
bei erfolgreicher Evaluation eine Dauerstelle an 
der jeweiligen Hochschule anbieten. Dabei wer- 
den die wissenschaftlichen Leistungen des Nach- 
wuchswissenschaftlers üblicherweise in einer Zwi- 
schenevaluation etwa drei Jahre und abschließend 
etwa sechs Jahre nach Antritt der Tenure Track- 
Laufbahn evaluiert. 
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Hauptberufliches wissenschaftliches Personal an Universitäten 

(Angaben in Prozent) 


m wiss. Mitarbeiter m Junior Staff Senior Staff 


% 

7% 

W3 


5% 

W2 


30 % Full 

Professor n 



Rundungsfehler Niederlande 

Quelle: Kreckel (2008; aktualisiert); Kreckel (2010): 38 f. 


Bedeutung der verschiedenen Kooperationsformen aus Sicht der Universitätsprofessoren 
und Leitungen der außeruniversitären Forschungseinrichtungen. 

(Mehrfachnennungen möglich, Angaben in Prozent) 




Außeruniversitäre 



Hochschulen 

Forschungseinrichtungen 


Gemeinsame Forschung 

43 

66 


AUF-Mitarbeiter haben Professur 

17 

41 


Gemeinsame Veranstaltungen 

16 

23 


Gemeinsame Betreung Studenten 

15 

44 


AUF-Mitarbeiter halten Veranstaltungen 

15 

37 


Gemeinsame Doktorandenprogramme 

14 

32 


Mitarbeit AUF-Gremien 

9 

- 


Anteil der Befragten, die den Kooperationsformen die höchste Bedeutung zuweisen 

Quellen: ZEW-Hochschulforscherbefragung 2011; ZEW-AUF-Befragung 2009. 
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BOX 07 Institutionalisierte Formen der Kooperation 

zwischen Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen 


Göttingen Research Council (GRC): Im Rahmen 
des 2006 gegründeten GRC stellten die Univer- 
sität Göttingen und sieben außeruniversitäre For- 
schungseinrichtungen - die Akademie der Wissen- 
schaften zu Göttingen, fünf Max -Planck-Institute 
und ein Leibniz-Institut - ihre bisherige Zusam- 
menarbeit auf ein institutionelles Fundament. Beim 
GRC handelt es sich um ein Gremium zur Koor- 
dination und einvernehmlichen Beschlussfassung. 
Die verschiedenen Einrichtungen arbeiten in zentra- 
len Angelegenheiten von einrichtungsübergreifender 
Bedeutung zusammen. Dabei bleibt ihre jeweilige 
institutionelle Selbstständigkeit gewahrt und beste- 
hende interne Govemance-Strukturen werden unver- 
ändert beibehalten. 

Karlsruhe Institute of Technology (KIT): Im KIT 
haben sich die Universität Karlsmhe und das For- 
schungszentrum Karlsruhe (FZK) - eine Einrichtung 
der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungs- 
zentren - zusammengeschlossen. Im Juli 2009 ver- 
abschiedete der Landtag von Baden-Württemberg 
das sogenannte KIT-Zusammenführungsgesetz und 
besiegelte damit bundesweit erstmals die institutio- 
neile Zusammenführung einer Universität und einer 
außeruniversitären Forschungseinrichtung. Durch 
eine juristisch sehr aufwändige Rechtskonstruktion 
verfügen die vormals eigenständigen und - mit Blick 
auf den hohen Bundesanteil an der Finanzierung 
des ehemaligen Forschungszentrums Karlsruhe - 
höchst unterschiedlich finanzierten Einrichtungen 
nun über eine gemeinsame Governance-Struktur. 
Intern bleibt das KIT auch künftig in einen Uni- 
versitätsbereich und einen Großforschungsbereich 


breite Etablierung eines Tenure Track - Systems setzt 
aber voraus, dass ausreichend viele Positionen vor- 
handen sind. Das ist derzeit nicht der Fall. Zudem 
müssen sich akademische Arbeitsmärkte für Post- 
Doktoranden entwickeln, die in ein Tenure- Verfah- 
ren eintreten, und für diejenigen, die im Tenure- Ver- 
fahren nicht erfolgreich waren. Solche Märkte haben 
sich bisher fast nicht herausgebildet. 


unterteilt. Diese sind durch gemeinsame Kompe- 
tenzfelder, Zentren und Schwerpunkte eng mitei- 
nander verzahnt. 

Jülich-Aachen Research Alliance (JARA): In der 
JARA kooperieren die Rheinisch-Westfalische Tech- 
nische Hochschule Aachen (RWTH) und das For- 
schungszentrum Jülich - eine Einrichtung der Helm- 
holtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren. 
Auf eine vollständige Fusion von Universität und 
außemniversitärer Einrichtung wurde verzichtet. Der 
sogenannte JARA-Vertrag bildet lediglich einen for- 
malen Rahmen für die Einrichtung gemeinsamer 
themenbezogener Sektionen. Diese JARA-Sektio- 
nen werden jeweils gemeinsam von einem Aache- 
ner und einem Jülicher Direktor geleitet. Die der- 
zeit vier Forschungsbereiche stellen das Kernstück 
der Kooperation zwischen den beiden Einrichtungen 
dar. Darüber hinaus wurden die Führungsebenen 
der RWTH Aachen und des Forschungszentrums 
Jülich stärker miteinander verschränkt. 

Charite - Universitätsmedizin Berlin und Max- 
Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin (MDC): 
Die Charite und das MDC in Berlin-Buch, ein For- 
schungszentrum der Helmholtz-Gemeinschaft, wer- 
den ihre bisherige Zusammenarbeit ausbauen. Auch 
eine stärkere organisatorische Zusammenführung 
ist vorgesehen. Im Koalitionsvertrag von SPD und 
CDU des Landes Berlin heißt es: „Die Koalition 
beabsichtigt, auf der Basis sondierender Gespräche 
des Senats mit der Bundesregierung in Verhandlun- 
gen mit dem Bund einzutreten, um in einem Pilot- 
projekt bis zum Jahr 2018 die Forschungsberei- 
che der Charite - Universitätsmedizin Berlin und 
des Max-Delbrück-Centrums für Molekulare Medi- 
zin Berlin-Buch (MDC) in der Helmholtz-Gemein- 
schaft e.V. Zusammenzufuhren“. 136 


KOOPERATION UND WETTBEWERB MIT B1-8 

EINRICHTUNGEN DER AUF 

Wachsende Bedeutung von Kooperationen 
mit Einrichtungen der AUF 

Kooperationen von Hochschulen mit anderen Akteu- 
ren haben aus Sicht der Hochschulleitungen in den 
letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Außeror- 
dentliche Relevanz kommt dabei der Zusammenar- 
beit mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
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zu. 137 Als besonders wichtig schätzen die Universitäts- 
leitungen Kooperationen mit Max-Planck-Instituten 
und auch mit Leibniz-Instituten ein. Dies ist darin 
begründet, dass die Forschungsprogramme der Uni- 
versitäten primär grundlagenorientiert sind und da- 
her besonders gut mit denen dieser AUF harmonie- 
ren. Durch Kooperationen mit Helmholtz-Instituten 
können Hochschulen nach Aussagen der Hochschul- 
leitungen insbesondere kostspielige Forschungsinfra- 
strukturen nutzen. Kooperationen mit Fraunhofer-Ins- 
tituten sind hingegen für die strategische Ausrichtung 
der Universitäten - mit Ausnahme der Technischen 
Universitäten - offenbar weniger bedeutsam. 

Ziele der Kooperationen mit außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen sind für die Hochschulleitungen 
vor allem die Forschung und das Einwerben repu- 
tierlicher Drittmittel. Darüber hinaus gilt die Intensi- 
vierung der Zusammenarbeit mit regional ansässigen 
Einrichtungen als notwendig, um in der Exzellenzini- 
tiative eine kritische Masse zu erhalten. Als besonders 
wichtiges Instrument werden auch mit außeruniver- 
sitären Forschungseinrichtungen gemeinsam durch- 
geführte Berufungen angesehen. 138 Dadurch werden 
Forschungsfelder erweitert, Möglichkeiten zur Rekru- 
tierung von Spitzenforschern geschaffen, universitäre 
Forschungsinfrastrukturen durch Nutzung außeruni- 
versitärer Strukturen verbessert und Voraussetzun- 
gen für eine verbesserte Lehre bzw. Betreuung von 
Qualifikationsarbeiten geschaffen. 

Sowohl für die Hochschulprofessoren als auch für 
die Leitungen der außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen steht bei den Kooperationen die gemein- 
same Forschung im Vordergrund (vgl. Tabelle 3). 139 
Bei den Leitungen der AUF-Einrichtungen haben 
außerdem die gemeinsame Betreuung von Studie- 
renden und Doktoranden sowie gemeinsame Beru- 
fungen und Kooperationen bei Lehrveranstaltungen 
eine besonders hohe Bedeutung. Für die Wissen- 
schaftler an Einrichtungen der AUF gibt es offen- 
bar noch stärkere Anreize zur Zusammenarbeit als 
für die Hochschulen. 

Die Expertenkommission hat in ihrem Jahresgutach- 
ten 2011 festgehalten, dass eine stärkere Vernetzung 
von universitärer und außeruniversitärer Forschung 
die Wettbewerbsfähigkeit des Wissenschaftsstandorts 
Deutschland verbessern kann. In den letzten Jahren 
wurden bereits interessante Formen einer institutio- 
nalisierten Kooperation zwischen Hochschulen und 


Wissenschaftsfreiheitsgesetz 140 


Wesentliche Verbesserungen durch das Wissen- 
schaftsfreiheitsgesetz umfassen: 

1. Die Einführung von Globalhaushalten und die 
Flexibilisierung haushaltsrechtlicher Rahmenbe- 
dingungen: u. a. die Abschaffung von Stellenplä- 
nen, die Deckungsfähigkeit zwischen Personal-, 
Sach- und Investitionsmitteln sowie substanziell 
erhöhte Quoten zur Selbstbewirtschaftung mit 
dem Ziel der Überjährigkeit der Haushalte. 

2. Die Verbesserung der Bedingungen, um die besten 
Köpfe zu gewinnen: schrittweise Aufgabe des 
Vergaberahmens, Abschaffung von Zustimmungs- 
erfordernissen in den W-Grundsätzen sowie die 
Weiterentwicklung der Anstellungskonditionen. 

3. Die Erleichterung beim Eingehen von Beteili- 
gungen an Unternehmen, Verbundprojekten sowie 
bei der Gründung von Tochtergesellschaften im 
In- und Ausland. 

4. Die Optimierung wissenschaftsadäquaten Bauens: 
Wissenschaftseinrichtungen erhalten mehr Verant- 
wortung für Bauverfahren. Regelungen für verein- 
fachte und modernisierte Bauverfahren der FhG 
und HGF werden an bereits bestehende Rege- 
lungen der MPG angepasst. 

5. Optimierung der Vergabeverfahren für die Be- 
schaffung von Waren und Dienstleistungen: Be- 
freiung von administrativen Hemmnissen, freie 
Wahl der Vergabeart für alle Lieferanten und 
Dienstleistungen. 


außeruniversitären Forschungseinrichtungen etabliert 
(vgl. Box 7). Der Aufbau effizienter Kooperations- 
modelle wird derzeit allerdings durch unterschied- 
liche Finanzierungsschlüssel der außeruniversitären 
Einrichtungen erschwert. 141 

Die Expertenkommission begrüßt diese Formen der 
Kooperation ausdrücklich. Sie stellen vielversprechen- 
de Experimente dar, um die komplementären Ele- 
mente der universitären und der außeruniversitären 
Forschung zu verbinden. Allerdings liegt die Vernu- 
tung nahe, dass diese Modelle zum Teil als Vehikel 
verwendet werden, um die mit der Föderalismusre- 
form I geschaffenen Restriktionen bei der gemein- 
samen Finanzierung der Forschung durch Bund und 
Länder zu umgehen. Wirklich tragfahige Lösungen 
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erfordern weiterreichende Maßnahmen seitens der 
Politik. Die Expertenkommission spricht sich daher 
dafür aus, dass der Bund wieder in die Lage versetzt 
wird, eine regelmäßige institutionelle Förderung von 
Hochschuleinrichtungen vorzunehmen. 

Vergleichbare Bedingungen für Hochschulen und 
Einrichtungen der AUF schaffen 

Hochschulen kooperieren aber nicht nur mit den Ein- 
richtungen der AUF. In einigen Fällen konkurrie- 
ren diese Institutionen auch miteinander. Der Wett- 
bewerb findet jedoch unter verzerrten Bedingungen 
statt. Die Bundesregierung hat die Initiative Wissen- 
schaftsfreiheitsgesetz auf den Weg gebracht. Diese 
verbessert die Rahmenbedingungen für das Wissen- 
schaftssystem und erhöht die Attraktivität Deutsch- 
lands im internationalen Wettbewerb der Wissen- 
schaftssysteme und Innovationsstandorte (vgl. Box 8). 
Die Initiative wird daher von der Expertenkommis- 
sion ausdrücklich begrüßt. Allerdings bezieht sich das 
Wissenschaftsfreiheitsgesetz bislang nur auf die außer- 
universitären Forschungseinrichtungen (FhG, MPG, 
HGF, WGL) und die DFG. 142 Die Forschung an Hoch- 
schulen wurde von diesen Verbesserungen aufgrund 
der Zuständigkeit der Bundesländer bisher weitest- 
gehend ausgenommen. Diese Einschränkung sollte 
möglichst bald aufgehoben werden. 

WISSENS- UND TECHNOLOGIETRANSFER 
UND PATENTIERUNG AN HOCHSCHULEN 

Bisher geringe Bedeutung des Wissens- und 
Technologietransfers 

Die wachsende Bedeutung des Transfers von Er- 
kenntnissen für eine wissensbasierte Wirtschaft ist 
von der Expertenkommission in den früheren Gut- 
achten betont worden. Dabei ist vor allem der Trans- 
fer an wichtige gesellschaftliche Gruppen und an 
Unternehmen von Bedeutung. In der Gruppe der 
befragten Professoren sehen aber nur wenige den 
Wissenstransfer in die Wirtschaft als besonders be- 
deutend für ihre wissenschaftliche Arbeit an. 143 Die 
Forschungsarbeiten der Wissenschaftler sind im 
Wesentlichen an ihre jeweilige wissenschaftliche Ge- 
meinschaft gerichtet. Als wichtigste Transferwege 
in die Wirtschaft werden wissenschaftliche Publi- 
kationen, wissenschaftliche Vorträge oder Koopera- 


tionsprojekte gesehen. Die anderen Formen des 
Transfers wie Weiterbildung, Bearbeitung von Be- 
ratungsaufträgen oder auch 5pm-o7AGründungen wer- 
den von nur wenigen Professoren als besonders be- 
deutend bewertet. Die Befragungsergebnisse erhärten 
den Eindruck, dass Transferaktivitäten für Professo- 
ren nur dann von größerem Interesse sind, wenn sie 
mit Forschungsaktivitäten einhergehen. Eine wichtige 
Ausnahme stellen die Fachhochschulen dar - die 
dort arbeitenden Wissenschaftler nennen Unterneh- 
men sehr häufig als wichtige Adressaten ihrer For- 
schung. 144 Die Befragung der Leitung ausgewählter 
Hochschulen bestätigt tendenziell die Einschätzung 
der Professoren. An technisch orientierten Hochschu- 
len wird dem Technologietransfer und der Koopera- 
tion mit der Wirtschaft allerdings eine relativ hohe 
Bedeutung beigemessen. 145 

Gemischte Bilanz der Arbeit der 
Patentverwertungsagenturen 

Die nach Abschaffung des Hochschullehrerprivilegs 
aufgebauten Patentverwertungsagenturen (PVA) arbei- 
ten als externe, weitgehend autonome Dienstleister 
und sind in der Regel ohne Überschneidungen für 
einen regionalen Hochschulverbund tätig. Entspre- 
chend richten die PVA ihre fachliche Spezialisierung 
an den Leistungsportfolios der Hochschulen aus, für 
die sie verantwortlich sind. Ein unmittelbarer Wett- 
bewerb der PVA untereinander besteht angesichts 
dieser Organisationsstrukturen nicht. 146 

Die Frage, ob die Gründung der PVA positive Aus- 
wirkungen auf die Verwertungsaktivitäten der Hoch- 
schulen hat, lässt sich bisher nicht eindeutig beant- 
worten. Die Entwicklung der von den PVA erfassten 
Erfindungen sowie der von ihnen betreuten Patentan- 
meldungen und Verwertungsfälle wird in Abbildung 
7 dargestellt. Etwa jede dritte von den PVA erfasste 
Erfindungsmeldung führt zu einer Patentanmeldung. 
Naturgemäß stieg die Anzahl der Erfindungsmeldun- 
gen und Patentanmeldungen durch Hochschulen seit 
2002 stark an. Von besonderer Dynamik gekennzeich- 
net waren dabei die ersten drei Jahre unmittelbar nach 
der Abschaffung des Hochschullehrerprivilegs. Seit 
2005 hat sich die Zahl der Patentanmeldungen weit- 
gehend auf einem konstanten Niveau von etwa 600 
Prioritätsanmeldungen stabilisiert. Ähnlich entwickelt 
hat sich die Zahl der Verwertungsabschlüsse, wobei 
hier die jährlichen Schwankungen stärker ausfallen 
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Erfindungsmeldungen, Prioritätsanmeldungen und Verwertung im Bereich der PVA 


Erfindungsmeldungen* • Prioritätsanmeldungen* Verwertungseinnahmen** 

Verwertungsabschlüsse* 



Quelle: Projektträger Jülich. Eigene Berechnungen. 


Veröffentlichte Patentanmeldungen aus Hochschulen insgesamt und 

nach Anmeldergruppe sowie Patentanmeldungen aus Einrichtungen der AUF 147 


Patente aus Hochschulen insgesamt Patente aus Hochschulen, Anmeldergruppe: Privat 

Patente aus AUF Patente aus Hochschulen, Anmeldergruppe: Unternehmen 



Annahmen: 40 Prozent Hochschulangehörige ohne Professoren-Titel bei Erfindern von Privat- oder Untemehmens- 
anmeldungen; 20 Prozent Rückzieherquote vor Offenlegung. 

* Jahreswerte weichen aufgrund unterschiedlicher Grundgesamtheiten leicht von den Werten in Abbildung 7 ab. 
Quelle: PATDPA. Recherchen, Berechnungen und Schätzungen des Fraunhofer ISI. 
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als bei den Patentanmeldungen. Im Gegensatz dazu 
konnten die PVA ihre jährlichen Verwertungseinnah- 
men - nach lediglich moderaten Zuwächsen in der 
Anlaufphase - ab 2005 deutlich steigern. Die Ver- 
wertungseinnahmen beliefen sich im Jahr 2010 auf 
4,9 Millionen Euro. 

Trotz dieser Steigerung arbeiten die PVA aber bei 
weitem nicht kostendeckend und werden voraussicht- 
lich auch in Zukunft auf eine staatliche Grundfinan- 
zierung angewiesen sein. 148 Der Vergleich mit ähn- 
lichen Modellen aus dem Ausland zeigt, dass auch 
bereits länger bestehende Verwertungssysteme, wie 
etwa in Großbritannien und den USA, noch nach 15 
bis 30 Jahren defizitär arbeiten. Beide Länder halten 
dennoch an ihren Systemen fest, da die langfristi- 
gen gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtseffekte höher 
eingeschätzt werden als die auf Ebene der Transfer- 
stellen anfallenden Kosten. 149 

Doch nicht nur die Bewertung des PVA-Systems als 
Ganzes erweist sich als schwierig. Auch die ver- 
gleichende Bewertung der deutschen PVA ist nicht 
ohne weiteres möglich, da die Hochschulverbünde - 
nicht zuletzt aufgrund der verschiedenen Forschungs- 
schwerpunkte ihrer Mitglieder - sehr unterschiedli- 
che Strukturen aufweisen. Zudem kann die räumliche 
und thematische Nähe der PVA zu den von ihnen be- 
treuten Hochschulen stark variieren. Ferner sind die 
finanziellen Erträge aus Patentverwertungen oftmals 
nur zum Teil auf die Arbeit der PVA sowie der Erfin- 
der zurückzuführen und resultieren zudem aus schwer 
vorhersehbaren Marktentwicklungen. 

Rückgang der Patentanmeldungen aus 
Hochschulerfindungen 

Nicht alle Patente, an denen Erfinder aus Hochschu- 
len beteiligt sind, werden von den Hochschulen selbst 
angemeldet. 150 Unter Umständen kann die Patentan- 
meldung von den Erfindern selbst oder von Unter- 
nehmen vorgenommen werden. Die Erfinder haben 
das Recht, das Patent auf ihren Namen anzumelden, 
wenn die Hochschule die Diensterfindung freigibt. 151 

Hochschulpatente, die durch Unternehmen angemel- 
det werden, können aus verschiedenen Formen der 
Kooperation zwischen Hochschulen und Unterneh- 
men hervorgegangen sein: 


- Das Unternehmen hat an die Hochschule einen 
FuE-Auftrag vergeben. Es hat dann sämtliche mit 
der Entwicklung der Erfindung verbundenen Kos- 
ten getragen und ist Eigentümer der Rechte auf 
geistiges Eigentum. 

- Die Hochschule hat dem Unternehmen die Rechte 
an der Erfindung gegen Zahlung eines (marktüb- 
lichen) Entgelts übertragen. 152 

- Der Erfinder arbeitet hauptamtlich in dem anmel- 
denden Unternehmen und ist gleichzeitig Honorar- 
professor an einer Hochschule. 153 

Um zu untersuchen, wie häufig diese Fälle auftreten, 
müssen verschiedene Annahmen getroffen und Schät- 
zungen vorgenommen werden. Ergebnisse solcher 
Schätzungen werden in Abbildung 8 dargestellt. 154 
Nach der Abschaffung des Hochschullehrerprivilegs 
ist zwar die Anzahl der durch Hochschulen pro Jahr 
angemeldeten Patente angestiegen, gleichzeitig ist 
jedoch ein Rückgang bei der Anzahl der Patente 
zu verzeichnen, die durch Privatpersonen oder Un- 
ternehmen angemeldet wurden und auf Erfindungen 
von Hochschulangehörigen beruhen. Ein Rückgang 
der privat angemeldeten Hochschulpatente war zu 
erwarten, da die Professoren, die ihre Erfindungen 
vor Abschaffung des Hochschullehrerprivilegs selbst 
anmelden konnten, ihre Erfindungen nunmehr der 
Hochschule melden müssen. Etwaige Patentanmel- 
dungen werden dann durch die Hochschule oder die 
zuständige PVA vorgenommen. Der Rückgang der 
Anmeldungen von Hochschulpatenten durch Unter- 
nehmen sollte allerdings detaillierter untersucht wer- 
den. Hierbei ist von Interesse, inwieweit der Rück- 
gang dieser Anmeldungen kausal mit der Abschaffung 
des Hochschullehrerprivilegs und dem Aufbau der 
PVA verknüpft ist und inwieweit andere Gründe zum 
Tragen kommen. 

In der Summe ist die Anzahl der Patentanmeldungen 
aus Hochschulen nach Abschaffung des Hochschul- 
lehrerprivilegs gesunken. Der Rückgang der Anmel- 
dungen hatte jedoch schon deutlich vor dem Jahr 
2002 eingesetzt. Bei den vier großen außeruniversitä- 
ren Forschungsorganisationen hat sich diese Entwick- 
lung nicht gezeigt. Hier ist die Anzahl der jährlich 
getätigten Patentanmeldungen seit Mitte der 1990er 
Jahre relativ stabil. Folglich liegt die Vernutung nahe, 
dass bei der Verwertung von Hochschulerfindungen 
Mechanismen zum Tragen kommen, die nicht zu opti- 
malen Ergebnissen führen. Zu konstatieren ist in je- 
dem Fall, dass die Reform des Jahres 2002 bisher 
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nicht zu einer Ausweitung der Patentaktivitäten der 
Hochschulen geführt hat. Wie sich die Qualität der 
Patente entwickelt hat, ist bisher noch nicht unter- 
sucht worden. Dieser Aspekt ist jedoch bedeutsam, 
da die kommerzielle und technische Bedeutung von 
Schutzrechten stark variieren kann. 


Freiräume für die Wissenschaft sind konsequent zu 
erweitern, der schon angelaufene Deregulierungspro- 
zess muss in allen wichtigen Bereichen fortgesetzt 
werden. Langfristig ist eine volle Finanzautonomie 
der Hochschulen mit nachlaufender Rechenschafts- 
pflicht anzustreben. Globalhaushalte müssen zur Regel 
werden. 


B 1-10 EMPFEHLUNGEN DER EXPERTENKOMMISSION 

Institutionelle Förderung der Hochschulen 
durch den Bund wieder zulassen 

Der Ausbau des Innovationssystems Deutschlands 
ist maßgeblich von einer hochentwickelten Hoch- 
schulforschung abhängig. Trotz wichtiger Fortschritte 
sind deutsche Hochschulen aber gegenüber interna- 
tional führenden Wettbewerbern und auch gegen- 
über den Einrichtungen der AUF in Deutschland 
immer noch benachteiligt. Diese Hemmnisse soll- 
ten dringend überwunden werden. Eine maßgebliche 
Verbesserung könnte durch eine Änderung und Ver- 
einfachung von Art. 91b Abs. 1 GG erreicht wer- 
den, in der die Möglichkeit der Förderung von „Ein- 
richtungen und Vorhaben“ durch den Bund verankert 
werden müsste. 155 Seit Gründung der Bundesrepublik 
gab es insgesamt 58 Änderungsgesetze zum Grund- 
gesetz. Der Änderungsvorschlag zu Art. 91b wäre 
eine ausgesprochen sinnvolle Neuregelung mit einer 
deutlichen Verbesserung für den Wissenschaftsstand- 
ort Deutschland. Die Expertenkommission unterstützt 
daher den Vorschlag, im Zuge einer Anpassung des 
Grundgesetzes die regelmäßige institutionelle Förde- 
rung der Hochschulen durch den Bund wieder zu- 
zulassen. 


Initiative Wissenschaftsfreiheitsgesetz 
auf Hochschulen ausweiten 

Die Bundesregierung hat die Initiative Wissenschafts- 
freiheitsgesetz auf den Weg gebracht. Die Experten- 
kommission begrüßt diesen Schritt. Um künftig die 
Forschung an Hochschulen im internationalen Wett- 
bewerb zu stärken und diese gegenüber den Einrich- 
tungen der AUF nicht zu benachteiligen, empfiehlt 
die Expertenkommission, die Regelungen der Initia- 
tive Wissenschaftsfreiheitsgesetz in enger Zusammen- 
arbeit mit den Bundesländern schrittweise auch für 
die Hochschulen zu übernehmen. 


Autonomie der Hochschulen stärken, 

mehr Wettbewerb und Differenzierung zulassen 

Trotz etlicher Fortschritte folgt die Planung des Hoch- 
schulsektors immer noch einem weitgehend hierar- 
chisch geordneten Prozess. Wettbewerb und Differen- 
zierung spielten darin lange Zeit eine untergeordnete 
Rolle. Mit der Exzellenzinitiative und anderen Re- 
formen wurden die Wegweiser im deutschen Hoch- 
schulsystem nun in Richtung von Wettbewerb und 
Profilschärfung gestellt. Diese Neuorientierung ver- 
dient auch in Zukunft Unterstützung durch die Poli- 
tik. Hin zu einer vielfältigen und ausdifferenzierten 
Hochschullandschaft ist es noch ein langer Weg. An- 
zustreben ist eine weitere horizontale und vertikale 
Ausdifferenzierung der Hochschulen. Weiterhin müs- 
sen deutsche Hochschulen vermehrt im Bereich der 
Weiterbildung aktiv werden (vgl. Kapitel B2). Ihnen 
wachsen hier wichtige neue Aufgaben zu. 


Grundfinanzierung an Hochschulen stärken 

Die seit 2006 zu verzeichnende Verbesserung der 
Finanzierungsbasis der deutschen Hochschulen ist 
zu begrüßen. Dass diese jedoch in weiten Teilen 
auf einer Erhöhung des Drittmittelanteils beruht, 
bringt Gefahren mit sich. Die Forschung an Hoch- 
schulen muss wieder stärker langfristig orientiert 
sein. Gerade deshalb ist die institutioneile Förde- 
rung durch Bundesländer und Bund zu stärken, um 
ein ausgewogenes Verhältnis von projektbasierter 
und institutioneller Forschungsförderung zu erzie- 
len. Der Gesetzgeber sollte zudem Stiftungen, die 
im deutschen Hochschulsektor eine größere Rolle 
als bisher spielen könnten, aufwerten und steuerliche 
Erleichterungen für sie schaffen. Dazu gehören vor 
allem erweiterte Möglichkeiten zur Thesaurierung 
von Stiftungskapital an Hochschulen und eine ver- 
besserte steuerliche Absetzbarkeit von Dotierungen. 156 
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Professionalisierung der Forschungsorganisation 
erhöhen 

Autonomie und finanzielle Spielräume müssen aber 
auch genutzt werden - hier stehen die Hochschulen 
selbst in der Verantwortung. Deutsche Hochschulen 
sind noch immer bürokratisch organisiert, es mangelt 
an professionellen Verwaltungsstrukturen. Wie die 
Befragungsergebnisse eindrucksvoll gezeigt haben, 
blockiert ein Übermaß administrativer Tätigkeiten 
die Forschung. Eine stärkere Professionalisierung der 
Hochschulen wird derzeit durch die mangelhaften Be- 
soldungsstrukturen für administratives Personal und 
Hochschulleitungsfimktionen behindert. Zudem wer- 
den nicht in ausreichendem Umfang Ausbildungs- 
gänge für Laufbahnen im Wissenschaftsmanagement 
angeboten. 157 

In diesem Kontext ist auch die Frage nach Formen 
der inneruniversitären Organisation der Fakultäten 
von Bedeutung. Sieht man bei den Vergleichsländem 
von einer Ausnahme, der Schweiz, ab, so wird in 
den USA, Großbritannien und den Niederlanden nicht 
das Lehrstuhlprinzip verfolgt. Vielmehr herrschen 
dort Departmentstrukturen vor. Forschungsteams 
sind nicht um Lehrstühle herum gruppiert, sondern 
werden (oft langfristig) für wissenschaftliche Pro- 
jekte speziell zusammengestellt. Die Einrichtung von 
neuen Professuren ist daher oft kostengünstiger als 
in Deutschland, somit ist auch das Einrichten von 
Tenure 7racA-Positionen mit geringeren Folgekosten 
verbunden. Deutsche Hochschulen sollen verstärkt 
mit derartigen Modellen experimentieren. Hier sollte 
keine Organisationsform vorgeschrieben werden, die 
venneintlich allen Anforderungen gerecht wird - auto- 
nome Hochschulen sollten vielmehr in die Lage ver- 
setzt werden, Organisationslösungen zu finden, die 
ihrem Leistungsprofil optimal Rechnung tragen. 

Forschungskarrieren an deutschen Hochschulen 
attraktiver gestalten 

Die Wachstumsmuster deutscher Hochschulen sind 
unausgeglichen und nicht nachhaltig. Die Finanzie- 
rung der Hochschulen muss von der Karriereseite 
her neu gedacht werden - wer im Wettbewerb um 
die talentiertesten Forscher steht, muss attraktive For- 
scherlaufbahnen bieten können. Im direkten Wett- 
bewerb mit ausländischen Hochschulen hat die Ex- 
zellenzinitiative die Position deutscher Institutionen 


zwar stärken können. Gleichwohl ist immer noch 
ein Rückstand zu beklagen - Forschungskarrieren an 
deutschen Hochschulen sind schlechter planbar und 
bieten weniger Chancen für eine permanente Be- 
schäftigung als vergleichbare Laufbahnen in anderen 
Ländern. Die Aussicht auf eine unbefristete Stelle 
mit hoher Forschungsautonomie ist in vielen Län- 
dern besser als in Deutschland. In Ergänzung zu den 
Juniorprofessuren sollte daher vermehrt mit Tenure 
TracA-Modellen experimentiert werden. Zudem muss 
aber die Zahl der W2- und W3-Professuren erhöht 
werden, damit eine ausreichend hohe Wahrschein- 
lichkeit für Nachwuchsforscher besteht, bei Bewäh- 
rung im härter werdenden wissenschaftlichen Wett- 
bewerb eine attraktive Stelle erhalten zu können. 

Es erscheint aus Sicht der Kommission sehr sinnvoll, 
langfristig keine Karrierepfade vorzusehen, die an 
einer Einrichtung von der Promotion bis zur Professur 
führen. Ein stringent gehaltenes Hausberufungsver- 
bot für Postdoktoranden, die bereits an anderen Ein- 
richtungen zur Promotion geführt wurden, erscheint 
aber nicht zielführend und steht letztlich auch der 
Einführung von Tenure 7racA:-Modellen im Wege. 
Sinnvoll ist die Forderung nach mindestens einem 
Institutionswechsel auf dem Weg von Promotion zu 
Professur, aber es ist Flexibilität bezüglich des Zeit- 
punktes zu fordern, an dem dieser stattfindet. 

Innovationsbeiträge der Hochschule stärker 
betonen 

Hochschulen können wichtige Beiträge zum Trans- 
fer von Erkenntnissen liefern. Der für Innovatio- 
nen besonders relevante Wissens- und Technologie- 
transfer kann in unterschiedlicher Form erfolgen, so 
durch Ausgründungen, die Lizenzierung von Patenten 
oder Public Private Partnerships in der Forschung. 
Das geschieht derzeit in zu geringem Umfang. Die 
Exzellenzinitiative hat - bei allen positiven Aus- 
wirkungen - hier zu einer Rückentwicklung geführt. 
Anstatt Aspekte des Wissens- und Technologietrans- 
fers in der Exzellenzinitiative zu verankern, hat die 
Politik parallele Förderinstrumente eröffnet, so die 
Spitzencluster und den Wettbewerb „Forschungs- 
campus“. 

Es ist das Privileg und die Aufgabe der Universitäten, 
ohne konkrete Anwendungsbezüge Forschung zu 
betreiben. Wo sich aber Anwendungsmöglichkeiten 
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abzeichnen, sollten diese auch konsequent von den 
Hochschulen gefördert werden. Hier ist das politi- 
sche Geschick von Hochschulleitungen noch stär- 
ker als in anderen Bereichen gefordert - während 
in den Ingenieurwissenschaften Wissenstransfer ge- 
radezu natürlich zu den Tätigkeiten von Hochschul- 
forschern gehört, gibt es in einigen Disziplinen oft 
starke Vorbehalte gegen enge Kooperationen mit 
externen Partnern, insbesondere aus der Wirtschaft. 
Diese Berührungsängste müssen überwunden werden. 

Der Gesetzgeber hat die Aufgabe, die Innovations- 
wirkung von Ergebnissen aus der Grundlagenfor- 
schung zu fördern. Dazu sind vom BMBF wie auch 
von der DFG Instrumente geschaffen worden. Das 
Programm des BMBF „Forschungscampus“ hat eine 
Vielzahl von Bewerbungen erhalten. Das ist zu be- 
grüßen. Seitens der DFG wurden Fördermöglichkei- 
ten für den Erkenntnistransfer eingerichtet. Mit Maß- 
nahmen der EXIST-Förderung des BMWi wurden 
Anreize für eine verstärkte Unterstützung von Aus- 
gründungen geschaffen. Mit diesen Maßnahmen ist 
die Politik auf dem richtigen Weg. Aufgrund der 
Vielfalt der Instrumente wäre es nunmehr aber an- 
gesagt, in diesem Bereich eine Systemevaluierung 
in Angriff zu nehmen. Dabei sollte auch untersucht 
werden, warum der Wegfall des Hochschullehrer- 
privilegs bisher nicht die von der Politik gewünsch- 
ten positiven Wirkungen gezeigt hat. 


stützen. Dabei kann das Engagement des Bundes 
in verschiedenen Formen erfolgen. Ein Ansatzpunkt 
wäre eine weitere Stärkung der Hochschulen bei der 
Durchführung von Forschungsprojekten. Die derzeit 
gewährte Programmpauschale deckt die indirekten 
Kosten der Durchführung von DFG-finanzierten For- 
schungsprojekten nicht ab. Eine Erhöhung der Pau- 
schale wäre somit zielführend und könnte vom Bund 
finanziert werden. Für sich allein genommen löst diese 
Unterstützung aber nicht das Problem der übermäßi- 
gen Drittmittelorientierung der Forschung an Hoch- 
schulen. Dazu bedarf es einer Förderung der Ein- 
richtungen durch den Bund. 

Wenn es gelingt, die Kooperation zwischen Bund 
und Ländern im Bereich der Hochschulen weiter zu 
erleichtern, stellt sich in jedem Fall die Frage nach 
der systematischen Ausgestaltung dieser erweiterten 
Kooperation. Die bisherigen, noch zaghaften Ansätze 
zu einer Diskussion um „Bundesuniversitäten“ haben 
noch nicht weit geführt. Die Vorstellung, der Bund 
könne einzelne Hochschulen „übernehmen“ und als 
Einrichtungen für exzellente Forschung und Lehre 
führen, wird vielfach als Utopie abgetan oder als 
Bedrohung empfunden. Das Modell sollte, bei allen 
derzeit noch ungelösten Problemen, als eine Gestal- 
tungsaltemative ernst genommen und sorgfältig durch- 
dacht werden. Allerdings dürfen sich die Bundeslän- 
der nicht aus der Finanzierung zurückziehen, sobald 
der Bund einen höheren Beitrag leistet. 


Weichenstellungen jenseits der Exzellenzinitiative 
zügig vornehmen 

Mit Auslaufen der Exzellenzinitiative stehen Hoch- 
schulen vor großen Herausforderungen. Wichtige 
Forschungsinitiativen wie auch neue institutioneile 
Einrichtungen der Hochschulen sollten fortgeführt 
werden, um den langfristigen Erfolg der Maßnah- 
men nicht zu gefährden. Für die Zeit nach Auslau- 
fen der Exzellenzinitiative fehlen derzeit aber noch 
die politischen Konzepte. Die vereinzelt auftreten- 
den neuen Formen von Kooperation (so in Karls- 
ruhe, Aachen, Göttingen und jüngst in Berlin) sind 
grundsätzlich positiv zu würdigen. Sie entspringen 
aber eher historisch gegebenen Ko-Lokationen von 
Hochschulen und (zumeist) Helmholtz-Einrichtungen 
sowie zufälligen politischen Konstellationen 

Der Bund muss mittelfristig wieder systematisch 
und nachhaltig die Forschung an Hochschulen unter- 
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B 2 FACHKRAFTEMANGEL UND INNOVATION 


Der demografische Wandel in Deutschland wird das 
zur Verfügung stehende Erwerbspersonenpotenzial 
in den nächsten Dekaden systematisch und nachhal- 
tig verändern. Die Zahl der erstmaligen Einsteiger 
in den Arbeitsmarkt und der jungen Arbeitnehmer 
sinkt in Relation zur Zahl der älteren Arbeitnehmer. 
Somit tritt eine Überalterung bzw. genau genom- 
men eine „Unterjüngung“ der Betriebe ein. 158 Neue 
Qualifikationsbedarfe werden sich dann nicht mehr 
über die Einstellung junger Arbeitsmarkteinsteiger 
bewältigen lassen. 

Zudem wird sich auch die Struktur der Nachfrage 
nach Gütern und Dienstleistungen ändern. Dafür ist 
zum einen die Alterung der Gesellschaft selbst ver- 
antwortlich, zum anderen eine weitere Wissensintensi- 
vierung der Wirtschaft. Aufgrund solcher struktureller 
Veränderungen in der Güter- und Dienstleistungspro- 
duktion wird sich die Nachfrage nach bestimmten 
Qualifikationen überproportional stark entwickeln, 
während sie für andere eher zurückgehen wird. Es 
muss mit einer Verknappung von Fachkräften in eher 
wachstumsorientierten Berufsfeldem bei gleichzeiti- 
gem Überangebot in anderen Berufsfeldem gerech- 
net werden. Dies macht Verschiebungen von Fach- 
kräften zwischen den unterschiedlichen Berufsfeldem 
und Gütergmppen erforderlich. Neuen Schätzungen 159 
zufolge ist damit zu rechnen, dass bis zum Jahr 2050 
mehr als ein Sechstel aller Arbeitsplätze umgeschich- 
tet werden muss. 

Ein ausreichendes Potenzial gut und passend quali- 
fizierter Fachkräfte ist eine zentrale Gmndlage für 
die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit deut- 
scher Unternehmen und des Standorts Deutschland. 
Dies wiedemm ist die Gmndlage für die nachhaltige 
Finanzierbarkeit der Sozialversichemngssysteme. 160 
Vor diesem Hintergrund stellt der demografische Wan- 
del eine große Herausfordemng dar, die zügig und 
mit Nachdmck angegangen werden muss. Die Ex- 
pertenkommission sieht dabei insbesondere die fol- 
genden Ansatzpunkte: 

- die Aus- und Weiterbildungspolitik zur Anpas- 
sung der Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte, 

- betriebliche Maßnahmen zur Erhaltung und bes- 
seren Nutzung wertvoller Qualifikationen älterer 
Arbeitnehmer, 


- eine bessere Ausschöpfung stiller Reserven und der 
dort schlummernden Qualifikationspotenziale und 

- eine Migrationspolitik zur Einbeziehung interna- 
tionaler Qualifikationsreserven. 161 

Aus- und Weiterbildung neu ausrichten 

Der Aus- und Weiterbildungspolitik kommt eine 
besonders wichtige Aufgabe zu. Gefordert ist aber 
nicht nur der Staat, vielmehr müssen die Betriebe 
und die Individuen auch dazu beitragen, durch ge- 
meinsame Weiterbildungsanstrengungen eine geeig- 
nete Qualifikationsstruktur für Deutschland bereit- 
zustellen. 

Dabei hat Deutschland, anders als viele andere Län- 
der, zwei Grundpfeiler zur Bereitstellung hochwer- 
tig ausgebildeter Arbeitsmarkteinsteiger: das duale 
Bemfsbildungssystem und das Hochschulsystem. In 
der Diskussion um das Ausbildungssystem gerät die 
duale Berufsausbildung oft in den Hintergrund. An- 
gesichts der Bedeutung des dualen Systems ist da- 
rauf zu achten, dass auch in Zukunft trotz zurück- 
gehender Schülerzahlen eine ausreichende Zahl gut 
qualifizierter Schulabgänger für eine duale Berufs- 
ausbildung gewonnen werden kann. 

Bezüglich der Entwicklung des Hochschulsystems 
betrachtet die Expertenkommission den langjähri- 
gen Rückgang des Anteils ingenieurwissenschaftli- 
cher Absolventen an allen Hochschulabsolventen mit 
Sorge. 162 Während ihr Anteil in Deutschland im Jahr 
1998 mit 20 Prozent noch weit über dem OECD- 
Durchschnitt lag, reduzierte sich dieser bis 2007 auf 
12 Prozent und lag damit gerade noch im OECD- 
Durchschnitt (vgl. Tabelle 4). 

Reduziert haben sich auch die Anteile der Absol- 
venten in Biowissenschaften/Physik/Agrarwissen- 
schaften, während sich gleichzeitig der Anteil der 
Mathematik- und Informatik-Absolventen auf nied- 
rigem Niveau leicht gesteigert hat und damit heute 
knapp über dem OECD-Durchschnitt liegt. Aufgrund 
des langjährigen Anstiegs der Studienanfängerzahlen 
mag damit zwar die absolute Zahl der Studieren- 
den in den MINT-Fächern gestiegen sein, allerdings 
konnten insbesondere die Ingenieurwissenschaften 
von diesem Wachstum nur weniger profitieren als 
andere Fächer (vgl. Abbildung 9, 10). 
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Anteil der Hochschulabsolventen in ingenieur- und naturwissenschaftlichen Fachrichtungen 

an allen Absolventen 1998, 2000 und 2005 bis 2007 im internationalen Vergleich (Angaben in Prozent) 


1998 2000 2002 2005 2006 2007 

Ingenieurwissenschaften, Fertigung, Bauwesen 

OECD-Mittel 
Deutschland 


Biowissenschaften, Physik, Agrarwissenschaften 
OECD-Mittel 
Deutschland 


Mathematik, Informatik 

OECD-Mittel 

Deutschland 


Technisch-naturwissenschaftliche Fachrichtungen zusammen 

OECD-Mittel 27 26 26 25 24 24 

Deutschland 38 34 33 33 29 29 

Quelle: OECD (2011): Bildung auf einen Blick, Tab. F5-20web. 
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Abbildung 9 zeigt sehr eindrücklich, dass in den letz- 
ten beiden Dekaden der Anteil der Studienanfänger 
an allen Anfängern insbesondere in Elektrotechnik 
und Bauingenieurwesen recht konstant geblieben ist, 
während er im Maschinenbau leicht gestiegen ist. 
Sehr deutlich zeigt sich auch ein rasanter Anstieg 
des Anteils der Informatik-Studierenden vor und ein 
nahezu ebenso starker Einbruch nach Platzen der 
Dotcom-Blase, der dann in einer Stabilisierung auf 
einem mittleren Niveau der MINT-Fächer mündet. 

Abbildung 10 zeigt außerdem, dass die absolute Zahl 
der Elektrotechnik- und Bauingenieur-Studierenden 
in Deutschland in den letzten beiden Dekaden kaum 
zugenommen hat, während die Gesamtzahl der Stu- 
dierenden im gleichen Zeitraum sehr steil gewach- 
sen ist. Die Ingenieurwissenschaften haben also bis 
auf den Maschinenbau kaum vom großen Wachs- 
tum der Studierendenzahl profitiert. 

Ein hoher Anteil an Absolventen der Ingenieurwis- 
senschaften wäre aber insofern besonders bedeutsam, 
als ein höherer Anteil an Absolventen der Ingenieur- 
wissenschaften mit höheren gesamtwirtschaftlichen 
Wachstumsraten einhergeht, worauf wichtige Stu- 
dien zum Zusammenhang zwischen dem Anteil unter- 
schiedlicher Studienfächer und dem wirtschaftlichen 


Wachstum eines Landes hingedeutet haben. 163 Eine 
bildungspolitische Herausforderung bei der Weiter- 
entwicklung des Hochschulsystems wird also eine 
ausreichend starke Attrahierung von Studierenden 
in Wachstums- und innovationsförderliche Studien- 
gänge sein. 

Allerdings wird aufgrund der genannten demografi- 
schen Veränderungen der Strukturwandel nicht primär 
über Arbeitsmarkteinsteiger - seien sie Absolventen 
einer dualen Berufsausbildung oder einer Hochschule 
- zu bewältigen sein. Vielmehr muss verstärkt eine 
systematische Weiterentwicklung und Höherqualifi- 
zierung des aktuellen Bestands der Arbeitskräfte er- 
folgen. Damit wird das Weiterbildungssystem in der 
Zukunft eine viel stärkere Bedeutung erhalten. Auf 
diese Herausforderung ist Deutschland derzeit noch 
nicht gut vorbereitet. Zur Vermeidung von (überdi- 
mensionalen) Mitnahmeeffekten sollte das Primär- 
ziel staatlicher Unterstützung aber die Steigerung 
der Weiterbildungsbeteiligung bisher unterrepräsen- 
tierter Gruppen sein. Für die breite Masse der Wei- 
terbildungsteilnehmer rentiert sich die Weiterbildung 
schon heute. Sie werden deshalb aus Eigeninteresse 
bei zunehmender Nachfrage nach höher qualifizier- 
ten Arbeitnehmern ihre Weiterbildungsbeteiligung 
verstärken. 


TAB 04 
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ABB09 Anteile der Studienanfänger in MINT-Fächern an allen Studienanfängern (1995-2011) 


Informatik Maschinenbau/Verfahrenstechnik Elektrotechnik Bauingenieurwesen 



Quelle: Statistisches Bundesamt (201 1): Bildung und Kultur, Schnellmeldungsergebnisse der Hochschulstatistik zu 
Studierenden und StudienanfangeiV-innen - vorläufige Ergebnisse Wintersemester 2011/2012, Wiesbaden 201 1, S. 13. 


ABB 10 Absolutes Wachstum der Studierendenanfängerzahlen 


Studienanfänger gesamt (bezogen auf linke Skala) 

Informatik Maschinenbau/Verfahrenstechnik Elektrotechnik Bauingenieurwesen 


(alle bezogen auf rechte Skala) 



Quelle: Statistisches Bundesamt (2011): Bildung und Kultur, Schnellmeldungsergebnisse der Hochschulstatistik zu 
Studierenden und Studienanfänger /-innen - vorläufige Ergebnisse -, Wintersemester 2011/2012, Wiesbaden 201 1, S. 11 ff. 
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Die bisher unterrepräsentierten Arbeitnehmergrup- 
pen, vor allem Geringqualifizierte, Migranten und 
Menschen mit Behinderung, sollten über eine ver- 
stärkte Weiterbildung besser auf den Strukturwandel 
und auf veränderte Anforderungen vorbereitet werden. 
Bisher wirkt berufliche Weiterbildung nämlich nicht 
als Ausgleich für entgangene Ausbildung, sondern 
eher als Verstärkung vorhandener Unterschiede. 164 Als 
Instrument zur Aktivierung der genannten Gruppen 
bieten sich etwa Bildungsgutscheine an, die sich in 
experimentellen Studien nicht nur als wirksames, son- 
dern unter Einhaltung bestimmter Bedingungen auch 
als sehr effizientes Instrument erwiesen haben. 165 Im 
Hinblick auf Weiterbildungsinhalte ist ein staatlicher 
Eingriff bzw. eine staatliche Unterstützung insbeson- 
dere dort angezeigt, wo potenziellen Weiterbildungs- 
teilnehmern die notwendigen Grundkompetenzen - 
so im Lesen, Schreiben, und Rechnen oder in der 
Nutzung von Informationstechnologien und neuen 
Medien - als Voraussetzungen für die Teilnahme an 
Weiterbildung fehlen. 

Insbesondere bei Geringqualifizierten müssen sich 
aber auch die Betriebe verstärkt engagieren, um ver- 
stärkt Weiterbildungsangebote und Weiterentwick- 
lungsmöglichkeiten am Arbeitsplatz bereitzustellen. 
Nur so kann die Beteiligungsbereitschaft der Gering- 
qualifizierten erhöht werden. 166 Als Problemfeld er- 
weist sich dabei die Weiterbildung geringqualifizier- 
ter Arbeitnehmer in kleinen Betrieben, in denen die 
Weiterbildungsquote besonders niedrig ist. Dies gilt 
vor allem vor dem Hintergmnd, dass etwa 60 Pro- 
zent der Arbeitnehmer in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen arbeiten. 167 Insofern stellt die relativ geringe 
Weiterbildungsbeteiligung von kleinen und mittleren 
Unternehmen ein zentrales Problem lebenslangen 
Lernens dar. 168 

Die zu erwartenden strukturellen Veränderungen in 
der Güter- und Dienstleistungsnachfrage sowie die 
Wissensintensivierung der Wirtschaft resultieren in 
wichtigen Strukturveränderungen des Arbeitsmarktes. 
Aufgmnd dieser Entwicklung muss auch die beruf- 
liche Mobilität - horizontal und vertikal - erhöht 
werden. Für die horizontale Mobilität kommt dabei 
der Anerkennung von im Berufsleben erworbenen 
Kompetenzen und dem selektiven Nachholen fehlen- 
der Qualifikationsbestandteile besondere Bedeutung 
zu. Zur Erhöhung der vertikalen Mobilität und zur 
Erhaltung der Attraktivität dualer Ausbildungsange- 
bote müssen außerdem formale Weiterbildungen und 


die Durchlässigkeit zum Hochschulsystem ausgebaut 
werden. Im Zuge dieser Entwicklung, spätestens aber 
nach Einsetzen eines demografisch bedingten Rück- 
gangs der Anfangerzahlen im Erststudium, wird der 
Druck auf das Hochschulsystem zunehmen, attrak- 
tive Angebote für eine akademisch fundierte Wei- 
terbildung einzurichten. 

Diese Entwicklung wird die schon einsetzende Dif- 
ferenzierung und Arbeitsteilung im Hochschulsystem 
weiter vorantreiben. Hochschulen werden zukünftig 
ihre Profile schärfen und sich mit einer entsprechen- 
den Definition ihrer „Rolle und Mission“ adäquat im 
Wettbewerb positionieren müssen. Keine Hochschule 
wird das gesamte Spektrum von exzellenter Grund- 
lagenforschung bis zu anwendungsorientierter Ent- 
wicklung, von Ausbildung von Spitzenforschem bis 
zu Weiterbildung von Bildungsaufsteigem und von 
Vollzeitstudium bis zu berufsbegleitenden Teilzeitstu- 
diengängen sinnvoll abdecken können. Die Entwick- 
lung eigenständiger Profile wird also unerlässlich sein. 
Die Differenzierung wird je nach Aufgabenschwer- 
punkt auch entlang unterschiedlicher Finanzierungs- 
quellen (Staat, Wirtschaft und Individuum) erfolgen 
müssen. Dabei kann es auch zu neuen Formen der 
Kooperation zwischen Universitäten und Fachhoch- 
schulen kommen, wobei die komparativen Vorteile 
dieser Zusammenarbeit die Unterschiede zwischen 
den Hochschultypen nicht verwischen sollten. 

Voraussetzungen im Schulsystem verbessern: 
MINT-Fächer frühzeitig fördern 

Da die Grundlagen für lebenslanges Lernen und beruf- 
liche Flexibilität im Schulsystem gelegt werden, muss 
auch das deutsche Schulsystem systematisch verbes- 
sert und gestärkt werden. Insbesondere produziert 
Deutschland noch zu viele Schulabbrecher und ist 
zu wenig in der Lage, sozioökonomisch benachtei- 
ligte Jugendliche zu fördern. So ist beispielsweise 
der Anteil sozioökonomisch benachteiligter Jugend- 
licher, der es in PISA-Ergebnissen ins obere Drittel 
der nationalen oder internationalen Ergebnisse schafft, 
in Deutschland im internationalen Vergleich er- 
schreckend gering. 169 Besonders schlechte Testergeb- 
nisse erzielen benachteiligte Schüler dann, wenn sie 
zu Hause nicht die Landessprache sprechen und wenn 
in den Schulen eine geringe Zahl an Pflichtstun- 
den in naturwissenschaftlichen Fächern angeboten 
wird. 170 Die Bildungspolitik sollte deshalb einerseits 
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die Sprachkompetenz von Kindern mit Migrations- 
hintergrund fördern. Andererseits sollte das natur- 
wissenschaftliche Lehrangebot, angepasst an die be- 
nachteiligten Gruppen, ausgeweitet werden. Gleich- 
zeitig gibt es entgegen dem was oft vennutet wird, 
kaum Belege dafür, dass die Ausstattung der Schu- 
len einen positiven Effekt auf den Erfolg sozioöko- 
nomisch benachteiligter Gruppen hat. Dagegen stel- 
len die Selbsteinschätzung und das Selbstvertrauen 
der Schüler und ihre investierte Lernzeit einen der 
stärksten Erklärungsfaktoren dar. 171 

Die besondere Rolle naturwissenschaftlicher Fächer 
in Schulen wird auch in weiteren Forschungsarbei- 
ten betont: Männliche Bildungsaufsteiger - also Stu- 
dierende ohne akademisch gebildetes Elternhaus - 
wählen am häufigsten Maschinenbau (28 Prozent), 
gefolgt von Wirtschaftswissenschaften (17 Prozent), 
Mathematik /Informatik (12 Prozent) und Elektro- 
technik (9 Prozent) als Studienfach. Die Wahl eines 
ingenieurwissenschaftlichen Studiengangs ist beson- 
ders für solche Studienanfänger wahrscheinlich, die 
in der Schule Leistungskurse in MINT-Fächern be- 
legt hatten. Bei Studentinnen erweisen sich bisher 
dagegen die Lehramtsstudiengänge als die typischen 
Aufsteigerfacher. 172 

Erwerbszeiten verlängern, Talente älterer 
Arbeitnehmer besser nutzen 

Als zusätzliche und flankierende Maßnahme zur 
Bewältigung des demografischen Wandels müssen 
ältere Arbeitnehmer länger im Erwerbsleben gehal- 
ten werden. Dabei haben neuere empirische Studien 
gezeigt, dass die naive Vermutung, ältere Arbeitneh- 
mer seien allgemein weniger leistungsfähig, nicht be- 
stätigt werden kann. Es lässt sich vielmehr bis ins 
hohe Alter eine große Variabilität der Leistungsfä- 
higkeit im Arbeitsleben sowie eine hohe Lernfähig- 
keit und Weiterbildungsbereitschaft feststellen. 173 Zur 
Verlängerung der Erwerbsphase sind neben Anpas- 
sungen in Rentenregelungen vor allem aber auch 
Anpassungen in der Arbeitsorganisation der Unter- 
nehmen gefragt. 174 Letztere schließen insbesondere 
eine vennehrte Nutzung altersgemischter Teams und 
altersangepasster und lemförderlicher Arbeitsplätze 
ein. Diese unterstützen die Erhaltung der menta- 
len Fitness älterer Beschäftigter. 175 Wichtig ist da- 
bei vor allem eine optimale Passung von Alters- 
struktur und betrieblicher Organisation. Ansatzpunkte 


hierfür wurden beispielsweise im Projekt Demopass 
herausgearbeitet. 176 Hinzukommen müssen verstärkte 
Anstrengungen zu lebenslangem Lernen und eine 
nachhaltige Ausschöpfung wertvollen Humankapitals 
über sogenannte zweite Karrieren, d. h. über den Ein- 
satz in alternativen Beschäftigungsfeldem in späteren 
Phasen eines verlängerten Erwerbslebens. 177 Zweite 
Karrieren bieten sich gerade in Fällen an, in denen 
altersbedingte Gründe eine Weiterbeschäftigung in 
angestammten Beschäftigungspfaden ausschließen. 178 
Soweit sich solche Arbeitsplätze für eine zweite Karri- 
ere beispielsweise im Dienstleistungssektor leichter fin- 
den lassen als im industriellen Sektor, kann insbe- 
sondere auch eine stärkere qualifikatorische Durchläs- 
sigkeit die Aufnahme einer zweiten Karriere erleichtern. 
Lebenslanges Lernen und die systematische Anerken- 
nung von im Arbeitsleben erworbenen Kompetenzen 
dürften hier wiederum eine Schlüsselrolle einnehmen. 

Da bezüglich der Voraussetzungen und Konsequenzen 
einer Verlängerung der Erwerbsarbeit älterer Arbeit- 
nehmer noch eine Vielzahl offener Fragen in unter- 
schiedlichen Disziplinen besteht, ist die im November 
2011 im Bundeskabinett beschlossene ressortüber- 
greifende „Forschungsagenda der Bundesregierung 
für den demografischen Wandel“, in der ältere Men- 
schen in den letzten Berufsjahren im Fokus stehen, 
ein wichtiger Beitrag zur Lösung des Problems. An 
der Notwendigkeit zur Verlängerung der Erwerbsar- 
beit an sich besteht dagegen kein Zweifel in Anbe- 
tracht der absehbaren demografischen Veränderungen 
und der daraus resultierenden Herausforderungen für 
die Sozialversicherungssysteme. 

„Stille Reserven“ im Arbeitsmarkt nutzen 

Deutschland verfügt im Vergleich zu anderen Län- 
dern über umfangreiche „stille Reserven“. So ist etwa 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen, verglichen mit 
der in anderen industrialisierten Ländern, gering aus- 
geprägt. Zwar ist die Erwerbstätigkeit von Frauen in 
Deutschland gestiegen, aber noch immer sind sechs 
Millionen Frauen im erwerbsfähigen Alter nicht berufs- 
tätig. Viele davon haben mittlere und hohe Qualifika- 
tionen erworben, bringen diese aber nicht in den 
Arbeitsmarkt ein. Hinzu kommt, dass von den erwerbs- 
tätigen Frauen nur 55 Prozent einer Vollzeitbeschäfti- 
gung nachgehen, 179 was dem vorletzten Platz in der EU 
entspricht. Zusätzlich ist bei den Teilzeitbeschäftig- 
ten auch noch die Wochenstundenzahl mit nur knapp 
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18 Stunden sehr gering und im Vergleich der EU15- 
Länder sogar die niedrigste Wochenstundenzahl. 180 

Insbesondere müssen Frauen während und nach der 
Familienphase besser in den Arbeitsmarkt integriert 
werden. Auch hier spielt Weiterbildung - während 
und nach der Familienphase - eine bedeutende Rolle. 
Genauso bedeutsam ist es aber, die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf zu steigern, um so die Rückkehr- 
willigkeit und -möglichkeit zu verbessern. Erfolgreiche 
Beispiele sind etwa das von der Kölner Ford- Werke 
GmbH aufgelegte Programm „Frauen in technischen 
Berufen“ (FiT) 181 oder die Maßnahmen zur Erhöhung 
des Frauenanteils bei Auszubildenden, Fachkräften und 
Managern bei Airbus S.A.S. in Hamburg. 182 

Dabei darf aufgrund der strategischen Bedeutung des 
weiblichen Erwerbspersonenpotenzials die Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf zukünftig nicht mehr nur als 
Frauensache angesehen werden, wenn nicht durch eine 
Ausschöpfung der „stillen Reserve“ gleichzeitig ein 
weiteres Schrumpfen der Bevölkerung aufgrund wei- 
ter abnehmender Kinderzahlen riskiert werden soll. 183 

Frauen muss nachdrücklich vermittelt werden, dass 
sie auch mit Kindern in der Arbeitswelt gebraucht 
werden. Männern muss ebenso nachdrücklich ver- 
mittelt werden, dass sie in der Welt der Kindererzie- 
hung und Familienarbeit gefordert und willkommen 
sind. Leider verursachen aber steuerliche Regelun- 
gen wie das Ehegattensplitting, das beim Steuerab- 
zug vom Lolin den geringer verdienenden Ehepartner 
(i.d.R. die Frauen) schlechter stellt, einen negativen 
Anreiz, einer Beschäftigung nachzugehen. Genauso 
schaffen Sozialleistungen wie das geplante Betreu- 
ungsgeld für den Elternteil, der keiner beruflichen 
Tätigkeit nachgeht, einen Anreiz, dem Arbeitsmarkt 
femzubleiben. Solche staatlichen Leistungen, die 
einen Anreiz vornehmlich für Frauen schaffen, kei- 
ner oder nur einer geringen Berufstätigkeit nachzu- 
gehen, wirken sich schädlich auf den Innovations- 
standort Deutschland aus und sollten abgeschafft bzw. 
gar nicht erst umgesetzt werden. 

In diesem Zusammenhang ist es auch wichtig, die 
bisher immer noch sehr einseitige Studienfachwahl 
von jungen Frauen und hier insbesondere die Ver- 
nachlässigung von MINT-Fächern zu beheben. Im 
internationalen Vergleich zeigt sich, dass sich in 
Deutschland der Frauenanteil an den Absolventen 
eines naturwissenschaftlichen Studienfaches zwischen 


2000 und 2009 zwar von 32 auf 44 Prozent (also 
plus 12 Prozentpunkte) überproportional erhöht hat, 
dass jedoch der Frauenanteil an den Absolventen inge- 
nieurwissenschaftlicher Studiengänge gleichzeitig un- 
gefähr auf seinem niedrigen Ausgangswert blieb (vgl. 
Tabelle 5). Er stieg lediglich um 2 Prozentpunkte von 
20 auf 22 Prozent. Damit lag der Anteil der Absolven- 
tinnen in den Ingenieurwissenschaften im Jahr 2009 
sogar weiter unter dem OECD-Durchschnitt als noch 
im Jahr 2000. 184 Im gleichen Zeitraum hat Deutsch- 
land mit einem weit überdurchschnittlichen Anstieg 
beim Anteil der Naturwissenschaftlerinnen die OECD 
sogar überholt. 185 Frauen in Deutschland zeigen offen- 
sichtlich keine generelle Abneigung gegen die Fächer 
der MINT-Gruppe. Vielmehr sind die Ingenieurwissen- 
schaften für Frauen wenig attraktiv. Politik, Wissen- 
schaft und Wirtschaft müssen die aktuelle Abneigung 
gegen Ingenieurwissenschaften nicht als unabänder- 
lich hinnehmen, sondern geeignete Maßnahmen er- 
greifen, um so zu den Ländern aufzuschließen, die 
wie Dänemark, Estland, Island, Polen oder Spanien 
inzwischen auf rund ein Drittel weiblicher Absolven- 
ten in den Ingenieurstudiengängen verweisen können. 

In Deutschland hat sich zwar die Zahl der weib- 
lichen Studienabsolventen deutlich erhöht, aller- 
dings fast ausschließlich zugunsten der Kunst- und 
Geisteswissenschaften. Die Ingenieurwissenschaften 
haben sich demgegenüber für Frauen als unattrak- 
tiv erwiesen (vgl. Tabelle 6). 186 

Eine detailliertere Unterteilung der Studienfächer für 
Deutschland, basierend auf Daten des Statistischen 
Bundesamtes, zeigt außerdem, dass seit 1995 der Zu- 
wachs des Frauenanteils besonders stark in der Vete- 
rinärmedizin (die damit fast zu einer reinen Frauen- 
domäne geworden ist) und der Humanmedizin/ 
Gesundheitswissenschaften erfolgte. Schon weit ab- 
geschlagen beim Zuwachs folgen Agrar-/Forst-/Er- 
nährungswissenschaften oder Rechts-/Wirtschafts-/ 
Sozialwissenschaften (vgl. Tabelle 7). 

Neuere empirische Untersuchungen der nachschuli- 
schen Werdegänge des Studienberechtigtenjahrgangs 
2006 auf Basis von HIS-Daten (Hochschul-Informa- 
tions-System) zeigen außerdem, dass sich die techni- 
schen Fachrichtungen Elektrotechnik und Maschinen- 
bau zunehmend zu einer Männerdomäne entwickeln, 
während sich die geschlechtsspezifischen Differen- 
zen bei anderen Studienrichtungen seit 2002 kaum 
verändern. 187 
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TAB 05 Anteil der Frauen an den Hochschulabsolventen in Ingenieur- und Naturwissenschaften (2000 u. 2009) 
im internationalen Vergleich (Angaben in Prozent) 





2000 




2009 




Insgesamt 

Ingenieur- 

wissenschaften* 

Natur- 

wissenschaften 

Insgesamt 

Ingenieur- 

wissenschaften 

Natur- 

wissenschaften 

Staat 

Australien 


57 


22 

41 

56 

25 

37 

Dänemark 


49 


26 

42 

60 

32 

37 

Deutschland 


45 


20 

32 

55 

22 

44 

Finnland 


58 


19 

46 

63 

23 

46 

Frankreich 


56 


24 

43 

54 

29 

38 

Großbritannien 


54 


20 

44 

56 

23 

38 

Island 


67 


25 

49 

66 

35 

40 

Japan 


36 


9 

25 

41 

12 

25 

Kanada 


58 


23 

45 

60 

24 

49 

Niederlande 


55 


13 

28 

57 

19 

21 

Neuseeland 


61 


33 

45 

61 

30 

44 

Norwegen 


62 


27 

28 

61 

25 

37 

Österreich 


46 


18 

33 

54 

26 

33 

Polen 


64 


24 

65 

65 

34 

44 

Schweden 


59 


25 

47 

64 

28 

46 

Schweiz 


38 


11 

24 

50 

19 

33 

Spanien 


59 


27 

47 

60 

34 

42 


Südkorea 45 23 47 46 23 39 


Ungarn 55 21 31 65 24 35 


USA 57 21 44 58 21 44 


OECD-Mittel 54 

23 

40 

58 

26 

41 

* Engineering, manufacturing and construction 
Quelle: Zahlen aus Lesczensky et al. (2012). 







Die Expertenkommission vermutet, dass der geringe 
Anteil von Frauen in ingenieurwissenschaftlichen 
Studiengängen nicht nur durch Anstrengungen im 
Bildungsbereich behoben werden kann, sondern dass 
die Wahl des Studienfachs oder der Berufsrichtung 
auch besonders stark mit den erwarteten Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten in den entsprechenden Be- 
rufsfeldern, den dort vorzufindenden Arbeitsbedin- 
gungen und der wahrgenommenen Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zusammenhängt. Nur wenn 
Unternehmen ingenieurwissenschaftlich-technische 
Arbeitsplätze anbieten, die für Frauen attraktiv sind, 
werden sich Frauen auch verstärkt für ingenieurwis- 
senschaftlich-technische Studienfächer begeistern. So 
zeigen neue empirische Untersuchungen der Ursa- 
chen des deutlich geringeren Anteils von Frauen in 
ingenieurwissenschaftlich-technischen Studienfächern 


in Deutschland, dass ein großer Teil der geschlechts- 
spezifischen Unterschiede in der Studienfachwahl auf 
Unterschiede in den Karriereplänen und Lebenszielen 
zurückzuführen ist . 188 Noch wichtiger ist nur noch 
die subjektive Wahrnehmung von Frauen, dass sie 
keine komparativen Vorteile in technischen Fähig- 
keiten aufwiesen. 

Staatliche Initiativen, wie „Komm mach MINT“, die 
im Rahmen des nationalen Pakts für Frauen in MINT- 
Berufen initiiert wurden, sowie Förderprojekte von 
Forschungseinrichtungen und Unternehmen wie FiT, 
FEMTEC oder Girls Campus 189 sind hier erste Schritte 
in die richtige Richtung. Sie zeugen von einem wach- 
senden gesellschaftlichen Bewusstsein für die Not- 
wendigkeit, Frauen stärker als bisher für naturwis- 
senschaftlich-technische Berufe zu gewinnen. 
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Anteil der Frauen an Absolventen nach Fächern 2009 und 2000 - 
Deutschland und OECD im Vergleich (Angaben in Prozent) 


Alle 

Erzie- 

hungs- 

Geistes- 

wissen- 

Gesund- 

Sozial-, 
Rechts- 
und Wirt- 
schafts- 


Ingenieur- 

wissen- 

schaften, 

Fertigung 

Natur- 

Agrar- 

Fächer- 

wissen- 

schäften 

heit und 

wissen- 

Dienst- 

und Bau- 

wissen- 

wissen- 

gruppen 

schäften 

und Kunst 

Soziales 

schäften 

leistungen 

wesen 

schäften 

schäften 


2000 


OECD Durchschnitt 

54 

74 

65 

68 

52 

43 

23 

40 

43 

Abstand zur OECD 

-9 

-3 

2 

-12 

-10 

15 

-2 

-8 

4 

Deutschland 

45 

71 

67 

56 

42 

58 

20 

32 

47 


2009 


OECD Durchschnitt 

58 

77 

66 

75 

58 

54 

26 

41 

52 

Abstand zur OECD 

-3 

-4 

7 

-7 

-6 

2 

-4 

3 

l 

Deutschland 

55 

73 

73 

68 

52 

56 

22 

44 

53 


dunkelgraue Felder: Anteile in Deutschland unter OECD Durchschnitt; hellgraue Felder: Anteile in Deutschland über OECD Durchschnitt. 
Zahlen aus OECD (2011): Bildung auf einen Blick, S. 101. 


Anteil der Hochschulabsolventinnen* an allen Absolventen im Erststudium 

für die Jahre 1995, 2000 und 2005 bis 2008 nach Fächergruppen (Angaben in Prozent) 


Fächergruppen** 


Prüfungs- 

jahr 

Absolven- 
tinnen/ 
Absolven- 
ten alle 
Fächer- 
gruppen 

Sprach- 

und 

Kultur- 

wissen- 

schaften 

Sport 

Rechts-, 
Wirt- 
sc ha ft s- 
u. Sozial- 
wissen- 
schaften 

Mathe- 

matik/ 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Human- 

medizin/ 

Gesund- 

heits- 

wissen- 

schaften 

Veterinär- 

medizin 

Agrar-, 

Forst-, 

Ernäh- 

rungs- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Kunst, 

Kunst- 

wissen- 

schaften 

1995 

41,2 

72,2 

51,9 

45,3 

37,5 

44,6 

63,8 

47,0 

14,0 

63,1 

2000 

45,6 

72,7 

53,5 

46,3 

38,3 

47,6 

77,8 

51,9 

19,5 

64,7 

2005 

50,8 

76,8 

49,9 

52,2 

39,6 

57,3 

85,2 

56,8 

22,4 

65,3 

2006 

51,6 

77,1 

51,1 

52,8 

40,3 

60,4 

84,6 

57,1 

22,5 

66,0 

2007 

51,8 

77,2 

50,7 

53,0 

40,1 

62,1 

85,6 

57,9 

22,7 

66,0 

2008 

52,2 

77,2 

49,7 

53,2 

40,9 

64,2 

86,7 

57,7 

22,8 

66,5 


* Einschließlich Verwaltungsfachhochschulen 

** Aufgliederung ohne die Fächergruppe „Außerhalb der Studienbereichsgliederung“ 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Hochschulstatistik. 
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Migration steuern und offener gestalten 

Schließlich gilt es, durch eine geeignete Migrations- 
politik die strukturellen Fachkräfte lücken, die trotz 
der oben genannten Maßnahmen verbleiben, mög- 
lichst schnell und nachhaltig zu schließen. Bemü- 
hungen um eine bessere Integration ausländischer 
Arbeitnehmer müssen auf allen Qualifikationsstufen 
verstärkt werden. Die heute schon praktizierte Aus- 
setzung der Vorrangprüfung für Mangelberufe und 
die Absenkung der Einkommensgrenzen weisen in 
die richtige Richtung. Als Beispiel für eine geeignete 
Weiterentwicklung der Migrationspolitik kann das 
kanadische Punktesystem zur Steuerung von Migra- 
tion gesehen werden. Gleichzeitig muss die Politik 
verstärkt darauf einwirken, dass qualifizierte Zuwan- 
derung nicht als Bedrohung, sondern als Chance für 
Deutschland und seine Arbeitnehmer verstanden wird. 


BOX 09 Das kanadische Punktesystem zur Steuerung 
der Migration 


Deutschland sollte nach Einschätzung der Exper- 
tenkommission - ähnlich wie Kanada oder Austra- 
lien - ein System entwickeln, das hochqualifizierten 
Arbeitskräften die Zuwanderung nach Deutschland 
erleichtert und dadurch zur Stärkung des Wirtschafts- 
wachstums beiträgt. Das kanadische System berück- 
sichtigt abgeschlossene Bildung, Sprachkenntnisse, 
Berufserfahrung, Alter, voraussichtliche Anpas- 
sungsfähigkeit im Land und das Stellenangebot. 
Vor dem Hintergrund der auch in Kanada abseh- 
baren demografischen Veränderungen ist das kana- 
dische System dabei so ausgerichtet, dass es sich 
weniger an einer konkreten Beschäftigung als viel- 
mehr am Humankapital generell orientiert, um so 
zusätzliches Wissen für eine sich immer schnel- 
ler entwickelnde wissensbasierte Ökonomie zu si- 
chern. So hat das 2005 in Kraft getretene Gesetz 
eine spezifische Regelung für die Zuwanderung von 
Hochqualifizierten wie z.B. Wissenschaftlern, Lehr- 
personen oder leitenden Angestellten. Damit kön- 
nen Personen, die hohe Qualifikationen vorweisen, 
einfacher nach Kanada einreisen und von kanadi- 
schen Unternehmen eingestellt werden. Das kana- 
dische System vernachlässigt in seiner Bewertung 
aber beispielsweise Facharbeiter, die in der Industrie 
durchaus gesucht wären, so dass diese über ergän- 
zende Nominierungsverfahren der Provinzen oder 
über Zeitarbeitsprogramme angeworben werden. 190 


Als Voraussetzung für ein solches Punktesystem muss 
aber zunächst die Anerkennung von ausländischen 
Bildungsabschlüssen geregelt werden. Mit dem am 
1. März 2012 in Kraft tretenden „Anerkennungsge- 
setz“ hat die Bundesregierung erstmals eine moderne 
Grundlage für die Anerkennung ausländischer Berufs- 
abschlüsse gelegt. 191 Das neue Berufsqualifikationsfest- 
stellungsgesetz schafft erstmals für Bürger der Euro- 
päischen Union und für Bürger von Drittstaaten einen 
Anspruch auf eine individuelle Gleichwertigkeitsprü- 
fung. In einer ganzen Reihe von Berufen in Deutsch- 
land waren die Berufsausübung und auch der Zu- 
gang zu den entsprechenden Anerkennungsverfahren 
bisher an die deutsche Staatsangehörigkeit oder die 
Staatsangehörigkeit eines EU-Mitgliedsstaates ge- 
knüpft. Das Gesetz schafft diese Kopplung an die 
Staatsangehörigkeit weitgehend ab. Auf der Grund- 
lage des neuen Gesetzes kann beispielsweise auch ein 
türkischer Arzt bei Vorliegen der fachlichen Voraus- 
setzungen eine Approbation erhalten. Dies war bisher - 
selbst wenn er in Deutschland studiert hatte - nicht 
der Fall. 192 

Die Entscheidung über die Gleichwertigkeit muss 
laut neuer Regelung innerhalb von drei Monaten er- 
folgen. Das Gesetz soll dazu beitragen, die bisher 
uneinheitliche Bewertungspraxis zu verbessern. Der 
Vollzug obliegt den Bundesländern, die aber die Zu- 
ständigkeit für die Durchführung von Anerkennungs- 
verfahren für bestimmte Berufe oder Herkunftsregi- 
onen bündeln können. 

Dass eine offenere Einwanderungspolitik entgegen 
mancher Befürchtung keineswegs zu einer massiven 
Zuwanderung von Ausländem führen muss, zeigt fol- 
gendes aktuelles Beispiel. Nach geltenden Regelungen 
können die Arbeitnehmer aus den im Jahr 2004 bei- 
getretenen mittel- und osteuropäischen Staaten Tsche- 
chische Republik, Estland, Lettland, Litauen, Un- 
garn, Polen, Slowenien und Slowakei (EU-8-Staaten) 
seit dem 1. Mai 2011 uneingeschränkt einwandem. 
Entgegen einiger im Vorfeld geäußerter Befürch- 
tungen 193 ist die Zahl der Zuwanderer aus den EU- 
8-Ländem allerdings nur moderat gestiegen. Aktuelle 
Schätzungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung (IAB) beziffern den Wanderungssaldo 
für das Jahr 2011 auf 50.000 bis 60.000 Personen, 
was im Vergleich zur Nettozuwanderung vor Auslau- 
fen der Übergangsfristen sogar am unteren Rand der 
Schätzungen lag und keinen Anstieg bedeuten würde. 
Wesentlich stärker als die Zuwanderungszahlen stieg 
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Das neue Zuwanderungsrecht: Der Gesetzent- 
wurf zur Umsetzung der Blue Curd-Richtlinie 


Die Bundesregierung hat die Zuwanderung von 
Fachkräften aus Nicht-EU-Staaten im Rahmen eines 
neuen Gesetzes geändert und will dadurch Zuwan- 
derung attraktiver und einfacher gestalten. 194 

Nach Zustimmung durch Bundestag und Bundesrat 
könnte das Gesetz ab Mitte 2012 in Kraft treten. 
Grundlage des Gesetzentwurfes ist die Hochqua- 
lifizierten-Richtlinie der Europäischen Union, mit 
der ein neuer Aufenthaltstitel eingeführt wird: 
die sogenannte „Blaue Karte EU“. Danach müs- 
sen Einwanderungswillige für den Erwerb der bis 
zu vier Jahre gültigen Blauen Karte einen Hoch- 
schulabschluss vorweisen und mindestens 44.000 
Euro jährlich verdienen. Für Hochqualifizierte in 
Mangelberufen - dazu zählen u.a. alle Ingenieu- 
re, akademische und vergleichbare Fachkräfte der 
Informations- und Kommunikationstechnologie so- 
wie Ärzte - ist ein Jahreseinkommen von 33.000 
Euro ausreichend. Liegen diese Voraussetzungen 
vor, soll künftig auf eine Vorrangprüfung zuguns- 
ten einheimischer Arbeitnehmer verzichtet werden. 
Nach zwei Jahren versicherungspflichtiger Beschäf- 
tigung können Inhaber einer Blauen Karte ein Dau- 
eraufenthaltsrecht erhalten. Die Familienangehörigen 
dieser Hochqualifizierten können ebenfalls sofort 
uneingeschränkt arbeiten. 

Der aktuelle Gesetzentwurf der Bundesregierung 
geht beim Daueraufenthaltsrecht über die in der 
EU-Richtlinie enthaltenen Regelungen hinaus. Um 
ein sofortiges Daueraufenthaltsrecht bzw. eine Nie- 
derlassungserlaubnis (ohne die in der EU-Richtlinie 
vorgesehene Wartezeit) zu bekommen, ist für Hoch- 
qualifizierte bislang ein Jahreseinkommen von min- 
destens 66.000 Euro notwendig. Diese Gehaltsgrenze 
wird im aktuellen Gesetzesentwurf auf 48.000 Euro 
festgelegt. Wenn sie jedoch in den ersten drei Jahren 
nach Erteilung der Niederlassungserlaubnis Sozial- 


transferleistungen beziehen, verlieren sie ihren unbe- 
fristeten Aufenthaltstitel. 

Darüber hinaus sollen ausländische Absolventen 
deutscher Hochschulen künftig während der Suche 
nach einem dem Studienplatz angemessenen Arbeits- 
platz für ein Jahr unbeschränkten Arbeitsmarktzu- 
gang erhalten. Nach der aktuell gültigen gesetzli- 
chen Regelung dürfen sie in diesem Jahr lediglich 
90 Tage erwerbstätig sein. Erleichtert wird auch das 
Verfahren zur Erteilung eines Aufenthaltstitels an 
Forscher. So muss künftig in der zwischen Forscher 
und Forschungseinrichtung geschlossenen Aufnah- 
mevereinbarung das konkrete Forschungsvorhaben 
nicht mehr genannt werden. Forschungseinrichtun- 
gen hatten diese Regelung oftmals kritisiert, da sie 
befürchteten, mit der genauen Bezeichnung des For- 
schungsvorhabens vertrauliche Informationen preis- 
zugeben. 

Der vorliegende Gesetzentwurf der Bundesregierung 
stimmt in einigen Punkten mit den Forderungen 
der parteiübergreifenden „Hochrangigen Konsens- 
gruppe Fachkräftebedarf und Zuwanderung“ über- 
ein, bleibt allerdings in zentralen Punkten hinter 
den Empfehlungen des Expertengremiums zurück. 
Die derzeitigen Regelungen der Zuwanderung sehen 
einen generellen Anwerbestopp mit Erlaubnisvor- 
behalt vor. Die Konsensgruppe schlägt hingegen 
vor, Anwerbung generell zu erlauben und nur in 
spezifischen Fällen einen Verbotsvorbehalt vorzu- 
sehen. Ziel dieser Umkehrung ist es, ausländischen 
Hochqualifizierten ein klares Willkommenssignal 
zu senden. 

Die Expertenkommission begrüßt das Zustande- 
kommen eines parteiübergreifenden Reformvor- 
schlags in einem politisch schwierigen Themen- 
feld. Sie unterstützt insbesondere den Vorschlag der 
Konsensgruppe, das deutsche Zuwanderungsrecht 
um eine kriterienbasierte Zuwanderungsmöglich- 
keit zu ergänzen. 195 


die Zahl der Beschäftigten aus den EU-8-Ländem, was 
darauf hindeutet, dass vormals Selbstständige und 
Personen, die bisher von der Arbeitsmarktstatistik 
nicht als erwerbstätig erfasst wurden, jetzt ein Beschäf- 
tigungsverhältnis aufgenommen haben. 196 


Zusätzlich zu einer Einwanderungspolitik für qua- 
lifizierte Erwerbstätige ist es wichtig, es ausländi- 
schen Studierenden möglichst einfach zu machen, eine 
Arbeit aufzunehmen, wenn sie nach erfolgreichem 
Abschluss ihres Studiums im Land bleiben wollen. 


BOX 10 
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Das Hochschulzulassungsrecht und die Migrations- 
politik sind so auszugestalten, dass erstens möglichst 
viele Spitzenbewerber ins Land gezogen werden und 
dass diese zweitens nach Abschluss ihres Studiums 
unter erleichterten Bedingungen, d.h. ohne aufwändige 
Prüfungen, in Deutschland bleiben dürfen. Mit dem 
Wegfall der Vorrangprüfung für ausländische Absol- 
venten deutscher Hochschulen und der Möglichkeit 
einer einjährigen Aufenthaltserlaubnis nach Studien- 
abschluss zur Suche eines dem Abschluss angemes- 
senen Arbeitsplatzes sind auch hier wichtige Schritte 
in die richtige Richtung getan. Allerdings zeigen Be- 
fragungen der ausländischen Studierenden, dass die 
Möglichkeiten des Verbleibs oft immer noch falsch 
wahrgenommen werden. So könnten sich zwar knapp 
zwei Drittel der befragten ausländischen Studieren- 
den vorstellen, nach ihrem Abschluss in Deutschland 
zu bleiben, aber nur ein Drittel ist davon überzeugt, 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt willkommen zu sein 
und tatsächlich bleiben zu können. Diesen Eindruck 
haben vor allem Ingenieure und Naturwissenschaft- 
ler , 197 deren Qualifikationen in Zukunft aber verstärkt 
gebraucht werden. Zusätzlich zu den Verbesserun- 
gen der faktischen Regelungen bedarf es also auch 
einer besseren Informationspolitik und eines expli- 
ziteren Werbens, um die besten ausländischen Ab- 
solventen zum Bleiben zu bewegen, so wie man es 
aus klassischen Einwanderungsländem wie Austra- 
lien oder Kanada kennt. 

In gleichem Zuge sollte, wenn zukünftig qualifizierte 
Facharbeiter knapp zu werden drohen, auch ver- 
sucht werden, verstärkt ausländische Auszubildende 
zu attrahieren. Hier könnte sich beispielsweise mit 
Südländern der EU oder generell Ländern mit einer 
hohen Jugendarbeitslosigkeit eine Win-Win-Situation 
ergeben. Eine Integration in den Betrieben setzt aller- 
dings voraus, dass Sprachprobleme vorrangig gelöst 
werden können. Insbesondere hier müsste die Politik 
unterstützend einwirken, weil im Rahmen der nor- 
malen Ausbildung keine Spielräume und Ressourcen 
vorhanden sind, eine vollkommen neue Sprache zu 
lernen. 

Komplettiert werden müssten die genannten Maß- 
nahmen durch eine systematische Rückgewinnung 
von hochqualifizierten Deutschen aus dem Aus- 
land nach Deutschland mit entsprechend attraktiven 
Arbeitsbedingungen. Dies betrifft den Wissenschafts- 
bereich genauso wie Ingenieure, Manager oder Fach- 
arbeiter . 198 


Flexibilität und Mobilität im deutschen 
Bildungssystem beibehalten und erhöhen 

Während über dieses grundlegende Szenario eines 
zunehmenden Fachkräftemangels im Zuge der abseh- 
baren demografischen Veränderungen grundsätzlich 
Einigkeit herrscht, ist die Frage nach den genauen 
Berufsfeldem, die von der Arbeitskräfte knappheit be- 
troffen sein werden, bisher nicht so eindeutig beant- 
wortet worden. Bisherige Projektionen liefern ent- 
weder sehr weit voneinander abweichende oder im 
Einzelnen wenig überzeugende Ergebnisse . 199 Einige 
Untersuchungen deuten an, dass es generell zu einer 
deutlichen Verknappung von Hochschulabsolventen 
kommen wird, allerdings wird dabei der fachspezi- 
fische Bedarf oft nicht weiter konkretisiert. Andere 
Studien, vor allem solche, die auf Untemehmens- 
einschätzungen basieren, deuten vermehrt daraufhin, 
dass auch der klassische deutsche Facharbeiter zu- 
mindest in manchen Branchen und Regionen knapp 
werden wird. Die Expertenkommission geht davon 
aus, dass auch in Zukunft keine eindeutigen Antwor- 
ten zu erwarten sind, da in einer wissensintensiven 
Gesellschaft die weitere industrielle und technische 
Entwicklung generell schwieriger prognostizierbar ist. 

Gerade deshalb gilt es, die Flexibilität des deutschen 
Bildungssystems zu erhöhen. Dafür stehen im Wesent- 
lichen zwei Ansatzpunkte zur Verfügung. Erstens 
müssen die Bildungsgänge flexibler einsetzbare Absol- 
venten hervorbringen. So müssten Bachelor-Studien- 
gänge zur Erhöhung der beruflichen Mobilität ein 
möglichst breit und vielseitig einsetzbares Grundla- 
genwissen vennitteln; erst im zweiten Schritt würden 
dann spezialisierte Masterstudiengänge folgen oder 
spezialisierte Weiterbildungsangebote eine konkrete 
berufliche Vertiefungsrichtung vermitteln . 200 Zweitens 
muss durch die Weiterentwicklung des Bildungssys- 
tems eine möglichst hohe vertikale und horizontale 
Durchlässigkeit gewährleistet werden . 201 Das heißt vor 
allem, dass die Bildungspolitik nicht ausschließlich 
darauf ausgerichtet sein darf, eine möglichst hohe 
Zahl an Akademikern zu gewährleisten. Sie sollte 
vielmehr auf eine möglichst hochwertige Ausbildung 
auf allen Stufen und auf eine maximale Durchläs- 
sigkeit zwischen beruflichen und akademischen Bil- 
dungsgängen Wert legen . 202 Mit der stärkeren Beto- 
nung einer erhöhten Durchlässigkeit wird auch dem 
Problem Rechnung getragen, dass aufgrund der demo- 
grafischen Entwicklung der zukünftige Fachkräftebe- 
darf nicht mehr primär über Arbeitsmarkteinsteiger 
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gedeckt werden kann, sondern zunehmend über bereits 
im Arbeitsleben befindliche Personen, die sich weiter- 
qualifizieren. 

Nicht vernachlässigt werden darf für Deutschland 
in diesem Zusammenhang, dass das Zusammen- 
spiel von dualer Berufsausbildung und akademi- 
scher Hochschulausbildung einen zentralen Pfeiler 
des deutschen Innovationssystems darstellt. Andere, 
stark auf Hochschulen fokussierte Bildungssysteme 
stellen insofern keinen geeigneten Maßstab für die 
Weiterentwicklung des Bildungssystems in Deutsch- 
land dar. In solchen Systemen werden mit einer immer 
weiteren Erhöhung der Akademikerquote die Pro- 
bleme mangelnder Qualifikation der Arbeitskräfte 
gelöst, die Deutschland aufgrund eines funktionie- 
renden dualen Berufsausbildungssystems in dem 
Maße nicht hat. 


Empfehlungen: Durchlässigkeit des Bildungs- 
systems erhöhen und alle Erwerbspotenziale 
besser ausschöpfen 

Die deutsche Bildungspolitik muss darauf ausgerich- 
tet werden, die vertikale und horizontale Durchläs- 
sigkeit des gesamten Bildungssystems zu erhöhen. 
Eine zukunftsweisende Bildungspolitik für Deutsch- 
land darf nicht ausschließlich darauf abzielen, eine 
hohe Zahl an Akademikern zu gewährleisten, sondern 
muss auf möglichst hochwertige Ausbildungsgänge 
auf allen Stufen und auf eine maximale Durchläs- 
sigkeit zwischen beruflichen und akademischen Bil- 
dungsgängen Wert legen. Das duale Berufsbildungs- 
system und das Hochschulsystem müssen gleichzeitig 
gestärkt werden. 

Im Zuge zurückgehender Schülerzahlen muss die 
Attraktivität des Berufsbildungssystems stärker heraus- 
gearbeitet werden, um eine ausreichende Zahl gut 
qualifizierter Schulabgänger für eine duale Berufs- 
ausbildung zu gewinnen. 

Zur Erhöhung der vertikalen Mobilität und zur Er- 
haltung der Attraktivität dualer Ausbildungsange- 
bote müssen fonnale Weiterbildungen und die Durch- 
lässigkeit zum Hochschulsystem ausgebaut werden. 
Dies setzt voraus, dass Hochschulen zukünftig ihre 
Profile sehr viel stärker schärfen und sich manche 
Hochschulen insbesondere auch dieser Aufgabe an- 
nehmen. 


Hochschulen sollten sich zukünftig sehr viel stärker 
auf ihre jeweiligen komparativen Vorteile stützen 
und sich darauf aufbauend mit einer entsprechen- 
den Definition ihrer „Rolle und Mission“ adäquat 
im Wettbewerb positionieren. Während in den ver- 
gangenen Jahren die vertikale Differenzierung der 
Hochschulen, so im Rahmen der Exzellenzinitiative, 
im Vordergrund stand, sollte nunmehr die horizon- 
tale Differenzierung zwischen den Einrichtungen ver- 
mehrt Beachtung finden. Das Spektrum an Profilie- 
rungsmöglichkeiten ist sehr weit und muss mit den 
unterschiedlichen Finanzierungsmöglichkeiten abge- 
stimmt werden. Diese reichen von staatlichen Finan- 
zierungsquellen über Stiftungen oder Wirtschaftsun- 
temehmen bis hin zu Studiengebühren im Rahmen 
von Executive Education 203 . Das inhaltliche Spek- 
trum reicht von Grundlagenforschung bis zu anwen- 
dungsorientierter Entwicklung, von Erstausbildung 
bis zu Weiterbildung und von Vollzeitstudium bis 
zu Teilzeitstudium. Dabei sollte auch die Entwick- 
lung eines Systems von breiter aufgestellten Bache- 
lor-Studiengängen in Kombination mit spezialisierten 
Master- und Weiterbildungsstudiengängen in solche 
Entwicklungen einbezogen werden. Auch neue For- 
men der Kooperation zwischen Universitäten und 
Fachhochschulen, Hochschulen und Wirtschaft oder 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungsins- 
tituten kommen dabei in Frage. Mit geeigneten Finan- 
zierungsanreizen und Experimentierklauseln sollte 
die Bildungspolitik die Entwicklung und Implemen- 
tierung neuer starker Hochschulprofile unterstützen. 

Gleichzeitig müssen die Hochschulen mit ihren Stu- 
dienbedingungen und die Unternehmen mit einer ent- 
sprechenden Ausgestaltung ihrer Arbeitsplätze dar- 
auf hinwirken, dass die Attraktivität innovations- und 
wachstumsförderlicher Studiengänge, und hier ins- 
besondere der Ingenieurwissenschaften, erhöht wird. 
Hier gilt es, insbesondere die Frauen als wichtige 
Zielgruppe im Auge zu behalten. 

Da die Grundlagen für eine naturwissenschaftlich- 
technische Studienfachwahl in den Schulen gelegt 
werden, sollte das naturwissenschaftliche Lehrangebot 
an Schulen ausgeweitet und in seiner Form an die 
Bedürfnisse bisher benachteiligter Gruppen angepasst 
werden. Außerdem muss in Schulen die Sprachkom- 
petenz von Kindern mit Migrationshintergrund stär- 
ker gefördert werden, da diese eine der wichtigsten 
Grundlagen für eine erfolgreiche Teilhabe an wei- 
terführenden Ausbildungsgängen legt. 
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TAB 08 Studienabbruchquoten* für deutsche Studierende im Erststudium 2006 nach Fächergruppen, 
Abschlussarten und ausgewählten Studienbereichen (Angaben in Prozent) 


Studienabbruchquote in Prozent 

Insgesamt 

Männer 

Frauen 

Insgesamt 

21 

26 

15 

Universitäten 

20 

25 

16 

F achhochschulen 

22 

26 

14 

Nach Art des Abschlusses 

Diplom /Magister 

26 

- 

- 

Staatsexamen 

7 

- 

- 

Bachelor 

30 

- 

- 

Bachelor Universität 

25 

34 

19 

Bachelor Fachhochschule 

39 

42 

35 

Universitäten (Studienbereich, Fächergruppe) 

Sprach-, Kulturwissenschaften, Sport 

27 

35 

24 

Sprach-, Kulturwissenschaften 

32 

- 

- 

Pädagogik, Sport 

20 

- 

- 

Rechts-, Wirtschafts-, Sozialwissenschaften 

19 

24 

14 

Sozialwissenschaften 

10 

- 

- 

Rechtswissenschaften 

9 

- 

- 

Wirtschaftswissenschaften 

27 

- 

- 

Mathematik, Naturwissenschaften 

28 

31 

24 

Mathematik 

31 

- 

- 

Informatik 

32 

- 

- 

Physik, Geowissenschaften 

36 

- 

- 

Chemie 

31 

- 

- 

Pharmazie 

6 

- 

- 

Biologie 

15 

- 

- 

Geografie 

15 

- 

- 

Medizin 

5 

3 

6 

Humanmedizin 

5 

- 

- 

Zahn-, Veterinärmedizin 

3 

- 

- 

Agrar-, Forst-, Ernährungswissenschaften 

7 

14 

2 

Ingenieurwissenschaften 

25 

28 

16 

Maschinenbau 

34 

- 

- 

Elektrotechnik 

33 

- 

- 

Bauwesen 

16 

- 

- 

Kunst 

12 

17 

10 

Lehramt 

8 

8 

8 

Fachhochschulen (Studienbereich, Fächergruppe) 

Wirtschafts-, Sozialwesen 

19 

28 

13 

Sozialwesen 

13 

- 

- 

Wirtschaftswissenschaften 

24 

- 

- 

Mathematik, Naturwissenschaften 

26 

25 

32 

Informatik 

25 

- 

- 

Agrar-, Forst-, Ernährungswissenschaften 

12 

16 

9 

Ingenieurwissenschaften 

26 

28 

19 

Maschinenbau 

32 

- 

- 

Elektrotechnik 

36 

- 

- 

Bauwesen 

14 

- 

- 

* Berechnungsmethode nach HIS, ohne ausländische Studierende und ohne Studierende im Zweitstudium; Studien- 

abbruchquote berechnet als Quotient von Absolventen des Abschlussjahres und Studienanfängern der zugehörigen 

Studienanfängerjahrgänge (vgl. zum Verfahren ausführlich 

www.his.de/pdf/pub_kia/kia20050 1 .pdf). 
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Das Weiterbildungssystem ist so weiterzuentwickeln, 
dass insbesondere bisher unterrepräsentierte Arbeit- 
nehmergruppen verstärkt an Weiterbildung teilneh- 
men. Nachteile bei der Erstausbildung müssen durch 
Weiterbildung ausgeglichen werden. Staatliche Un- 
terstützung ist insbesondere dort gefragt, wo poten- 
ziellen Weiterbildungsteilnehmem die notwendigen 
Grundkompetenzen als Voraussetzung für die Teil- 
nahme an Weiterbildungsmaßnahmen fehlen. Ohne 
Lesen, Schreiben, Rechnen und Basiskenntnisse in 
der Nutzung neuer Informationstechnologien kann 
die Mehrzahl der Weiterbildungsmaßnahmen nicht 
erfolgreich besucht werden. Dies betrifft insbeson- 
dere auch Arbeitskräfte oder Auszubildende mit Mi- 
grationshintergrund, die der deutschen Sprache nicht 
ausreichend mächtig sind. 

Außerdem müssen Bemühungen um eine bessere Inte- 
gration ausländischer Arbeitnehmer in den deutschen 
Arbeitsmarkt auf allen Qualifikationsstufen verstärkt 
werden. Zu begrüßen sind Verbesserungen der Zuwan- 
derungsregelungen für Hochschulabsolventen, für gut 
qualifizierte oder für an einer Ausbildung teilnehmende 
Ausländer sowie eine verbesserte Informationspolitik 


über die bestehenden Bleibemöglichkeiten. Wichtig ist 
auch ein stärkeres Werben um die besten ausländi- 
schen Absolventen. Diese Aktivitäten zur Anwerbung 
sollten von Maßnahmen flankiert werden, die auf 
Seiten der Bevölkerung das Verständnis für die Not- 
wendigkeit von Migration und Integration verbessern. 

Durch eine konzertierte Aktion in unterschiedlichen 
Politikfeldem müssen Frauen, die bisher der soge- 
nannten „stillen Reserve“ zugerechnet wurden, stär- 
ker angespornt werden, ihre Talente und Fähigkeiten 
im Arbeitsmarkt einzubringen. Frauen muss zukünf- 
tig sehr viel nachdrücklicher vermittelt werden, dass 
sie auch mit Kindern in der Arbeitswelt gebraucht 
werden und willkommen sind. Gleichzeitig gilt es, 
Männern sehr viel nachdrücklicher zu vermitteln, 
dass sie zukünftig stärker bei der Kindererziehung 
und Familienarbeit gefordert sind. Steuerliche Rege- 
lungen wie das Ehegattensplitting und Sozialleistun- 
gen wie das geplante Betreuungsgeld schaffen dage- 
gen Anreize, vornehmlich für Frauen, nicht in eine 
Berufstätigkeit einzutreten. Angesichts der demogra- 
fischen Entwicklung ist das volkswirtschaftlich nicht 
zu verantworten. 
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B 3 WACHSTUMSBEDINGUNGEN UND WACHSTUMS- 
HEMMNISSE FÜR JUNGE UNTERNEHMEN 


Untemehmensgründungen leisten wichtige Beiträge 
zur Steigerung von Produktivität und Wirtschafts- 
wachstum. In neuen Unternehmen werden häufig in- 
novative Produkte, Prozesse und Geschäftsmodelle 
entwickelt und umgesetzt. Das trifft insbesondere 
auf Unternehmensgründungen im Bereich der Hoch- 
technologie und der wissensintensiven Dienstleistun- 
gen zu. 204 Auf diese Weise sichern Untemehmens- 
gründungen durch lokal gebundene Wertschöpfung 
die Schaffung von Arbeitsplätzen in Deutschland. 
Darüber hinaus leisten sie einen wichtigen Beitrag 
zum strukturellen Wandel. 205 Bestehende Unterneh- 
men werden gezwungen, ihre Produktivität zu stei- 
gern und ihre Produkte weiterzuentwickeln, um sich 
im Wettbewerb gegenüber neuen Konkurrenten zu 
behaupten. 206 Die Gestaltung gründungsfreundlicher 
Rahmenbedingungen muss daher ein wichtiges Ziel 
der Politik sein. Im Folgenden wird die Situation 
von Gründern und Inhabern junger Unternehmen dar- 
gestellt. Zudem werden Schwierigkeiten beleuchtet 
und Handlungsempfehlungen abgeleitet. 

B 3-1 UNTERNEHMENSGRÜNDUNGEN - 
MOTIVE UND ERFOLGSAUSSICHTEN 


nativen 7,8 Gründungen, die eine Marktchance nut- 
zen. In Dänemark sind dies 9,2, in den Niederlanden 
10,3 und in Island 13,0 Gründungen. Auch einige 
der Länder, die noch geringere Gründungsquoten als 
Deutschland aufweisen, zeigen ein deutlich besse- 
res Verhältnis von Gründungen zur Nutzung einer 
Marktchance und Gründungen aus Mangel an einer 
Erwerbsalternative (Italien, Belgien, Dänemark). 

Darüber hinaus entfällt in Deutschland nur ein kleiner 
Anteil der Untemehmensgründungen auf den Bereich 
der Wissenswirtschaft. 210 Von sieben neuen Unterneh- 
men wurde in Deutschland im Jahr 2010 nur eines 
innerhalb der Wissenswirtschaft gegründet. 211 Mehr 
als die Hälfte der Unternehmensgründungen tritt in 
den konsumnahen Dienstleistungen und im Handel 
auf, ein Drittel in den sonstigen unternehmensna- 
hen Dienstleistungen, im Baugewerbe, Verkehr, Post, 
Bergbau, im sonstigen verarbeitenden Gewerbe und 
Energie. 212 Die Zahl der Untemehmensgründungen 
in der Wissenswirtschaft in Deutschland sank in der 
ersten Hälfte des letzten Jahrzehnts deutlich (vgl. Ab- 
bildung 12). Ausgehend von 38.300 Gründungen im 
Jahr 2000 wurde im Jahr 2007 mit 23.500 Gründun- 
gen der geringste Wert verzeichnet. Seit dem Jahr 
2008 stieg die Zahl der Gründungen in der Wissens- 
wirtschaft zwar wieder, erreichte aber mit 28.800 
Gründungen im Jahr 2010 bei weitem noch nicht 
den Wert des Jahres 2000. 


Gründungsmotive und Gründungsknappheit 
in der Wissenswirtschaft 

Die Entscheidung, ein Unternehmen zu gründen, kann 
aus verschiedenen Motiven heraus getroffen werden. 
Als typischer Gmnd gilt das Ausnutzen einer Markt- 
chance. Aber auch der Mangel einer Erwerbsaltemative 
kann den Anstoß geben, den Schritt in die Selbststän- 
digkeit zu wagen. Deutschland hat vergleichsweise 
wenige Gründungen, die auf die Nutzung einer Markt- 
chance ausgerichtet sind: So kommen auf jede Grün- 
dung aus Mangel einer Erwerbsalternative nur etwa 
2,6 Gründungen, die die Nutzung einer Marktchan- 
ce verfolgen (vgl. Abbildung 11). Dieser Wert ist 
im internationalen Vergleich relativ niedrig. Dies ist 
insofern bedenklich, als die Gründungsquote (rela- 
tiv zum Untemehmensbestand) in Deutschland mit 
4,2 Prozent 207 im internationalen Vergleich insgesamt 
sehr niedrig ist. 208 In Großbritannien ist nicht nur die 
Gründungsquote höher (6,5 Prozent) 209 , auch kom- 
men auf jede Gründung aus Mangel an Erwerbsalter- 


Im Vergleich mit ausgewählten europäischen Län- 
dern liegt die deutsche Gründungsrate in der Wis- 
senswirtschaft (relativ zum Unternehmensbestand) 
nur im Mittelfeld, im Vergleich mit den Spitzenrei- 
tern fallt Deutschland deutlich ab. Im Bereich Hoch- 
technologie ist die Gründungsrate in Deutschland 
mit 5 Prozent gerade halb so hoch wie in den Nie- 
derlanden (10,2 Prozent). Auch bei den wissensin- 
tensiven Dienstleistungen müsste Deutschland seine 
Gründungsrate von 9,7 Prozent fast verdoppeln, um 
den Wert der Niederlande (17,9 Prozent) zu errei- 
chen (vgl. Abbildung 13). 

Staatliche Gründungsförderung 

Für technologieorientierte Gründer bestehen auf Bun- 
desebene drei Förderprogramme: ERP-Startfonds, 
EXIST und High-Tech Gründerfonds (vgl. Box 
11). Mit diesen Programmen soll die Finanzierungs- 
lücke in der Startphase - ein zentrales Problem für 
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Anzahl der Gründungen zur Nutzung einer Marktchance pro Gründung 
aus Mangel an einer Erwerbsalternative 



Quelle: Global Entrepreneurship Monitor, Brixy et al. 2011. 


Entwicklung der Gründungszahlen in der Wissenswirtschaft in Deutschland 

(Anzahl der Gründungen in 1.000) 


m Spitzentechnologie m Hochwertige Technologie h EDV/Telekommunikation 

technische/FuE-Dienste Untemehmensberatung/Werbung 



ABB11 


ABB12 


Quelle: Müller et al. 2012. 
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ABB 13 Gründungsraten im Jahr 2009 in ausgewählten Ländern 

(Angaben in Prozent) 


m Hochtechnologie m wissensintensive Dienstleistungen h Gesamtwirtschaft 



Anzahl der Gründungen in % des Untemehmensbestandes, * 2008. 


technologieorientierte Unternehmensgründungen - ge- 
schlossen werden. Hinzu kommen zahlreiche Förder- 
programme auf Ebene der Bundesländer. 

Gründungen aus der Arbeitslosigkeit heraus werden 
mit Hilfe des Instruments „Gründungszuschuss“ durch 
die Bundesagentur für Arbeit gefördert. Der Grün- 
dungszuschuss wurde am 1 . August 2006 eingeführt 
und hat die früheren Instrumente Überbrückungsgeld 
und „Ich-AG“ ersetzt. Sowohl seine Ausgestaltung 
als Rechtsanspruch als auch seine Auswirkungen mit 
Verbleibsquoten in der Selbstständigkeit von 75 bis 
84 Prozent werden in verschiedenen Studien positiv 
bewertet. Missbrauch und Mitnahmeeffekte spielen 
bei dieser Förderung nur eine geringe Rolle. 213 

Am 23. September 2011 beschloss der Deutsche 
Bundestag den Gesetzentwurf zur Verbesserung der 
Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt. 214 Am 24. 
November 2011 stimmte der Bundesrat dem Gesetz 
zu. 215 Dieses betrifft auch die Ausgestaltung des Grün- 
dungszuschusses, der von einer Pflicht- in eine Er- 
messensleistung umgewandelt werden soll. Diese 
geplante Umwandlung wird von vielen Arbeitsmarkt- 
forschem kritisch gesehen. Befürchtet wird, dass künf- 
tig nicht sachliche, sondern budgetäre Erwägungen 
die Entscheidung bestimmen und dass der zeitliche 
Aufwand der Antragsprüfung erheblich steigen wird. 


Darüber hinaus könnte die Umwandlung des Grün- 
dungszuschusses in eine Ermessensleistung zu einer 
Erhöhung des Mitnahmeeffekts führen, wenn nur 
noch besonders Erfolg versprechende Gründungen 
unterstützt werden, die auch ohne Förderung erfolgt 
wären. 216 

Die Expertenkommission teilt die genannten Be- 
fürchtungen und gibt zu bedenken, dass die Geset- 
zesänderung darüber hinaus negative Auswirkungen 
auf die Gründerkultur in Deutschland haben und die 
Motivation Erwerbsloser, Eigeninitiative zu zeigen, 
verringern könnte. Wenn es schwieriger wird, Un- 
terstützung für ein Gründungsvorhaben zu erhalten, 
werden weniger Gründungen realisiert werden. Da- 
durch wird es weniger Beispiele geben, die poten- 
zielle Gründer inspirieren. 

Determinanten des Gründungserfolgs 

Gründungsneigung und -Wahrscheinlichkeit werden 
von institutionellen Rahmenbedingungen einerseits 
und verschiedenen Charakteristika der potenziellen 
Unternehmer andererseits beeinflusst. Aus Sicht von 
Gründungsexperten aus Wirtschaft, Wissenschaft und 
Politik bietet der Standort Deutschland eine Reihe 
von Vorteilen, so z. B. die physische Infrastruktur, 
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Förderprogramme auf Bundesebene für 
technologieorientierte Gründer 


ERP-Startfonds 217 

Der ERP-Startfonds richtet sich an Unternehmen 
im Bereich Forschung und Innovation, die zum 
Zeitpunkt der Antragstellung maximal zehn Jahre 
alt sind. Die KfW Bankengruppe beteiligt sich im 
Rahmen des ERP-Startfonds an innovativen klei- 
nen Technologieunternehmen der gewerblichen Wirt- 
schaft. Voraussetzung ist, dass ein weiterer Betei- 
ligungsgeber sich als Leadinvestor in mindestens 
gleicher Höhe an dem Technologieuntemehmen betei- 
ligt. Dies können Beteiligungsgesellschaften, natür- 
liche und juristische Personen sein. Die Höhe der 
Beteiligung beträgt bis zu 5 Millionen Euro pro 
Unternehmen und maximal 2,5 Millionen Euro je 
Zwölfmonatszeitraum. Es sind mehrere Finanzie- 
rungsrunden möglich. 

EXIST 

EXIST - Existenzgründungen aus der Wissenschaft 
(EXIST ist Bestandteil der „Hightech-Strategie für 
Deutschland“ der Bundesregierung und wird mit 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) kofi- 
nanziert.) EXIST zielt darauf ab, das Gründungs- 
klima und die Verbreitung von Unternehmergeist an 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen zu verbessern und die Anzahl technolo- 
gieorientierter und wissensbasierter Unternehmens- 
gründungen zu erhöhen. Dafür unterstützt EXIST 
Hochschulen bei der Erarbeitung und Umsetzung 
einer Strategie, um Gründungskultur und Unter- 
nehmergeist zu fördern. Außerdem werden durch 


die EXIST-Gründerstipendien innovative technolo- 
gieorientierte und wissensbasierte Gründungsvorha- 
ben unterstützt. Schließlich fördert EXIST Entwick- 
lungsarbeiten, die für den Nachweis der technischen 
Machbarkeit forschungsbasierter Gründungsideen 
notwendig sind. 

High-Tech Gründerfonds 

Der High-Tech Gründerfonds (HTGF) stellt techno- 
logieorientierten Gründern in einer ersten Finanzie- 
rungsrunde bis zu 500.000 Euro in Form eines nach- 
rangigen Gesellschafterdarlehens zur Verfügung. 
Zudem kann sich der HTGF an weiteren Finan- 
zierungsrunden beteiligen. Außerdem werden Coa- 
ching und die Unterstützung bei der Einwerbung 
von weiterem Risikokapital im Rahmen einer An- 
schlussiinanzierung angeboten. Der HTGF I ver- 
fügte über ein Fondsvolumen von 272 Millionen 
Euro. Investoren sind das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie, die KfW Bankengruppe 
sowie sechs Industriekonzerne (BASF GmbH, Deut- 
sche Telekom AG, Siemens AG, Robert Bosch 
GmbH, Daimler AG und Carl Zeiss AG). Seit 2005 
wurden ca. 250 Unternehmen aus der Hochtech- 
nologie-Branche unterstützt. Im Oktober 2011 star- 
tete der HTGF II mit einem Fondsvolumen von 
288,5 Millionen Euro. Neben BMWi und der KfW 
Bankengruppe haben sich zwölf Industriekonzerne 
(Altana AG, B. Braun Melsungen AG, BASF SE, 
Cewe Color AG & Co OHG, Daimler AG, Deutsche 
Post AG, Deutsche Telekom AG, Qiagen GmbH, 
Robert Bosch GmbH, Tengelmann Ventures GmbH, 
Vorwerk & Co. KG, Carl Zeiss AG,) an dem Fonds 
beteiligt. 218 


effektive öffentliche Förderprogramme sowie gut ent- 
wickelte Institutionen für den Schutz des geistigen 
Eigentums. Aber auch die Verfügbarkeit von Bera- 
tern und Zulieferern macht den Standort attraktiv. 
Darüber hinaus gelten deutsche Unternehmen und 
Konsumenten als grundsätzlich offen für innovative 
neue Produkte und Dienstleistungen. 219 

Nachteile werden in der schulischen und außerschuli- 
schen Gründungsausbildung und in der mangelnden 
Gründungskultur gesehen. Ein möglicher Ansatz- 
punkt, um hier zu Verbesserungen zu kommen, könnte 
in der konsequenten Verbesserung der schulischen 
Selbstständigkeitsausbildung liegen. Hierdurch lie- 
ßen sich die Gründungsfahigkeiten auf längere Sicht 


verbessern und wahrscheinlich auch nachhaltige 
Effekte auf die Gründungskultur in der Bevölkerung 
erzielen. Darüber hinaus bemängeln Gründungs- 
experten, dass junge Unternehmen weniger vom 
Wissens- und Technologietransfer der universitären 
und außeruniversitären Einrichtungen profitieren als 
etablierte Unternehmen. Sie kritisieren schließlich 
Marktzugangsbarrieren, hohe bürokratische Hürden 
sowie die unzureichende Transparenz des Steuer- 
systems. 220 221 

Eine wichtige Barriere, die deutschen Unternehmen 
das Gründen eines Tochterunternehmens im europä- 
ischen Ausland erschwert, stellt das Fehlen einer euro- 
paweit gültigen Rechtsform für kleine Unternehmen 


BOX 11 
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BOX 12 Europäische GmbH 

Über 99 Prozent der Unternehmen in der Euro- 
päischen Union sind kleine und mittelständische 
Unternehmen (KMU). Davon betreiben lediglich 8 
Prozent grenzübergreifenden Handel und 5 Prozent 
verfügen über Tochtergesellschaften oder Gemein- 
schaftsunternehmen im Ausland. Viele KMU hätten 
durchaus das Potenzial, ihre Geschäftstätigkeit auf 
den europäischen Markt auszuweiten. Die Umset- 
zung dieses Potenzials wird jedoch durch rechtli- 
che und administrative Hindernisse gebremst. Zwar 
bestehen diese Hindernisse grundsätzlich auch für 
große Unternehmen, allerdings sind diese Hinder- 
nisse für KMU im Verhältnis bedeutsamer, da KMU 
finanziell und personell schlechter ausgestattet sind. 
Die Hindernisse bestehen vor allem im zusätzlichen 
Aufwand für die Gründung eines Unternehmens in 
den Ländern, in denen ein Unternehmen eine Ge- 
schäftstätigkeit aufnehmen will. Solche Kosten ent- 
stehen z. B. durch die obligatorische Mindesteigenka- 
pitalanforderung, Registrierungs- und Notargebühren, 
Kosten für Rechtsberatung und die Einhaltung von 
Vorschriften für den Betrieb eines Unternehmens. 222 

Daher hat die EU-Kommission im Jahr 2008 eine 
Initiative vorgelegt, eine europäische Privatgesell- 
schaft, die sogenannte „Europäische GmbH“, ein- 


zuführen. Mit dieser neuen europäischen Rechts- 
form soll die Wettbewerbsfähigkeit von KMU durch 
die Erleichterung der Gründung neuer Niederlas- 
sungen und neuer Geschäftstätigkeiten im europä- 
ischen Binnenmarkt erhöht werden. Unternehmen 
könnten in allen Mitgliedsstaaten unter dem glei- 
chen Rechtsrahmen für die Gründung und den Be- 
trieb von Unternehmen agieren, was den Aufwand 
für eine internationale Geschäftstätigkeit erheblich 
senken würde. 223 

Nachdem die EU-Kommission im Juni 2008 einen 
Vorschlag für die Ausgestaltung der europäischen 
Privatgesellschaft präsentierte, dem das Europäische 
Parlament im März 2009 zustimmte, scheiterte de- 
ren Einführung im Dezember 2009 im Europäischen 
Rat insbesondere an Vorbehalten von deutscher Sei- 
te bezüglich Sitzverlegung, Mindestkapitalausstat- 
tung, Fonn der Anteilsübertragung und Arbeitneh- 
mermitbestimmung. Im Frühjahr 2011 wurden die 
Beratungen wieder aufgenommen, allerdings konnte 
bei der Tagung des Rates für Wettbewerbsfähigkeit 
im Mai 2011 keine Einigung über die Bedingun- 
gen der Einführung der europäischen Privatgesell- 
schaft erzielt werden. 224 


dar. Während bereits die europäische Aktiengesell- 
schaft besteht, konnte noch keine Einigung über eine 
europäische GmbH erzielt werden. So muss ein Unter- 
nehmen, das seine Geschäftstätigkeit auf den euro- 
päischen Raum ausweiten möchte, in jedem Land 
eine eigene Gesellschaft gründen, was mit erheb- 
lichem organisatorischen und finanziellen Aufwand 
verbunden ist (vgl. Box 12). Die Expertenkommis- 
sion spricht sich daher dafür aus, die Verhandlun- 
gen über die Einführung der europäischen GmbH 
schnellstmöglich zu einer Einigung zu führen. 

Eine wichtige Rolle für den Erfolg einer Unter- 
nehmensgründung spielen persönliche Merkmale 
der potenziellen Unternehmensgründer. Im Allge- 
meinen steigt die Gründungswahrscheinlichkeit mit 
der Höhe des Nettohaushaltseinkommens des Grün- 
ders. Der Einfluss des Alters des Gründers auf die 
Gründungswahrscheinlichkeit folgt einem umgekehrt 
U-förmigen Verlauf. Das bedeutet, dass die Grün- 
dungswahrscheinlichkeit bis zu einem bestimmten 


Alter zunimmt - in Deutschland in der Regel bis 
zu 35 bis 45 Jahren - und dann wieder abnimmt. 225 
Personen mit Migrationshintergmnd planen häufiger 
eine Selbstständigkeit als Personen ohne Migrations- 
hintergrund. 226 Tatsächlich zeigt das Beispiel ande- 
rer Länder, welch große Rolle Einwanderer für Unter- 
nehmensneugründungen spielen können. So wird im 
Silicon Valley rund die Hälfte der neuen Unternehmen 
von Einwanderern, vor allem Hochqualifizierten, 
(mit-)gegründet. 227 

Für die Gründungsentscheidung, aber auch für Wachs- 
tum und Überleben eines neugegründeten Unterneh- 
mens kommt dem Humankapital der (potenziellen) 
Gründer eine hohe Bedeutung zu. Je höher der erreichte 
Bildungsabschluss, desto höher ist die Wahrschein- 
lichkeit einer Unternehmensgründung und desto 
besser sind die Erfolgsaussichten. Darüber hinaus 
haben naturwissenschaftlich-technische Qualifikatio- 
nen einen positiven Einfluss auf die Wahrscheinlich- 
keit, ein Unternehmen zu gründen, und auf dessen 
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Verschiedene Probleme bei der Unternehmensführung als Schließungsursachen: 
Häufigkeit nach Branchen (Angaben in Prozent) 


m Hochtechnologie sonstiges verarbeitendes Gewerbe m wissensintensive Dienstleistungen m sonstige Dienstleistungen 
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Quelle: ZEW-Marktaustrittsbefragung 2009. Egeln et al. 2012. 


Erfolgsaussichten. Da gerade akademische Qualifika- 
tionen dieser Richtungen gegenwärtig (und auch zu- 
künftig) als relativ knapp anzusehen sind, wird um 
solche Qualifikationen besonders stark konkurriert. 228 

Branchenerfahrung und Erfahrung in Leitungsfimkti- 
onen sind wichtige Faktoren für das Wachstum und 
die Überlebenswahrscheinlichkeit von jungen Unter- 
nehmen. Fähigkeiten dieser Art lassen sich nicht in 
der Ausbildung vermitteln, sie müssen durch ent- 
sprechende Tätigkeiten im beruflichen Werdegang 
erworben werden. 229 Daher ist es besonders ange- 
zeigt, dass junge Gründer Unterstützung durch er- 
fahrene Partner erhalten. 


B 3-2 SCHLIESSUNG JUNGER UNTERNEHMEN 

Nicht alle Untemehmensgründungen sind erfolgreich. 
Wie gut ein Unternehmen damit zurechtkommt, wenn 
Schwierigkeiten auftreten, hängt einerseits von unter- 
nehmensintemen Faktoren ab, wie der Unternehmer- 
persönlichkeit und der strategischen Untemehmens- 
führung. Andererseits spielt das Untemehmensumfeld 
eine wichtige Rolle, insbesondere die Beschaffenheit 
der Absatz- und Faktormärkte. 230 


Unternehmensinterne Faktoren 

Zielführende strategische Entscheidungen sind be- 
sonders wichtige Garanten für den Überlebenser- 
folg einer Unternehmung. Insolvenzverwalter und 
sanierungserfahrene Untemehmensberater bemän- 
geln häufig die Qualität der Geschäftsplanung und 
des Controllings. Zudem mangelt es oft an gutem 
Risikomanagement, insbesondere bei der Sicherung 
der Fiquidität. 231 Mangelhafte organisatorische Fähig- 
keiten der Gründer sind für Unternehmen aus den 
Hochtechnologie-Branchen des verarbeitenden Ge- 
werbes und für Unternehmen der wissensintensiven 
Dienstleistungen deutlich häufiger wichtige Schlie- 
ßungsursachen als für Unternehmen anderer Bran- 
chen (vgl. Abbildung 14). 

Eine wichtige Rolle für den Erfolg oder Misserfolg 
eines jungen Unternehmens spielt auch die Branchen- 
erfahrung der Unternehmer: Je ausgeprägter diese 
ist, desto kleiner ist die Wahrscheinlichkeit eines 
Marktaustritts und desto höher ist die Überlebens- 
dauer des Unternehmens. 232 

Entgegen den üblichen Erwartungen überleben 
Unternehmen im Hochtechnologie-Sektor und im 
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ABB 15 Überlebensraten junger Unternehmen nach Branchen 

(Prozentsatz der Unternehmensgründungen, die nach 5 Jahren noch im Markt aktiv sind) 
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Quelle: Mannheimer Untemehmenspanel des ZEW (nur Unternehmen der Gründungskohorten 2004 und 2005); 
Egeln et al. 2012. 


ABB 16 Bedeutung finanzieller Probleme als Ursache für den Marktaustritt 

(aus Sicht der betroffenen Unternehmen) 


™ Prozentsatz der geschlossenen Unternehmen, die diese Finanzierungsprobleme 
als wichtige Ursachen für den Marktaustritt sahen 


Fehlende Rücklagen 




Quelle: ZEW-Marktaustrittsbefragung 2009, Egeln et al. 2010. 
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verarbeitenden Gewerbe länger als Unternehmen in 
anderen Sektoren (vgl. Abbildung 15). Dieses Ergebnis 
ist vermutlich auf Selektionseffekte zurückzuführen. 
Die Markteintrittsbairieren in diesen Wirtschaftsberei- 
chen sind aufgrund der hohen Kapitalanforderungen 
sehr hoch. Nur die besten Geschäftsmodelle können 
Kapitalgeber überzeugen und werden schließlich reali- 
siert. Auch im europäischen Vergleich bestätigt sich 
das Bild, dass die Schließungsraten bei Unternehmen 
der Hochtechnologie und der wissensintensiven Dienst- 
leistungen niedriger sind als in der Gesamtwirtschaft. 233 

Unternehmensumfeld und Faktormärkte 

Häufig nennen Unternehmer Finanzierungsprobleme 
als Ursache für die Schließung ihres Unternehmens. 
Diese sind jedoch nicht notwendigerweise untemeh- 
mensintem bedingt, sondern können die Folge extern 
verursachter Schwierigkeiten sein. So können der 
Ausfall von Forderungen gegenüber Kunden, man- 
gelnde Selbstfinanzierungsmöglichkeiten durch Ab- 
satzprobleme, Kostensteigerungen durch Preiserhö- 
hungen auf den Beschaffungsmärkten oder auch die 
Notwendigkeit der Auszahlung eines Teilhabers zu 
unzureichender Rücklagenbildung, zur Ablehnung 
weiterer Kreditaufnahmen und zu Zahlungsschwie- 
rigkeiten bis hin zur Zahlungsunfähigkeit führen. Ab- 
bildung 16 gibt an, wie groß der Anteil der aus dem 
Markt ausgetretenen Unternehmen ist, die verschie- 
dene finanzielle Probleme als wichtigen Grund für 
ihren Marktaustritt nennen. Fehlende Rücklagen tru- 
gen demnach bei 65 Prozent der geschlossenen jungen 
Unternehmen maßgeblich zum Marktaustritt bei. 234 

Unternehmen im Hochtechnologiebereich des ver- 
arbeitenden Gewerbes (Spitzen- und hochwertige 
Technik) und der wissensintensiven Dienstleistun- 
gen nennen im Vergleich zu den Unternehmen der 
sonstigen Branchen seltener eine zu hohe Verschul- 
dung oder einen Mangel an Rücklagen als Grund 
für die Schließung. Allerdings war auch in diesen 
Branchen ein finanzielles Problem für zwischen 20 
und 50 Prozent der Fälle eine wichtige Ursache für 
den Marktaustritt. 235 

Über 80 Prozent der Unternehmen, für die ein Insol- 
venzantrag gestellt wurde, konnten zuvor Gewinne 
erzielen, 73 Prozent der Unternehmen, die aus per- 
sönlichen Gründen geschlossen wurden, hatten die Ge- 
winnzone erreicht, und 61 Prozent der Unternehmen, 


die aus wirtschaftlichen oder finanziellen Gründen 
ohne Insolvenzantrag geschlossen wurden, hatten wäh- 
rend ihrer Lebensdauer die Gewinnschwelle über- 
schritten. Diese Beobachtung deutet darauf hin, dass 
viele Unternehmen, für die Insolvenz angemeldet wur- 
de oder die sich ohne Insolvenzantrag vom Markt 
zurückzogen, zumindest zeitweilig erfolgreich am 
Markt agierten, aber aufgrund kurzfristig eintreten- 
der Liquiditätsengpässe zahlungsunfähig wurden. 236 

Tatsächlich nannten zwischen 33 und 45 Prozent der 
aus dem Markt ausgeschiedenen Unternehmen For- 
derungsausfälle als eine wichtige Schließungsursa- 
che. Sieht man sich die Bedeutung finanzieller Pro- 
bleme nach Branchen differenziert an, so zeigt sich, 
dass die Unternehmen im Hochtechnologiebereich des 
verarbeitenden Gewerbes und den wissensintensiven 
Dienstleistungen weniger von solchen extern bedingten 
Finanzierungsproblemen betroffen sind, als dies für 
die Unternehmen der sonstigen Branchen der beiden 
Sektoren der Fall ist. Forderungsausfälle können ge- 
rade für junge Unternehmen mit nicht diversifiziertem 
Kundenstamm zu einer Bedrohung werden. In Kom- 
bination mit der generell zu beobachtenden Unter- 
kapitalisierung junger Unternehmen können ungüns- 
tige Marktentwicklungen demzufolge schwerwiegen- 
de Auswirkungen haben. Eine anfängliche Unterka- 
pitalisierung macht das Auffangen von Rückschlägen 
sehr schwer und kann zum Scheitern eigentlich Er- 
folg versprechender Unternehmen führen. 237 

Zusammenfassend lassen diese empirischen Ergeb- 
nisse den Schluss zu, dass viele Gründungen in 
Deutschland entweder mit zu geringem Startkapital 
in den Markt eintreten oder aber im laufenden Ge- 
schäftsbetrieb keine ausreichenden Rücklagen bilden, 
um finanzielle Rückschläge, beispielsweise in Form 
von Forderungsausfällen, verkraften zu können. 

Reformbedarf bei Insolvenzverfahren 

Im Zeitraum 2000 bis 2008 sind im Durchschnitt 
jährlich rund 30.000 junge Unternehmen (nicht älter 
als 5 Jahre) aus dem Markt ausgetreten. 238 Rund ein 
Viertel von ihnen verließ den Markt im Zuge eines 
Insolvenzverfahrens. In diesem Zeitraum sind durch 
die Schließung junger Unternehmen im Rahmen von 
Insolvenzverfahren jährlich rund 45.000 Arbeitsplätze 
weggefallen. Durch Untemehmensschließungen ohne 
Insolvenzverfahren, von denen typischerweise kleinere 
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Unternehmen betroffen sind, gingen etwa 55.000 
Arbeitsplätze pro Jahr verloren. 

Da es sich bei Untemehmensgründungen immer um 
riskante Unterfangen handelt, ist es unabdingbar, dass 
ein gewisser Prozentsatz der Gründungen scheitert, 
weil sich die Geschäftsidee im Nachhinein als nicht 
tragfähig erweist. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht be- 
denklich sind Untemehmensschließungen aber dann, 
wenn sie aufgmnd einer temporären Illiquidität er- 
folgen, nicht aufgrund eines langfristig nicht trag- 
fähigen Geschäftsmodells. 

Tritt die Zahlungsunfähigkeit tatsächlich ein, dann 
ist ein auf Sanierung ausgerichtetes Insolvenzverfah- 
ren gefragt, um volkswirtschaftlich ineffiziente Unter- 
nehmensschließungen zu vermeiden. Die Insolvenz- 
ordnung aus dem Jahr 1999 nennt als Ziele des Insol- 
venzverfahrens, „die Gläubiger eines Schuldners ge- 
meinschaftlich zu befriedigen, indem das Vermögen 
des Schuldners verwertet und der Erlös verteilt oder 
in einem Insolvenzplan eine abweichende Regelung 
insbesondere zum Erhalt des Unternehmens getroffen 
wird“. 239 Allerdings konnte der in der Insolvenzord- 
nung genannte Insolvenzplan die an ihn gestellten 
Erwartungen nicht erfüllen. Insbesondere für junge 
Unternehmen stellt im Insolvenzfall die Schließung 
den absoluten Regelfall dar. 

Dies ist vor allem deshalb problematisch, weil sich, 
wie oben ausgeführt, gezeigt hat, dass häufig Unter- 
nehmen geschlossen werden, die grundsätzlich über 
hinreichende Substanz für eine erfolgreiche Markt- 
tätigkeit verfügen, aber kurzfristig eine Krise nicht er- 
folgreich meistern konnten. Solche Unternehmen soll- 
ten jedoch eine Chance zur Sanierung bekommen. 240 

Das geltende Recht legt der frühzeitigen Sanierung 
insolvenzbedrohter Unternehmen zahlreiche Hinder- 
nisse in den Weg. Das Insolvenzverfahren ist sowohl 
für Schuldner als auch für Gläubiger durch große 
Unsicherheit geprägt. So haben beispielsweise die 
Akteure kaum Einfluss auf die Auswahl des Insol- 
venzverwalters, und die Dauer des Insolvenzverfah- 
rens ist kaum vorhersehbar, da es durch Rechtsmit- 
tel einzelner Gläubiger hinausgezögert werden kann. 
Darüber hinaus wird das Recht der Eigenverwaltung, 
das dem Schuldner ermöglicht, seine Verwaltungs- 
und Verfügungsbefugnis nach Verfahrenseröffnung zu 
behalten, bisher durch die Gerichte nur mit großer 
Zurückhaltung genutzt. Daher bildet ein frühzeitig 


gestellter Insolvenzantrag mit Ziel der Sanierung des 
Unternehmens nach wie vor die große Ausnahme. 
Der aktuelle Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
weiteren Erleichterung der Saniemng von Unterneh- 
men 241 hat daher zum Ziel, die Sanierungschancen 
zu erhöhen, indem Schuldner und Gläubiger in die 
Auswahl der maßgeblichen Akteure einbezogen wer- 
den und die Planungssicherheit hinsichtlich des Ab- 
laufs des Insolvenzprozesses erhöht wird. 242 

Die Expertenkommission begrüßt dieses Vorhaben. 
Um insbesondere die Sanierung von kleinen oder 
jungen Unternehmen zu ermöglichen, sollten bei der 
Anpassung des gegenwärtigen Insolvenzrechts ver- 
schiedene organisatorische und inhaltliche Probleme 
angegangen werden. Experteninterviews mit Insol- 
venzverwaltem legen den Schluss nahe, dass eine Er- 
höhung der einschlägigen ökonomischen Kompetenz 
von Richtern und Rechtspflegem, die mit der Durch- 
führung von Insolvenzverfahren betraut sind, wün- 
schenswert ist. Dies ließe sich durch Schwerpunkt- 
gerichte oder spezielle Kammern für Insolvenzsachen 
erreichen. Außerdem sollte das Vergütungsrecht für 
Insolvenzverwalter dahingehend umgestaltet wer- 
den, dass es monetäre Anreize für die sanierende 
Erhaltung junger Unternehmen setzt. Darüber hin- 
aus wäre die Begleitung der Unternehmer durch Be- 
rater mit hoher betriebswirtschaftlicher Kompetenz 
während eines Insolvenzverfahrens vielversprechend. 
Schließlich wäre auch die Schaffung der Möglich- 
keit für außergerichtliche Sanierungsverfahren wün- 
schenswert. 243 Eine stärkere Ausrichtung des deut- 
schen Insolvenzrechts und der Insolvenzpraxis auf 
die Sanierung und Weiterführung von Unternehmen 
hätte aus Sicht der Expertenkommission gerade für 
die technologische Leistungsfähigkeit Deutschlands 
positive Konsequenzen. 


Sowohl in der Gründungs- als auch in der Wachstums- 
phase stellt die Finanzierung für viele Unternehmen 
eine zentrale Herausforderung dar. Die Sicherstel- 
lung ausreichender Finanziemng ist für junge, innova- 
tive Unternehmen besonders schwierig. Eine interne 
Finanzierung ist kaum möglich, da die Unternehmen 
zu Beginn keine oder kaum Umsätze erwirtschaften, 
aus denen sie Investitionen tätigen und laufende Aus- 
gaben bezahlen können. In der Planungs- und 
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Gründungsphase greifen junge Unternehmer deshalb 
häufig auf eigene Ressourcen zurück oder werden von 
Familie und Freunden unterstützt. Bei hochinnova- 
tiven Unternehmen liegt der Finanzbedarf jedoch 
schnell bei mehreren Millionen Euro und damit jen- 
seits von Beträgen, die sich in dieser Form aufbrin- 
gen lassen. 

Daher ist zu Beginn der Geschäftstätigkeit oft eine 
externe Finanzierung unerlässlich. Eine Möglichkeit 
externer Finanzierung ist die Aufnahme von Fremd- 
kapital in Form von Bankkrediten. Allerdings stehen 
junge Unternehmen auch hier vor großen Schwierig- 
keiten. Insbesondere bei innovativen Untemehmens- 
gründungen ist es für Banken schwer, die Erfolgs- 
aussichten des Unternehmens zu beurteilen. Darüber 
hinaus bestehen wichtige Informationsasymmetrien 
bezüglich der Fähigkeiten und Risikopräferenzen der 
Unternehmer. Diese Probleme könnten grundsätzlich 
durch die Bereitstellung von Sicherheiten reduziert 
werden. Da die meisten jungen Unternehmen jedoch 
noch keine Sicherheiten vorweisen können, schrecken 
Banken vor der Vergabe von Krediten an Untemeh- 
mensgründer zurück. 

Eine andere Möglichkeit der externen Unternehmens- 
finanzierung ist Beteiligungskapital. Beteiligungskapi- 
talgeber stellen Gründern oder jungen Unternehmen 
Eigenkapital zur Verfügung und sind im Erfolgs- 
fall an Wertzuwachs und Gewinn des Unternehmens 
beteiligt. Beteiligungskapital ist daher insbesondere 
für innovative Gründungen geeignet, deren Geschäfts- 
idee riskant ist, die aber im Falle des Erfolges hohe 
Gewinne versprechen. In der Frühphase kommt vor 
allem eine Finanzierung durch Business Angels, meist 
selbst erfahrene Unternehmensgründer, in Frage. 
Organisatorisch ist diese Finanzierungsform zwischen 
der informellen Finanzierung durch Freunde und 
Familie und fonnalen Finanzierungsformen wie Be- 
teiligungsfonds anzusiedeln. Allerdings ist auch diese 
Form der Finanzierung in der Frühphase nur in be- 
grenztem Umfang verfügbar. Es tritt also typischer- 
weise eine Finanzierungslücke auf. Eine Möglich- 
keit, diese Finanzierungslücke zu schließen, ist die 
Förderung durch staatliche Zuschüsse. 

In der Wachstumsphase junger Unternehmen hinge- 
gen sind häufiger Wagniskapitalgeber aktiv. Wag- 
niskapital ist formales Beteiligungskapital, das in 
Fonds eingesammelt und von Fonds-Managern ver- 
waltet wird. 244 


Bei der Akquisition von Beteiligungskapital sind 
nicht alle jungen Unternehmen gleichermaßen erfolg- 
reich. Ist ein Unternehmen aus einer Teamgründung 
entstanden oder haben Unternehmensgründer einen 
naturwissenschaftlichen Abschluss und/ oder eine Pro- 
motion, erhöht dies die Wahrscheinlichkeit, dass das 
Unternehmen Beteiligungskapital nutzen kann, wie 
eine aktuelle Studie zeigt. 245 Laut dieser Studie nutzen 
insgesamt ca. 2 Prozent der Unternehmen Beteili- 
gungskapital. 246 

Ob Beteiligungskapitalgeber in ein Unternehmen 
investieren, hängt entscheidend vom Humankapital 
der Unternehmensgründer ab. Dabei ist das informale 
Humankapital deutlich wichtiger als das formale 
Humankapital. Die mit Abstand am häufigsten ge- 
nannten Entscheidungskriterien sind Branchenerfah- 
rung, eine überzeugende Unternehmerpersönlichkeit 
und die Kombination von kaufmännischen und tech- 
nischen Kompetenzen im Management. Des Weiteren 
sind Innovationsaktivitäten und die Wettbewerbssitua- 
tion der jungen Unternehmen von Bedeutung. Positiv 
bewertet wird, wenn das Produkt bzw. die Dienstleis- 
tung des Unternehmens zumindest deutschlandweit 
eine Marktneuheit ist oder es nur eine geringe Anzahl 
von Konkurrenten gibt. Darüber hinaus stellen Be- 
teiligungskapitalgeber eher Unternehmen mit eige- 
ner FuE und Unternehmen mit einem Patent oder 
anderem Schutzrecht Kapital zur Verfügung. Diese 
Einschätzungen der Beteiligungskapitalgeber bestä- 
tigen die bereits genannten positiven Effekte von 
Humankapital auf den Untemehmenserfolg. Investi- 
tionsanfragen werden in erster Linie abgelehnt, weil 
kein Wettbewerbsvorteil gesehen oder dieser als nicht 
nachhaltig eingeschätzt wird, weil die Finanzplanung 
nicht realistisch ist oder die Geschäftsidee nicht in 
das Portfolio des Fonds passt. 247 

Im Folgenden werden die für die verschiedenen Phasen 
der Unternehmensentwicklung relevanten Finanzie- 
rungsformen und die damit verbundenen Probleme 
näher beleuchtet. 


Staatliche Finanzierung in der Frühphase 

Zur Unterstützung der Finanzierung von Untemeh- 
mensgründungen in der Hochtechnologiebranche 
wurde im Jahr 2005 der High-Tech Gründerfonds 
(HTGF) aufgelegt (vgl. Box 11). Seither wurden ca. 
250 Unternehmen unterstützt. Neben der finanziellen 
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Unterstützung werden ein Coaching und die Unter- 
stützung bei der Einwerbung von weiterem Risiko- 
kapital im Rahmen einer Anschlussfinanzierung an- 
geboten. Im Oktober 2011 startete der HTGF II mit 
einem Fondsvolumen von 288,5 Millionen Euro. 
Neben dem BMWi und der KfW Bankengruppe 
haben sich zwölf Industriekonzerne an dem Fonds 
beteiligt. 248 

Die Evaluierung des HTGF I fiel insgesamt posi- 
tiv aus. In Deutschland, wie auch in anderen euro- 
päischen Ländern, hatten sich private Wagniskapi- 
talinvestoren im letzten Jahrzehnt auf den weniger 
riskanten Bereich der Wachstumsphase konzentriert, 
während der relativ riskante Bereich der Frühphasen- 
finanzierung stagnierte. 249 Der HTGF I hat die ent- 
standene Finanzierungslücke zum Teil füllen können 
und zur (Wieder- )Belebung des deutschen Frühpha- 
senfinanzierungsmarktes beigetragen. Heute ist der 
HTGF der wichtigste Investor im Bereich der Früh- 
phasenfinanzierung in Deutschland. Bei der Evalu- 
ierung zeigten sich keine Hinweise darauf, dass es 
durch den HTGF zu einem Crowding-out privater 
Wagniskapitalinvestitionen gekommen ist. Private 
Wagniskapitalinvestoren sehen im HTGF ein Instru- 
ment, das ihnen aussichtsreiche Investitionsmöglich- 
keiten in späteren Finanzierungsphasen eröffnet. 250 

Wie verschiedene Studien über öffentliche Wagnis- 
kapitalfonds gezeigt haben, erzielen diese besonders 
dann positive Ergebnisse, wenn die Gründer mit fach- 
licher Beratung durch erfahrene Akteure unterstützt 
werden, wenn sich die öffentlichen Fonds auf die 
Seed- und Start-up-Phase konzentrieren und wenn es 
sich um Ko-Investitionen mit privaten Fonds han- 
delt. 251 Vor diesem Hintergrund ist es erfreulich, dass 
die öffentlichen Wagniskapitalfonds in Deutschland 
viele dieser Kriterien erfüllen. Wie oben gezeigt, 
spielt in Deutschland in der Frühphasenfinanzierung 
die öffentliche Förderung eine große Rolle und auch 
die Verzahnung von privater und öffentlicher Förde- 
rung ist intensiv: Zwischen 2007 und 2009 nutzte über 
ein Drittel der privaten Wagniskapitalgesellschaften 
ein öffentliches Förderprogramm im Rahmen ihrer 
Investitionstätigkeit. 252 


Business Angels 

Business Angels sind zu einer wichtigen Quelle von 
Beteiligungskapital im Bereich der Frühphasenfinan- 
zierung geworden. Ihre Bedeutung ist gerade in den 
letzten Jahren gestiegen, da sich Wagniskapitalgesell- 
schaften zunehmend aus der riskanteren Frühpha- 
senfinanzierung zurückgezogen und auf Investitionen 
in späteren Wachstumsphasen konzentriert haben. In 
Europa sind die Investitionen durch Business Angels 
von ca. 150 Millionen US Dollar im Jahr 2006 auf 
über 250 Millionen US Dollar im Jahr 2009 gestie- 
gen. Gleichzeitig ist eine zunehmende Formalisie- 
rung und Organisation des Sektors durch die Bil- 
dung von Business Angel-Gruppen und -Netzwerken 
zu beobachten. Während es im Jahr 2006 in Europa 
etwas über 800 Business Angel-Netzwerke gab, waren 
es im Jahr 2009 bereits über 1.400. 253 Dabei sind 
Investitionen von Business Angels stark regional 
fokussiert, so dass Höhe, Entwicklungsstand und 
Dynamik von Business Angel-Aktivitäten deutlich 
zwischen Regionen variieren. In den USA und Kanada 
werden Maßnahmen zur Unterstützung von Business 
Angel-Netzwerken daher oft auf regionaler und nicht 
auf nationaler Ebene implementiert. 254 

Angesichts der Angebotslücke für Beteiligungs- 
kapital in der Frühphase, die durch die Verlagerung 
der Geschäftsfelder vieler Wagniskapitalgesellschaften 
auf die weniger risikoreiche Wachstumsphase entstan- 
den ist, sowie positiver externer Effekte von Unter- 
nehmensgründungen auf die gesamte Volkswirtschaft 
scheint eine Förderung des Marktes für Business 
Angel-Investitionen grundsätzlich wünschenswert. 
Allerdings gibt es bisher keine belastbare Datenba- 
sis, um den Business Angel-Markt und Politikmaß- 
nahmen in diesem Bereich zu bewerten, da Busi- 
ness Angels ihre Investitionen in der Regel nicht 
veröffentlichen. Zudem fehlt eine einheitliche Defi- 
nition des Begriffs „Business Angel“ für die statis- 
tische Erfassung. Zum Teil wird auch informelles 
Wagniskapital (z.B. Geld von Freunden und Fami- 
lienangehörigen) unter Business Angel-Investitionen 
subsumiert. Es sollte daher angestrebt werden, sich 
auf europäischer Ebene auf eine einheitliche Defi- 
nition zu verständigen und die Aktivitäten der Busi- 
ness Angels besser zu erfassen, damit Fördennaßnah- 
men sinnvoll evaluiert und so effektive Maßnahmen 
besser identifiziert werden können. 255 
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Eine Möglichkeit, die Aktivitäten von Business Angels 
zu fördern, sind Steueranreize. Sie wurden als das 
wichtigste Kriterium identifiziert, das Business Angels 
bei ihrer Investitionsentscheidung berücksichtigen. 256 
Mit dem Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbe- 
dingungen für Kapitalbeteiligungsgesellschaften hatte 
die Bundesregierung bereits einen Schritt in die rich- 
tige Richtung gemacht (vgl. Jahresgutachten 2009). 
Dieser Gesetzentwurf ist aber im Einzelprüfiings- 
verfahren bei der Europäischen Kommission geschei- 
tert. Gegen eine steuerliche Förderung von Business 
Angels erhob die Kommission aber keine Einwände. 257 

Eine Förderung analog zum Enterprise Investment 
Scheme (EIS, vgl. Box 13), das in Großbritannien 
im Jahr 1994 eingeführt wurde, würde aus Sicht der 
Expertenkommission eine sinnvolle Maßnahme dar- 
stellen, mit der auch in Deutschland eine effektive 
Förderung von Business Angels implementiert wer- 
den könnte. Insbesondere hat das EIS den Vorteil, 
dass es beihilferechtlich bereits von der Europäischen 
Kommission geprüft wurde. Die Expertenkommissi- 
on empfiehlt der Bundesregierung daher nachdrück- 
lich, eine dem EIS entsprechende Fördermaßnahme 
zu konzipieren und einzuführen. 

Eine weitere Möglichkeit, das Engagement von Busi- 
ness Angels zu stärken, sind „co-investment firnds“. 
Die Idee ist, private Investitionen der Business An- 
gels mit entsprechenden Investitionen aus öffentli- 
chen Mitteln zu kombinieren, um durch strukturierte 
Investitionsprozesse die Entwicklung und Professi- 
onalisierung des Business Angel-Marktes zu unter- 
stützen. Im Rahmen des ERP-Startfonds werden be- 
reits Business Angels ko-finanziert. 258 Dabei investiert 
der ERP-Startfonds zu gleichen Bedingungen und in 
gleicher Höhe wie der private Investor. 259 Allerdings 
setzt ein Erfolg dieser Ko-Investitionen voraus, dass 
bereits Business Angel-Netzwerke bestehen. 

Business Angel-Netzwerke sind öffentliche oder pri- 
vate Organisationen, in denen sich Business Angels 
zusammenschließen, um eine systematische Auswahl 
und Förderung junger Unternehmen zu organisieren, 
die nach Wachstumskapital suchen. Im Jahr 2009 gab 
es in Deutschland 38 Business Angel-Netzwerke, die 
durchschnittlich 51 Business Angels als Mitglieder 
hatten und jährlich ca. 290 Bewerbungen von Unter- 
nehmen erhielten. 260 Dabei wurden im Durchschnitt 
fünf Beteiligungen pro Jahr über die Business Angel- 
Netzwerke abgeschlossen. Diese Vermittlungsquote 
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Das EIS wurde bereits 1994 eingeführt und ist seit- 
her mehrfach angepasst worden. Es soll steuerli- 
che Anreize für private Investoren schaffen, sich 
an kleinen Unternehmen zu beteiligen. Die Rege- 
lungen sehen u.a. eine Senkung der Einkommen- 
steuer um 30 Prozent (bis September 2011: 20 Pro- 
zent) des Investitionsbetrages (Obergrenze 500.000 
Britische Pfund), eine Stundung der Steuerlast auf 
reinvestierte Kapitalerträge und eine Befreiung 
von Veräußerungsgewinnen von der Kapitalertrag- 
steuer vor. Begünstigt werden nur Investitionen in 
Unternehmen mit weniger als 50 Mitarbeitern und 
einem Bruttovermögen von weniger als 7 Millio- 
nen Britischen Pfund. 

Die Unternehmen, an denen Anteile erworben wer- 
den, dürfen nicht börsennotiert sein oder durch 
andere Unternehmen kontrolliert werden. Die Betei- 
ligungen werden zentral durch das „Small Company 
Enterprise Centre “ erfasst. Bestimmte Unternehmen 
sind ausgeschlossen, so solche, die schwerpunktmä- 
ßig in Finanzdienstleistungen, im Grundstückshan- 
del, Schiffbau sowie in der Rechts- und Steuer- 
beratung tätig sind. Auch die Investoren müssen 
bestimmte Bedingungen erfüllen (Ausschluss von 
Beteiligungen an verbundenen Unternehmen, keine 
Beschäftigung des Investors im Unternehmen, Min- 
desthaltedauer der Beteiligung drei Jahre). 

Im Jahr 2010/2011 fielen für das ElS-Programm 
Kosten in Höhe von 170 Millionen Britischen Pfund 
an. Ca. 1.900 Unternehmen hatten im Vorjahr Be- 
teiligungskapital in Höhe von ca. 610 Millionen 
Britischen Pfund erhalten. Da das EIS bereits seit 
1994 besteht, hat es etliche Evaluationen gegeben, 
die insgesamt ein sehr positives Bild der Maßnah- 
me zeichnen. 


variiert zwischen den Business Angel-Netzwerken 
allerdings deutlich. Als statistisch wichtige Determi- 
nanten der Anzahl abgeschlossener Beteiligungen erwei- 
sen sich das Vorhandensein professioneller Strukturen 
(z. B. eines Fonds- Vehikels im Business Angel-Netz- 
werk) und die Profitorientierung des Business Angel- 
Netzwerks. Dagegen wirkt sich eine regionale Fokus- 
sierung von Business Angel-Netzwerken negativ auf 
die Anzahl der abgeschlossenen Beteiligungen aus. 
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Wagniskapital 

In Deutschland ist der Markt für Wagniskapital deut- 
lich kleiner als in anderen Ländern. Während die Wag- 
niskapitalinvestitionen in Deutschland im Jahr 2010 
708 Millionen Euro betrugen, investierten Wagnis- 
kapitalgesellschaften in den USA im Jahr 2010 13,3 
Milliarden US Dollar. 262 Auch im europäischen Ver- 
gleich liegt Deutschland nur im Mittelfeld. Mit einem 
Anteil der Wagniskapitalinvestitionen am nationalen 
BIP von 0,028 Prozent befindet sich Deutschland 
nur knapp über dem europäischen Durchschnitt von 
0,027 Prozent (vgl. Abbildung 17). In der Spitzen- 
gruppe - Schweden, Norwegen und Finnland - liegt 
die Quote zwischen 0,055 Prozent und 0,068 Pro- 
zent. Um zu diesen Ländern aufzuschließen, müsste 
Deutschland seine Wagniskapitalinvestitionen zumin- 
dest verdoppeln. 

Ein wichtiger Grund, weshalb der Wagniskapital- 
Markt in Deutschland im internationalen Vergleich 
schwach ausgeprägt ist, ist die geringe Größe der 
Fonds. Institutioneile Anleger sind daran interessiert, 
pro Fonds ein gewisses Mindestvolumen anzulegen. 
Dies bedeutet, dass institutioneile Anleger bei In- 
vestitionen in kleine Fonds einen hohen Prozentsatz 
des gesamten Kapitals des Fonds aufbringen, was 
eine geringe Diversifizierung und damit ein höheres 
Risiko beinhaltet. Daher schrecken institutionelle An- 
leger vor Investitionen in deutsche Wagniskapital- 
fonds zurück. Als kritische Größe, die einen Fonds 
für institutionelle Anleger interessant macht, werden 
100 Millionen Euro angesehen. Diese wird von deut- 
schen Wagniskapitalfonds jedoch nur selten erreicht. 263 

Darüber hinaus fehlt in Deutschland eine in ande- 
ren Ländern bedeutende Klasse der institutionellen 
Investoren, die Pensionsfonds. Diese haben in Län- 
dern mit kapitalgedeckter Altersvorsorge häufig die 
Funktion eines „Ankerinvestors“, der ausländischen 
Investoren ein wichtiges Signal liefert. Da das Ren- 
tensystem in Deutschland umlagefinanziert ist, feh- 
len hier diese Ankerinvestoren. Umso wichtiger ist 
es, dass andere öffentliche institutioneile Anleger in 
diesem Bereich aktiv sind. Vor diesem Hintergrund 
ist es besonders bedenklich, wenn sich, wie jüngst 
geschehen, die staatliche Förderbank KfW nicht mehr 
als Investor in neue in Deutschland aufgelegte Wag- 
niskapitalfonds einbringt. 


Der Wagniskapitalmarkt unterliegt starken Zyklen, 264 
die an klassische Schweinezyklen erinnern. Nach- 
dem sich gegen Ende der 1990er Jahre der Wagnis- 
kapitalmarkt in Deutschland sehr positiv entwickelt 
hatte und hohe Investitionssummen in Internet- 
Unternehmen geflossen waren, fand diese Entwick- 
lung mit dem Platzen der „Dotcom-Blase“ ein jähes 
Ende. Nun gab es nur noch wenige Anlagemöglich- 
keiten für das bereits eingesammelte Kapital. Die 
dadurch bedingte schlechte Performanz dieses Kapi- 
tals veranlasste Investoren, sich aus dem Wagniska- 
pitalmarkt zurückzuziehen. Als im darauffolgenden 
Konjunkturaufschwung wieder lukrative Anlagemög- 
lichkeiten entstanden, war das Kapital knapp. Das 
wenige zu dieser Zeit verfügbare und investierte Wag- 
niskapital hatte eine entsprechend gute Performanz, 
so dass wieder mehr Kapital in den Wagniskapital- 
markt floss. Allerdings traf den sich langsam wieder 
erholenden Wagniskapitalmarkt im Jahr 2008 mit der 
Finanzmarktkrise ein weiterer schwerer Rückschlag. 
Diesen Verlauf des Geschäftsklimas im Wagniskapi- 
talmarkt zeigt das German Private Equity Barome- 
ter. Wie Abbildung 18 zeigt, ist der Wagniskapital- 
markt in Deutschland - wie auch international - 
sehr volatil und wird sehr stark von konjunkturel- 
len Schwankungen beeinflusst. 265 

Dieser „Schweinezyklus“ ist maßgeblich dadurch be- 
dingt, dass Wagniskapitalfonds auf 8- 10 Jahre ange- 
legt und geschlossen sind. Um die Zyklen zu durch- 
brechen, wären liquide Sekundärmärkte notwendig, 
d. h. es müsste ein Markt bestehen, an dem Investo- 
ren Anteile an Wagniskapitalfonds handeln können. 
Das Vorhandensein von flexiblen Exit-Optionen er- 
höht den Anreiz für Investoren, in Wagniskapital- 
fonds zu investieren. Dies gilt umso mehr, als die 
Exit-Situation zu den bedeutenden Einflussfaktoren 
für die Beurteilung der Geschäftslage in der Früh- 
phasenfinanzierung zählt. 266 

Eine zusätzliche Schwierigkeit besteht darin, dass 
ein potenzieller Investor eines deutschen Wagnis- 
kapitalfonds nicht sicher sein kann, dass dieser als 
nicht gewerbetreibend klassifiziert wird. Zwar hat 
das BMF in der Praxis die Behandlung der Fonds 
als vermögensverwaltend angeordnet, 267 allerdings ist 
diese Handhabung nicht gesetzlich verankert, was 
für potenzielle Investoren eine Quelle von Rechts- 
unsicherheit darstellt (vgl. Jahresgutachten 2008). 268 
So würde eine Pensionskasse in den USA ihren prä- 
ferierten Steuerstatus verlieren, wenn der Fonds, in 
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Anteil von Wagniskapitalinvestitionen am nationalen BIP 
nach Sitz der Portfolio-Unternehmen (Angaben in Prozent) 


m Investitionen in Prozent des nationalen BIP 



Quelle: BVK 2011. 


German Private Equity Barometer 


Geschäftslage Geschäftserwartungen Geschäftsklima 



ABB17 


ABB18 


Quelle: KfW/BVK-Erhebung. 
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den sie in Deutschland investiert, als gewerbetrei- 
bend klassifiziert wird. Paradoxerweise führt das dazu, 
dass Fonds deutscher Kapitalinvestoren im Ausland 
aufgelegt werden. Dem deutschen Fiskus entgehen 
dadurch Steuereinnahmen. 

Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass die 
Ursachen für die Schwäche des deutschen Wagniska- 
pitalmarktes nicht primär darin liegen, dass es den 
Fonds an Investitionsmöglichkeiten mangelt. Viel- 
mehr treffen die Fonds beim Einwerben von Kapi- 
tal auf Schwierigkeiten und sind so in ihren Inves- 
titionsaktivitäten eingeschränkt. 


EU-Initiative zur Verbesserung des 
Zugangs kleiner und mittlerer Unternehmen 
zu Finanzkapital 

Aufgrund der hohen Bedeutung von kleinen und mitt- 
leren Unternehmen (KMU) für Wirtschaftswachstum 
und Beschäftigung in der EU und da Finanzierungs- 
schwierigkeiten das wichtigste Wachstumshindemis 
von KMU sind, wurde die Erleichterung des Zugangs 
von KMU zu Finanzkapital zu einem Kernpunkt in 
der Europa 2020-Strategie gemacht. Ein vor Kurzem 
erschienener Aktionsplan der Europäischen Kommis- 
sion 269 sieht zum einen regulatorische Maßnahmen 
vor, zum anderen sollen auch EU-Haushaltsmittel 


BOX 14 Von der Europäischen Kommission im Rahmen 
des Aktionsplans zur Verbesserung des 
Finanzierungszugangs für KMU vorgeschlagene 
Maßnahmen 


Die neuen Rahmenbedingungen sollen es Wag- 
niskapitalfonds ermöglichen, ihre Aktivitäten im 
europäischen Binnenmarkt auszuüben, indem re- 
gulatorische und steuerliche Barrieren bei grenz- 
überschreitenden Aktivitäten abgebaut werden. 
Die Europäische Kommission hat bereits die 
staatlichen Beihilfevorschriften geändert und die 
Schwelle für staatliche Beteiligungsinvestitionen 
in der Start-up-Phase von 1,5 Millionen Euro 
auf 2,5 Millionen Euro erhöht. Zur Verbesserung 
des Kapitalmarktzugangs von KMU schlägt die 
Kommission vor, in die EU-Kapitalmarktgesetz- 
gebung die Kategorie „KMU-Wachstumsmärkte“ 
einzuführen. Um Eintrittsbarrieren für Anleger und 
kommerzielle Anbieter von Informationen über 
KMU zu senken, schlägt die Kommission vor, die 
zentrale Bereitstellung von vorgeschriebenen Infor- 
mationen börsennotierter KMU auf EU-Ebene zu 
erleichtern. Zudem sollen die Rechnungslegungs- 
vorschriften für KMU vereinfacht werden. Außer- 
dem wird die Kommission prüfen lassen, wie sich 
die Eigenkapitalvorschriften für Banken (CRD III 
und die vorgeschlagene CRD IV und CRR 2 ™) auf 
KMU auswirken, und gegebenenfalls eine Senkung 
des Risikogewichts für KMU Vorschlägen. Die 
Europäische Kommission weist auch auf die Pro- 
blematik der verspäteten Begleichung von Rech- 
nungen insbesondere für KMU hin und fordert die 
Mitgliedsstaaten auf, die Zahlungsverzugsrichtlinie 271 
bereits vor Ablauf der Umsetzungsfrist im März 


2013 umzusetzen. Dies könnte den Fremdkapital- 
bedarf erheblich senken. Im Zuge der Bereitstel- 
lung von EU-Haushaltsmitteln hat die Europäische 
Kommission vorgeschlagen, ein verstärktes und er- 
weitertes EU -Kreditfinanzierungsinstrument einzu- 
führen, um die Kreditvergabe an KMU zu verbes- 
sern. Darüber hinaus sieht der Vorschlag vor, im 
Rahmen des EU-Programms für Sozialen Wandel 
und Innovation ein Unterprogramm einzuführen, 
aus dem Mikrofinanzierungen für Kleinstuntemeh- 
men unterstützt werden. Im Bereich Risikokapital 
plädiert die Europäische Kommission für ein er- 
weitertes Beteiligungsfinanzierungsinstrument, um 
den Zugang von KMU zu Risikokapital zu erleich- 
tern. Darüber hinaus schlägt sie einen Dachfonds 
vor, um Kapital für Risikokapitalfonds bereitzu- 
stellen, die Investitionen in mehreren Mitglieds- 
staaten durchführen. 

Im Rahmen der geplanten koordinativen Maßnah- 
men zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
KMU wird die Europäische Kommission u.a. die 
finanziellen Beratungskapazitäten des Enterprise 
Europe Network 272 verstärken und die Informati- 
onen zu den verschiedenen EU-Finanzierungspro- 
grammen für KMU auf einem Online-Portal zur 
Verfügung stellen. Die Europäische Kommission 
fordert außerdem von Bankensektor und KMU- 
Verbänden, qualitative Ratings zur Ergänzung der 
standardmäßigen quantitativen Bewertung der Kre- 
ditwürdigkeit von KMU voranzutreiben. Ferner be- 
stärkt die Europäische Kommission die Mitglieds- 
staaten und Interessenverbände darin, nationale 
„KMU-Finanzforen“ einzurichten, wie es einige Mit- 
gliedsstaaten bereits getan haben. 273 
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bereitgestellt werden. Außerdem will die Europäische 
Kommission eine Koordinierungsfunktion einnehmen, 
um Synergien zwischen Maßnahmen auf Mitgliedsstaa- 
ten- und auf EU-Ebene zu erschließen (vgl. Box 14). 

Die Expertenkommission begrüßt diese Vorstöße, 
insbesondere für die Bereitstellung von Informatio- 
nen und die Erleichterung des Zugangs zu Krediten 
und Wagniskapital. Es sollte darauf geachtet wer- 
den, dass im Zuge dieser Maßnahmen keine weite- 
ren bürokratischen Hindernisse für KMU aufgebaut 
werden. Der Aufbau teurer Parallelstrukturen muss 
vermieden werden. 274 


Private Anschlussfinanzierung erleichtern 

Nachdem es durch das Engagement öffentlicher Fonds 
gelungen ist, die Finanzierungslücke bei der Früh- 
phasenfinanzierung teilweise zu verringern, muss nun 
die private Anschlussfinanzierung in den Fokus ge- 
rückt werden. In diesem Bereich ist das Angebot 
in Deutschland deutlich zu gering. 275 Zudem fehlt 
ein klarer gesetzlicher Rahmen für private Beteili- 
gungsgesellschaften. Der Mangel an Wagniskapital 
in Deutschland lässt sich nicht ohne weiteres durch 
Investitionen ausländischer Wagniskapitalfonds kom- 
pensieren. Um die Erfolgschancen einer Geschäfts- 
idee oder einer Innovation abschätzen zu können, 
sind gute Kenntnisse des Zielmarktes erforderlich. 
Diese haben ausländische Investoren meist nicht, da- 
her sind inländische Investoren nötig, um das Inno- 
vations- und Gründungspotenzial Deutschlands voll 
auszuschöpfen. Überdies fordern ausländische Wag- 
niskapitalgeber teilweise einen Umzug des Portfo- 
liounternehmens in ihr Heimatland. Dies bedeutet 
den Verlust von Wertschöpfung in und einen Tech- 
nologieabfluss aus Deutschland. Daher ist es ent- 
scheidend, dass internationales Wagniskapitel durch 
deutsche Fonds eingeworben wird, um es in Deutsch- 
land zu investieren. Damit dies gelingen kann, muss 
Deutschland ein attraktiver Standort für Wagniska- 
pitalgeber werden. 

Im Rahmen eines europäischen Vergleichs der steuer- 
lichen und rechtlichen Rahmenbedingungen für Wag- 
niskapital wurden die Rahmenbedingungen in Frank- 
reich als die günstigsten Europas eingeschätzt. 276 Zu 
dieser positiven Einschätzung führten einerseits die 
Strukturen für Wagniskapitalfonds, die nationalen und 
internationalen Fonds Steuertransparenz bieten. Dar- 


über hinaus wurden Steueranreize für Wagniskapital 
genannt. Privatpersonen, die in Wagniskapitalfonds 
investieren, können bis zu 50.000 Euro Steuerver- 
günstigung pro Jahr erhalten. 

Deutschland ist hingegen im internationalen Ver- 
gleich aufgrund verschiedener institutioneller Rah- 
menbedingungen ein wenig attraktiver Standort für 
Wagniskapitalgeber. 

Dies liegt zunächst an der derzeitigen Unsicherheit 
bezüglich der Einordnung der Tätigkeit der Wag- 
niskapitalgesellschaften als vermögensverwaltend 
oder gewerbetreibend. Die Einordnung der Gesell- 
schaften als vermögensverwaltend bedeutet, dass die 
Besteuerung nur auf der Ebene des Anlegers in 
Beteiligungsgesellschaften, nicht auch bei den Ge- 
sellschaften selbst erfolgt. Der deutsche Gesetzge- 
ber muss endlich einen verbindlichen Rechtsrahmen 
für den Wagniskapitalmarkt und Private Equity-In- 
vestitionen schaffen. 

In Deutschland fehlen auch die in Frankreich etab- 
lierten steuerlichen Anreize, um private Einlagen in 
Wagniskapitalfonds zu fördern. 277 Über solche För- 
dennaßnahmen sollte nachgedacht werden. 

Damber hinaus wirkt die restriktive Behandlung 
der Verlustvorträge negativ auf die Bereitschaft von 
Wagniskapitalgebern, in deutsche technologieba- 
sierte Unternehmensgründungen zu investieren. Die 
aufgelaufenen Verlustvorträge gehen komplett oder 
teilweise verloren, wenn Anteile an einem Unternehmen 
übernommen werden (§ 8c KStG). In Frankreich und 
Großbritannien hingegen werden Verlustvorträge weit 
weniger restriktiv gehandhabt, wodurch Deutschland 
einen Standortnachteil im Vergleich zu diesen Län- 
dern hat. 278 Gerade innovative Untemehmensgrün- 
dungen haben in den ersten Jahren hohe Ausgaben 
für FuE und benötigen andererseits mehrere Jah- 
re, bis sie die Gewinnschwelle erreichen. Wenn die 
Kosten für die geleistete FuE nach einer Übernah- 
me nicht mehr berücksichtigt werden können, macht 
dies das Unternehmen für potenzielle Käufer weni- 
ger interessant. Diese schlechten Veräußerungsmög- 
lichkeiten machen entsprechend auch eine Erstinves- 
tition in ein solches Unternehmen weniger attraktiv 
(vgl. Jahresgutachten 2008). 

Einen weiteren Nachteil für deutsche Beteiligungs- 
fonds im internationalen Vergleich stellt die 
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Umsatzsteuer auf management fees dar. Üblicher- 
weise erhalten die geschäftsführenden Gesellschafter 
von Beteiligungskapitalgesellschaften als Vergütung 
und zur Deckung der Kosten des Investitions- und 
Betreuungsprozesses jährlich 2 Prozent des Fonds- 
volumens. Die management fee ist in Deutschland 
- im Gegensatz zu anderen Ländern - der Umsatz- 
steuer unterworfen. Dies führt zu einer Definitiv- 
steuerbelastung auf Ebene des Fonds, da kein Vor- 
steuerabzug möglich ist. 279 

Neue Chancen für ein Wagniskapitalgesetz nutzen 

Die europäischen Bemühungen zur Stärkung der Eigen- 
kapitalfinanzierung von KMU und Gründungen schrei- 
ten voran und eröffnen der Bundesregierung nunmehr 
neue Möglichkeiten, einen sinnvollen und weltweit 
wettbewerbsfähigen gesetzlichen Rahmen für Wag- 
niskapital zu schaffen. Damit bietet sich eine gute 
Gelegenheit, nach langen Jahren verfehlter Politik in 
diesem Bereich Fortschritte zu erzielen. 

Die sogenannte AIFM-Richtlinie 2011/61/EU über 
die Verwalter alternativer Investmentfonds 280 muss 
bis zum 22. Juli 2013 in nationales Recht umge- 
setzt werden. Die Expertenkommission hatte im Jah- 
resgutachten 2011 bereits ausführlich zu den Folgen 
der AIFM-Richtlinie Stellung genommen und Em- 
pfehlungen abgegeben. Wie andere Beobachter hatte 
die Expertenkommission darauf hingewiesen, dass 
eine strikte Anwendung der in der Richtlinie vorge- 
sehenen Maßnahmen auf Wagniskapitalfonds nicht 
sinnvoll sein würde. Der mit der AIFM-Richtlinie ge- 
plante Rechtsrahmen zielte vor allem auf die Regu- 
lierung von Hedgefonds und privaten Kapitalanlage- 
gesellschaften ab. Er war aber nicht besonders ge- 
eignet für die Manager typischer Risikokapitalfonds. 

Diese sollen nunmehr spezifische und besser an 
ihre Bedürfnisse angepasste Rahmenbedingungen 
bekommen. Zu diesem Zweck hat die Europäische 
Kommission im Dezember 2011 den Entwurf einer 
Verordnung 281 vorgelegt, die europaweit einheitliche 
Regelungen für die Vermarktung von Risikokapi- 
talfonds vorsieht. Fonds, die sich dem optionalen 
Regelwerk unterwerfen, sollen dann unter der Be- 
zeichnung „Europäische Risikokapitalfonds“ (Euro- 
pean Venture Capital Fund, EVCF) auftreten können. 
Die EVCF müssen nicht mehr die teilweise kom- 
plexen Anforderungen der einzelnen Mitgliedsstaaten 


Anforderungen an Europäische Risiko- 
kapitalfonds gemäß der geplanten Verordnung 
2011/0417 der Europäischen Kommission 


Ein Europäischer Risikokapitalfonds (European 
Venture Capital Fund, EVCF) investiert mindestens 
70 Prozent des von den Anlegern eingezahlten Kapi- 
tals in KMU. Er stellt für diese KMU Beteiligungs- 
oder Quasi-Beteiligungskapital 282 bereit. Er verzich- 
tet auf jegliche Hebelwirkung (z. B. durch Kredit- 
aufnahme), d.h. der Fonds investiert nicht mehr 
Kapital, als die Anleger eingezahlt haben. 283 Die 
Vermögenswerte, die der Manager eines EVCF ver- 
waltet, dürfen eine Schwelle von 500 Millionen 
EUR nicht überschreiten. 

Fonds, die die Bezeichnung EVCF verwenden, müs- 
sen die in der Verordnung vorgesehenen einheitli- 
chen Vorschriften und Qualitätsstandards einhalten. 
Diese umfassen vor allem auch Bestimmungen zur 
Offenlegung von Anlagestrategie, Anlageobjekten, 
Kosten und Gebühren, Risiko- und Renditeprofil 
sowie Berechnung der Vergütung des Risikokapi- 
talfonds-Verwalters und operative Anforderungen 
gegenüber den Anlegern. Die Manager der EVCF 
sollen die Möglichkeit erhalten, einen Europäischen 
Vertriebspass zu nutzen, der EVCF -Managern in der 
EU einheitliche Rahmenbedingungen für ihre Ak- 
tivitäten garantiert. Ein solcher war in der AIFM- 
Richtlinie nur für Fondsverwalter mit einem ver- 
walteten Fondskapital von mehr als 500 Millionen 
Euro vorgesehen. 

Die Verordnung macht auch Vorgaben bezüglich 
der Organisation der Europäischen Risikokapital- 
fonds. Die Anleger unterliegen ebenfalls einheitli- 
chen Anforderungen. So sind nur professionelle An- 
leger zulässig, die die Richtlinie über Märkte für 
Finanzinstrumente (MiFID-Richtlinie) erfüllen. Für 
Business Angels soll ebenfalls eine Anlagemöglich- 
keit eröffnet werden. 284 


erfüllen, sondern unterliegen einer harmonisierten 
europäischen Regulierung. Damit soll die internatio- 
nale Kapitalbeschaffung für junge Unternehmen er- 
leichtert werden. Box 15 erläutert die Anforderungen 
an die Fonds, ihre Organisation und ihre Investoren. 

Die Expertenkommission begrüßt die Initiative der 
Europäischen Kommission für weitere Verbesserungen, 
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die den Zugang zu Kapital für KMU und Gründun- 
gen erleichtern. Gerade die Einrichtung eines euro- 
päischen Vertriebspasses für Manager von Risiko- 
kapitalfonds könnte sich hier als hilfreich erweisen. 
Zudem könnte die Bundesregierung bei der erforder- 
lichen Gestaltung der Rahmenbedingungen steuerli- 
che Regelungen an den Status des EVCF knüpfen, 
um die fiskalischen Kosten in Deutschland gering zu 
halten. 285 Allerdings muss die Verordnung in einigen 
Aspekten noch konkreter gefasst werden - derzeit 
ist noch unklar, wie zum Beispiel die Forderungen 
nach „ausreichenden Eigenmitteln“ oder nach „an- 
gemessenen persönlichen und technischen Ressour- 
cen“ konkret zu erfüllen sind. 

Allgemeine Appelle an verschiedene Bundesregierun- 
gen, in Deutschland einen verlässlichen und internati- 
onal wettbewerbsfähigen Rahmen für Wagniskapital- 
investitionen zu schaffen, sind bisher ohne Ergebnis 
verhallt. Das MoRaKG (Gesetz zur Modernisierung 
der Rahmenbedingungen für Kapitalbeteiligungsge- 
sellschaften, vgl. Jahresgutachten 2008) des Jahres 
2008 war nach Einschätzung der Expertenkommis- 
sion nur teilweise zielführend, zudem hat es sich als 
nicht vereinbar mit den Beihilferahmen der Europä- 
ischen Kommission erwiesen. 

Innerhalb Europas rangiert die Bundesrepublik mit 
den derzeitig gültigen Rahmenbedingungen für Risiko- 
kapital daher bestenfalls im Mittelfeld. Dieser Miss- 
stand ist nach wie vor ein wichtiges Hemmnis für 
Innovationen in Deutschland. Ein weiteres Zögern 
der Politik würde die gerade wieder verhalten auf- 
kommende Gründungsdynamik in vielen Regionen 
Deutschlands (darunter insbesondere Berlin) nachhal- 
tig schädigen. Nach über zehn Jahren des Zögerns 
und der Misserfolge in diesem Politikbereich ist jetzt 
konsequentes Handeln gefragt. 
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b 4 Ökonomische Bewertung staatlicher 

FUE-FÖRDERUNG 


Forschung und Entwicklung (FuE) sind wesentliche 
Triebfedern für die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit und das langfristige Wachstum von Volkswirt- 
schaften. 286 Der FuE-Prozess führt zur Entstehung 
neuen Wissens und trägt zur Entwicklung von Inno- 
vationen bei. Investitionen in FuE sind folglich ein 
Instrument zur Steigerung des Wohlstandes in wis- 
sensbasierten Industrienationen. Abbildung 19 illus- 
triert den Zusammenhang zwischen den nationalen 
FuE-Ausgaben und dem Pro-Kopf-Bruttoinlandspro- 
dukt. Staaten mit einem hohen Pro-Kopf-Bruttoin- 
landsprodukt weisen typischerweise Werte der FuE- 
Intensität zwischen 2,0 und 3,6 Prozent auf und sind 
im oberen rechten Bereich der Grafik positioniert. 
Länder mit geringem Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt 
investieren in der Regel einen geringeren Anteil des 
BIP für FuE (0,5 bis 1,5 Prozent gemäß Darstellung 
im linken unteren Teil in Abbildung 19). Allgemein 
gilt: Langfristiges Wachstum und nachhaltige Steige- 
rungen der Produktivität lassen sich nur durch ein 
hohes Niveau der FuE-Investitionen realisieren. 287 


Im Durchschnitt der OECD-Länder entfallen 64 Pro- 
zent der FuE-Finanzierung auf die Wirtschaft und 
28 Prozent auf den Staat, 288 wobei in verschiedenen 
Ländern unterschiedliche Strategien der Mischfinan- 
zierung verfolgt werden. In einzelnen Ländern ist der 
Anteil der staatlichen Finanzierung von FuE relativ 
hoch (z.B. Frankreich 39 Prozent, Großbritannien 31 
Prozent, Kanada 34 Prozent), während der Anteil 
der staatlich finanzierten FuE-Ausgaben in Deutsch- 
land mit 28 Prozent dem Durchschnittswert der 
OECD entspricht. Noch deutlichere Unterschiede 
ergeben sich im Hinblick auf den Einsatz der staatli- 
chen FuE-Ausgaben. In vielen Staaten wurde die be- 
sonders expansive Dynamik von FuE in der Wirtschaft 
in den letzten zehn Jahren durch gezielte Fördermaß- 
nahmen unterstützt. Deutschland hat sich diesbezüg- 
lich eher zurückgehalten. Der überwiegende Teil der 
staatlichen FuE-Ausgaben fließt hierzulande weiter- 
hin in die öffentliche Forschung, während der Bei- 
trag des Staates zur Finanzierung von privat durch- 
geführten FuE-Aktivitäten vergleichsweise gering 
ausfällt. 289 

Die Kernfragen, die sich in diesem Zusammenhang 
stellen, lauten: Warum soll der Staat FuE-Aktivitäten 


ABB 19 Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt und Anteil nationaler FuE-Ausgaben am BIP 
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betreiben bzw. finanziell unterstützen? Wie sollen 
die begrenzten staatlichen Mittel auf unterschiedliche 
Fördennaßnahmen und -Schwerpunkte verteilt wer- 
den? Wie lässt sich die Effektivität der öffentlichen 
Maßnahmen systematisch überprüfen? 290 

Begründung staatlicher FuE-Förderung 

Die Durchführung von FuE-Aktivitäten durch den 
Staat und die staatliche Förderung privater FuE-Akti- 
vitäten sind ökonomisch gut begründbar. 291 Vielfach 
sind forschende Unternehmen nicht in der Lage, sich 
die gesamten Erträge aus ihrer FuE-Tätigkeit anzu- 
eignen. Andere Akteure wie Wettbewerber, Zuliefe- 
rer oder Kunden können sich das im FuE-Prozess 
geschaffene Wissen unentgeltlich zunutze machen 
und es für die Neu- oder Weiterentwicklung eigener 
Produkte und Prozesse verwenden (siehe Box 16). 
Ein nach Gewinnmaximierung strebendes Unterneh- 
men berücksichtigt bei der Entscheidung über die 
Höhe seiner FuE-Ausgaben nur die privaten Erträge 
aus seiner FuE-Tätigkeit. Es kommt so zu einer Unter- 
investition in FuE, da die Auswirkungen des durch 
FuE erzeugten Wissens auf andere Wirtschaftsakteure 
nicht hinreichend berücksichtigt werden. Staatliche 
Maßnahmen können dazu beitragen, dieses Markt- 
versagen teilweise auszugleichen. 

Bei der Förderung von FuE kann der Staat mit unter- 
schiedlichen Prioritäten auf den Ausbau der öffent- 
lichen Forschung setzen oder alternativ die Durch- 
führung von FuE in der Wirtschaft unterstützen. In 
Deutschland liegt der öffentliche Anteil der gesamt- 
wirtschaftlichen FuE-Ausgaben bei etwa einem Drit- 
tel. Die verbleibenden zwei Drittel entfallen auf privat- 
wirtschaftliche Ausgaben. Der Großteil der staatlichen 
FuE-Ausgaben in Deutschland fließt in Hochschulen 
(39 Prozent) und außeruniversitäre Forschungsein- 
richtungen (48 Prozent). 13 Prozent der staatlichen 
Ausgaben kommen als FuE-Förderung dem priva- 
ten Sektor zugute. 

Die öffentliche Finanzierung der Forschung umfasst 
einerseits die institutioneile Förderung sowie ande- 
rerseits die Projektförderung. Erstere beinhaltet die 
Grundfinanzierung der Hochschulen und der außer- 
universitären Forschungseinrichtungen einschließlich 
der Institute der Ressortforschung. Der Staat kon- 
zentriert sich hierbei überwiegend auf die Finanzie- 
rung von Grundlagenforschung. Diese wird aufgrund 


Nicht-Rivalität und Nicht-Ausschließbarkeit 
von Wissen 


Wissen zeichnet sich aus ökonomischer Sicht durch 
zwei wichtige Merkmale aus. Erstens liegt Nichtriva- 
lität im Konsum vor - eine Nutzung durch einen 
Akteur verringert nicht die Nutzungsmöglichkeiten 
anderer Akteure. Zweitens können andere Akteure 
gar nicht oder nur bedingt von einer Nutzung des 
Wissens ausgeschlossen werden (Nicht-Ausschließ- 
barkeit). Wenn das von einem innovierenden Unter- 
nehmen generierte Wissen diese Eigenschaften auf- 
weist, können konkurrierende Marktteilnehmer das 
Wissen unentgeltlich nutzen. In der ökonomischen 
Realität trifft diese Situation vor allem im Bereich 
der Grundlagenforschung zu. In der angewandten 
Forschung und Entwicklung können Unternehmen 
dahingegen versuchen, ihr durch FuE erzeugtes Wis- 
sen geheim zu halten oder die Nutzung durch Drit- 
te mit Hilfe von Schutzrechten wie Patenten ein- 
zuschränken. Beide Maßnahmen stellen aber in der 
Regel nur einen bedingten Ausgleich für das vor- 
liegende Marktversagen dar. 


besonders starker externer Effekte, wie in Box 16 
beschrieben, nur in geringem Umfang vom priva- 
ten Sektor betrieben. Daher ist die öffentliche För- 
derung in diesem Bereich besonders wichtig. Auch 
ein Teil der Projektförderung (beispielsweise durch 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft) unterstützt die 
Grundlagenforschung. Der Großteil der Mittel für die 
Projektförderung fließt jedoch in die anwendungs- 
orientierte Forschung. 

Bei der Förderung von FuE in der Wirtschaft steht 
vornehmlich die vorwettbewerbliche, anwendungsori- 
entierte Forschung im Vordergrund. Hierfür stehen 
dem Staat unterschiedliche Instrumente zur Verfügung. 
Mittels einer Projektförderung in Fachprogrammen 
werden in der Regel bestimmte Technologien geför- 
dert. Exemplarisch sei hier das Fachprogramm .An- 
triebstechnologien für die Elektromobilität (ATEM)“ 
genannt, in dessen Rahmen das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie (BMWi) Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zu Antriebssystemen von 
Elektro- und Hybridfahrzeugen unterstützt. Bei tech- 
nologieunspezifischen Förderprogrammen nimmt der 
Staat hingegen keinen Einfluss auf die Art oder die 
Inhalte der geförderten Technologien. Ein Beispiel 
stellt das Programm „Zentrales Innovationsprogramm 
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Mittelstand (ZIM)“ dar, in dessen Rahmen die Bun- 
desregierung Zuschüsse und zinsgünstige Darlehen 
zur Finanzierung von Forschungs- und Innovations- 
projekten in KMU gewährt. 

Eine indirekte Form der Förderung ist die steuer- 
liche FuE-Förderung. Ökonomisch betrachtet senkt 
diese die marginalen Kosten der Durchführung von 
FuE. Dieses Instrument steht in der Mehrheit der 
OECD- und der EU-Mitgliedsstaaten zur Verfügung. 
Deutschland macht bislang von dieser Förderung kei- 
nen Gebrauch. 


Positive Effekte der Grundlagenforschung 

Obgleich der Staat im Bereich der Grundlagen- 
forschung eine nahezu flächendeckende Finanzierung 
vomimmt, stellt die Quantifizierung der Erträge, die 
daraus resultieren, eine große Herausforderung dar. 
Dies liegt unter anderem in der Tatsache begrün- 
det, dass das aus der Grundlagenforschung generierte 
Wissen selten in kodifizierter Fomi vorliegt, sondern 
oft impliziter Natur ist. Bei der Vermittlung dieser 
Art von Wissen spielen demnach erfahrungsbasierte 
Problemlösungs- und Lernprozesse eine wichtige Rol- 
le. 292 Diese lassen sich nur selten statistisch erfassen. 

In den vergangenen Jahren wurde dennoch im Rah- 
men zahlreicher Studien versucht, die Wirkung der 
öffentlich geförderten Grundlagenforschung auf pri- 
vate Unternehmen aufzuzeigen. 293 Befragungen von 
Unternehmen und ökonometrische Studien weisen 
darauf hin, dass sich eine Zusammenarbeit mit öf- 
fentlich geförderten Forschungseinrichtungen sowohl 
positiv auf die Entwicklung neuer Produkte als auf 
den Umsatz der Unternehmen auswirkt. Darüber 
hinaus wird einem informellen Austausch zwischen 
Wirtschaft und staatlich geförderter Forschung hohe 
Bedeutung beigemessen. 294 

Zudem leistet die Grundlagenforschung in Hochschu- 
len und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
einen wichtigen Beitrag zur Ausbildung hochqualifi- 
zierter Arbeitskräfte, die nach erfolgter Ausbildung 
und wissenschaftlicher Tätigkeit an einer Hochschule 
oder öffentlichen Forschungseinrichtung eine Anstel- 
lung in der Industrie finden. Die analytische Problem- 
lösungskompetenz dieser Mitarbeiter ist für die kom- 
plexen Arbeitsabläufe in der Wirtschaft oft unver- 
zichtbar. Ein positiver Effekt des Personaltransfers 


von Wissenschaftlern aus der öffentlich geförder- 
ten Forschung in private Unternehmen liegt dem- 
nach auf der Hand, ist aber nicht präzise quantifi- 
zierbar. 295 


Staatliche FuE-Förderung schafft Anreize 
für zusätzliche private FuE-Aktivitäten 

In den letzten Jahren haben zahlreiche Studien unter- 
sucht, wie sich eine öffentliche FuE-Förderung auf 
die FuE-Ausgaben von Unternehmen auswirken. Diese 
Studien zeigen, dass staatliche FuE-Förderung zu 
einer Erhöhung der privaten FuE-Ausgaben führt. 296 
Befürchtungen, dass geförderte Unternehmen im Rah- 
men sogenannter Mitnahmeeffekte ihre privaten FuE- 
Ausgaben durch staatliche Fördermittel in beträchtli- 
chem Umfang substituieren, konnten entkräftet wer- 
den. Mitnahmeeffekte treten üblicherweise in relativ 
geringem Umfang auf. 297 Über die genaue Höhe der 
Fördereffekte konnte die Forschung bisher noch kein 
einheitliches Bild zeichnen. So haben staatlich geför- 
derte Unternehmen privat finanzierte FuE-Ausgaben, 
die um etwa 15 bis 40 Prozent höher liegen als in ver- 
gleichbaren Unternehmen, die nicht in den Genuss 
staatlicher Förderung kommen. 298 

Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen staatlicher 
FuE-Förderung 

Von dem im Zuge von FuE-Aktivitäten gewonne- 
nen neuen Wissen profitiert im Allgemeinen nicht 
nur das FuE treibende Unternehmen selbst. Vielmehr 
erzielen auch andere Unternehmen indirekte Erträge, 
die im Zuge sogenannter Wissensspillover zustande 
kommen. Empirische Studien bestätigen die Exis- 
tenz dieser indirekten Erträge und zeigen, dass die- 
se ähnlich hoch sind wie die direkten Erträge der 
Unternehmen, die in eigene FuE investiert haben. 299 

Allerdings zeigen die Ergebnisse auch, dass das 
Ausmaß dieser Wissensspillover vom Umfang der 
FuE-Tätigkeit des durch Extemalitäten begünstigten 
Unternehmens abhängt. Nicht alle Unternehmen pro- 
fitieren gleichermaßen von externem Wissen. Viel- 
mehr kommt es darauf an, ob ein Unternehmen aus- 
reichend kompetent ist, das in anderen Unternehmen 
vorhandene Wissen für sich nutzbar zu machen. 300 
Diese Fähigkeit wird in der Regel durch eigene FuE- 
Aktivitäten gestärkt. 
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Staatliche Förderung, die auf Wohlfahrtsgewinne im 
Inland abzielt, muss auch berücksichtigen, in wel- 
chem Verhältnis nationale Wissensspillover zu inter- 
nationalen Wissensflüssen stehen. Die Umsetzung von 
Forschungsresultaten in Wertschöpfung kann in ein- 
zelnen Fällen im Ausland sehr viel schneller als im 
Inland erfolgen. Auf diese Problematik gehen neuere 
Forschungsarbeiten zu internationalen Wissensspill- 
over explizit ein. Kleine, offene Volkswirtschaften 
(z. B. Kanada, Schweden) sind von diesen Effekten 
besonders betroffen. 301 Aber auch für Deutschland 
gilt: Dort, wo öffentliche Forschung nicht auf ein 
genügend stark entwickeltes industrielles Umfeld 
stößt oder wo die absorptiven Fähigkeiten von 
Unternehmen im Inland für eine Innovation nicht 
genügend entwickelt sind, kann keine starke För- 
derwirkung entstehen. Forschung mag dann zwar in 
Deutschland in hohem Maße gefördert werden, die 
industrielle Umsetzung erfolgt hingegen überwie- 
gend im Ausland. 

Staatliche Forschungsförderung sollte daher schwer- 
punktmäßig dort ansetzen, wo es bereits ein hoch 
entwickeltes nationales Innovationssystem gibt oder 


wo dieses mit hohen Erfolgschancen entstehen kann. 
In diesem Zusammenhang wird von einem ökologi- 
schen System der Innovation gesprochen (ecology of 
innovation) 302 . Dieses umfasst neben hoch entwickel- 
ter wissenschaftlicher Forschung eine effektive Zu- 
sammenarbeit zwischen Hochschulen und Industrie, 
die Präsenz von Unternehmen mit eigener FuE vor 
Ort, die Verfügbarkeit von Wagniskapital, ein hoch 
entwickeltes Patentsystem sowie eine staatliche Re- 
gulierung, die den Innovationsprozess auf dem be- 
treffenden Gebiet unterstützt. Diese Elemente schaf- 
fen Verstärkungsmechanismen und tragen dazu bei, 
dass öffentlich finanzierte Forschung starke Wirkun- 
gen im Inland entfaltet. 

Steuerliche FuE-Förderung generiert zusätzliche 
private FuE-Ausgaben 

26 der 34 OECD-Staaten und 15 der 27 EU-Mitglieder 
bieten heute eine steuerliche FuE-Förderung. In zahl- 
reichen OECD-Staaten übersteigt der Anteil steuer- 
licher FuE-Förderung bereits den Anteil direkter staat- 
licher Förderung (siehe Abbildung 20). 


Anteil der FuE-Ausgaben im Wirtschaftssektor, der direkt und indirekt 
durch den Staat finanziert wird, 2008 (Angaben in Prozent) 


m Steuerliche Förderung h Projektbasierte Förderung 



Quelle: OECD Main Science and Technology Indicators 2011-1 und OECD STI Scoreboard 2011. Berechnungen des ZEW. 
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Die Ausgestaltung dieser Förderung ist dabei über 
die Länder hinweg sehr unterschiedlich. 303 In jedem 
Fall belegen verschiedene Evaluationsstudien je- 
doch, 304 dass durch eine steuerliche FuE-Förderung 
eine Ausweitung der privaten FuE -Ausgaben bewirkt 
wird. 305 Eine umfängliche Bewertung steuerlicher 
FuE-Förderung wurde unlängst durch ein kanadi- 
sches Expertengremium, den Industrial Research and 
Innovation Council (IRIC), vorgelegt. 306 Der Bericht 
unterstreicht die zentrale Bedeutung der steuerlichen 


FuE-Förderung, von der vor allem KMU profitieren. 307 
Mit dem Instrument der steuerlichen FuE-Förderung 
werben viele Staaten aber auch erfolgreich um aus- 
ländische Investitionen. 308 Längst hat sich die steu- 
erliche FuE-Förderung so zu einem Instrument der 
Standortkonkurrenz entwickelt. 309 Ohne die Einfüh- 
rung einer steuerlichen FuE-Förderung besteht die 
Gefahr, dass Deutschland im weltweiten Wettbewerb 
um Standorte multinationaler Unternehmen und for- 
schungsintensiver Branchen ins Hintertreffen gerät. 310 


BOX 17 Steuerliche FuE-Förderung 


Eine aktuelle Studie 311 untersucht die Gestaltungs- 
varianten und Auswirkungen der Einführung einer 
steuerlichen FuE-Fördermaßnahme in Deutschland. 
Die Studie weist darauf hin, dass das geltende 
deutsche Steuerrecht eine Reihe von innovations- 
feindlichen Elementen aufweist. Dazu gehören die 
Diskriminierung der Eigenfinanzierung gegenüber 
der Fremdfinanzierung, die eingeschränkten Ver- 
lustverrechnungsmöglichkeiten sowie die Behand- 
lung immaterieller Vermögenswerte im Rahmen der 
Gewerbesteuer und bei grenzüberschreitenden Funk- 
tionsverlagerungen. 

Die Verfasser weisen darauf hin, dass eine steuer- 
liche FuE-Förderung auf die direkte Stärkung des 
wirtschaftlichen Wachstums abzielt. Sie empfeh- 
len zur Umsetzung der im Koalitionsvertrag ge- 
planten Maßnahme eine volumenbasierte Förde- 
rung, bei der eine Steuergutschrift gewährt wird, 
die proportional zur Höhe der FuE-Ausgaben des 
Unternehmens ist. Bei einem Fördersatz von 10 
Prozent (für alle Unternehmen) 312 würde eine sol- 
che Maßnahme zunächst Steuerausfälle in Höhe von 
ca. 4,75 Milliarden Euro verursachen. Bei einem 
Fördersatz von 5 Prozent würden Steuerausfäl- 
le von 2,38 Milliarden Euro zu verzeichnen sein. 
Eine besonders interessante Variante wird in einer 
Steuergutschrift auf FuE-Personalaufwendungen ge- 
sehen. Diese Gutschrift ließe sich mit der monat- 
lich abzuführenden Lohnsteuer verrechnen, so dass 
unmittelbare Liquiditätseffekte für die betroffenen 
Unternehmen auftreten würden. 

Die Studie schätzt neben den fiskalischen Kosten 
einer steuerlichen FuE-Förderung in Deutschland auch 
deren gesamtwirtschaftliche Auswirkungen. Überträgt 


man die relativ stabilen Ergebnisse internationaler 
Studien auf Deutschland, so kann man davon aus- 
gehen, dass für jeden Euro, der der öffentlichen 
Hand als Steuereinnahme entgeht, zusätzliche FuE- 
Ausgaben von etwa 1,25 Euro getätigt werden. Für 
relativ konservative Parameterannahmen 313 ermit- 
telt die Studie einen volkswirtschaftlichen Netto- 
nutzen der Maßnahme von etwa 750 Millionen 
Euro. 314 Das entspricht etwa 15 Prozent des einge- 
setzten Finanzvolumens. Eine 10-prozentige FuE- 
Förderung würde einer Wachstumssteigerung von 
0, 1 Prozentpunkten des BIP entsprechen. Der große 
Vorteil der Maßnahme - neben ihrer wirtschaftlichen 
Effektivität - liegt darin, dass die Entscheidung 
darüber, wann, wo und wie Unternehmen in FuE 
investieren wollen, unabhängig von staatlichen Ent- 
scheidungen und Antragsverfahren erfolgen könnte. 

Die Expertenkommission hat in früheren Gutach- 
ten darauf aufmerksam gemacht, dass sich das 
Instrument der steuerlichen FuE-Förderung flexibel 
anpassen lässt. Sollte die Politik sie zur Begren- 
zung der Steuerausfälle vorsehen wollen, so könnte 
die Steuergutschrift gedeckelt werden oder es könn- 
ten für Großunternehmen geringere Fördersätze 
vorgesehen werden. Damit ließe sich die Förder- 
wirkung auf KMU konzentrieren. Dieses Vorgehen 
lässt sich vor dem Hintergrund rechtfertigen, dass 
Finanzierungsrestriktionen stärker auf KMU als 
auf Großunternehmen wirken. Eine derartig ange- 
passte Maßnahme würde dann aber in geringerem 
Umfang der Standortsicherung zugute kommen. 
Verlagerungen von FuE-Standorten werden näm- 
lich bevorzugt von Großunternehmen vorgenom- 
men. Bekannt ist beispielsweise, dass große deut- 
sche Automobilproduzenten in größerem Umfang 
FuE-Labore nach Österreich verlegt haben, um die 
steuerliche FuE-Förderung in Österreich zu nutzen. 
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Verbesserung der Wirkungsanalyse 

Verbesserungen in der Effizienz der staatlichen FuE- 
Förderung sind außerdem von einer verstärkten und 
qualitativ verbesserten Wirkungsanalyse zu erwarten. 
In den vergangenen Jahren haben wissenschaftlich 
fundierte Verfahren zur verbesserten Evaluierung der 
FuE-Förderung beigetragen. Dennoch kann von einer 
systematischen Wirkungsanalyse in der Innovations- 
forschung bisher noch nicht die Rede sein. Im Unter- 
schied dazu konnte die Arbeitsmarktforschung bereits 
seit den 1990er Jahren bedeutende Fortschritte in der 
Analyse der Wirksamkeit staatlicher Förderung ver- 
buchen. Die Etablierung systematischer Standards bei 
der Evaluierung von Maßnahmen hat so eine trag- 
fahige Grundlage für aussagekräftge Analysen ge- 
schaffen. Dabei hat vor allem die Spezifikation von 
Kontrollgruppen eine wichtige Rolle gespielt. 315 Stu- 
dien unter Einbeziehung von Kontrollgruppen haben 
auch in der Innovationsforschung erste aussagekräftige 
Ergebnisse geliefert, so im Zuge der Evaluierungen 
des High-Tech-Gründerfonds 316 sowie der Techno- 
logie- und Innovationsförderung im Mittelstand. 317 

Aufbau einer geeigneten Dateninfrastruktur 

Die für eine Wirkungsanalyse essenziellen Daten 
werden bereits heute in FuE-Förderdatenbanken des 
Bundes erfasst. Dennoch ist die uneingeschränkte 
Nutzung dieser Daten für wissenschaftliche Analysen 
nicht vorgesehen. Die Expertenkommission fordert 
daher, bereits bestehende Datensätze aus FuE-För- 
derdatenbanken Wissenschaftlerinnen und Wissen- 
schaftlern auf unbürokratischem Wege zur Verfügung 
zu stellen. 318 

Neben einer bloßen Bereitstellung bereits vorhan- 
dener Daten ist der Aufbau einer verlässlichen und 
kohärenten Dateninfrastruktur unerlässlich. Andere 
Länder konnten auf diesem Gebiet bereits erste Erfolge 
verbuchen. Neben Belgien und Brasilien sind vor 
allem die USA Vorreiter beim Aufbau von Daten- 
banken, in denen Informationen zu öffentlicher For- 
schungsförderung gebündelt und wissenschaftliche 
Ergebnisse und Auswirkungen öffentlicher Forschung 
dokumentiert werden (siehe Box 18). Aufgrund der 
positiven Erfahrungen, die einige Länder mit der Eta- 
blierung solcher Datenbanken bereits gemacht haben, 
empfiehlt die Expertenkommission eine Initiierung 
ähnlicher Projekte in der Bundesrepublik. 


STAR METRICS-Programm 


STAR METRICS („Science and Technology in 
Americas Reinvestment - Measuring the Effects 
of Research on Innovation, Competitiveness and 
Science“) wurde als ein Kooperationsprojekt zwi- 
schen dem US-amerikanischen Office of Science 
and Technology Policy sowie der National Science 
Foundation und den National Institutes for Health 
ins Leben gerufen. Ziel des Projektes ist der Aufbau 
einer einheitlichen Dateninfrastruktur als Grundlage 
standardisierter Evaluationsmethoden zur Analyse 
von Forschungsprojekten in den Vereinigten Staaten. 
Durch die Bündelung administrativer Tätigkeiten des 
Berichtswesens soll so zukünftig eine umfangrei- 
che Kosten-Nutzen-Analyse von Forschungsprojek- 
ten ermöglicht werden. Das Programm startete im 
Jahr 2009 mit insgesamt sieben Forschungsinsti- 
tuten. Im Jahr 2010 partizipierten bereits 60 For- 
schungsinstitute am Projekt, 50 weitere haben ihr 
Interesse an einer zukünftigen Mitarbeit bekundet. 

Der Aufbau des STAR METRICS-Programms glie- 
dert sich in zwei Stufen. Die erste Stufe dient der 
Ermittlung direkter Effekte von öffentlichen For- 
schungsinvestitionen auf die Beschäftigungssitua- 
tion im Wissenschaftssektor. Da die dazu benö- 
tigten Daten bereits in den partizipierenden For- 
schungseinrichtungen erhoben werden, dient diese 
erste Stufe vor allem einer systematischen Auswir- 
kung bereits vorhandener Informationen. Schließ- 
lich wird in Stufe zwei der Versuch einer weitrei- 
chenden Erfassung von wissenschaftlichen, sozialen 
und ökonomischen Effekten von Forschungsinves- 
titionen unternommen. Regierungsverantwortliche 
und Vertreter von Forschungseinrichtungen werden 
vor Beginn der Erhebung einbezogen, um die Be- 
richtsform sowie einheitliche Evaluationsindikatoren 
und -methoden zu definieren. Etliche Pilotprojekte 
wurden im Rahmen von STAR METRICS bereits 
angestoßen. Damit folgt die Innovationsforschung 
erfolgreichen Beispielen auf den Gebieten der Bil- 
dungs-, Arbeits- und Gesundheitsforschung. 319 
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B 5 HERAUSFORDERUNG CHINA 


China als Wachstumsmotor der Weltwirtschaft 

Der Aufstieg Chinas zu einer der weltweit führenden 
Wirtschaftsmächte ebenso wie dessen verstärkte An- 
strengungen in Wissenschaft, Forschung und Hoch- 
technologie zwingen dazu, sich eingehend mit dem 
Innovationssystem Chinas zu befassen. Die Wettbe- 
werbsposition Deutschlands wird durch China ganz 
entscheidend beeinflusst. China weist seit drei Jahr- 
zehnten ein beeindruckendes Wirtschaftswachstum auf 
und spielt eine tragende Rolle als Motor und Sta- 
bilisator der weltwirtschaftlichen Entwicklung. Die 
durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten lagen 
bislang in der Größenordnung von 10 Prozent. Selbst 
die globale Wirtschafts- und Finanzkrise 2008-2009 
vermochte diese enorme wirtschaftliche Entwicklung 
nicht wesentlich zu dämpfen. So wuchs das chinesi- 
sche BIP selbst im Jahr 2009 um 9,2 Prozent (Welt- 
wirtschaft im Vergleich -0,7 Prozent, Deutschland 
-5,1 Prozent). 320 2010 betrug das Wachstum des chine- 
sischen BIP 10,3 Prozent und 2011 wurde eine Steige- 
rung von 9,2 Prozent erzielt. 321 Nachdem China 
die Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2007 als 
drittgrößte Wirtschaftsnation ablöste, 322 überholte es 
im Jahr 2010 Japan, die bis dahin weltweite Num- 
mer zwei. Unter der Annahme einer annähernd gleich 
bleibenden Wachstumsdynamik wird China in abseh- 
barer Zeit die USA einholen und zur weltweit größ- 
ten Volkswirtschaft aufsteigen. 323 

Grundlage für das Wachstum Chinas in den vergan- 
genen Jahrzehnten waren fundamentale und kontinu- 
ierliche Reformen des gesamten Wirtschaftssystems. 
Diese wurden seit 1978 durch Deng Xiaoping ein- 
geleitet und beschränkten sich anfänglich auf Dere- 
gulierungsversuche im Landwirtschaftssektor. Be- 
stärkt durch den Erfolg dieser Maßnahmen wurden 
weitergehende Deregulierungsprozesse im Indus- 
trie- und schließlich auch in begrenztem Umfang 
im Dienstleistungssektor initiiert. 324 Trotz der einge- 
leiteten wirtschaftlichen Reformen blieb das Einpar- 
teiensystem unter Führung der KP Chinas weitge- 
hend unangetastet. 

Der Übergang zu einem marktwirtschaftlichen System 
war begleitet von Maßnahmen zur Ansiedlung aus- 
ländischer Unternehmen in China. Die Regierung in 
Peking verband die selektive Öffnung des chinesischen 


Marktes stets mit konkreten Erwartungen an aus- 
ländische Investoren, Technologien und Know-how 
nach China zu transferieren. Durch erzwungene Joint- 
ventures mit chinesischen Staatsbetrieben und Vor- 
gaben für den Aufbau von Produktion und FuE in 
China sollte der Technologierückstand überwunden 
werden. Doch obwohl die chinesischen Unterneh- 
men ihre Produktivität und Innovationsfähigkeit kon- 
tinuierlich steigern konnten, blieb das Ergebnis der 
chinesischen Industrie- und Technologiepolitik lange 
Zeit hinter diesen Erwartungen zurück. Noch immer 
sind die chinesischen Hochtechnologie-Produkte in 
hohem Maße von Know-how und Vorprodukten aus 
dem Ausland abhängig. Auch die Qualität von For- 
schung und Entwicklung hat noch nicht das Niveau 
der Triadeländer (USA, Japan, EU) erreicht. 325 Der 
Staatsrat hat daher im Jahr 2006 einen Langfristplan 
für Wissenschaft und Technik vorgelegt, der die Leis- 
tungsfähigkeit des chinesischen Innovationssystems 
steigern und in erster Linie die inländischen Kom- 
petenzen stärken soll. 326 

Bei der Reformierung des Wirtschaftssystems kam den 
Sonderwirtschaftszonen eine besondere Rolle zu. Hier 
wurden wirtschaftliche Neuerungen getestet, bevor 
sie landesweit umgesetzt werden. Mit der Gründung 
der ersten Sonderwirtschaftszone Shenzhen begann 
1979 die „Politik der offenen Tür“, wie sie seit 1983 
offiziell bezeichnet wird. Der chinesische Markt wurde 
schrittweise für ausländische Waren, Technologien 
und Investitionen geöffnet. Auch ausländische Unter- 
nehmen begannen, sich in den Sonderwirtschafts- 
zonen anzusiedeln. Diese wurden oft branchenspe- 
zifisch ausgerichtet und wiesen von Beginn an eine 
starke Exportorientierung auf. Im Zuge der Neuaus- 
richtung der chinesischen Innovationsstrategie und 
der Öffnung des gesamten Landes hat die Bedeu- 
tung dieser Sonderwirtschaftszonen allerdings seit 
2000 abgenommen. Mit dem 2001 vollzogenen Bei- 
tritt zur Welthandelsorganisation (WTO) wurde ein 
verstärkter Prozess der Integration in die Weltwirt- 
schaft eingeleitet, bei dem die Rolle von Sonder- 
wirtschaftszonen im Vergleich zu anderen Struktur- 
veränderungen zurückgedrängt wird. 

Wachstum geht mit zunehmenden 
Ungleichheiten einher 

Das dynamische Wachstum Chinas ist von Disparitäten 
und Strukturungleichgewichten enormen Ausmaßes 
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begleitet. Geographische, soziale und politische Dis- 
paritäten bergen hohe Konfliktpotenziale in sich und 
müssen immer wieder durch enonne Anstrengungen 
unter Kontrolle gebracht werden. Die neu geschaf- 
fenen Wachstumszentren tragen bis heute erheblich 
zum Wirtschaftsboom bei, verschärfen aber die wirt- 
schaftlichen und sozialen Ungleichheiten zwischen 
den fortschrittlichen Küstenregionen und den ökono- 
misch rückständigen Regionen vor allem im Westen 
Chinas. 327 Die wirtschaftliche und soziale Auseinan- 
derentwicklung bleibt dabei nicht auf das Verhält- 
nis der Provinzen untereinander beschränkt, sondern 
schlägt sich auch in einem ausgeprägten Stadt-Land- 
Ge falle und damit einhergehender Landflucht nieder. 328 

Starkes Wachstum geht mit wachsender Ungleich- 
heit von Einkommen und Vennögen einher. China 
weist heute ausgeprägte soziale Gegensätze und daraus 
resultierende Konflikte auf. Bereits im Jahr 2003 
entfielen auf die reichsten 10 Prozent der Bevölke- 
rung rund 30 Prozent der Einkommen, dagegen auf 
die ärmsten 10 Prozent nur 1,8 Prozent. 329 Proble- 
matisch ist zudem, dass die Ungleichheit innerhalb 
der Bevölkerung weiter wächst. Die steigende sozi- 
ale Ungleichheit wird durch den Anstieg des Gini- 
Index 330 von 0,29 auf 0,42 zwischen 1990 und 2007 
illustriert. 331 Positiv hervorzuheben ist allerdings der 
deutliche Rückgang der in Armut lebenden Men- 
schen. So weist China seit den 1980er Jahren eine 
signifikante Verbesserung des zur Annutsmessung 
gebräuchlichen Headcount-Index (Weltbank) auf. 332 
Parallel dazu stieg der von den Vereinten Nationen 
zur Bemessung des Wohlstandes eines Landes erho- 
bene Human Development Index , 333 

Zentrale Steuerung wird neu ausgerichtet 

Ungeachtet der umfassenden marktwirtschaftlichen 
Refonnen sind die Fünfjahrespläne weiterhin ein zen- 
trales Steuerungsinstrument der chinesischen Führung. 
Dabei hat sich das Verständnis der Funktionsweise 
von Plänen in den vergangenen Jahren verändert. 
Seit Verabschiedung des 11. Fünfjahresplanes haben 
Pläne nicht mehr den Charakter einer „Anweisung“, 
sondern eher die Funktion einer „Makrosteuerung“. 334 
Obwohl viele der Planziele erreicht wurden und das 
jährliche Wirtschaftswachstum mit 10 Prozent die 
vorgesehene 7,5 Prozent-Marke deutlich übertroffen 
hat, gelang die Umsteuerung auf ein neues, binnen- 
marktgetragenes Wachstumsmodell bisher nur bedingt. 


Sowohl die Steigerung der Innovationsleistung der 
Unternehmen wie auch die Verringerung sozialer 
Ungleichheiten und der Ausbau der Binnennachfrage 
blieben hinter den selbstgesetzten Zielen zurück. 
Ministerpräsident Wen Jiabao kritisierte die wirt- 
schaftliche Entwicklung daher offen als „unausge- 
glichen, unkoordiniert und nicht nachhaltig“. 335 Die 
Transformation des chinesischen Wachstumsmodells 
hin zu mehr sozialer, technischer und ökologischer 
Nachhaltigkeit soll nun im Rahmen des 12. Fünf- 
jahresplans forciert werden. Entsprechend wird nicht 
mehr „Wachstum“, sondern „Entwicklung“ als zen- 
trales Ziel in den Vordergrund gestellt. In diesem 
Kontext hat sich auch Präsident Hu Jintao mehr- 
fach für ein „inklusives Wachstum“ ausgesprochen, 
ein Wachstum, von dem alle Bürger profitieren sol- 
len. 336 Die neuere chinesische Wirtschaftspolitik be- 
tont den Ausbau des Binnenmarktes und eine Ver- 
ringerung der Exportabhängigkeit. Hierbei wird ein 
verringertes Wirtschaftswachstum in der Größenord- 
nung von 7 Prozent p.a. in Kauf genommen. 

Hohe Priorität auf Forschung und Innovation 

China setzt gezielt auf den Ausbau von Wissen- 
schaft und Forschung und verfolgt eine offensive 
Innovationsstrategie. Die nationalen FuE-Ausgaben 
stiegen zwischen 1995 und 2009 von 11 Milliarden 
auf 154 Milliarden US-Dollar an. 337 Dies entspricht 
einer durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate 
von 21 Prozent. Im selben Zeitraum sind die FuE- 
Ausgaben im Durchschnitt der OECD-Staaten um 6 
Prozent und in Deutschland um 5 Prozent pro Jahr 
erhöht worden. Die hohe Prioritätensetzung auf For- 
schung und Innovation wird durch die kontinuierliche 
Steigerung der FuE-Intensität unterstrichen. Betrug 
der Anteil der FuE-Ausgaben am BIP im Jahr 1992 
lediglich 0,6 Prozent, so wurde diese Kennziffer bis 
2009 auf 1,7 Prozent gesteigert und erreicht heute 
vergleichbare Werte wie etwa Großbritannien oder die 
Niederlande. Das durch die Regierung für 2010 an- 
gesetzte Ziel von 2,0 Prozent wurde zwar nicht termin- 
gerecht umgesetzt, wurde aber wahrscheinlich 2011 
erreicht. Durch weitere FuE- Anstrengungen des Staa- 
tes ebenso wie durch Fördermaßnahmen im Bereich 
der Wirtschaft soll die relative Bedeutung von FuE 
konsequent weiter erhöht werden. Für 2015 verfolgt 
die chinesische Regierung das Ziel, die FuE-Inten- 
sität auf 2,2 Prozent zu erhöhen, bis 2020 soll ein 
Wert von 2,5 Prozent erreicht werden. 338 
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Durch den ehrgeizigen Ausbau des nationalen FuE- 
Systems hat China seit 2000 schrittweise, zumin- 
dest in quantitativer Hinsicht, die FuE-Stärke meh- 
rerer großer Industriestaaten erreicht. Bereits zu 
Beginn der vergangenen Dekade wurden Großbri- 
tannien und Frankreich überholt, seit 2006 wendet 
China absolut mehr für FuE auf als die Bundesrepu- 
blik Deutschland. Mit FuE- Ausgaben von 154 Milli- 
arden US-Dollar hat China seit 2009 auch Japan 
vom 2. Rang weltweit und von der bislang führen- 
den Position in Asien verdrängt. 339 Der Ausbau des 
nationalen FuE-Systems geht vor allem auf starke 
Steigerungen von FuE in der Wirtschaft zurück. So- 
wohl chinesische Unternehmen wie auch ausländische 
Konzerne in China haben ihre Engagements in FuE 
beständig verstärkt. Machten die FuE-Ausgaben der 
Wirtschaft bis 1995 lediglich 0,25 Prozent des BIP 
aus, so wurde dieser Wert bis 2009 auf 1,25 erhöht. 
Im Jahr 2009 hat der chinesische Wirtschaftssek- 
tor 113 Milliarden US-Dollar für FuE aufgewen- 
det. Auch diesbezüglich erreicht China mittlerweile 
weltweit Rang zwei vor Japan und etwa die dop- 
pelte Größe der FuE-Kraft der deutschen Wirtschaft. 
Die jährliche Wachstumsrate der FuE-Ausgaben der 
Wirtschaft Chinas liegt mit 26 Prozent erheblich über 
den Vergleichswerten in Deutschland (5,4 Prozent), 
in den USA (6,4 Prozent) oder im Vergleich zur 
Gruppe der OECD-Staaten (6,5 Prozent). Im inter- 
nationalen Vergleich sollte allerdings einschränkend 
vermerkt werden, dass es starke Unterschiede in der 
FuE-Datenerfassung zwischen China und den OECD- 
Ländem gibt. 340 

Industriepolitische Strategie 

China hat in seinen hochentwickelten Regionen einen 
Transformationsprozess hin zu einem modernen In- 
dustriestaat vollzogen. Dabei wurde konsequent auf 
neueste Technologie und ausländisches Know-how 
gesetzt. In der ersten Phase der Öffnung zwischen 
1978 und 1995 wurde ein Schwerpunkt auf den Aus- 
bau des verarbeitenden Gewerbes gelegt, anfänglich 
zumeist auf lohnintensive und exportorientierte In- 
dustrien. Die Entwicklungsstrategie setzte parallel bei 
folgenden vier Typen von Wirtschaftseinheiten an: 
(1) Großen, staatseigenen Unternehmen (SOE), die in 
strategisch wichtigen Wirtschaftsbereichen (z. B . Ener- 
gieerzeugung, Telekommunikation) eine Schlüssel- 
stellung einnehmen. (2) Joint-Ventures zwischen aus- 
ländischen Unternehmen und staatlichen Betrieben 


(z.B. in der Automobil- und Chemieindustrie). (3) 
Neu entstehende chinesische Mittelstandsuntemeh- 
men mit hohen Wachstumspotentialen. (4) Tochter- 
gesellschaften ausländischer Unternehmen mit eige- 
ner Fertigung und auch eigener FuE. 

Bereits seit Mitte der 1990er Jahre erfolgte eine starke 
Schwerpunktsetzung auf Hochtechnologie und auf 
wissensintensive Industrien und Dienstleistungsberei- 
che. Eigene FuE, der Ausbau von Hochtechnologie- 
sektoren und die Förderung sogenannter nationaler 
Champions spielten eine zunehmend wichtige Rolle. 
Verstärkt wurden in dieser Zeit die Computer-, Elek- 
tronik- und Telekommunikationsindustrie ausgebaut. 
Gemeinsam mit Unternehmen aus Asien und den 
USA wurden Offshore-Zentren etabliert, in denen 
ausländische Unternehmen vor Ort für den Export 
produzieren. China realisierte dadurch wachsende An- 
teile der Wertschöpfung und Exporte in der Infor- 
mations- und Kommunikationsindustrie. In weiteren 
Schlüsselindustrien wurden während des 10. und 11. 
Fünfjahresplans Produktions- und Entwicklungska- 
pazitäten erweitert. Insbesondere beim Ausbau der 
Automobil- und Zuliefererindustrie, der Chemie- 
industrie und des Maschinen- und Anlagenbaus in 
China haben deutsche Unternehmen eine wichtige 
Rolle als Wegbereiter und Investoren gespielt. 

Durch diese Maßnahmen wurde China zur „Fabrik der 
Welt“. Noch im Jahr 1990 lag das Land mit einem 
Anteil von 3 Prozent der Bruttowertschöpfiing des 
verarbeitenden Gewerbes an 7. Stelle der wichtigsten 
Produktionsstandorte weltweit. Bis 2007 hat China 
andere führende Wettbewerber wie z.B. Japan, 
Deutschland überflügelt und rangiert mit 14 Pro- 
zent des weltweiten Produktionsvolumens an zweiter 
Stelle unmittelbar hinter den USA. Auch als Produk- 
tionsstandort für Güter der Spitzentechnologie spielt 
China eine zunehmend wichtige Rolle. 341 Mit einem 
Anteil von 14 Prozent der Bruttowertschöpfung im 
Bereich der Spitzentechnologie erreicht China 2007 
den zweiten Platz unmittelbar hinter den Vereinig- 
ten Staaten. Dies reflektieren auch die Exportanteile, 
die in Abbildung 22 dargestellt werden. Im Bereich 
der FuE-intensiven Güter hat China den weltweiten 
Exportanteil zwischen 1995 und 2010 kontinuierlich 
gesteigert. 342 Für die USA und Japan reduzierten sich 
in diesem Zeitraum hingegen die Weltmarktanteile 
deutlich. Ein Beispiel für den gezielten Ausbau einer 
neuen Hochtechnologieindustrie bietet die Photovol- 
taikindustrie Chinas (siehe dazu Box 19). 
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Photovoltaikindustrie Chinas 


Der globale Markt für Solarzellenmodule wuchs 
zwischen 2000 und 2010 im Durchschnitt um mehr 
als 40 Prozent pro Jahr. 2010 erreichte das gesamte 
Marktvolumen einen Wert von 35 Milliarden Euro. 
Die Triebfeder hinter dieser rasanten Marktentwick- 
lung war das Bemühen einiger Länder, ihr Energie- 
versorgungssystem in Richtung Nachhaltigkeit zu 
transfonnieren. Die Umsetzung dieser Strategie er- 
folgte in Deutschland maßgeblich über das Energie- 
einspeisegesetz, das erhöhte Einspeisetarife festlegt. 
Die Einspeisetarife waren so dimensioniert, dass 
sowohl von der produzierenden Solarindustrie als 
auch von den Investoren in Solaranlagen erhebliche 
Gewinne realisiert werden konnten. Entsprechend 
dynamisch entwickelte sich die Nachfrage. 

Die chinesische Regierung und chinesische Unter- 
nehmen haben das Wachstumspotenzial des Solar- 
markts schnell erkannt und nach 2000 massiv in 
den Aufbau von Produktionskapazitäten im Bereich 
Photovoltaik investiert. Dieser Prozess wurde poli- 
tisch durch die umfangreiche Bereitstellung von 
vergünstigtem Kapital unterstützt. 343 Parallel dazu 
haben insbesondere deutsche und japanische Unter- 
nehmen ihre Produktionskapazität zügig ausgebaut. 
Dieser Prozess führte zum Aufbau einer beträcht- 
lichen Überkapazität im Bereich Photovoltaik- 
Modulproduktion. Ende 2011 stand einer Nachfrage 
von etwa 20 GWp 344 eine Modulproduktionska- 
pazität von mindestens 40 GWp gegenüber. Gut 
die Hälfte dieser Produktionskapazität ist in China 
beheimatet. 

Die Technologie- und Marktentwicklung hat zu einer 
starken Asymmetrie geführt: Aufgrund von Markt- 
einführungsprogrammen ist der Markt für photo- 
voltaische Module vor allem in Deutschland und 
einigen weiteren europäischen Ländern kontinuier- 
lich stark angestiegen. Ein Großteil der Produkte 
stammt allerdings aus China. 345 Mithin stellt sich 
die Frage, welche Auswirkungen sich aus dieser 
Entwicklung für Deutschland ergeben. 


Technologischer Fortschritt, Massenproduktion, Über- 
kapazitäten in der Produktion und aktuelle ökonomi- 
sche Krisen haben zu einer rasanten Preisreduktion 
für photovoltaische Module geführt (siehe Abbildung 
21). Dieser Preisverfall hat zum einen die Kosten für 
Solarstrom beträchtlich verringert, zum anderen aber 
die Gewinne der beteiligten Unternehmen weltweit 
sehr stark schrumpfen lassen. Die Preisreduktion im 
Bereich Photovoltaik-Module unterstützt Deutsch- 
land darin, eine kosteneffiziente und ökologisch ver- 
tretbare Stromerzeugung aufzubauen. 346 Der sola- 
re Beitrag zur deutschen Stromerzeugung betrug 
Ende 2011 3,2 Prozent und wird - getragen durch 
weitergehende Kostenreduktionen - weiter steigen. 

Im Bereich der Entwicklung und Lieferung von 
Produktionsanlagen hat Deutschland vom weltwei- 
ten Wachstum der Photovoltaikindustrie profitiert. 
Wesentliche und technologisch entscheidende Teile 
der heutigen Produktionslinien Chinas wurden von 
deutschen Maschinenbauunternehmen geliefert. 347 
Der Export von schlüsselfertigen Produktionsan- 
lagen und der Anlagenbau waren gleichzeitig aber 
auch der wesentliche Pfad des Know-how-Gewinns 
chinesischer Unternehmen im Bereich Photovoltaik. 
Ohne Zweifel werden einige deutsche Unternehmen 
durch die Konkurrenz aus China in ökonomische 
Schwierigkeiten gebracht. Es ist aber festzuhalten, 
dass dies auch für große chinesische Unternehmen 
gilt, die mit der Billigkonkurrenz aus dem eigenen 
Land nicht mithalten können. 348 

Deutschland verfügt im Bereich Photovoltaik über 
eine ausgezeichnete industrielle Basis und vermut- 
lich über die weltweit beste wissenschaftliche In- 
frastruktur. Es besteht daher die Chance, im Pho- 
tovoltaikbereich das hochwertige und technologisch 
anspruchsvolle Marktsegment zu bedienen. Dies 
gilt insbesondere, weil in der Photovoltaik - einer 
Halbleitertechnologie - die Lohnkosten deutlich 
unter zehn Prozent liegen. Ein Hochlohnland wie 
Deutschland hat die Chance, durch permanente Inno- 
vationen nicht nur in der Anwendung, sondern auch 
in der Produktion nach wie vor auf dem Weltmarkt 
deutlich präsent zu sein. 


BOX 19 
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ABB 21 Preisentwicklung bei Photovoltaik-Modulen 



Quelle: Fraunhofer ISE und PSE Ag, Jahreszeitraum 1987 bis 2009; Solar Energy Research Institute of Singapore, 
Barclays Capital und Deutsche Bank, Quartalswerte 2010 und 2011. 

Preis-Erfahrungs-Kurve für Photovoltaikmodule. 349 Beide Achsen verwenden eine logarithmische Skalierung. 


ABB 22 Strukturwandel und Veränderung der Exportanteile im Bereich der FuE-intensiven Güter 350 

(Anteile in Prozent) 


““ Deutschland Frankreich 

Italien Großbritannien 



China Japan 

- Korea USA 


China Japan 

- Korea USA 



Welthandelsanteil: Anteil der Ausfuhren eines Landes an den Weltausfuhren in Prozent. Weltausfuhren für 2010 geschätzt. 
Quelle: Gehrke und Krawcyk (2012: 23). 
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FuE-Investitionen ausländischer Unternehmen 

Für die technologische Entwicklung und Moderni- 
sierung Chinas waren und sind ausländische Unter- 
nehmen die Wegbereiter. Diese werden durch die 
Zentralregierung und die Provinzen stark gefördert, 
insbesondere wenn sie bereit sind, FuE und fortge- 
schrittene Technologie nach China zu transferieren. 
Ausländische Unternehmen wiederum sehen in China 
einen attraktiven und stark wachsenden Markt, in 
den man allerdings auch langfristig investieren und 
auf strenge Auflagen eingehen muss. Das Chinage- 
schäft ist für viele Investoren schwierig und sehr 
verlockend zugleich. Zur Erschließung des chinesi- 
schen Marktes müssen Produkte und Dienstleistun- 
gen an Kundenbedürfnisse und lokale Standards an- 
gepasst werden. Gleichzeitig erhalten Unternehmen 
durch ihre Tätigkeit vor Ort wichtige Impulse für 
Innovationen und neue Geschäftsmodelle in Asien. 
Die chinesische Transfonnation stellt für ausländische 
Unternehmen ein bedeutsames „Realexperiment“ mit 
hohem Lemeffekt dar. Nirgendwo sonst kann man 
gravierende Probleme der Welt in vergleichbarem 
Ausmaß studieren und aktiv an deren Lösung mit- 
wirken (insbesondere Probleme des Klimaschutzes, 
der Urbanisierung und Herausbildung von Mega- 
städten sowie moderner Transportsysteme). FuE vor 
Ort erlaubt die Erarbeitung vielversprechender neuer 
Lösungen, die künftig für andere Märkte in Asien 
wie auch in der Welt Wachstumsperspektiven 
eröffnen. 351 China prägt wichtige Märkte von mor- 
gen, insbesondere in vielen aufstrebenden Schwel- 
lenländern. 

Ausländische Unternehmen haben daher mit hoher 
Priorität den chinesischen Markt erschlossen und in 
wachsender Zahl auch FuE-Einheiten vor Ort aufge- 
baut. Diese machen inzwischen einen wesentlichen 
Teil der FuE-Ausgaben der chinesischen Wirtschaft 
aus. Auf sie entfallen insbesondere die führenden 
Hightech-Entwicklungen und ein hoher Anteil der 
Patentanmeldungen in China. Etwa 19 Milliarden 
US-Dollar der FuE-Ausgaben der chinesischen Wirt- 
schaft in Höhe von 113 Milliarden US-Dollar wurden 
im Jahr 2009 von ausländischen multinationalen 
Konzernen getätigt. Hinzu kommen Investitionen 
aus Taiwan und Hongkong in Höhe von 10 Milliar- 
den US-Dollar. 352 Zwischen 2000 und 2009 hat sich 
der Anteil ausländischer Unternehmen an allen FuE- 
Ausgaben der Wirtschaft in China von 12 Prozent 
auf 17 Prozent erhöht. 353 


Für die nächsten Jahre ist zu erwarten, dass die Bedeu- 
tung ausländischer FuE-Einheiten weiter zunehmen 
wird. Seit 2005 steht der Standort China bei Befra- 
gung von Managern multinationaler Konzerne an 
oberster Stelle der Prioritätenliste für den Aufbau 
von FuE -Niederlassungen. 354 Verstärkt wird dies 
durch explizite Forderungen der chinesischen Re- 
gierung, dem Ausbau der heimischen Produktion die 
Ansiedlung eigener FuE-Zentren vor Ort folgen zu 
lassen. Hinzu kommt eine hohe Zahl von Anreizen 
und von Fördermaßnahmen auf nationaler Ebene wie 
auch in den Provinzen. Diese sind oft gekoppelt an 
eine Generierung und Anmeldung national gehalte- 
ner Patente (siehe dazu auch die folgenden Teile zu 
Patentstrategien) . 

FuE-Engagements multinationaler Unternehmen sind 
primär auf Sektoren konzentriert, für die der chine- 
sische Markt besonders attraktiv ist. Außerdem gibt 
es in China in einigen technischen Bereichen eine 
große Zahl gut ausgebildeter FuE-Mitarbeiter. Einige 
international führende Forschungszentren bieten sich 
zudem als Kooperationspartner an. 355 Auch die starke 
Finanzkraft insbesondere von staatlichen Unterneh- 
men bietet vermehrt Anreize für grenzüberschreitende 
Kooperationen und den Aufbau von FuE in China. 356 
Die überwiegende Zahl der FuE -Niederlassungen aus- 
ländischer Unternehmen entfällt auf die Computer- 
industrie und informationstechnische Industrie, auf 
Software und IT-Dienstleistungen, auf die Telekom- 
munikation, Halbleiter und Konsumelektronik sowie 
auf die chemisch-pharmazeutische Industrie. 357 Am 
stärksten haben sich in diesen Sektoren U.S. -ame- 
rikanische Unternehmen mit FuE-Niederlassungen 
in China engagiert. Unmittelbar danach folgen 
Investoren aus Japan und aus Westeuropa. Deutsche 
Unternehmen spielen eine zunehmend wichtige Rolle 
und sind schwerpunktmäßig in der Elektrotechnik, 
in der Chemie- und Pharmaindustrie sowie in der 
Automobil- und Zulieferindustrie mit eigenen FuE- 
Niederlassungen in China präsent. 358 China ist mit 
seinen international ausgerichteten Wachstumszent- 
ren ein bedeutender FuE-Standort geworden. 359 Die 
Mehrzahl der ausländischen Unternehmen beschränkt 
sich bisher auf Anpassungsentwicklungen an chine- 
sische Kundenanfordemngen und lokale Standards. 
Angesichts der hohen Mobilität chinesischer Mitarbei- 
ter und der weiterhin lückenhaften Absicherung 
von geistigem Eigentum gilt: Strategisch wichtige 
Technologien und Kemkompetenzen werden weiter- 
hin im Stammland konzentriert bzw. an Standorten 
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BOX 20 Elektromobilität in China 


China setzt bei der Bewältigung seiner immensen 
Herausforderungen im Verkehrsbereich in strate- 
gischer Weise auf die Elektromobilität. Die wach- 
senden verkehrsbedingten Umweltprobleme durch 
fossil betriebene Kraftfahrzeuge rufen zunehmen- 
de Umweltprobleme in Chinas Megastädten hervor. 
Die Elektromobilität erzeugt keine lokalen Schad- 
stoffemissionen 360 und stellt ein geräuschannes Ver- 
kehrssystem dar. Sie bietet sich daher generell als 
Basis für ein zukunftsfahiges Verkehrssystem in 
Megastädten an. 

China hat das Potenzial, zu einem Leitmarkt 361 der 
Elektromobilität zu werden. Dies liegt vor allem 
an den folgenden Punkten: (1) Die Verkehrsproble- 
me in Chinas Megastädten sind auf der Basis eines 
konventionellen Antriebskonzeptes unter Nutzung 
fossiler Treibstoffe nicht zu bewältigen. (2) Die Auto- 
mobilisierung in Chinas Städten erfolgt, was die 
Masse angeht, von kleinen Fahrzeugen her. Hier ist 
der Übergang zu bzw. der Ersteinstieg in Elektro- 
fahrzeuge einfacher als in Europa. (3) Der Markt in 
China für Fahrzeuge, die ausschließlich im Stadt- 
verkehr eingesetzt werden, ist beträchtlich. (4) Elek- 
tromobilität hilft China dabei, seine Abhängigkeit 
von fossilen Treibstoffen zu verringern. 

China ist im Bereich der Elektro-Zweiräder (Elektro- 
scooter) in großen Städten wie Shanghai und Beijing 
schon ausgesprochen erfolgreich: In der Innen- 
stadt fahren fossil betriebene Scooter oder Motor- 
räder nur noch in ganz geringem Umfang. Die 
Vorzüge eines emissionsfreien Verkehrs werden 
nachdrücklich demonstriert. Es darf aber nicht ver- 
kannt werden, dass sich die im Scooter- Bereich ein- 
gesetzte Technologie von der der Elektroautomobile 
deutlich unterscheidet. Dennoch besteht hier die 
Chance, bei essenziellen Komponenten wie Rad- 
nabenmotoren von dem stark wachsenden Elektro- 
scooter- Markt für den Bereich der Elektroauto- 
mobile zu lernen. 

China hat im Bereich Elektromobilität ehrgei- 
zige Ziele: Bis 2015 sollen eine Million, bis 2020 
zehn Millionen Elektrofahrzeuge im Einsatz sein. Die 
Markteinführung soll insbesondere über staatliche 
Prämien für Hersteller und Käufer beschleunigt wer- 
den. 362 Darüber hinaus bekommen Elektroautomo- 
bile eine garantierte Zulassung zum Straßenverkehr, 


ohne die das Betreiben eines Fahrzeuges nicht 
möglich ist. 

Die deutsche Automobilindustrie ist im Bereich 
Elektromobilität in China intensiv tätig. Sie ent- 
wickelt im Rahmen von Partnerschaften mit chine- 
sischen Automobilkonzemen Elektrofahrzeuge für 
den chinesischen Markt: Daimler mit BYD, Volks- 
wagen mit FAW und BMW mit Brilliance. 363 Diese 
Art der Partnerschaft wird von staatlicher Seite 
zwingend vorgeschrieben, anderenfalls haben aus- 
ländische Unternehmen derzeit keine Chance, im 
Bereich der E-Mobilität in China aktiv zu wer- 
den. Neben diesen forciert kooperativen Aktivi- 
täten wurden bzw. werden in China rein natio- 
nale Industrien im Bereich Elektrofahrzeuge und 
deren Schlüsselkomponenten wie Batterien 364 strate- 
gisch aufgebaut und vom Staat in beträchtlichem 
Umfang unterstützt. 

Deutsche Universitäten und außeruniversitäre For- 
schungsinstitute sind in beträchtlichem Umfang in 
China tätig oder weit in der Planung entsprechender 
Aktivitäten fortgeschritten. Beispiele sind: (1) das 
Center for Advanced Electromobility der Fraunho- 
fer-Gesellschaft in Shanghai, das in enger Koope- 
ration mit der Tongji Universität betrieben werden 
soll, (2) die vom BMBF unterstützte TU9-Aktivi- 
tät 365 zum Aufbau eines deutsch-chinesischen For- 
schungsnetzwerks gemeinsam mit fünf chinesischen 
Universitäten und (3) die Kooperation des BMU 
(über die Gesellschaft für Internationale Zusammen- 
arbeit) im Bereich Elektromobilität mit dem China 
Automotive Technology and Research Center 
CATARC. 366 Nach Einschätzung der Expertenkom- 
mission sind diese Aktivitäten zum einen wenig 
koordiniert, zum anderen wird der Nutzen für 
Deutschland, der hinter diesen vielfältigen FuE- 
Aktivitäten in China stehen sollte, nicht hinreichend 
kommuniziert. 

Nach Ansicht der Expertenkommission wird in China 
und nicht in Deutschland ein Leitmarkt im Be- 
reich Elektromobilität entstehen. Deutschland hat 
aber die Chance, Anbieter von Fahrzeugkomponen- 
ten, Informations- und Kommunikationstechnologie 
und hochwertigen Elektroautomobilen zu werden. 
Um dieses Ziel zu erreichen, ist die Entwicklung 
einer abgestimmten Strategie zwischen deutscher 
Industrie, staatlichen Stellen und Forschungsein- 
richtungen sinnvoll. 
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ausgebaut, in denen die firmeninterne Absicherung 
von Know-how besser gelingen kann. 

Hervorzuheben ist aber, dass ausländische und auch 
deutsche Unternehmen ihre FuE-Einheiten in China 
weiter ausbauen und in einzelnen Feldern technolo- 
gisch anspruchsvolle Arbeiten durchführen, die sie 
anderswo nicht realisieren können. Dies gilt insbe- 
sondere dort, wo es eine Konzentration von Talenten 
und vielversprechende Märkte in China gibt. Beispie- 
le hierfür sind Mobilkommunikation, Medizintechnik, 
neue Transportsysteme sowie Internet und E-Com- 
merce. Gerade im Bereich Elektromobilität werden 
in China interessante Entwicklungen vorangebracht, 
die die Aufmerksamkeit ausländischer Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen auf sich ziehen (siehe 
dazu Box 20). Auf solchen Feldern können führende 
Entwicklungen in China und Deutschland vorange- 
bracht werden. Hier sollte auch die wissenschaftli- 
che Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern kon- 
zentriert werden. 


Prioritäten des 12. Fünfjahresplans 

Die Innovationspolitik sowie die Mittelfrist- und Lang- 
fristplanung Chinas wird maßgeblich durch das „S tee- 
ring Committee of Science, Technology and Educa- 
tion (SCSTE)“ des Staatsrates bestimmt. In diesem 
Steuerungskomitee arbeiten die wichtigsten Ministe- 
rien und die Akademien zusammen. SCSTE hat den 
Nationalen Mittel- und Langfristenplan für Wissen- 
schaft und Technologische Entwicklung 2006-2020 
ausgearbeitet. Der 12. Fünfjahresplan präzisiert die 
wissenschaftlichen und technologischen Prioritäten 
und legt die wichtigsten Schwerpunkte der Inno- 
vationspolitik für den Zeitraum 2011 bis 2015 fest. 
Folgende innovationspolitische Zielsetzungen prägen 
die Ausrichtung des 12. Fünfjahresplans. 

1. Die Förderung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts. 

2. Die Beschleunigung des Ausbaus des Innovati- 
onssystems der Wirtschaft. 

3 . Der Ausbau der wissenschaftlich-technischen Infra- 
struktur. 

4. Politische Maßnahmen und Rahmenbedingungen 
zur Förderung von Forschung und technologischer 
Innovation. 


Die Industriepolitik Chinas wird maßgeblich durch 
die Prioritätensetzung auf „Neue Strategische Aufstre- 
bende Industrien“ (New Strategie Emerging Industries) 
bestimmt, die durch eine hochrangige interministe- 
rielle Arbeitsgruppe unter Leitung der National 
Development and Reform Commission (NDRC) fest- 
gelegt wurden. Folgende Industrien stehen im Zentrum 
der Entwicklungsplanung im Zeitraum 2011-2015: 
(1) Energie- und Umweltsektor, (2) Informationstech- 
nik, (3) Biotechnologie, (4) Investitionsgüterindustrie 
(insbes. Flugzeugbau und Maschinenbau), (5) Neue 
Energiesysteme (6) Neue Werkstoffe und (7) Auto- 
mobilindustrie mit Schwerpunkt Elektromobilität. 

Diese sieben Industrien und die zugehörigen sektora- 
len und technologischen Schwerpunkte sind in Box 
21 präzisiert. Beachtenswert ist dabei insbesondere, 
mit welchem Engagement die Ziele Wachstum und 
Nachhaltigkeit gleichermaßen verfolgt werden. Auf- 
fallend ist aber auch, mit welcher Breite und Inten- 
sität diese Wachstumsfelder erschlossen werden sol- 
len. Dabei handelt es sich oft um dieselben Prio- 
ritätsfelder, die gleichzeitig auf der Entwicklungs- 
agenda in vielen hochentwickelten Staaten (USA, 
Japan, Deutschland) stehen. Auffällig ist das hohe 
Maß der Duplizierung im internationalen Vergleich. 
Die Expertenkommission sieht daher die Notwendig- 
keit, die Ähnlichkeiten zwischen den innovationspo- 
litischen Strategien Chinas und der Hightech-Strate- 
gie der Bundesregierung sorgfältig zu beobachten. 

Laut 12. Fünfjahresplan soll China vor allem eine 
deutliche Aufwertung seiner Innovationskompetenz 
erfahren und vom Technologiefolger zum Techno- 
logieführer werden. Erklärte Absicht ist es, eine 
hochentwickelte eigene Forschung aufzubauen und 
in Schlüsselbereichen der Hochtechnologie die ge- 
samte Wertschöpfungskette abzudecken und zu be- 
herrschen. Zudem wird konsequent auf einheimi- 
sche Innovation gesetzt, d. h. auf starke chinesisch 
geprägte und im Land durchgeführte FuE und 
vor allem auf geistiges Eigentum, das im Inland 
generiert wurde. Mit dem Ziel ..Indigenous Inno- 
vation “ („zizhu chuangxin“), besser übersetzt mit „ self- 
owned innovation ", strebt die chinesische Regierung 
verstärkt Innovationen im nationalen Eigentum an, 
die durch chinesische Rechtsinhaber kontrolliert 
oder beherrscht werden. Dadurch soll das Ziel der 
Verringerung der Abhängigkeit von Technologie- 
importen erreicht werden, das bereits in der Mittel- 
und Langfristplanung Chinas ausgerufen wurde. 


Drucksache 17/8872 


-94- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


BOX 21 Neue strategische aufstrebende Industrien 


1. Energieeffizienz und Umweltschutzindustrien 

- Demonstrationsprojekte der Energieeffizienz 
und des Umweltschutzes 

- Industrialisierung von Projekten der Energie- 
effizienz 

- Fortgeschrittene Umwelttechnologien und 
Recycling 

2. Informationstechnische Industrie der 
nächsten Generation 

- Mobilkommunikationsnetze der neuesten 
Generation 

- Internet der neuesten Generation 

- Anwendungsprojekte für das „Internet der 
Dinge“ 

- Aufbau industrieller Kerne für IC, Displays, 
Software und IT Services 

3. Biologische Industrie/Biotechnologie 

- Gen-Datenbanken für die Pharmazie, Pflanzen 
und Tiere 

- FuE und industrielle Kerne für Biopharmaka 
und Biomedizin 

- Biologische Züchtung, Prüfung, Erprobung 
und Feinzucht-Anlagen 

- Exemplarische anwendungsorientierte bio- 
technologische Herstellungsplattformen 

4. Hochentwickelte Maschinen und 
Ausrüstungsindustrie 

- Luftfahrzeugbau /Helikopter 

- Satelliten für Navigation, Kommunikation 
und Fernerkundung 


- Entwicklung intelligenter Steuerungssysteme 

- Hochentwickelte numerische Werkzeug- 
maschinen 

- Hochgeschwindigkeitszüge und Nahverkehrs- 
systeme 

5. Neue Energiesysteme/ Erneuerbare 
Energie 

- Nukleare Energieanlagen der neuesten 
Generation 

- Große Windkraftanlagen 

- Neue Fertigungssysteme für Solaranlagen 

- Biomasse /Bioenergie 

- Großprojekte für O^s/iore-Windkraft, Solar 
und Biomasse 

6. Neue Materialien und ihre Herstellung 

- FuE und Industrialisierung von Kohlefaser- 
Verbundwerkstoffen 

- Halbleitermaterialien und Hochtemperatur- 
Legierungen 

- Hochtemperatur-Supraleiter 

- Hochleistungswerkstoffe auf Basis Seltener 
Erden 

- Nano-Materialien für spezielle Anwendungen 
(Luft- und Raumfahrt, Energie, Transport etc.) 

7. Automobilindustrie mit Schwerpunkt 
Elektromobilität 

- FuE und große Kommerzialisierungsprojekte 
für Elektrofahrzeuge und Hybridfahrzeuge 

- Ausbau /Förderung der breiten industriellen 
Anwendung der Elektromobilität 


„ Voluntary is the new mandatory“ umschreibt hier- 
bei den starken staatlichen Einfluss auf einheimi- 
sche wie auch ausländische Innovatoren, sich bei 
allen Wirtschaftsaktivitäten unter das politische Man- 
dat verschiedener politischer Richtlinien zu stellen 
und aktiv die Ziele der chinesischen Regierung zu 
unterstützen. 

Mit hoher Priorität wird zudem der Ausbau und die 
Konsolidierung von großen Unternehmen in Schlüs- 
selindustrien vorangetrieben. Starke chinesische 
Weltmarktführer mit weltweit bekannten Marken- 


namen (sog. „National Champions “) sollen gezielt 
gefördert werden. In wichtigen Schlüsselindustrien 
sollen zentrale Elemente der Wertschöpfungskette 
durch starke nationale Anbieter besetzt werden. Er- 
klärtes Ziel ist es, in wichtigen Wachstumsfeldern 
jeweils zwei miteinander konkurrierende chinesi- 
sche Weltmarktführer „ins Rennen“ zu schicken. 
Beispiele hierfür sind die inzwischen auch inter- 
national bekannten Unternehmen Huawei und ZTE 
(Telekommunikation) und Lenovo (Personal Com- 
puter) sowie weitere Unternehmen, die in Tabelle 9 
aufgefiihrt sind. 
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Beispiele für chinesische Weltmarktführer in Wachstumsfeldern 


TAB 09 


Wachstumsfeld 

Unternehmen 

Umsatz 
in Mrd. € 

FuE-Aufvvand 
in Mrd. € 

Beschäftigte 

Mobilkommunikation (Hersteller) 

Huawei 

23,2 

2,07 

110.000 


ZTE 

8,8 

0,89 

85.232 

Mobilkommunikation (Betreiberfinnen) 

China Mobile 

60,7 

6,07 

164.336 


China Unicom 

21,4 

n.v. 

215.820 

Konsumelektronik 

TCL 

6,5 

0,23 

50.000 


Haier 

4,5 

0,01 

18.200 

Photovoltaik 

Suntech 

2,4 

0,03 

20.200 


Trina 

1,5 

0,02 

13.000 

Internet 

Baidu 

1,0 

0,09 

11.000 


Alibaba 

0,7 

0,07 

13.674 

Computer /PC 

Lenovo 

13,8 

0,18 

22.205 


Founder TG 

0,8 

n.v. 

4.500 

Elektromobilität (Batterietechnik) 

BYD 

2,1 

0,07 

55.000 


Quelle: Intemetrecherche basierend auf den Geschäftsberichten des Jahres 2010. Alle Angaben für 2010. 
(BYD: Angaben für 2007). 


System der staatlichen Forschung 

Die Regierung verfolgt eine offensive Innovations- 
strategie mit dem erklärten Ziel, China noch vor 2020 
zu einem weltweit führenden Innovationsstandort zu 
machen. Vorhandene Defizitfelder sollen durch ,J^eap- 
fi'ogging-Stvategien“ in wissenschaftlich-technologi- 
schen Schlüsselfeldern überwunden werden. 367 Das 
nationale Innovationssystem Chinas soll durch zehn 
Typen von Maßnahmen systematisch weiter ausgebaut 
werden. 368 Die Regierung ergreift Maßnahmen, um das 
für 2015 angesetzte Ziel von 2,2 Prozent nationaler 
FuE-Ausgaben am BIP zu realisieren. Diese umfas- 
sen sowohl Maßnahmen, die FuE in der Wirtschaft 
weiter zu stimulieren wie auch aktive Strategien für 
den weiteren Ausbau des öffentlichen Forschungs- 
systems. Auf Seiten der Zentralregierung lautet die 
Vorgabe, den Anteil des Forschungs- und Techno- 
logiebudgets an den Staatsausgaben deutlich auszu- 
weiten. Die Provinzregierungen werden ebenfalls an- 
gehalten, wesentlich mehr für FuE aufzuwenden. 369 

Die öffentlichen FuE-Ausgaben sind in den letzten 
Jahren deutlich gesteigert worden, auch wenn sie nicht 
Schritt halten konnten mit der dynamischen Expan- 
sion der FuE in der Wirtschaft. Insgesamt erhöhten 
sich die FuE-Ausgaben des öffentlichen Forschungs- 
systems Chinas zwischen 1995 und 2009 um jährlich 
15 Prozent (im Vergleich dazu betrug das Wachstum 
von FuE in der Wirtschaft 26 Prozent p.a.). 370 Etwa 


70 Prozent der öffentlich durchgeführten Forschung 
entfallen auf staatliche Forschungseinrichtungen und 
30 Prozent auf Forschung an Hochschulen. In China 
ist eine stärkere institutionelle Trennung zwischen 
dedizierten Forschungseinrichtungen und Hochschu- 
len als in anderen OECD-Staaten zu beobachten. Die 
hochstehende und finanziell vergleichsweise gut aus- 
gestattete Forschung findet in China überwiegend 
an den Instituten der Akademie der Wissenschaften 
(CAS) und an wenigen ausgewählten Spitzenuniver- 
sitäten statt. 371 Ein weiterer Kreis von Universitäten, 
die Teil des 211-Projekts sind, führt in wenigen aus- 
gewählten Feldern Forschung durch. 372 Daneben gibt 
es eine sehr große Zahl von Hochschulen in China, 
die sich weitestgehend auf eine Ausbildungsfunktion 
beschränken. 

Aufgrund der genannten Steigerung der Forschungs- 
ausgaben innerhalb des öffentlichen Wissenschafts- 
systems, verstärkt aber auch durch Anstrengungen zur 
Neuausrichtung und zu konsequenten Forschungseva- 
luationen, haben auch die Forschungsleistungen (ge- 
messen anhand von Publikationen) rapide zugenom- 
men. Die Zahl der Publikationen in internationalen 
Zeitschriften ist stark angestiegen. Chinesische Wis- 
senschaftler erreichten 2010 den zweiten Rang welt- 
weit, nachdem sie noch im Jahr 2000 den 8. Platz 
innehatten. Allerdings bleibt anzumerken, dass die 
Qualität und Relevanz der chinesischen Publikati- 
onen noch unter dem weltweiten Standard liegen. 
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TAB 10 


Anteile der führenden Staaten an Publikationen inner- 
halb des Science Citation Index (SCIE) und des Social 
Science Citation Index (SSCI) 373 sowie Zitationsraten 

(Anteile in Prozent) 



2000 

2008 

2010 

Anteile an Publikationen 

USA 

32,1 

28,7 

28,0 

China 

3,5 

9,2 

11,0 

Großbritannien 

9,3 

7,9 

7,8 

Deutschland 

8,1 

7,2 

7,3 

Japan 

8,7 

6,6 

6,0 

Frankreich 

5,9 

5,3 

5,2 

Kanada 

4,2 

4,5 

4,5 

Italien 

3,9 

4,3 

4,3 

Indien 

2,0 

3,3 

3,4 

Korea 

1,6 

2,9 

3,3 


Zitationsrate 

Welt-Zitationsrate 

2,9 

3,7 


USA 

4,6 

5,6 


China 

1,3 

3,1 


Großbritannien 

3,8 

5,4 


Deutschland 

3,5 

5,1 


Japan 

2,7 

3,6 


Quelle: Analysen im Web of Science, Publikationen und Zitationen im 
SCIE und SSCI, basierend auf Schmoch et al. (2012). 


Zwar stieg die Zitationsrate der chinesischen Publi- 
kationen zwischen 2000 und 2008 von 1,3 auf 3,1 
an. Der weltweite Durchschnitt liegt bei 3,7 und 
die führenden Wissenschaftsnationen erzielen Werte 
über 5,0 (vgl. dazu die Analyse der Strukturverände- 
rungen bei Publikationen und Zitationen in Tabelle 10). 

Trotz dieser beachtlichen Entwicklung im Hinblick 
auf die eingesetzten Mittel (Forschungsinput) und 
Forschungsergebnisse (z. B. Publikationen) wird auch 
auf chinesischer Seite immer wieder auf Defizite 
hingewiesen. Besonders bemängelt wird die Unter- 
finanzierung des öffentlichen Wissenschaftssystems, 
die Abwanderung talentierter Nachwuchskräfte in die 
Wirtschaft und ins Ausland, die insgesamt noch un- 
zureichende Qualität der Forschung und insbesondere 
die weiterhin bestehenden Probleme, Spitzenkräfte zu 
gewinnen und zu halten. 374 Ein vergleichsweise geringer 
Teil der Forschung entfallt auf Grundlagenfor- 
schung. Personalbudgets und Vergütungs Strukturen im 
öffentlichen Forschungssystem sind ausgesprochen 
unvorteilhaft und können mit denen in der Wirt- 
schaft nicht mithalten. 375 


Strategien des Patentschutzes und der 
Rechtsdurchsetzung 

China hat sehr frühzeitig den strategischen Wert 
von Patenten für den nationalen Entwicklungspro- 
zess erkannt und die Patentgesetzgebung in mehre- 
ren Schritten reformiert. Die Übernahme westlicher 
Rechtsstrukturen und -Systeme muss jedoch in Ein- 
klang gebracht werden mit den weiterhin bestehen- 
den kulturellen Prägungen und Rechtsauffassungen, 
da Nachahmung über Jahrhunderte hinweg in der chi- 
nesischen Kultur als erstrebenswert galt. Patentver- 
letzungen ebenso wie Produkt- und Markenpiraterie 
sind zahlreich belegt. 376 Dem Thema „Geistiges Eigen- 
tum in China“ wird von politischer Seite in den 
westlichen Ländern zu Recht große Aufmerksam- 
keit gewidmet. 377 

Auf chinesischer Seite wurden ebenfalls zahlreiche 
Maßnahmen und Richtlinien erlassen, um Patente 
und geistiges Eigentum zu fördern und in Einklang 
zu bringen mit der nationalen Innovationsstrategie. 378 
Aufgrund dieser Maßnahmen und im Zuge des Aus- 
baus von FuE ist in den letzten Jahren ein sehr star- 
ker Anstieg der chinesischen Patentanmeldungen zu 
verzeichnen. Zwischen 2002 und 2009 ist die Zahl 
der Patentanmeldungen durch Inländer beim chinesi- 
schen Patentamt von 40.000 auf 230.000 angestie- 
gen (dies entspricht einer jährlichen Wachstumsrate 
von 28 Prozent). Die Anmeldungen chinesischer For- 
scher am Europäischen Patentamt ebenso wie am 
U.S. Patent Office stiegen ebenfalls stark an. Ein- 
zelne chinesische Unternehmen haben mittlerweile 
führende Rangplätze unter den internationalen Patent- 
anmeldem (z.B. Huawei und ZTE). 

Die stark wachsende Zahl von Patentanmeldungen 
sollte nicht über weiterhin bestehende Defizite hinweg- 
täuschen. Die Patentanmeldungen chinesischer Anmel- 
der beim chinesischen Patentamt haben zwar seit 2004 
deutlich stärker zugenommen als die der ausländi- 
schen Unternehmen, aber die Patenterteilungsrate, der 
Anteil der Anmeldungen, der tatsächlich zu erteilten 
Patenten führt, ist bei ersteren noch sehr gering 
(vgl. dazu Tabelle ll). 379 Bei den Patenterteilungen 
dominierten bis 2007 die ausländischen Anmelder. 
Seit 2008 haben chinesische Forscher bei den Ertei- 
lungen mit ausländischen Unternehmen zwar gleich- 
gezogen, allerdings mit einem erheblich höheren Auf- 
wand bei den Anmeldungen, von denen eine hohe 
Zahl auf qualitativ geringwertige Entwicklungen 
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Entwicklung der Anmeldungen und Erteilung von Patenten beim chinesischen Patentamt 


TAB 11 



2002 

2004 

2006 

2008 

2010 

Chinesische Anmelder 

Patentanmeldungen 

39.806 

65.786 

122.318 

194.579 

293.086 

Erteilte Patente 

5.868 

18.241 

25.077 

46.590 

79.767 

Erteilungsrate (%) 

14,7 

27,7 

20,5 

23,9 

27,2 


Ausländische Anmelder 

Patentanmeldungen 

40.426 

64.347 

88.172 

95.259 

95.259 

Erteilte Patente 

15.605 

31.119 

32.709 

47.116 

47.116 

Erteilungsrate (%) 

38,6 

48,4 

37,1 

49,5 

49,5 

Quelle: SIPO Annual Report 2010. 


entfallen dürfte. Der Einfluss der multinationalen 
Unternehmen auf eine Technologieentwicklung in 
China ist weiterhin hoch. 

Ein weiteres Problem, das die Zusammenarbeit mit 
ausländischen Unternehmen erschwert, stellt die Ver- 
pflichtung dar, Technologie, die in Niederlassungen 
in China entwickelt wurde, mit Priorität beim chine- 
sischen Patentamt (SIPO) anzumelden. Wollen sie 
dieser Vorgabe nicht folgen, so müssen ausländi- 
sche Unternehmen für eine Prioritätsanmeldung im 
Ausland vorab eine Genehmigung des chinesischen 
Staates erlangen. Multinationale Unternehmen haben 
unternehmensweite Richtlinien für die internationale 
Patentanmeldung, die nicht selten in Konflikt stehen 
mit den Auflagen der prioritären Patentanmeldung in 
China. Die erstmalige Prüfung und Erteilung einer 
Anmeldung in China kann neben sprachlichen Proble- 
men erhebliche Schutzlücken beim weltweiten Patent- 
schutz verursachen. Über die Patentanmeldung hinaus 
sind zusätzliche Restriktionen für den Export von 
Produkten und Technologien erlassen worden, bei de- 
ren Entwicklung chinesische Niederlassungen betei- 
ligt waren. Dies hat bei einer Reihe von Unterneh- 
men aus den USA und Westeuropa mittlerweile zu 
erheblichen Störungen in der länderübergreifenden 
Entwicklungszusammenarbeit geführt. Zu erwarten 
ist, dass ausländische Unternehmen weitergehende 
Engagements mit FuE in China in Frage stellen oder 
beschränken. 

Aufgmnd der Schwäche der Patentgerichtsbarkeit kön- 
nen sich westliche Firmen nicht effektiv zur Wehr 
setzen. Das Thema „Patentschutz und Intellectual 


Property Management in China“ ist nach wie vor 
ein zentrales Problemfeld, das die Zusammenarbeit 
mit ausländischen Partnern beeinträchtigt. Der Ausbau 
des chinesischen Innovationssystem im Zeitraum des 
12. Fünfjahresplans ebenso wie in langfristiger Pers- 
pektive sollte mit einer Weiterentwicklung des Patent- 
systems und der Patentgerichtsbarkeit einhergehen, 
die sowohl die Interessen chinesischer Innovatoren 
wie auch der ausländischen Partner berücksichtigen. 


Patentierungsstrategien in China BOX 22 


Chinesische Unternehmen melden in hoher Zahl 
Patente an, die lediglich Kopien bzw. nur gering- 
fügige Modifikationen ausländischer Technologie 
zum Inhalt haben. Gängige Strategie vieler Finnen 
ist es, ausländische Patentdatenbanken zu durchfors- 
ten und erkennbare Anmeldungslücken gezielt zu 
besetzen. Entsprechende, anderswo nicht geschützte 
Know-how-Beveiche werden dann in China ange- 
meldet und als originäre Leistungen herausgestellt. 

Beliebt ist auch die Taktik, um bestehende Patente 
herum Gebrauchsmuster in China anzumelden, um 
scheinbar originäre Schutzpositionen zu erlangen 
und u.U. sogar den ursprünglichen Patentanmelder 
auf dem chinesischen Markt „auszuhebeln“. Durch 
eine Häufung von Patent- und Gebrauchsmuster- 
anmeldungen um eine Erfindung herum, durch „Pa- 
tentdickichte“ (patent thickets) bzw. durch „Patent 
Tsunamis“, können ausländische Unternehmen zu 
Verhandlungen und zu Cross-Lizenzierungsverein- 
barungen gezwungen werden. 
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Dies schließt insbesondere eine aktive Unterstützung 
von Vertrags- oder lizenzrechtlichen Vereinbarungen 
im FuE-Bereich ein. Der Schutz ausländischer In- 
novatoren in China sollte ausreichende Sicherheiten 
bieten gegen staatliche Eingriffe in die Vertragsfrei- 
heit. Zudem sollten Bedrohungen durch Mechanismen 
wie Zwangslizenzen und Rechte zur Inanspruchnah- 
me ausländischer Technologie möglichst weitestge- 
hend ausgeschlossen werden. 

Strategien der Standardsetzung in China 

Einer der wichtigsten Stellhebel im internationalen 
Innovationswettbewerb ist heute die frühzeitige Ein- 
flussnahme auf Standards, die nicht nur für lokale 
Märkte und einzelne Ländergruppen gültig sind, 
sondern die Produktkonfiguration, die Zutrittsbe- 
dingungen und Spielregeln auf Weltmärkten prä- 
gen. Einflussnahme und Kontrolle von Standards 
wird entscheidend für die Fähigkeit eines Landes, 
eigene Innovationskompetenz aufzubauen und Ab- 
hängigkeiten von ausländischen Lieferanten zu ver- 
meiden. Als China zunächst auf den Import westli- 
cher Technologien gesetzt hat, bestand die Gefahr, 
zu stark abhängig von Standards zu werden, die von 
führenden ausländischen Unternehmen und Organi- 
sationen kontrolliert werden. 

Die Erfahrungen bei der Adaption von Technologien 
und hochentwickelten Systemen im Bereich der Tele- 
kommunikation, der Transporttechnologie und im 
Bereich der Energietechnologie hatten China gezeigt, 
dass das Land sehr stark abhängig werden kann von 
Importen und Lizenzzahlungen. Eine Alternative be- 
stand darin, für den Binnenmarkt gültige Standards 
festzulegen, an die sich ausländische Unternehmen 
anzupassen haben. Dies wurde vorübergehend bei 
Mobilfunkstandards und Intemetstandards versucht, 
allerdings mit dem Ergebnis, dass es zu subopti- 
malen Lösungen und zu Abhängigkeiten gegenüber 
heimischen Anbietern kam. Zudem hat ein rein chinesi- 
scher Standard den Nachteil, dass spätere Exportstra- 
tegien durch chinesische Unternehmen weitgehend 
ausgeschlossen werden. 

Eine Alternative besteht für ein Land wie China in 
der Strategie des „Standard -Leapfrogging“ . Bei die- 
ser Strategie werden die konkurrierenden Standards 
mehrerer Anbietergruppen auf dem Weltmarkt beo- 
bachtet. Der venneintlich beste Standard wird aus- 


gewählt, weiterentwickelt und erprobt. Es wird ein 
chinesischer Standard entwickelt, der für den großen 
Binnenmarkt Gültigkeit bekommt. An dessen Ent- 
wicklung und Durchsetzung sind chinesische Unter- 
nehmen, Forschungsinstitutionen und inländische 
Standardsetzungsgremien beteiligt. Es werden aber 
auch führende ausländische Unternehmen einge- 
bunden, um zu verhindern, dass es zu suboptimalen 
Lösungen kommt. 

In strategisch wichtigen Marktsegmenten ist in China 
zu beobachten, dass diese Strategie des „Standard- 
Leapfrogging“ gezielt eingesetzt wird. Ausländische 
Unternehmen sind in einer ersten Runde aktiv betei- 
ligt. Parallel dazu werden chinesische Anbieter als 
wichtigste Akteure qualifiziert. Standards und tech- 
nische Nomren werden weiterentwickelt. Schließlich 
erobern allerdings die beteiligten chinesischen Un- 
ternehmen weitestgehend den nationalen Markt. In 
späteren Ausbaustufen erschließen chinesische An- 
bieter dann auch internationale Märkte. Hierfür gibt 
es prägnante Beispiele im Bereich der Telekommuni- 
kation, bei Schnellbahnsystemen und im Bereich der 
Windenergie. Ermöglicht wird dies durch eine Poli- 
tik der Standardsetzung in China, die zwei Typen 
von Teilnehmern in Standardsetzungskonsortien unter- 
scheidet: vollumfangliche Mitgliedschaften (full 
membership) und assoziierte Mitglieder ( associate 
members, z.T. sogar nur „Beobachter“). Als vollum- 
fangliche Mitglieder werden nur chinesische Unter- 
nehmen und Forschungseinrichtungen zugelassen. 
Diese erhalten volle Stimmrechte und können aktiv 
Mitglied in wichtigen Steuerungskreisen sein, die 
maßgeblich die Entwicklung des Standards prägen. 
Assoziierte Mitglieder haben dagegen kein Stimm- 
recht und müssen zudem einen höheren Mitglieds- 
beitrag entrichten als die Vollmitglieder. Ausländi- 
sche Unternehmen dürfen bislang nur als assoziierte 
Partner in chinesischen Standardsetzungskonsortien 
mitarbeiten. 

Eine derartige Diskriminierung ausländischer Unter- 
nehmen, die über FuE und Produktion in China ver- 
fügen, ist ausgesprochen problematisch und belastet 
sehr stark die Zusammenarbeit auf wichtigen Innova- 
tionsfeldern. Gerade für die künftige Zusammenarbeit 
zwischen Deutschland und China, z. B. in den Be- 
reichen Elektromobilität, Umwelttechnologie und er- 
neuerbare Energien sollte darauf geachtet werden, 
dass die beschriebenen Praktiken überwunden wer- 
den. Die Europäische Handelskammer hat in ihrem 
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Positionspapier 20 11 Empfehlungen zur Verbesserung 
der Zusammenarbeit zwischen chinesischen und aus- 
ländischen Unternehmen im Rahmen von Standard- 
setzungsvereinbarungen erarbeitet. 380 

Fazit und Empfehlungen 

China zählt zu den führenden Wissenschaftsnationen 
und verfolgt im Rahmendes 12. Fünfjahresplans starke 
Anstrengungen, seine Position auf vielen strategisch 
wichtigen Feldern weiter zu verbessern. Daraus er- 
wachsen Chancen ebenso wie Gefahren für Deutsch- 
land: Zum einen eröffnen sich neue Perspektiven für 
die verstärkte Zusammenarbeit auf Gebieten, die für 
beide Staaten von Vorteil sind. Gleichzeitig müssen 
aber auch erhöhte Risiken und Herausforderungen 
in Kauf genommen werden. Dabei können deutsche 
Unternehmen und Wissenschaftsorganisationen seit 
langer Zeit auf stabilen und tragfahigen Beziehun- 
gen zu ihren Kooperationspartnern aufbauen. 

Internationale Arbeitsteilung in Bewegung: 
Herausforderungen erkennen 

China wird ein immer stärkerer Wettbewerber. Ins- 
besondere durch staatsdirigistische Einflussnahme 
auf Industrien und Forschungsbereiche erobert das 
Land immer mehr Kompetenzfelder, die zu den ange- 
stammten Domänen Deutschlands zählen. Die weitere 
Entwicklung des chinesischen Innovationssystems 
sollte daher mit hoher Aufmerksamkeit und durch 
einen kontinuierlichen Monitoring-Prozess beobachtet 
und im Hinblick auf Chancen und Gefahren analy- 
siert werden. 

„Innovation China“ ist ein erstrangiges Thema für 
die Politik in Deutschland und sollte nicht nur den 
Spezialisten in Unternehmen, in Ministerien und For- 
schungseinrichtungen überlassen werden. Das Bundes- 
kanzleramt und die Leitung der jeweils zuständigen 
Bundesministerien, der Wissenschaftseinrichtungen 
sowie die Beratungsgremien der Bundesregierung soll- 
ten in regelmäßigen Intervallen abgestimmte Strate- 
gien fonnulieren, um auf die Herausforderung China 
angemessen zu reagieren. Im Turnus von etwa zwei 
Jahren (d. h. zweimal pro Legislaturperiode) sollte das 
Kanzleramt speziell zum Thema „Innovation China“ 
den Dialog vorantreiben und die wichtigsten Akteure 
einbinden. Eine mögliche Plattfonn hierfür bietet der 


Innovationsdialog der Bundesregiemng, in dem die 
nationale China-Strategie Deutschlands zu gegebenem 
Zeitpunkt als Sonderthema behandelt werden sollte. 
Auch die Forschungsunion Wirtschaft und Wissenschaft 
und die wissenschaftlichen Akademien sollten sich 
verstärkt des Themas „Innovation China“ annehmen. 

Kooperation mit China auf allen Ebenen stärken 

An der Zusammenarbeit mit China sind zahlreiche 
Ressorts auf Bundesebene beteiligt. Das BMBF hat 
wichtige Projekte im Bereich der wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit und Bildung initiiert. Das BMWi 
ist federführend in deutsch-chinesischen Projekten 
im Bereich der Außenwirtschaftspolitik, der Ener- 
giepolitik und der Normung tätig. Mehrere ande- 
re Bundesressorts (Außenministerium, Verkehrsmi- 
nisterium, Umweltministerium etc.) sind regelmäßig 
mit Themen der Zusammenarbeit mit China befasst. 
Die Vielzahl dieser Initiativen sollte noch stärker ge- 
bündelt werden. Die Expertenkommission empfiehlt 
eine verbesserte Koordinierung zwischen den betei- 
ligten Ressorts des Bundes, aber auch der Länder. 
Dies kann etwa durch Einrichtung eines interminis- 
teriellen Arbeitskreises (von BMBF, BMWi, BMU, 
BMA etc.) erreicht werden, der strategische Projekte 
begleitet und Fortschritte der Zusammenarbeit zwi- 
schen beiden Staaten überprüft. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen der deutsch- 
chinesischen Regierungskonsultationen im Jahr 2011 
einen Prozess der verstärkten Zusammenarbeit ein- 
geleitet. Zwischen dem BMBF und dem chinesi- 
schen Ministerium für Wissenschaft und Technologie 
(MOST) wurden mehrere Kooperationsabkommen in 
den Bereichen Forschung, Innovation und Bildung 
vereinbart und vielversprechende Plattformprojekte 
auf den Weg gebracht. Parallel dazu haben weitere 
Bundesressorts wichtige Initiativen gestartet, welche 
durch regelmäßige Konsultationen auf Minister-, 
Staatssekretär- und Abteilungsleiterebene umgesetzt 
werden. Die Expertenkommission begrüßt diese Ini- 
tiativen und Projekte. Um die neu eingerichteten 
Plattformen und Kooperationsprojekte zum Erfolg 
zu führen und einen höchstmöglichen Nutzen für 
beide Seiten daraus zu ziehen, ist ein kontinuierli- 
ches Monitoring der Projektfortschritte, die beglei- 
tende Evaluation sowie die Dokumentation erfolg- 
reicher wie auch misslungener deutsch-chinesischer 
Kooperationsproj ekte erforderlich. 
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Auf Seiten des BMBF wurde insbesondere die 
deutsch-chinesische Plattform für Innovationsfor- 
schung und Innovationspolitik gegründet. Im Rah- 
men einer Konferenz in Beijing haben führende Ex- 
perten aus beiden Staaten im September 2011 einen 
Grundstein gelegt. Diese Plattform soll 2012 im Rah- 
men einer Folgekonferenz in Deutschland und danach 
im jährlichen Turnus durchgeführt werden. Wichti- 
ge Themen für den weiteren Dialog beider Länder 
sind: 1) Innovation und Standardsetzung in beiden 
Ländern, 2) Patente und Schutz geistigen Eigentums 
einschließlich IP-Management und Lizenzierung, 
3) Entwicklung spezieller deutsch-chinesischer Pro- 
jekte in den Bereichen Elektromobilität, Solarenergie 
und Wassertechnologie, 4) Ansatzpunkte für binatio- 
nale FuE-Förderprojekte, 5) Austausch von Hoch- 
qualifizierten zwischen beiden Ländern und 6) Auf- 
bau eines gemeinsamen Graduiertenprogramms mit 
Schwerpunkt Innovationsforschung und Innovations- 
politik. 

Rahmenbedingungen für geistiges Eigentum 
und Standards verlässlich gestalten 

Die Weiterentwicklung des chinesischen Innovations- 
systems und die Qualität der Zusammenarbeit Chinas 
mit ausländischen Partnern sind entscheidend von der 
Entwicklung des Patentsystems und einem funktio- 
nierenden System des Schutzes geistigen Eigentums 
abhängig. Die Bundesregierung sollte die Fortschritte 
beim Schutz des geistigen Eigentums in China kon- 
tinuierlich verfolgen und regelmäßig darüber berich- 
ten. Die Zusammenarbeit zwischen der EU-Delega- 
tion und der chinesischer Regierung auf dem Gebiet 
des Patentschutzes und geistigen Eigentums sollte 
fortgesetzt und die bislang erarbeiteten Empfehlun- 
gen sollten konsequent umgesetzt werden. 

Die Expertenkommission sieht insbesondere auf dem 
Gebiet der Entwicklung von Normen und Standards 
einen wichtigen Ansatzpunkt, um Innovationsprojekte 
in beiden Ländern partnerschaftlich voranzutreiben. 
International einheitliche Normen und Standards sind 
gegenüber nationalen Alleingängen in der Normung 
vorzuziehen. Chinesische Regierungsstellen, Unter- 
nehmen und Forscher sollten überzeugt und befähigt 
werden, eine aktive Rolle in wichtigen internationalen 
Standardsetzungsorganisationen zu spielen. Parallel 


dazu sollte im chinesischen Binnenmarkt ebenfalls 
stärker auf Normen und Standards gesetzt werden, 
die voll kompatibel mit internationalen Standards sind. 
Sofern dennoch nationale Standards bzw. Modifika- 
tionen internationaler Standards in China durchge- 
setzt werden, sollten ausländische Unternehmen als 
gleichwertige Partner in Standardsetzungsgremien 
und -konsortien in China mitarbeiten. 

Die Expertenkommission empfiehlt eine stärker koordi- 
nierte Außenwissenschaftspolitik in China. Mehrere 
große Wissenschaftsorganisationen haben jeweils für 
sich Strategien für China entwickelt und in den letz- 
ten Jahren Niederlassungen und Forschungsinstitu- 
te vor Ort aufgebaut. Durch die Vielzahl der Initi- 
ativen ist möglicherweise des Guten zu viel getan 
worden. Diese vielfältigen Auslandsaktivitäten der 
Wissenschaftsorganisationen (DFG, FhG, HGF, MPG 
etc.) sollten künftig noch besser untereinander koor- 
diniert werden, um die Position der deutschen Wis- 
senschaft insgesamt in China zu stärken. 381 Es sollte 
auch darauf geachtet werden, einen zu großzügigen 
Transfer von wissenschaftlichen Ergebnissen, insbe- 
sondere in anwendungsnahen Bereichen, zu vermei- 
den. Der Austausch von wissenschaftlichen Ergeb- 
nissen und von Forschergruppen soll ausgewogen 
und zum beiderseitigen Vorteil erfolgen. 

Chinakompetenz in Deutschland stärken 

Für die verstärkte Zusammenarbeit zwischen Deutsch- 
land und China werden künftig viele Fachkräfte be- 
nötigt, die beide Kulturen und Wirtschaftssysteme 
kennen. Andere Länder haben Ausbildungsgänge und 
Entwicklungsprogramme für Führungskräfte geschaf- 
fen, die technisch-wissenschaftliche Ausbildung stär- 
ker mit Sprachausbildung und interkultureller Kom- 
petenz zu China verknüpfen. In Deutschland bestehen 
diesbezüglich noch Defizite. Insbesondere bei der 
Ausbildung von künftigen Führungskräften im Be- 
reich der Ingenieur- und Naturwissenschaften und 
in den Rechts- und Wirtschaftswissenschaften sollte 
stärker auf die frühzeitige Förderung von Asienkom- 
petenz (speziell Chinakompetenz) geachtet werden. 
Neue Ausbildungsgänge und Weiterbildungsangebote 
an den Hochschulen ebenso wie Kooperationen 
zwischen deutschen und chinesischen Hochschulen 
sollten zu diesem Zweck gezielt gefördert werden. 
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Photovoltaik und Elektromobilität: 
Technologievorsprünge wahren 

Insbesondere im Bereich der Photovoltaik ist der 
Aufbau einer schlagkräftigen chinesischen Industrie 
durch die Bereitstellung von nahezu unbegrenztem 
Kapital zu extrem niedrigen Zinsen gefördert wor- 
den. Dies hat zu einer beträchtlichen Verzermng der 
weltweiten Konkurrenzsituation in diesem Technolo- 
giefeld geführt. Deutsche Unternehmen haben darun- 
ter stark gelitten. Die Bundesregierung sollte sich be- 
mühen, diese Marktverzerrung durch Übereinkünfte 
mit der chinesischen Regierung schnell zu beseitigen. 

Nach Ansicht der Expertenkommission wird in Chi- 
na und nicht in Deutschland ein Leitmarkt im Be- 
reich Elektromobilität entstehen. Deutschland hat 
aber die Chance, Anbieter von hochwertigen Elektro- 
fahrzeugen, Komponenten sowie Informations- und 
Kommunikationstechnologien zu werden. Um dies 
zu erreichen, ist die Entwicklung einer abgestimm- 
ten Strategie zwischen deutscher Industrie, staatli- 
chen Stellen und Forschungseinrichtungen sinnvoll. 
Die Expertenkommission regt an, dass die Nationale 
Plattform Elektromobilität (NPE) eine entsprechende 
China-Strategie entwickelt . 382 
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CI BILDUNG UND QUALIFIKATION 


Im Zeitraum von 1992 bis 2010 stieg die Zahl der studienberechtigten Schulabgänger um 
57 Prozent von 290.600 auf 456.600 (vgl. C 1-1). Bis zum Jahr 2013 ist aufgrund der dop- 
pelten Abiturjahrgänge nochmals mit einer deutlichen Zunahme der Studienberechtigten- 
zahlen auf etwa 520.000 zu rechnen. Ab 2014 wird die Anzahl der Studienberechtigten 
dann wieder sinken. Die aktuellen Vorausberechnungen gehen allerdings davon aus, dass 
die Zahl der Studienberechtigten bis 2025 immer noch deutlich über 400.000 - und damit 
ungefähr auf dem Niveau von 2006 - liegen wird. 

Im Studienjahr 2010 waren an deutschen Hochschulen 252.000 ausländische Studierende 
eingeschrieben, im Jahr 1997 waren es erst 150.000 (C 1-3) gewesen. Besonderen Anteil 
an diesem Wachstum haben die sogenannten Bildungsausländer, also diejenigen Personen, 
die sowohl über eine ausländische Staatsbürgerschaft verfügen als auch ihre Hochschulzu- 
gangsberechtigung im Ausland erworben haben. Ihr Anteil an allen Studierenden betrug im 
Jahr 2011 8,3 Prozent. Demgegenüber machen die Bildungsinländer, also diejenigen Perso- 
nen, welche zwar über einen ausländischen Pass, aber eine in Deutschland erworbene 
Hochschulzugangsberechtigung verfügen, nur 3 Prozent aller Studierenden aus. 

Für das Forschungs- und Innovationssystem eines Landes ist aber nicht allein die Anzahl 
der Hochschulabsolventen von Bedeutung. Wichtig ist insbesondere die Ausbildung von 
Fachkräften in den akademischen MINT-Berufen. Die hierfür zentralen Fächergruppen 
Mathematik/Naturwissenschaften und Ingenieurwissenschaften entwickelten sich unein- 
heitlich (C 1-4). Während der Anteil der Absolventen der Fächergruppe Mathematik/ 
Naturwissenschaften seit dem Jahr 1993 leicht von 14,1 auf 16,5 Prozent stieg, fiel der An- 
teil der Absolventen der Ingenieurwissenschaften deutlich von 25,7 auf 16,9 Prozent. 

Das Bildungsniveau der Bevölkerung international zu vergleichen, ist aufgrund der unter- 
schiedlichen Bildungssysteme und der unterschiedlich gewichteten Abschlüsse ein schwie- 
riges Unterfangen (C 1-6). Die ISCED-Klassifikation, welche die Bildungsabschlüsse in 
sechs Stufen differenziert, kann daher nur als grober Orientierungsrahmen dienen. Die 
nationalen Besonderheiten sollten in jedem Fall mit berücksichtigt werden. So werden z. B. 
in Deutschland viele Berufsabschlüsse über eine duale Ausbildung erreicht, für die in ande- 
ren Ländern eine Ausbildung an einer Hochschule vorgesehen ist. Dies führt dazu, dass in 
Deutschland der Anteil der Hochschulabsolventen (ISCED 5A und 6) an den Erwerbstäti- 
gen mit 17,6 Prozent deutlich niedriger ausfällt als in wichtigen europäischen Vergleichs- 
ländem, wie etwa in Großbritannien (27,2 Prozent) oder den Niederlanden (30,4 Prozent). 
Dafür kommt in Deutschland den Fortbildungsabschlüssen Meister und Techniker eine ver- 
gleichsweise große Bedeutung zu. Personen mit diesen Fortbildungsabschlüssen zählen - 
wie auch die Akademiker - zu den Hochqualifizierten und machen einen Anteil von 10 Pro- 
zent aller Erwerbstätigen aus. Ferner verfügen 60 Prozent der Erwerbstätigen in Deutsch- 
land über einen mittleren Bildungsstand (ISCED 3 und 4). Im übrigen Europa liegt der 
Anteil der Erwerbstätigen mit mittlerem Qualifikationsniveau zum Teil deutlich darunter. 
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Studienberechtigte in Deutschland 


C 1-1 


Studienberechtigte: Studien- 
berechtigt sind diejenigen 
Schulabgänger, die eine all- 
gemeine oder fachgebundene 
Hochschulreife bzw. eine 
Fachhochschulreife erworben 
haben. 


Studienberechtigte insgesamt Studienberechtigte insgesamt 

1992-2010 Projektion 2011-2025 



Quelle Prognosewerte: Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz. In: Leszczensky et al. (2012). 


Anteil der Studienanfänger an der alterstypischen Bevölkerung in ausgewählten OECD-Ländern C 1-2 

(Angaben in Prozent) 


Studienanfangerquote : 

Anteil der Studienanfänger 
und Studienanfängerinnen 
an der Bevölkerung des ent- 
sprechenden Alters: Sie ist 
ein Maß für die Ausschöpfung 
des demografischen Potenzials 
für die Bildung von akademi- 
schem Humankapital. 


OECD-Länder 


1995 

2000 

2001 

2003 

2004 

2005 

2007 

2008 

2009 


Australien 


- 

59 

65 

68 

70 

82 

86 

87 

94 

Kanada 


- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Finnland 


39 

71 

72 

73 

73 

73 

71 

70 

69 

Frankreich 


_ 

37 

37 

39 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

Deutschland 


26 

30 

32 

36 

37 

36 

34 

36 

40 

Italien 


- 

39 

44 

54 

55 

56 

53 

51 

50 

Korea 


41 

45 

49 

47 

49 

54 

61 

71 

- 

Japan 


31 

35 

37 

40 

40 

41 

46 

48 

49 

Niederlande 


44 

53 

54 

52 

56 

59 

60 

62 

63 

Schweiz 


17 

29 

33 

38 

38 

37 

39 

38 

- 

Spanien 


_ 

47 

47 

46 

44 

43 

41 

41 

46 

Schweden 


57 

67 

69 

80 

79 

76 

73 

65 

68 

Großbritannien 


_ 

47 

46 

48 

52 

51 

55 

57 

61 

USA 


_ 

43 

42 

63 

63 

64 

65 

64 

70 

OECD-Durchschnitt 


37 

47 

48 

53 

53 

54 

56 

56 

59 


Quellen: OECD: Bildung auf einen Blick - OECD-Indikatoren (div. Jahrgänge). In: Leszczensky et al. (2012). 
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C 1 -3 Ausländische Studierende an deutschen Hochschulen 


ausländische Studierende Bildungsausländer Bildungsinländer 



Ausländische Studierende 
sind Personen ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit. Sie 
werden eingeteilt in Bildungs- 
inländer, deren Hochschul- 
zugangsberechtigung aus 
Deutschland stammt, und 
Bildungsausländer, die diese 
im Ausland erworben haben. 


C 1-4 Absolventen- und Fächerstrukturquoten 



1993 

1995 

2000 

2005 

2007 

2009 

2010 


Absolvent(inn)en insgesamt 

173.756 

197.015 

176.654 

207.936 

239.877 

287.997 

294.330 

Anteil Frauen in Prozent 

39,8 

41,2 

45,6 

50,8 

51,8 

51,7 

52,1 

Anteil Universität in Prozent 

65,2 

63,6 

64,3 

60,8 

62,4 

62,0 

- 

Sprach- und Kulturwissenschaften 

22.601 

27.125 

29.911 

35.732 

43.827 

53.003 

54.808 

Anteil Fächergruppe in Prozent 

13,0 

13,8 

16,9 

17,2 

18,3 

18,4 

18,6 

Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 

53.170 

66.538 

62.732 

76.566 

85.838 

101.391 

102.315 

Anteil Fächergruppe in Prozent 

30,6 

33,8 

35,5 

36,8 

35,8 

35,2 

34,9 

Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften 

13.515 

12.075 

10.620 

11.817 

13.358 

15.142 

15.222 

Anteil Fächergruppe in Prozent 

7,8 

6,1 

6,0 

5,7 

5,6 

5,3 

5,2 

Agrar-, Forst- und Ernährungswissenschaften 

5.477 

5.527 

4.761 

5.312 

5.661 

6.363 

6.215 

Anteil Fächergruppe in Prozent 

3,2 

2,8 

2,7 

2,6 

2,4 

2,4 

2,1 

Kunst, Kunstwissenschaften 

7.045 

7.280 

7.630 

9.678 

10.399 

11.541 

11.820 

Anteil Fächergruppe in Prozent 

4,1 

3,7 

4,3 

4,7 

4,3 

4,0 

4,0 

Mathematik, Naturwissenschaften 

24.519 

27.800 

21.844 

30.737 

38.417 

47.782 

48.561 

Anteil Fächergruppe in Prozent 

14,1 

14,1 

12,4 

14,8 

16,0 

16,6 

16,5 

Ingenieurwissenschaften 

44.629 

47.295 

35.725 

34.339 

38.065 

47.004 

49.860 

Anteil Fächergruppe in Prozent 

25,7 

24,0 

20,2 

16,5 

15,9 

16,3 

16,9 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.2 sowie Recherche in HIS/ICE. 

Zahlen aus Leszczensky et al. (2012). 


Fächerstrukturquote und Ab- 
solventenquote: Die Fächer- 
strukturquote gibt den Anteil 
von Erstabsolventen an, die 
ihr Studium innerhalb eines 
bestimmten Faches bzw. einer 
Fächergruppe gemacht haben. 
Die Absolventenquote misst 
den Anteil der neu graduierten 
Hochschulabsolventen an der 
altersgleichen Bevölkerung. 
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Berufliche Weiterbildung nach Erwerbstyp und Qualifikationsniveau C 1 - 5 

(Angaben in Prozent) 


Weiterbi ldungsquote : 
Teilnahme an einer Weiter- 
bildungsmaßnahme in den 
letzten vier Wochen vor dem 
Befragungszeitpunkt. 


1996 1997-1999 2000-2002 2003-2005 2006 2007 2008 2009 2010 


Erwerbstätige 

4,1 

3,8 

3,4 

5,2 

5,3 

5,5 

5,6 

5,1 

5,0 

niedrig (ISCED 0-2) 

1,1 

1,0 

0,9 

1,3 

1,3 

1,1 

1,3 

1,0 

1,1 

mittel (ISCED 3-4) 

3,8 

3,4 

3,1 

3,8 

3,9 

4,0 

4,1 

3,7 

3,4 

hoch (ISCED 5-6) 

6,7 

6,2 

5,4 

10,0 

10,6 

10,8 

10,8 

9,4 

9,7 


Erwerbslose 

5,5 

4,5 

4,4 

2,7 

2,4 

2,8 

3,3 

3,0 

3,0 

niedrig (ISCED 0-2) 

2,0 

2,0 

2,1 

1,5 

1,4 

1,7 

2,0 

2,1 

2,5 

mittel (ISCED 3-4) 

5,9 

4,8 

4,7 

2,7 

2,4 

2,9 

3,6 

3,2 

2,6 

hoch (ISCED 5-6) 

10,7 

8,5 

7,9 

5,2 

5,0 

5,5 

5,2 

4,8 

6,7 


Nichterwerbspersonen 

4,1 

3,5 

3,3 

1,1 

0,9 

0,8 

0,9 

0,6 

0,8 

niedrig (ISCED 0-2) 

0,5 

0,5 

0,6 

0,4 

0,4 

0,4 

0,5 

0,7 

0,7 

mittel (ISCED 3-4) 

5,8 

4,7 

4,2 

1,3 

0,9 

0,8 

0,9 

0,4 

0,8 

hoch (ISCED 5-6) 

8,9 

7,4 

6,3 

2,1 

2,0 

1,7 

2,0 

1,1 

1,1 


Grundgesamtheit: alle Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren (ohne Schüler, Auszubildende und Studierende). 
ZuISCED vgl. C 1-6. 

Quelle: Europäische Arbeitskräfteerhebung, Mikrodaten 2009 u. 2010. Berechnungen des NIW. 


Qualifikationsniveau der Erwerbstätigen in Europa 2010 C 1-6 

(Angaben in Prozent) 


Die Klassifizierung der 
Qualifikationsniveaus beruht 
auf der Internationalen 
Standardklassifikation des 
Bildungswesens International 
Standard Classification of 
Education - ISCED. 383 
ISCED 3: Fachhochschulreife/ 
Flochschulreife oder Abschluss 
einer Lehrausbildung 
ISCED 4: Fachhochschulreife/ 
Flochschulreife und Abschluss 
einer Lehrausbildung 
ISCED 5B: Meister-/Techniker- 
ausbildung oder gleichwertiger 
F achschulabschluss 
ISCED 5A: Hochschulab- 
schluss 

ISCED 6: Promotion 


— ISCED 3 h ISCED 4 — ISCED 5b — ISCED 5a — ISCED 6 



Quelle: Eurostat, Europäische Arbeitskräfteerhebung. Berechnung des NIW. Zahlen aus Leszczensky et al. (2012). 
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C 2 FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG 


Die deutschen Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung erreichten im Jahr 2010 
einen Wert von 70 Milliarden Euro und erhöhten sich in der Dekade 2000 bis 2010 um ins- 
gesamt 37 Prozent. Mit einem Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt (FuE- 
Intensität) von 2,82 Prozent zählt Deutschland innerhalb Europas zu den forschungsstärks- 
ten Ländern, hat allerdings das Drei-Prozent-Ziel nicht ganz erreicht (C 2-1). Zu den 
FuE-Spitzenreitem zählen Finnland, Schweden, Japan und Korea, deren FuE-Intensität 
deutlich über 3,0 Prozent liegt. Hervorzuheben ist auch die Entwicklung Chinas, das in den 
vergangenen 15 Jahren seine FuE-Intensität von 0,6 auf 1,7 Prozent gesteigert hat. 

Abb. C 2-3 zeigt die Ausgaben des Staates für zivile FuE in ausgewählten Weltregionen. 
Diese wurden im Durchschnitt der OECD-Staaten um den Faktor 2,6 erhöht. Das Wachs- 
tum der staatlichen FuE-Ausgaben in den EU-15-Staaten lag im selben Zeitraum unter dem 
OECD-Durchschnitt. Innerhalb Europas verzeichneten die skandinavischen Länder sowie 
Belgien, die Niederlande, Österreich und die Schweiz überdurchschnittliche Wachstums- 
raten der staatlichen FuE-Ausgaben. Das Wachstum der staatlichen FuE-Ausgaben in 
Deutschland lag hingegen unter dem Durchschnitt der EU-15-Staaten. Beachtenswert ist 
auch der Rückgang des staatlich finanzierten Anteils an den FuE-Ausgaben der deutschen 
Wirtschaft in den letzten drei Jahrzehnten. Finanzierte der Staat Ende der 1970er Jahre 
noch rund 14 Prozent der FuE bei den Unternehmen, so sank dieser Anteil bereits bis 1991 
auf 8,3 Prozent und halbierte sich bis 2009 noch einmal auf unter 4 Prozent. 

In Deutschland werden mehr als zwei Drittel aller FuE-Mittel für Projekte der gewerb- 
lichen Wirtschaft eingesetzt, mit einem deutlichen Schwerpunkt im verarbeitenden Gewerbe 
(C 2-5). So entfielen im Jahr 2009 insgesamt 38,7 Milliarden Euro und damit 86 Prozent 
der internen FuE-Ausgaben der Unternehmen auf das verarbeitende Gewerbe. Innerhalb 
des verarbeitenden Gewerbes sind weiterhin die wichtigsten deutschen Exportindustrien 
von zentraler Bedeutung. Auf den Kraftfahrzeugbau, den Maschinenbau, die Elektrotech- 
nik sowie die Chemie- und die Pharmaziebranche entfielen rund drei Viertel der internen 
FuE-Ausgaben. 

Nicht zuletzt aufgrund der Wirtschafts- und Finanzkrise haben sich die Investitionstätig- 
keiten dieser FuE-Schwergewichte im vergangenen Jahr sehr unterschiedlich entwickelt. 
Besonders dynamisch zeigte sich der Kraftfahrzeugbau, der mit einem Plus von 7,2 Pro- 
zent fast wieder an den Vörkrisenwert anknüpfen konnte. Dieser deutliche Aufwärtstrend 
ist für Deutschland von großer Bedeutung, da die FuE-Ausgaben des Kraftfahrzeugbaus 
mit fast 15 Milliarden Euro rund 30 Prozent des FuE -Gesamtvolumens der deutschen Wirt- 
schaft ausmachen. Ebenfalls zulegen konnten der Maschinenbau und die elektronische 
Industrie. Dagegen haben Chemie und Pharmazie ihre FuE-Anstrengungen gegenüber dem 
Vorjahr verringert. Die negative Entwicklung in der Chemie- und Pharmaziebranche zeigt, 
wie abhängig die industrielle Forschung in Deutschland von einzelnen Großunternehmen 
ist. So haben die rückläufigen FuE-Ausgaben einiger großer Unternehmen das Gesamt- 
ergebnis beider Branchen in den negativen Bereich gezogen, obwohl sich die FuE-Aktivi- 
täten beim überwiegenden Teil der Unternehmen im Jahr 2010 positiv entwickelt haben. 
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FuE-Intensität in ausgewählten OECD-Ländern C 2-1 

(Angaben in Prozent) 


FuE-Intensität: Anteil der 
Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung einer 
Volkswirtschaft am Brutto- 
inlandsprodukt. 


Finnland Schweden Japan Schweiz Korea 

Deutschland USA Frankreich Großbritannien China 



Quelle: OECD, Main Science And Technology Indicators (201 1/1). EUROSTAT-Datenbank. 
Berechnungen und Schätzungen des NIW. In: Schasse et al. (2012). 


Interne FuE-Ausgaben der Wirtschaft in Prozent des Umsatzes aus eigenen Erzeugnissen C 2-2 


Interne FuE: FuE, die inner- 
halb des Unternehmens durch- 
geführt wird, unabhängig 
davon, ob für eigene Zwecke 
oder im Auftrag anderer. 


m 2010 — 2009 — 2007 


Luft-/Raumfahrzeugbau 


Pharmaindustrie 

DV-Geräte, elektronische und 
optische Erzeugnisse 

Automobilbau 


Durchschnitt des 
verarbeitenden Gewerbes 

Chemieindustrie 


Maschinenbau 


elektrische Ausrüstungen 


Gummi-/Kunststoffverarbeitung 


übriger Fahrzeugbau 


% 



Quelle: SV- Wissenschaftsstatistik. Statistisches Bundesamt, Genesis-Online, Industriestatistik. 
Berechnungen des NIW. 
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C 2-3 Haushaltsansätze des Staates für zivile FuE in ausgewählten Weltregionen 



Index: 1991=100. NORD: SWE, FIN, NOR, DEN, IRL, ISL. SUED: ITA, POR, ESP, GRE. MEDI: BEL, NED, AUT, SUI. 
Quelle: OECD, Main Science And Technology Indicators (2011/1). Eurostat-Datenbank. Berechnungen und 
Schätzungen des NIW. In: Schasse et al. (2012). 


FuE-Haushaltsansätze: 
Betrachtet werden die im 
Haushaltsplan festgesetz- 
ten Budgets, die für die 
Finanzierung von FuE zur 
Verfügung stehen. 


C 2-4 Interne FuE-Ausgaben von Hochschulen und außeruniversitären Einrichtungen 
in konstanten Preisen nach Weltregionen 
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Index: 1991 = 100. NORD: SWE, FIN, NOR, DEN, IRL, ISL. SUED: ITA, POR, ESP, GRE. MEDI: BEL, NED, AUT, SUI. 
Quelle: OECD, Main Science And Technology Indicators (2011/1). Eurostat-Datenbank. Berechnungen und 
Schätzungen des NIW. In: Schasse et al. (2012). 


Interne FuE-Ausgaben: 
Finanzielle Aufwendungen 
für FuE-Personal, FuE- 
Sachmittel und Investitionen 
in FuE innerhalb der eigenen 
Organisation. 
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Interne FuE-Ausgaben der Unternehmen in Deutschland C 2-5 

nach Herkunft der Mittel, Wirtschaftszweigen, Größen- und Technologieklassen 2009 


Interne FuE: FuE, die inner- 
halb des Unternehmens durch- 
gefiihrt wird, unabhängig 
davon, ob für eigene Zwecke 
oder im Auftrag anderer. 


Interne FuE-Ausgaben 

gesamt (in Euro) davon finanziert von (in Prozent) 



Wirtschaft 

Staat 

andere 

Inländer 

Ausland 

Alle forschenden Unternehmen 

44.982.742 

92,9 

3,6 

0,1 

3,4 

Verarbeitendes Gewerbe 

38.711.447 

94,1 

3,0 

0,1 

2,9 

Fahrzeugbau 

15.877.125 

91,8 

4,2 

0,1 

3,9 

Elektrotechnik / Elektronik 

7.148.828 

95,3 

2,8 

0 

1,9 

Maschinenbau 

4.498.533 

95,2 

1,8 

0,1 

2,9 

Pharmazeutische Industrie 

3.895.967 

99,0 

0,5 

0 

0,6 

Chemische Industrie 

3.197.776 

97,3 

1,4 

0 

1,3 

Übriges verarbeitendes Gewerbe 

1.752.143 

91,8 

2,7 

0 

5,5 

Metallerzeugung und -bearbeitung 

1.206.447 

92,7 

6,5 

0,1 

0,8 

Kunststoff-, Glas- u. Keramikindustrie 

1.134.628 

94,0 

1,7 

0 

4,2 

Übrige Wirtschaftszweige 

6.271.295 

85,4 

7,6 

0,2 

6,8 


Weniger als 100 Beschäftigte 

2.371.547 

83,2 

12,7 

0,2 

3,8 

100 bis 499 Beschäftigte 

4.665.044 

89,9 

4,8 

0,1 

5,2 

500 bis 999 Beschäftigte 

2.688.345 

92,0 

4,3 

0,1 

3,7 

1000 und mehr Beschäftigte 

35.257.798 

94,0 

2,8 

0,1 

3,1 


Technologieklassen in der Industrie 

Spitzentechnologie 

(>7 Prozent FuE-Aufwand /Umsatz) 

12.213.754 

90,8 

6,9 

0 

2,3 

Hochwertige Technologie 

(2,5-7 Prozent FuE-Aufwand /Umsatz) 

22.763.099 

96,0 

1,0 

0,1 

2,9 

Quelle: SV Wissenschaftsstatistik. 
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C 3 INNOVATIONSVERHALTEN DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT 


Innovationen beinhalten - gemäß der Definition im Oslo-Handbuch der OECD 384 - die 
Einführung von neuen oder wesentlich verbesserten Produkten (Güter und Dienstleistun- 
gen), Prozessen sowie Marketing- und Organisationsmethoden. Die in den Grafiken C 3-1 
bis C 3-5 dargestellten Daten zum Innovationsverhalten der deutschen Wirtschaft beruhen 
auf der seit 1993 jährlich durchgeführten Innovationserhebung des Zentrums für Europäi- 
sche Wirtschaftsforschung (ZEW), dem Mannheimer Innovationspanel (MIP), und bezie- 
hen sich auf Produkt- und Prozessinnovationen. 385 Die Innovatorenquote (C 3-1) stieg im 
Jahr 2010 in der Industrie wieder leicht an, nachdem sie im Krisenjahr 2009 stark zurück- 
gegangen war. In den wissensintensiven Dienstleistungen sank die Innovationsbeteiligung 
weiter und lag damit wieder auf dem Niveau von 2006. 

Kontinuierliche FuE-Aktivität geht in der Regel mit einer Erhöhung der Innovationsleis- 
tung der Unternehmen einher. 386 Der Anteil der kontinuierlich FuE betreibenden Unterneh- 
men (C 3-2) stieg 2010 sowohl in der Industrie als auch in den wissensintensiven Dienst- 
leistungen. Während sich in den wissensintensiven Dienstleistungen auch der Anteil der 
Unternehmen mit gelegentlichen FuE-Aktivitäten erhöhte, sank er in der Hochtechnologie 
und in der sonstigen Industrie. 

Die Innovationsintensität (C 3-3), die den Anteil der Innovationsausgaben am Umsatz dar- 
stellt, ging 2010 in der Hochtechnologie - trotz deutlich gestiegener Innovationsausgaben 
- etwas zurück. Auch in der sonstigen Industrie sank die Innovationsintensität leicht, wäh- 
rend sie in den wissensintensiven Dienstleistungen anstieg. Der Anteil des Umsatzes mit 
den im Rahmen der Innovationsaktivitäten hervorgebrachten neuen Produkten (C 3-4) er- 
höhte sich 2010 sowohl in der Industrie als auch in den wissensintensiven Dienstleistungen 
und erreichte wieder das Niveau des Jahres 2008. 

Für 2011 und 2012 sind bisher nur die Planzahlen der Unternehmen aus Befragungen im 
Frühjahr und Sommer 2011 bekannt (C 3-5). Danach stiegen 2011 die Innovationsausga- 
ben in der Industrie stark und in den wissensintensiven Dienstleistungen leicht an. Für 
2012 ist in beiden Bereichen keine weitere Erhöhung der Innovationsausgaben geplant. 

Eigenkapital ist die wichtigste Finanzierungsform für Innovationsaktivitäten der Unternehmen. 
Die Eigenkapitalquoten der kleinen und mittleren Industrieunternehmen in Deutschland 
(C 3-6) haben sich in der zurückliegenden Dekade gemäß den Daten der europäischen 
BACH-Datenbank 387 kontinuierlich erhöht. Sie gehören jedoch nicht zu den im internatio- 
nalen Vergleich höchsten Werten. 

Wagniskapital ist die wichtigste Form der Finanzierung für wachstumsorientierte Gründun- 
gen. Das Volumen der Venture-Capital -Investitionen (C 3-7) in Deutschland ist, wie die 
Daten der European Private Equity & Venture Capital Association (EVCA) 388 zeigen, im 
Jahr 2010 nach einem drastischen Einbruch im Krisenjahr 2009 wieder gestiegen. Das 
Niveau von 2008 konnte allerdings noch nicht wieder erreicht werden. Zudem weist der deut- 
sche Wagniskapitalmarkt im internationalen Vergleich trotz seiner Erholung im Jahr 2010 
durchgängig eine sehr niedrige Investitionsquote auf (C 3-8). Der Mangel an Wagniskapital 
stellt für das Wachstum junger Unternehmen in Deutschland nach wie vor ein Hemmnis dar. 

Deutschland bringt sich wie kein anderes Land in die Arbeit der International Organization 
for Standardization (ISO) ein. Durch das Engagement in den Komitees der ISO (C 3-9) ist 
es möglich, maßgeblichen Einfluss auf die globale technische Infrastruktur zu nehmen. 
Dies führt für die deutschen Unternehmen zu Wettbewerbsvorteilen. 389 
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Innovatorenquote in der Industrie und in den wissensintensiven Dienstleistungen Deutschlands C 3-1 

(Angaben in Prozent) 


Innovatorenquote: Anteil der 
Unternehmen, die innerhalb 
eines Dreijahreszeitraums 
mindestens ein neues Produkt 
auf den Markt gebracht oder 
einen neuen Prozess einge- 
führt haben. 


FuE-intensive Industrie wissensintensive Dienstleistungen sonstige Industrie 



1995 für wissensintensive Dienstleistungen nicht erhoben. 2006 Bruch in der Zeitreihe. Werte für 2010 vorläufig. 
Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW. 


Unternehmen mit kontinuierlicher bzw. gelegentlicher FuE-Tätigkeit C 3-2 

(Angaben in Prozent) 


Anteil der Unternehmen 
mit kontinuierlicher bzw. 
gelegentlicher FuE-Tätigkeit: 
Innovationsaktive Unter- 
nehmen, die im vorausge- 
gangenen Dreijahreszeitraum 
untemehmensintem konti- 
nuierlich bzw. gelegentlich 
FuE betrieben haben. 


FuE-intensive Industrie wissensintensive Dienstleistungen sonstige Industrie 


mit kontinuierlicher FuE mit gelegentlicher FuE 



1995 für Wissens intensive Dienstleistungen nicht erhoben. 2006 Bruch in der Zeitreihe. Werte für 2010 vorläufig. 
Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW. 
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C 3-3 Innovationsintensität in der Industrie und den wissensintensiven Dienstleistungen Deutschlands 

(Angaben in Prozent) 


FuE-intensive Industrie — - wissensintensive Dienstleistungen ohne Finanzdienstleistungen 

sonstige Industrie wissensintensive Dienstleistung insgesamt 



Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW. 


Innovationsintensität: 
Innovationsausgaben der 
Unternehmen bezogen 
auf den Gesamtumsatz. 


C 3-4 Anteil des Umsatzes mit neuen Produkten in der Industrie und den wissensintensiven 
Dienstleistungen Deutschlands (Angaben in Prozent) 


FuE-intensive Industrie • wissensintensive Dienstleistungen ohne Finanzdienstleistungen 

sonstige Industrie wissensintensive Dienstleistung insgesamt 



Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW. 


Anteil des Umsatzes mit neuen 
Produkten: Umsatz mit neuen 
oder merklich verbesserten 
Produkten, die in den vorange- 
gangenen drei Jahren erstmals 
von den innovierenden Unter- 
nehmen eingefuhrt wurden, im 
Verhältnis zum Gesamtumsatz. 
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Geplante Veränderung der Innovationsausgaben in der verarbeitenden Industrie und C 3-5 

den wissensintensiven Dienstleistungen Deutschlands (Angaben in Prozent) 


Geplante Innovationsaus- 
gaben: Aus den Planzahlen 
der Unternehmen ermittelte 
Angaben zur Veränderung der 
Innovationsausgaben gegen- 
über dem Vorjahr. 


— 2011 — 2012 
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FuE-intensive Industrie 

sonstige Industrie 

wissensintensive 

Dienstleistungen 

Gesamt 


Werte basieren auf den Planangaben der Unternehmen im Frühjahr und Sommer 2011. 
Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW. 


Eigenkapitalquote kleiner und mittlerer Industrieunternehmen 390 


C 3-6 


Eigenkapitalquote. Frankreich — - Spanien Deutschland Italien 

Eigenkapital in Relation 

zur Bilanzsumme. 


Kleine Industrieunternehmen Mittlere Industrieunternehmen 
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C 3-7 Wagniskapital-Investitionen 

(Investitionen nach Sitz der Portfolio-Untemehmen) 



2009 




2010 




Wagniskapital: Zeitlich 
begrenzte Kapitalbeteiligun- 




Wagnis- 




Wagnis- 


gen an jungen, innovativen, 


Early 

Later 

kapital 


Early 

Later 

kapital 


nicht-börsenorientierten 


Stage* 

Stage* 

insg.* 

BIP** 

Stage* 

Stage* 

insg.* 

BIP** 

Unternehmen. 

Dänemark 

68.558 

19.476 

88.033 

222.410 

39.992 

29.433 

69.426 

234.005 


Deutschland 

412.280 

233.102 

645.381 

2.374.500 

418.065 

290.678 

708.742 

2.476.800 


Finnland 

61.153 

30.787 

91.940 

173.267 

66.803 

31.535 

98.338 

180.253 


Frankreich 

306.116 

534.737 

840.853 

1.889.231 

304.424 

436.374 

740.798 

1.932.802 


Großbritannien 

373.280 

398.507 

771.787 

1.564.476 

285.196 

428.395 

713.591 

1.700.145 


Italien 

44.576 

18.313 

62.889 

1.526.790 

48.528 

17.389 

65.917 

1.556.029 


Niederlande 

108.398 

56.295 

164.694 

571.145 

100.752 

47.463 

148.215 

588.414 


Österreich 

46.949 

25.095 

72.045 

274.818 

17.630 

23.800 

41.430 

286.197 


Schweden 

110.912 

95.779 

206.691 

291.347 

132.030 

101.951 

233.980 

346.855 


Schweiz 

157.638 

66.551 

224.189 

354.735 

114.543 

46.198 

160.741 

398.878 


Spanien 

61.005 

111.272 

172.277 

1.047.831 

51.607 

65.120 

116.728 

1.051.342 



* In Tausend Euro.** zu jeweiligen Preisen in Millionen Euro. Early stage umfasst die Phasen Seed und Start-up. 
Quelle: EVCA(2011). Eurostat. Eigene Berechnungen. Ungenauigkeiten durch Rundungen. 


C 3-8 Anteil der Wagniskapital-Investitionen am nationalen Bruttoinlandsprodukt 

(Investitionen nach Sitz der Portfolio-Untemehmen, Angaben in Prozent) 


■■ Early stage Later stage 
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Early stage umfasst die Phasen Seed und Start-up. 
Quelle: EVCA(2011). Eurostat. Eigene Berechnungen. 
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Anzahl der bei den Technischen Komitees bzw. Subkomitees der C 3-9 

International Organization for Standardization (ISO) geführten Sekretariate 


Normung und Standardi- 
sierung: Vereinheitlichung 
wichtiger Eigenschaften 
von Produkten, Prozessen 
und Dienstleistungen. 


_ 2000 — 2010 
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C 4 UNTERNEHMENSGRÜNDUNGEN 


Neue Erkenntnisse werden wirtschaftlich genutzt, indem sie in innovative Produkte, Pro- 
duktionsverfahren und Dienstleistungen umgesetzt und vermarktet werden. Eine besonders 
nachhaltige Form des Wissens- und Technologietransfers stellen dabei Untemehmensgrün- 
dungen in forschungs- und wissensintensiven Sektoren dar. 

Die Grafiken C 4-1 bis C 4-3 zur Untemehmensdynamik in der Wissenswirtschaft basie- 
ren auf Ergebnissen einer vom Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) 
durchgeführten Auswertung des Mannheimer Unternehmenspanels (MUP). 391 Im Jahr 2010 
lag die Gründungsrate (C 4-1) in der Wissenswirtschaft bei 7,3 Prozent und sank damit 
gegenüber dem Vorjahr leicht. Damit setzt sich bei der Gründungsrate ein Abwärtstrend 
fort, der bereits seit einer Dekade anhält. Die Schließungsrate (C 4-2) betrug 2010 in der 
Wissenswirtschaft 6,1 Prozent und ging damit im Vergleich zu 2009 ebenfalls zurück. Un- 
terschiedliche Gründungs- und Schließungsraten in den verschiedenen Sektoren der Wis- 
senswirtschaft spiegeln sektorale Unterschiede bei den Marktein- und -austrittsbarrieren 
sowie den (erwarteten) Absatzmöglichkeiten wider. Niedrige Quoten weisen die hochwer- 
tige Technologie und die Spitzentechnologie auf, während die Werte in der EDV- und Tele- 
kommunikationsbranche sowie im Bereich Unternehmensberatung und Werbung relativ 
hoch sind. 

Der Untemehmensumschlag (C 4-3) gibt Hinweise auf die Richtung und Stärke des Struk- 
turwandels im Untemehmenssektor. Zwischen 2005/2006 und 2009/ 2010 hat sich der Unter- 
nehmensumschlag in der Wissenswirtschaft zwar erhöht, liegt jedoch in den meisten ihrer 
Sektoren deutlich unter den Werten von 2000/ 200 1 . 

Die Grafiken C 4-4 und C 4-5 stellen Ergebnisse des Global Entrepreneurship Monitor 
(GEM) dar. 392 Die Quote der werdenden Gründer (C 4-4) ist ein auf die Zukunft bezoge- 
ner Indikator. Er gibt an, wie hoch der Anteil an der Bevölkerung zwischen 18 und 64 Jah- 
ren ist, die sich aktiv an der Gründung eines Unternehmens beteiligt. Nachdem der Wert für 
Deutschland bis 2009 über Jahre kontinuierlich gesunken war, stieg er im Jahr 2010 im 
Vergleich zum Vorjahr - wenn auch statistisch nicht signifikant - erstmals wieder an. Auch 
die Opportunity-Entrepreneurship-Quote (C 4-5), die darstellt, wie viele der werdenden 
Gründer sich selbstständig machen, um eine Geschäftsidee auszunutzen, ist in Deutschland 
gegenüber 2009 gestiegen. Beide Quoten sind aber verglichen mit den Werten für die USA, 
Frankreich und Großbritannien relativ gering. 
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Gründungsraten in der Wissenswirtschaft in Deutschland C 4-1 

(Angaben in Prozent) 


Gründungsrate: Zahl der 
Gründungen im Verhältnis 
zum Gesamtbestand der 
Unternehmen. 


EDV/Telekommunikation Untemehmensberatung/Werbung Wissenswirtschaft insgesamt 

hochwertige Technologie technische/FuE-Dienste Spitzentechnologie 



Quelle: Mannheimer Untemehmenspanel. Berechnungen des ZEW. 


Schließungsraten in der Wissenswirtschaft in Deutschland C 4-2 

(Angaben in Prozent) 


Schließungsrate: Anteil der 
Unternehmen, die während 
eines Jahres stillgelegt 
werden, in Relation zum 
Untemehmensbestand. 


EDV/Telekommunikation Untemehmensberatung/Werbung Wissenswirtschaft insgesamt 

hochwertige Technologie technische/FuE-Dienste Spitzentechnologie 



Quelle: Mannheimer Untemehmenspanel. Berechnungen des ZEW. 
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C 4-3 Unternehmensumschlag in Deutschland nach Branchengruppen 

(Angaben in Prozent) 


m 2000/2001 — 2005/2006 — 2009/2010 



Quelle: Mannheimer Untemehmenspanel. Berechnungen des ZEW. 


U ntemehmensumschlag : 
Zahl der Gründungen plus 
Zahl der Schließungen in 
Prozent des Untemehmens- 
bestandes zur Jahresmitte. 


C 4-4 Quote der werdenden Gründer 

(Angaben in Prozent) 


USA Frankreich Großbritannien 

Deutschland Japan Italien 



Quelle: Global Entrepreneurship Monitor (GEM), Adult Population Surveys 2000-2010. 


Quote der werdenden Gründer: 
Anzahl der 18- bis 64-Jährigen, 
die sich aktiv an der Gründung 
eines neuen Unternehmens be- 
teiligen (z. B. durch die Suche 
nach Ausstattung oder Stand- 
orten, Organisation des Grün- 
dungsteams, Erarbeitung eines 
Geschäftsplans, Bereitstellung 
von Kapital) und die Inhaber- 
oder Teilhaberschaft im Unter- 
nehmen anstreben und während 
der letzten drei Monate vor 
der Erhebung keine Löhne oder 
Gehälter gezahlt haben, in 
Prozent aller 18- bis 64-Jähri- 
gen des jeweiligen Landes. 
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Opportunity Entrepreneurs C 4-5 

(Angaben in Prozent) 


Opportunity Entrepreneur- 
ship: Anzahl der 18- bis 
64-Jährigen, die werdende 
Gründer sind (siehe C 4 - 4) 
und sich selbstständig machen 
wollen, um eine Geschäfts- 
idee auszunutzen, in Prozent 
aller 1 8- bis 64-Jährigen des 
jeweiligen Landes. 


USA Frankreich Großbritannien 

Deutschland Japan Italien 



Quelle: Global Entrepreneurship Monitor (GEM), Adult Population Surveys 2000-2010. 
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C 5 PATENTE IM INTERNATIONALEN WETTBEWERB 


Patente schützen neue technische Erfindungen. Sie verleihen ihrem Inhaber das räumlich 
und zeitlich befristete Recht, allein über die Erfindung zu verfügen und somit andere von 
der Nutzung der patentierten Erfindung auszuschließen. Mit der Patentanmeldung stimmt 
der Patentinhaber zudem einer Veröffentlichung seiner Erfindung zu. Diese Erfindungs- 
beschreibung kann anderen Erfindern als nützliche Hilfestellung bei der Weiterentwick- 
lung auf einem bestimmten Gebiet der Technik dienen. Zusätzliche Patentinformationen 
wie die Angaben zum Erfinder und zum Patentanmelder sowie die technische Klassifizie- 
rung der Erfindung erlauben es, die Patentstatistik zur Bewertung der technologischen 
Leistungsfähigkeit eines Landes, einer Region oder eines Unternehmens heranzuziehen. 

Transnationale Patentanmeldungen werden entweder am Europäischen Patentamt oder als 
PCT-Anmeldung 393 eingereicht. Ein solches Verfahren wird zumeist dann gewählt, wenn 
eine qualitativ hochwertige Erfindung international vennarktet werden kann. Im Gegensatz 
zur Verwendung von nationalen Anmeldungen als Innovationsindikator haben transnatio- 
nale Patentanmeldungen den Vorteil, dass sie zugleich eine qualitative Komponente besit- 
zen und internationale Vergleichbarkeit schaffen. 

Nach wie vor sind die drei großen Industrienationen USA, Japan und Deutschland führend 
bei transnationalen Patentanmeldungen. Die größte Dynamik lässt sich jedoch in den asia- 
tischen Staaten China und Korea feststellen (C 5-1). In absoluten Größen betrachtet, ist 
seit 2001 die Anzahl der transnationalen Amneldungen aus China beträchtlich gestiegen. 
Im Jahr 2009 meldeten Antragsteller aus China mehr transnationale Patente an als Antrag- 
steller aus Großbritannien oder Frankreich. Gleichzeitig verzeichnen China und Korea in 
den letzten Jahren einen kontinuierlichen Bedeutungsverlust im Bereich der hochwertigen 
Technologien (C 5-3). Im internationalen Vergleich wird hier die starke Spezialisierung 
Deutschlands auf Hochtechnologien deutlich. Dank des Automobilbaus, des Maschinen- 
baus und des chemischen Sektors ist die Produktion hochwertiger Technologien eine tradi- 
tionelle Domäne der deutschen Industrie. Nur Japan weist dort noch einen höheren Spezia- 
lisierungsgrad auf. Während China, Korea und die USA ihre marginale Stellung im Bereich 
der hochwertigen Technologien durch die erfolgreiche Spezialisierung in der Spitzentech- 
nologie kompensieren, ist Deutschland im Bereich der Spitzentechnologie weiterhin 
schlecht positioniert und bleibt auch weit hinter Japan zurück, das sich sowohl im Bereich 
der Spitzen- als auch der hochwertigen Technologien behaupten kann (C 5-4). 

Schließlich gibt die Anzahl der Patentanmeldungen pro Million Erwerbstätige (Intensität) 
einen Hinweis auf die relative Innovationskraft einer Volkswirtschaft unabhängig von ihrer 
Größe (C 5-2). Betrachtet man diesen Indikator, so stehen die kleineren Länder Schweiz, 
Schweden und Finnland an der Spitze der untersuchten technologieorientierten Länder. 
Auf den Plätzen vier und fünf sind Deutschland und - mit einigem Abstand - 
Japan als große Industrienationen vertreten. Verglichen mit der Patentintensität im Jahr 
2008 wurde Deutschland 2009 von Finnland überholt. Korea lässt Frankreich und die Nie- 
derlande hinter sich. 
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Zeitliche Entwicklung der Anzahl der transnationalen Patentanmeldungen C 5-1 

in ausgewählten Ländern 


Die transnationalen Patent- 
anmeldungen umfassen 
Anmeldungen in Patentfami- 
lien mit mindestens einer 
Anmeldung bei der World 
Intellectual Property Orga- 
nization (WIPO) über 
das PCT- Verfahren oder 
einer Anmeldung am Euro- 
päischen Patentamt. 


USA Japan Deutschland Frankreich Korea China 

Großbritannien Schweiz 



Absolute Zahl, Intensitäten und Wachstumsraten transnationaler Patentanmeldungen C 5-2 

im Bereich der Hochtechnologie für 2009 


Der Industriesektor Hochtech- 
nologie umfasst Industriebran- 
chen, die mehr als 2,5 Prozent 
ihres Umsatzes in Forschung 
und Entwicklung investieren. 
Die Intensität ist die Anzahl 
der Patente pro eine Million 
Erwerbstätige. 



Absolut 

Intensität 

Intensität 

Hochtechnologie 

Gesamt- 
wachstum* 
in Prozent 

Wachstum* 
Hochtechnologie 
in Prozent 

Gesamt 

194.737 

_ 

_ 

136 

135 

Schweiz 

3.644 

804 

389 

126 

130 

Schweden 

3.339 

740 

352 

112 

114 

Finnland 

1.808 

736 

319 

96 

96 

Deutschland 

28.321 

730 

362 

118 

115 

Japan 

36.707 

585 

334 

161 

163 

Korea 

10.650 

453 

236 

583 

598 

Niederlande 

3.810 

443 

211 

120 

108 

Frankreich 

10.405 

395 

200 

125 

129 

USA 

47.529 

340 

197 

104 

104 

EU-27 

70.169 

322 

156 

121 

119 

Großbritannien 

7.125 

247 

122 

97 

95 

Italien 

5.387 

234 

99 

127 

128 

Kanada 

3.410 

202 

99 

145 

125 

China 

11.253 

14 

6 

1.488 

968 

* Index: 1999 = 100. 

Quelle: EPA (PATSTAT). OECD (MSTI). Berechnungen des Fraunhofer ISI, Dezember 2011. 
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C 5-3 Zeitliche Entwicklung des Spezialisierungsindex 

ausgewählter Länder im Bereich hochwertige Technologie 


Japan Deutschland Frankreich - USA China Korea 



Quelle: Questel (EPPATENT, WOPATENT). EPA (PATSTAT). Berechnungen des Fraunhofer ISI. Dezember 2011. 


Der Spezialisierungsindex 
wird mit Referenz auf alle 
weltweiten transnationalen 
Patentanmeldungen errechnet. 
Positive bzw. negative Werte 
geben an, ob das betrachtete 
Land im jeweiligen Feld im 
Vergleich zum Weltdurch- 
schnitt über- bzw. unterpro- 
portional aktiv ist. 


C 5-4 Zeitliche Entwicklung des Spezialisierungsindex 

ausgewählter Länder im Bereich Spitzentechnologie 


Japan Deutschland Frankreich USA China Korea 



Quelle: Questel (EPPATENT, WOPATENT). EPA (PATSTAT). Berechnungen des Fraunhofer ISI. Dezember 2011. 


Der Spezialisierungsindex 
wird mit Referenz auf alle 
weltweiten transnationalen 
Patentanmeldungen errechnet. 
Positive bzw. negative Werte 
geben an, ob das betrachtete 
Land im jeweiligen Feld im 
Vergleich zum Weltdurch- 
schnitt über- bzw. unterpro- 
portional aktiv ist. 
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FACHPUBLIKATIONEN UND ERTRÄGE DER WISSENSCHAFT 


C 6 


Eine wachsende Anzahl von Technologien und Dienstleistungen ist wissensbasiert und bil- 
det die Grundlage ganzer Industriesektoren. Die Ausbildung qualifizierter Fachkräfte und 
die Schaffung einer exzellenten wissenschaftlichen Basis für zukünftige technologische 
Entwicklungen sind ein zentraler Beitrag der Wissenschaft zum nationalen Innovations- 
system. Wissenschaftliche Veröffentlichungen und die Zitierhäufigkeit dienen als Indikato- 
ren für die Leistungsfähigkeit der Forschung und werden seit einigen Jahren vennehrt zur 
Bewertung von Forschungseinrichtungen und Wissenschaftlern herangezogen. 

Betrachtet man die Anteile ausgewählter Länder und Regionen an allen Web of Science 
(WoS)-Publikationen 394 , so wird deutlich, dass die großen Industrienationen deutliche Ver- 
luste zugunsten der aufstrebenden Schwellenländer China, Indien, Brasilien und Korea so- 
wie der neuen EU-Mitgliedsländer (EU-12) verzeichnen müssen (Abb. C 6-1). Trotz des 
Rückgangs lässt sich etwa ein Viertel aller Publikationen im Jahr 2010, und damit der 
größte Teil, US-Autoren zuordnen. Einen Rückgang verzeichnen neben Deutschland auch 
Japan, Frankreich, Schweden, Finnland und Großbritannien. Dagegen haben sich die Publi- 
kationsanteile der meisten Schwellenländer in den vergangenen 10 Jahren mindestens ver- 
doppelt. Interessanterweise gelingt es der Schweiz, Kanada, Italien und den Niederlanden 
im selben Zeitraum, ihre Anteile stabil zu halten oder sogar leicht auszubauen. 

Die erheblichen Veränderungen in Zusammenhang mit der Publikationsaktivität schwä- 
chen sich deutlich ab, betrachtet man die Indikatoren zur Publikationsqualität. So legt bei- 
spielsweise der Index zur zeitschriftenspezifischen, wissenschaftlichen Beachtung (C 6-3) 
nahe, dass die Schwellenländer und Japan vielfach noch einen erheblichen Nachholbedarf 
gegenüber den westlichen Industrienationen hinsichtlich der Qualität der Veröffentlichungen 
haben. Dennoch lassen sich dort deutliche qualitative Verbesserungen konstatieren, vor allem 
bei chinesischen Publikationen. Spitzenreiter bleibt weiterhin die Schweiz, wenngleich die 
Qualitätsmessung, ähnlich wie in Großbritannien, Schweden und Kanada, im Zeitraum 
zwischen 2000 und 2008 einen leichten Rückgang beschreibt. Ln Deutschland lässt sich ein 
mit dieser Ländergruppe vergleichbares wissenschaftliches Einflussniveau feststellen, wo- 
bei sich hier der bereits im letzten EFI-Gutachten (2011) dokumentierte, positive Trend 
auch 2008 fortsetzt. Deutschland hat die USA diesbezüglich bereits hinter sich gelassen. 

Ein weiterer Qualitätsindikator ist der Index zur internationalen Ausrichtung der Publikati- 
onen eines Landes (C 6-2). Dieser belegt die dominante Rolle der Schweiz, der USA und 
der Niederlande, welche verglichen mit dem Weltdurchschnitt sehr häufig in international 
sichtbaren und renommierten Zeitschriften publizieren. Der beobachtete Anstieg in den 
großen Industrienationen ist teilweise auch dadurch begründet, dass eine Publikation in 
diesen Zeitschriften für die wissenschaftliche Karriere in diesen Ländern an Bedeutung 
gewonnen hat. Eine im Vergleich ungünstige Position haben die Schwellenländer. China, 
Indien und Korea gelingt es dennoch, Publikationen vermehrt in international sichtbaren 
Zeitschriften zu platzieren. Dabei haben diese Länder zur Gruppe der EU-12 aufgeschlos- 
sen oder diese bereits überholt. 
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C 6-1 Anteile ausgewählter Länder und Regionen an allen Publikationen im Web of Science 
für 2000 und 2010 (Angaben in Prozent) 


m 2000 — 2010 
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Quelle: WoS. Recherchen und Berechnungen des Fraunhofer ISI. 


Es werden Anteile von 
Ländern und nicht absolute 
Zahlen betrachtet, um 
Änderungen, insbesondere 
die ständige Ausweitung, 
in der Datenerfassung, aus- 
zugleichen. 


C 6-2 Internationale Ausrichtung ausgewählter Länder und Regionen bei Publikationen 
im Web of Science für 2000 und 2008 (Angaben in Prozent) 


mm 2000 — 2008 



Der IA-Index zeigt an, ob 
Autoren eines Landes in Re- 
lation zum Weltdurchschnitt 
in international beachteten 
oder aber weniger beachteten 
Zeitschriften publizieren. 
Positive bzw. negative Werte 
weisen auf eine über- bzw. 
unterdurchschnittliche IA hin. 
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Zeitschriftenspezifische Beachtung ausgewählter Länder und Regionen bei Publikationen C 6-3 

im Web of Science für 2000 und 2008 (Angaben in Prozent) 


Der ZB-Index gibt an, ob 
die Artikel eines Landes im 
Durchschnitt häufiger oder 
seltener zitiert werden als die 
Artikel in den Zeitschriften, in 
denen sie erscheinen. Positive 
bzw. negative Werte weisen 
dabei auf eine über- bzw. 
unterdurchschnittliche wissen- 
schaftliche Beachtung hin. 
Berechnung des Index ohne 
Eigenzitate. 


mm 2000 — 2008 
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C 7 PRODUKTION, WERTSCHÖPFUNG UND BESCHÄFTIGUNG 


Die fortschreitende Globalisierung ennöglicht eine internationale Arbeitsteilung, d. h. jedes 
Land kann seine komparativen Vorteile in der Güterproduktion nutzen. Dies fuhrt zu einer 
Verschiebung der Produktion arbeitsintensiver Güter und Fertigungsprozesse in Entwick- 
lungs- und Schwellenländer mit niedrigen Lohnkosten. So haben sich die globalen Markt- 
anteile an der Bruttowertschöpfung des verarbeitenden Gewerbes im letzten Jahrzehnt ver- 
schoben, wobei der Anteil Chinas deutlich gestiegen ist (C 7-3). Industrieländer wie 
Deutschland können im internationalen Wettbewerb bei lohnintensiven Gütern nicht bestehen 
und müssen sich auf die Entwicklung und Produktion von gehobener und Spitzentechnologie 
spezialisieren. Allerdings ist hervorzuheben, dass sich auch Entwicklungs- und Schwellen- 
länder nicht mehr nur auf die Produktion einfacher Waren spezialisieren, sondern sich zu- 
nehmend auch auf die Herstellung FuE-intensiver Waren konzentrieren. 

Die Entwicklung der Wertschöpfung in Deutschland wurde durch die Wirtschaftskrise 
gebremst. So fiel die Wertschöpfung im produzierenden Gewerbe und in den nicht-wissens- 
intensiven Dienstleistungen innerhalb von zwei Jahren ca. auf das Niveau des Jahres 2005. 
Lediglich die wissensintensiven Dienstleistungen konnten dem Trend trotzen und wiesen 
auch während der Krise eine Steigerung der Wertschöpfung auf (C 7-1). Eine ähnliche 
Entwicklung lässt sich bei der Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten beob- 
achten. Während die Beschäftigung im produzierenden Gewerbe in den letzten Jahren zu- 
rückging, nahm sie im Dienstleistungssektor zu (C 7-2). 

Der Anteil von Arbeitseinsatz und Wertschöpfung in den forschungs- und wissensinten- 
siven Branchen in einem Land spiegelt deren Bedeutung wider. Während der Arbeitseinsatz 
in den FuE-intensiven Industrien stagnierte oder leicht sank, stieg der Arbeitseinsatz in den 
wissensintensiven Dienstleistungen in den betrachteten Ländern. Eine ähnliche Entwick- 
lung lässt sich bei der Wertschöpfung beobachten: Der Anteil der wissensintensiven Dienst- 
leistungen an der Wertschöpfung stieg im letzten Jahrzehnt an. Bei den FuE-intensiven 
Industrien hingegen zeigen diese Länder kein einheitliches Bild (C 7-4 und C 7-5). 

Auch der Handel mit FuE-intensiven Waren liegt nicht mehr allein in der Hand der Indus- 
trieländer. Aufstrebende Volkswirtschaften und Schwellenländer haben Anteile hinzuge- 
wonnen. Deutschland konnte seinen Welthandelsanteil im Verlauf der letzten 15 Jahre halten, 
während die USA, Kanada und Japan deutliche Anteilsverluste verbuchen mussten. Gestie- 
gen ist hingegen der Welthandelsanteil Chinas und Koreas bei FuE-intensiven Waren. 
Besonders bemerkenswert ist hier, dass China - im Gegensatz zu Deutschland - seit einigen 
Jahren eine positive Exportspezialisierung bei Spitzentechnologien aufweist (C 7-6 und 7-7). 
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Entwicklung der Bruttowertschöpfung in verschiedenen C 7-1 

gewerblichen Wirtschaftsbereichen in Deutschland 


Anteile an der Bruttowert- 
schöpfung 2009: wissensinten- 
sives produzierendes Gewerbe 

19 Prozent, nicht-wissensinten- 
sives produzierendes Gewerbe 

20 Prozent, wissensintensive 
Dienstleistungen 30 Prozent, 
nicht-wissensintensive Dienst- 
leistungen 3 1 Prozent. 


wissensintensive Dienstleistungen wissensintensives produzierendes Gewerbe 

— nicht- wissensintensive Dienstleistungen nicht-wissensintensives produzierendes Gewerbe 



Index: 1991 = 100. Ohne Land- u. Forstwirtschaft, Fischerei, öffentliche Verwaltung und Dienstleistungen, Grundstücks- 
und Wohnungswesen, Bildung, private Haushalte, etc. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.4. Berechnungen des NIW. 


Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten C 7-2 

in der gewerblichen Wirtschaft in Deutschland 


Anteile an der Beschäftigung 
in der gewerblichen Wirt- 


2008 

2009 

2010 

2008-2009 

2009-2010 

2008-2010 

schaft im Jahr 2010: 
wissensintensives produzie- 
rendes Gewerbe 13 Prozent, 



in 1.000 


Jahresdurchschnitt!. Veränderung in % 








nicht-wissensintensives 
produzierendes Gewerbe 

24 Prozent, wissensintensive 
Dienstleistungen 25 Prozent 
und nicht-wissensintensive 

Produzierendes Gewerbe 

8.625 

8.472 

8.394 

-1,77 

-0,93 

-1,35 

Wissensintensive Wirtschaftszweige 

3.083 

3.045 

2.999 

-1,21 

-1,51 

-1,36 

Nicht-wissensintensive Wirtschaftszweige 

5.543 

5.427 

5.395 

-2,09 

-0,60 

-1,34 

Dienstleistungen 38 Prozent. 









Dienstleistungen 

14.157 

14.077 14.361 

-0,57 

2,02 

0,72 


Wissensintensive Wirtschaftszweige 

5.522 

5.569 

5.621 

0,86 

0,93 

0,90 

Nicht-wissensintensive Wirtschaftszweige 

8.635 

8.507 

8.739 

-1,48 

2,73 

0,60 


Gewerbliche Wirtschaft 

22.782 

22.549 

22.755 

-1,02 

0,91 

-0,06 


Wissensintensive Wirtschaftszweige 

8.604 

8.615 8.620 

0,12 

0,07 

0,09 

Nicht-wissensintensive Wirtschaftszweige 

14.178 

13.934 14.134 

-1,72 

1,43 

-0,15 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit. Berechnungen des NIW. 
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C 7-3 Anteil eines Landes bzw. einer Ländergruppe an der weltweiten Wertschöpfung 
des verarbeitenden Gewerbes (Angaben in Prozent) 


m 2000 — 2007 — 2010 



Quelle: United Nations Statistics Division (UNSD 2011). IMF WEO Database (2011). OECD STAN (2011). 
Berechnungen des DIW Berlin. 


Die globalen Marktanteile 
an der Bruttowertschöpfung 
des verarbeitenden Gewerbes 
haben sich in den letzten 
Jahren verschoben. Dabei ist 
vor allem der Anteil Chinas 
deutlich gestiegen. 


C 7-4 Anteil von FuE-intensiven Industrien und wissensintensiven 
Dienstleistungen am Arbeitseinsatz (Angaben in Prozent) 


■■ hochwertige Technologie m Spitzentechnologie m wissensintensive Dienstleistungen 



EU- 14 entspricht den alten EU-Ländem ohne Deutschland. EU- 10 entspricht den neuen EU-Ländem 
ohne Rumänien und Bulgarien. 

Quelle: EUKLEMS Datenbasis (2011). OECD STAN (2011). Eurostat (2011). 

Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin. 


Während der Arbeitseinsatz 
in den FuE-intensiven Indus- 
trien stagnierte oder leicht sank, 
stieg der Arbeitseinsatz in 
den wissensintensiven Dienst- 
leistungen in den betrachteten 
Ländern. 
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Anteil von FuE-intensiven Industrien und wissensintensiven C 7-5 

Dienstleistungen an der Wertschöpfung (Angaben in Prozent) 


Der Anteil der wissens- 
intensiven Dienstleistungen 
an der Wertschöpfung ist in 
den betrachteten Ländern im 
letzten Jahrzehnt angestie- 
gen. Bei den FuE-intensiven 
Industrien hingegen zeigt sich 
kein einheitliches Bild. 


m hochwertige Technologie h Spitzentechnologie h wissensintensive Dienstleistungen 



EU-14 entspricht den alten EU-Ländem ohne Deutschland. EU-10 entspricht den neuen EU-Ländem 
ohne Rumänien und Bulgarien. 

Quelle: EUKLEMS Datenbasis (2011). OECD STAN (2011). Eurostat (201 1). 

Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin. 


Exportspezialisierung (Relative Export Advantage, RXA) C 7-6 

ausgewählter Länder bei forschungsintensiven Waren 


Ein positives Vorzeichen des 
RXA- Wertes bedeutet, dass 
der Anteil am Weltmarktange- 
bot bei dieser Produktgruppe 
höher ist als bei verarbeiteten 
Industriewaren insgesamt. 


Jahr DE FR GB IT DK SE FI EU-14 CH CA US JP KR CN 


FuE-intensive Waren 


1995 

13 

-3 

12 

-32 

-49 

-5 

-42 

-11 

5 

1 

24 

37 

2 

-85 

2000 

12 

2 

17 

-37 

-36 

1 

-20 

-7 

1 

1 

21 

33 

8 

-54 

2005 

11 

0 

10 

^10 

-29 

-8 

-20 

-6 

6 

-9 

18 

28 

18 

-19 

2010 

14 

9 

11 

-34 

-32 

-16 

-41 

-5 

13 

-12 

10 

27 

- 

-13 


Hochwertige Technologie 

1995 

32 

0 

2 

-10 

-39 

-5 

-55 

-3 

27 

20 

4 

43 

-15 

-88 

2000 

33 

6 

7 

-8 

-27 

-1 

-63 

1 

27 

19 

2 

47 

-19 

-73 

2005 

30 

8 

9 

-13 

-24 

1 

-51 

5 

20 

10 

5 

42 

-5 

-73 

2010 

34 

5 

25 

-5 

-26 

2 

-27 

10 

20 

3 

16 

47 

- 

-53 


Spitzentechnologie 


1995 

-46 

-9 

24 

-97 

-71 

-4 

-20 

-27 

-59 

-49 

55 

27 

28 

-78 

2000 

-35 

-10 

25 

-113 

-55 

-1 

18 

-20 

-61 

-39 

39 

1 

34 

-30 

2005 

-36 

-15 

13 

-122 

-40 

-28 

19 

-30 

36 

-58 

37 

-3 

49 

36 

2010 

-38 

15 

-22 

-130 

-43 

-60 

-73 

-38 

-2 

-49 

-3 

-24 

- 

34 


2010 Weltausfuhren geschätzt. EU-14 entspricht den alten EU-Ländem ohne Deutschland, 2010 geschätzt. 

Quelle: OECD, ITCS - International Trade By Commodity Statistics, Rev. 3 (versch. Jgge.). COMTRADE-Datenbank 
- Berechnungen und Schätzungen des NIW. 
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C 7-7 Komparative Vorteile (Revealed Comparative Advantage, RCA) ausgewählter Länder 
im Außenhandel mit forschungsintensiven Waren 


Jahr 

DE 

FR 

GB 

IT 

DK 

SE 

FI 

EU-14 

CH 

CA 

US 

JP 

KR 

CN 

Ein positives Vorzeichen des 
RCA- Wertes bedeutet, dass 
















die Export/Import-Relation bei 
dieser Produktgruppe höher ist 
als bei verarbeiteten Industrie- 







FuE-intensive Waren 







1995 

22 

3 

8 

-22 

-28 

-10 

-45 

-8 

14 

-18 

13 

63 

1 

-80 

waren insgesamt. 

2000 

13 

6 

14 

-24 

-11 

-1 

-22 

-1 

11 

-11 

16 

50 

0 

-58 


2005 

10 

8 

16 

-28 

-6 

-1 

-16 

3 

17 

-13 

21 

47 

19 

-37 


2010 

13 

10 

17 

-23 

-3 

-11 

-21 

3 

21 

-16 

5 

42 

- 

-39 



Hochwertige Technologie 


1995 

36 

0 

2 

-14 

-26 

-13 

-60 

-5 

29 

-12 

-2 

91 

-10 

-92 

2000 

32 

4 

14 

-14 

-9 

-9 

-64 

3 

29 

-11 

-3 

96 

0 

-72 

2005 

28 

9 

8 

-19 

-2 

-3 

-49 

7 

23 

-12 

4 

88 

12 

-54 

2010 

30 

4 

20 

-10 

-10 

-4 

-24 

8 

18 

-18 

10 

75 

- 

-56 


Spitzentechnologie 


1995 

-23 

11 

13 

-53 

-32 

-6 

-20 

-16 

-32 

-39 

33 

20 

18 

-54 

2000 

-27 

8 

15 

-57 

-15 

10 

19 

-8 

-32 

-12 

39 

-10 

0 

-43 

2005 

-36 

6 

31 

-66 

-15 

4 

26 

-6 

3 

-17 

48 

-18 

27 

-29 

2010 

-33 

21 

10 

-83 

-14 

-30 

-11 

-9 

30 

-10 

-4 

-31 

_ 

-23 


EU- 14 entspricht den alten EU-Ländem ohne Deutschland, nur der EU-exteme Außenhandel berücksichtigt. 
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WIRTSCHAFTSZWEIGE DER FUE-INTENSIVEN INDUSTRIE 

UND DER WISSENSINTENSIVEN GEWERBLICHEN DIENSTLEISTUNGEN 395 

FUE-INTENSIVE INDUSTRIEZWEIGE WZ 2008 (4-STELLIGE KLASSEN) 

WZ 2008 Spitzentechnologie 

20.20 Herstellung von Schädlingsbekämpfungs-, Pflanzenschutz- und Desinfektionsmitteln 

21.10 Herstellung von pharmazeutischen Grundstoffen 

21.20 Herstellung von pharmazeutischen Spezialitäten und sonstigen pharmazeutischen 
Erzeugnissen 

24.46 Aufbereitung von Kernbrennstoffen 

25.40 Herstellung von Waffen und Munition 

26. 1 1 Herstellung von elektronischen Bauelementen 

26.20 Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten und peripheren Geräten 

26.30 Herstellung von Geräten und Einrichtungen der Telekommunikationstechnik 

26.40 Herstellung von Geräten der Unterhaltungselektronik 

26.5 1 Herstellung von Mess-, Kontroll-, Navigations- und ähnlichen Instrumenten 
und Vorrichtungen 

26.60 Herstellung von Bestrahlungs- und Elektrotherapiegeräten, 

elektromedizinischen Geräten 

26.70 Herstellung von optischen und fotografischen Instrumenten und Geräten 

30.30 Luft- und Raumfahrzeugbau 

30.40 Herstellung von militärischen Kampffahrzeugen 

Hochwertige Technologie 

20.13 Herstellung von sonstigen anorganischen Grundstoffen und Chemikalien 

20. 14 Herstellung von sonstigen organischen Grundstoffen und Chemikalien 

20.16 Herstellung von Kunststoffen in Primärformen 

20.42 Herstellung von Körperpflegemitteln und Duftstoffen 

20.5 1 Herstellung von pyrotechnischen Erzeugnissen 

20.53 Herstellung von etherischen Ölen 

20.59 Herstellung von sonstigen chemischen Erzeugnissen, anderweitig nicht genannt 

22. 1 1 Herstellung und Runderneuerung von Bereifungen 

23.19 Herstellung, Veredlung und Bearbeitung von sonstigem Glas einschließlich 
technischen Glaswaren 

23.44 Herstellung von keramischen Erzeugnissen für sonstige technische Zwecke 

26. 12 Herstellung von bestückten Leiterplatten 

27. 1 1 Herstellung von Elektromotoren, Generatoren und Transformatoren 

27. 12 Herstellung von Elektrizitätsverteilungs- und -schalteinrichtungen 

27.20 Herstellung von Batterien und Akkumulatoren 

27.3 1 Herstellung von Glasfaserkabeln 

27.33 Herstellung von elektrischem Installationsmaterial 

27.40 Herstellung von elektrischen Lampen und Leuchten 

27.90 Herstellung von sonstigen elektrischen Ausrüstungen und Geräten, 

anderweitig nicht genannt 

28.11 Herstellung von Verbrennungsmotoren und Turbinen (ohne Motoren für Luft- 
und Straßenfahrzeuge) 

28.12 Herstellung von hydraulischen und pneumatischen Komponenten und Systemen 

28.13 Herstellung von Pumpen und Kompressoren, anderweitig nicht genannt 
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28.15 Herstellung von Lagern, Getrieben, Zahnrädern und Antriebselementen 

28.23 Herstellung von Büromaschinen (ohne Datenverarbeitungsgeräte 
und periphere Geräte) 

28.24 Herstellung von handgeführten Werkzeugen mit Motorantrieb 

28.29 Herstellung von sonstigen nicht wirtschaftszweigspezifischen Maschinen, 
anderweitig nicht genannt 

28.30 Herstellung von land- und forstwirtschaftlichen Maschinen 

28.41 Herstellung von Werkzeugmaschinen für die Metallbearbeitung 

28.49 Herstellung von sonstigen Werkzeugmaschinen 

28.92 Herstellung von Bergwerks-, Bau- und Baustoffmaschinen 

28.93 Herstellung von Maschinen für die Nahrungs- und Genussmittelerzeugung und die 
Tabakverarbeitung 

28.94 Herstellung von Maschinen für die Textil- und Bekleidungsherstellung und 
Lederverarbeitung 

28.99 Herstellung von Maschinen für sonstige bestimmte Wirtschaftszweige, anderweitig 

nicht genannt 

29. 10 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenmotoren 

29.3 1 Herstellung elektrischer und elektronischer Ausrüstungsgegenstände für Kraftwagen 

29.32 Herstellung von sonstigen Teilen und sonstigem Zubehör für Kraftwagen 

30.20 Schienenfahrzeugbau 

33.20 Installation von Maschinen und Ausrüstungen, anderweitig nicht genannt 


WISSENSINTENSIVE GEWERBLICHE DIENSTLEISTUNGEN WZ 2008 
(3-STELLIGE KLASSEN) 

Wissensintensive Dienstleistungen 

Schwerpunkt Finanzen und Vermögen 
4 1 1 Erschließung von Grundstücken; Bauträger 

641 Zentralbanken und Kreditinstitute 

642 Beteiligungsgesellschaften 

643 Treuhand- und sonstige Fonds und ähnliche Finanzinstitutionen 

649 Sonstige Finanzierungsinstitutionen 

65 1 Versicherungen 

652 Rückversicherungen 

653 Pensionskassen und Pensionsfonds 

661 Mit Finanzdienstleistungen verbundene Tätigkeiten 

663 Fondsmanagement 

68 1 Kauf und Verkauf von eigenen Grundstücken, Gebäuden und Wohnungen 

683 Vermittlung und Verwaltung von Grundstücken, Gebäuden und Wohnungen für Dritte 

774 Leasing von nichtfinanziellen immateriellen Vermögensgegenständen 

Schwerpunkt Kommunikation 

611 Leitungsgebundene Telekommunikation 

612 Drahtlose Telekommunikation 

613 Satellitentelekommunikation 

619 Sonstige Telekommunikation 

620 Erbringung von Dienstleistungen der Infonnationstechnologie 

63 1 Datenverarbeitung, Hosting und damit verbundene Tätigkeiten; Webportale 

639 Erbringung von sonstigen Informationsdienstleistungen 
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Schwerpunkt technische Beratung und Forschung 

7 1 1 Architektur- und Ingenieurbüros 

712 Technische, physikalische und chemische Untersuchung 

72 1 Forschung und Entwicklung im Bereich Natur-, Ingenieur-, Agrarwissenschaften 
und Medizin 

749 Sonstige freiberufliche, wissenschaftliche und technische Tätigkeiten, anderweitig 
nicht genannt 

Schwerpunkt nichttechnische Beratung und Forschung 

69 1 Rechtsberatung 

692 Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung; Buchführung 

701 Verwaltung und Führung von Unternehmen und Betrieben 

702 Public-Relations- und Untemehmensberatung 

722 Forschung und Entwicklung im Bereich Rechts-, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften sowie im Bereich Sprach-, Kultur- und Kunstwissenschaften 

731 Werbung 

732 Markt- und Meinungsforschung 

82 1 Sekretariats- und Schreibdienste, Copy-Shops 

Schwerpunkt Medien und Kultur 

581 Verlegen von Büchern und Zeitschriften; sonstiges Verlagswesen 

582 Verlegen von Software 

591 Herstellung, Verleih und Vertrieb von Filmen und Fernsehprogrammen; Kinos 

592 Tonstudios; Herstellung von Hörfunkbeiträgen; Verlegen von bespielten Tonträgem 
und Musikalien 

60 1 Hörfunkveranstalter 

602 Femsehveranstalter 

74 1 Ateliers für Textil-, Schmuck-, Grafik- und ähnliches Design 

743 Übersetzen und Dolmetschen 

823 Messe-, Ausstellungs- und Kongressveranstalter 

900 Kreative, künstlerische und unterhaltende Tätigkeiten 

910 Bibliotheken, Archive, Museen, botanische und zoologische Gärten 

Schwerpunkt Gesundheit 

750 Veterinärwesen 

8 6 1 Krankenhäuser 

862 Arzt- und Zahnarztpraxen 

869 Gesundheitswesen, anderweitig nicht genannt 
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GLOSSAR 


Anerkennungsgesetz: 

Das Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsquali- 
fikationen (Anerkennungsgesetz) tritt am 1 . April 20 1 2 in Kraft und soll die Anerkennung im Ausland 
erworbener Studienabschlüsse erleichtern. 

Barcelona-Ziel: 

Siehe Drei-Prozent-Ziel. 

Bildungsaufsteiger: 

Studierende, deren Eltern keinen akademischen Bildungshintergrund haben. 

Bildungsgutschein: 

Beim Bildungsgutschein handelt es sich um einen Gutschein zur Übernahme der Kosten einer Bil- 
dungsmaßnahme . 

Biomasse: 

Biomasse besteht aus Stoffen, die von Lebewesen erzeugt bzw. in ihnen gebunden werden. Von 
Biomasse im Sinne der Energietechnik spricht man, wenn tierische und pflanzliche Erzeugnisse zur 
Gewinnung von Heizenergie, von elektrischer Energie und als Kraftstoffe verwendet werden können. 

Bologna-Reform bzw. Bologna-Prozess: 

Grundlage ist die Sorbonne-Deklaration von 1998, die in die Bologna-Deklaration der EU von 1999 
eingeht. Ziel war die sogenannte EU-weite Harmonisierung der Hochschulausbildung sowie ihrer Ab- 
schlüsse bis 20 1 0. Zentrale Aspekte sind: vergleichbare Abschlüsse (zweistufiges System mit Bache- 
lor und Master), einheitliche Bewertungsmaßstäbe (Leistungspunkte nach dem ECTS-System), mehr 
Mobilität durch Beseitigung von Mobilitätshemmnissen und europäische Kooperationen im Bereich 
der Qualitätssicherung. 

Bottom-up-Prozesse: 

Dieser beschreibt den Ablauf, bspw. in einem politischen oder untemehmensorganisatorischen 
Abstimmungsprozess, welcher von speziellen, untergeordneten Einheiten ausgeht und in allgemeinen, 
übergeordneten Einheiten endet. Verläuft dieser Prozess in die entgegengesetzte Richtung, so handelt 
es sich um einen Top-down-Prozess. 

Business Angels: 

Als Business Angels bezeichnet man vermögende Privatpersonen, die innovativen Gründern bzw. jun- 
gen, innovativen Unternehmen Kapital und unternehmerisches Know-how zur Verfügung stellen. Sie 
investieren Teile ihres privaten Vermögens direkt und ohne die Hilfe eines Intermediärs in ein Unter- 
nehmen und erhalten im Gegenzug Untemehmensanteile. 

C-Besoldung: 

Die C-Besoldung stellte bis 2004 die Besoldungsordnung für wissenschaftliche Beamte an deutschen 
Hochschulen dar und wurde 2005 durch die W-Besoldung abgelöst (siehe dort). Hochschullehrer, die 
ihre aktuelle Stelle bereits vor 2005 innehatten, ist die Entscheidung über den Verbleib im alten oder 
den Wechsel in das neue System freigestellt. Die C-Besoldung ist durch mit dem Dienstalter steigende 
Grundgehälter gekennzeichnet. 
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Cluster: 

Wirtschaftliche Cluster sindAgglomerationenundKooperationsnetzwerke von Wirtschafts- und Wissen- 
schaftsakteuren in FuE und Produktion, die sich zumeist durch eine inhaltliche und räumliche Nähe 
der Akteure auszeichnen. 

Demopass: 

Das von der Jacobs University Bremen durchgefiihrte Projekt Demopass untersucht fünf angesichts der 
demografischen Entwicklung zentrale unternehmerische Handlungsbereiche, um ein demografisches 
Passungsprofil für Betriebe zu erstellen. Auf diese Weise soll die Passung zwischen den Einstellungen 
und Kompetenzen der Beschäftigten sowie den Arbeitsanforderungen und der Managementstrategie 
optimiert werden. 

□ rei-Prozent-Ziel: 

Der Europäische Rat hat im Jahr 2002 in Barcelona beschlossen, die FuE-Ausgaben in der EU bis 
2010 auf 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen. Ferner sollte der private Sektor zwei Drittel 
dieser Ausgaben finanzieren. 

Drittmittel: 

Drittmittel sind finanzielle Mittel an Hochschulen oder anderen Forschungseinrichtungen, die zusätz- 
lich zum regulären Budget (der Grundausstattung) von öffentlichen oder privaten Stellen eingeworben 
werden. 

Duale Ausbildung: 

Das duale Berufsausbildungssystem bezeichnet eine parallele Ausbildung in Betrieb und Berufschule 
bzw. Berufsakademie. 

Ehegattensplitfing: 

Ein Verfahren zur Berechnung der Einkommensteuer von zusammen veranlagten Ehegatten, bei dem 
im Rahmen der Einkommensteuererklärung das Einkommen beider Ehepartner zusammengerechnet 
und dann zur Berechnung der Steuer halbiert wird. Die errechnete Steuer wird dann wieder aufaddiert. 
Ein niedrigeres Einkommen des einen Ehepartners (i.d.R. der Frau) hilft so, die höhere Steuerlast des 
anderen Ehepartners zu senken, wird damit aber gemessen am eigenen Einkommen deutlich höher 
versteuert. 

Eigenkapital: 

Haftendes Kapital eines Unternehmers. Die Mittel werden von den Eigentümern zur Finanzierung 
selbst aufgebracht oder als erwirtschafteter Gewinn im Unternehmen belassen. Eigenkapital kamt dar- 
über hinaus extern in Form von Beteiligungskapital zur Verfügung gestellt werden. 

Eigenkapitalquofe: 

Kennzahl, die das Eigenkapital ins Verhältnis zum Gesamtkapital setzt. Sie dient zur Beurteilung der 
finanziellen Stabilität und Unabhängigkeit eines Unternehmens. 

Energieeinspeisegesetz: 

Das im Jahr 2000 in Kraft getretene Energieeinspeisegesetz - eigentlich Gesetz für den Vorrang 
Emeuerbarer Energien - regelt die bevorzugte Einspeisung von Strom aus emeuerbaren Quellen ins 
Stromnetz und garantiert den Erzeugern feste Mindestverkaufspreise über 20 Jahre. Die Mindestver- 
kaufspreise werden regelmäßig entsprechend den Marktpreisen der einschlägigen Energiekonver- 
sionsanlagen nachjustiert. Die Mehrkosten für Strom, die aufgrund dieses Gesetzes entstehen, werden 
auf Verbraucher von elektrischer Energie umgelegt. 
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Erwerbspotenziat 

Das Erwerbspotenzial beinhaltet die Wohnbevölkerung im Alter von 15-65 bzw. die Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter. Es setzt sich zusammen aus den Erwerbstätigen, den Arbeitslosen und der 
sogenannten „stillen Reserve“. Zur „stillen Reserve“ gehören Personen, die erwerbslos, aber nicht als 
arbeitsuchend registriert sind. 

EU-12-Länder: 

Die seit 2004 neu zur EU hinzugekommenen Länder bezeichnet man als EU- 1 2-Länder (Bulgarien, Est- 
land, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien, Slowakei, Tschechien, Ungarn, Zypern). 

EU-14-Länder: 

Als EU-14-Länder bezeichnet man die EU-15-Länder ohne Deutschland. 

EU-15-Länden 

Die Länder, die bereits im April 2004 Mitgliedsländer der EU waren, bezeichnet man als EU-15- 
Länder (Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Italien, 
Irland, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien). 

EU-27-Länder/EU-27-Staaten: 

Die EU setzt sich heute aus 27 Mitgliedsstaaten zusammen (EU-12-Länder sowie EU-15-Länder). 

EU - Beihilferahmen: 

In dem am 1 . Januar 2007 in Kraft getretenen Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen für For- 
schung, Entwicklung und Innovation (kurz: EU-Beihilferahmen) legt die Europäische Kommission 
unter anderem dar, unter welchen Voraussetzungen Forschungseinrichtungen als Empfänger staat- 
licher Beihilfen gelten und unter welchen Bedingungen Unternehmen Empfänger mittelbarer staatlicher 
Beihilfen von staatlich finanzierten öffentlichen Forschungseinrichtungen sind. 

Euratom-Abkommen: 

Das Euratom-Abkommen wurde am 25. März 1957 im Rahmen der Römischen Verträge zwischen 
Frankreich, Italien, den Beneluxstaaten und der Bundesrepublik Deutschland geschlossen und begrün- 
dete die Europäische Atomgemeinschaft, die bis heute unter dem Namen Euratom fast unverändert 
besteht. Euratom trägt dazu bei, dass im Bereich Kernenergie Wissen und Infrastrukturen gemeinsam 
genutzt und die erforderlichen Finanzmittel gemeinsam bereitgestellt werden. 

Europa 2020-lnifiafive: 

Kemziel der Europa 2020-lnitiative ist die bessere Koordinierung der nationalen und europäischen 
Wirtschaft. Es ist das Nachfolgeprogramm der Lissabon-Strategie (Strategie, um Europa bis 2010 zum 
wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensgestützten Wirtschaftsraum der Welt zu machen) 
und verfolgt einen noch ganzheitlicheren Ansatz in Bezug auf FuE-Förderung, lebenslanges Lernen 
und die Förderung umweltfreundlicher Technologien. 

Exzellenzinitiative: 

Bund-Länder- Vereinbarung zur Förderung von Wissenschaft und Forschung an deutschen Hoch- 
schulen, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. Die Umsetzung erfolgt durch die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) sowie durch den Wissenschaftsrat (WR). 

Fächerstrukturquote: 

Die Fächerstrukturquote gibt den Anteil von Erstabsolventen an, die ihr Studium innerhalb eines 
bestimmten Faches bzw. einer Fächergruppe abgeschlossen haben. 
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Föderalismusreform I: 

Im Rahmen der im September 2006 in Kraft getretenen Föderalismusreform I wurden die Beziehun- 
gen zwischen Bund und Ländern bezüglich der Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen auf Bund 
und Länder sowie der Zuständigkeiten und Mitwirkungsrechte der Länder bei der Gesetzgebung des 
Bundes neu geordnet. Ziel war es, den Anteil der Gesetze, die im Bundesrat zustimmungspflichtig 
sind, zu verringern. Im August 2009 trat dann die Föderalismusreform II in Kraft, deren zentrales 
Element eine Reform der staatlichen Finanzbeziehungen war. 

Forschung und Entwicklung (FuE): 

Das sogenannte Frascati-Handbuch der OECD (siehe dort) definiert Forschung und Entwicklung als 
systematische, schöpferische Arbeit zur Erweiterung des Kenntnisstandes - auch mit dem Ziel, neue 
Anwendungen zu finden. 

Forschung und Innovation (F&l): 

Forschung und Entwicklung (FuE) und F&l werden nicht synonym verwendet. Laut Frascati-Hand- 
buch der OECD (vgl. dort) umfasst der Begriff FuE die drei Bereiche Grundlagenforschung, ange- 
wandte Forschung und experimentelle Entwicklung. FuE stellt aber nur einen Teilaspekt der F&l- 
Aktivitäten dar. Innovationen beinhalten gemäß der Definition im Oslo-Handbuch der OECD (vgl. 
dort) die Einführung von neuen oder wesentlich verbesserten Produkten (Güter und Dienstleistungen), 
Prozessen sowie Marketing- und Organisationsmethoden. Innovationsausgaben umfassen Ausgaben 
für interne und externe FuE, Maschinen und Sachmittel für Innovationen, Produktgestaltung, die 
Markteinführung neuer Produkte sowie sonstige innovationsbezogene Güter und Dienstleistungen. 

Frascati-Handbuch: 

Das sogenannte Frascati-Handbuch der OECD enthält methodische Vorgaben für die Erhebung und 
Analyse von Daten zu Forschung und Entwicklung. Im Jahr 1963 trafen sich erstmals Experten der 
OECD mit Mitgliedern der N ESTI-Gruppe (National Experts on Science and Technology Indicators) in 
Frascati, Italien, um wesentliche Begriffe wie Forschung und Entwicklung zu definieren. Das Resultat 
dieser Gespräche wurde als erstes Frascati-Handbuch bekannt. Seither ist das Frascati-Handbuch 
mehrmals überarbeitet worden. Die jüngste Ausgabe stammt aus dem Jahr 2002 (OECD 2002). 

Frühphasenfinanzierung: 

Die Finanzierung der Frühphasenentwicklung eines Unternehmens umfasst die Seed- und die Start- 
up-Phase. Die Seed-Phase umfasst die Entwicklung der Geschäftsidee, Forschung und Entwicklung, 
Überprüfung der Vermarktungsmöglichkeiten, Erstellung eines Businessplans, etc. Daran schließt sich 
die Start-up-Phase mit der eigentlichen Untemehmensgründung und der Aufnahme der Geschäftstätig- 
keit an. 

FuE-lntensitäf: 

Anteil der Ausgaben für Forschung und Entwicklung (FuE) am Umsatz eines Unternehmens oder 
einer Branche bzw. am Bruttoinlandsprodukt eines Landes. 

FuE-infensive Güter: 

FuE-intensive Güter setzen sich zusammen aus Gütern der Spitzentechnologie (siehe dort) und der 
hochwertigen Technologie (siehe dort). 

Geothermie: 

Bei der Geothermie (Synonym: Erdwärme) wird die im Erdinneren entstehende und gespeicherte 
Wärmeenergie als Energiequelle u. a. zu Heizzwecken und zur Stromerzeugung genutzt. Anlagen zur 
Nutzung der Erdwärme lohnen sich vor allem in Gegenden mit besonders günstigen geologischen 
Voraussetzungen: hohe Temperaturen in geringer Tiefe. 
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Global Entrepreneurship Monitor: 

GEM ist ein empirisches Forschungsprojekt, das mittlerweile in 59 Ländern durchgefuhrt und durch 
die Global Entrepreneurship Research Association (GERA) koordiniert wird. Ziel des GEM ist es, auf 
Basis von Bürger- und Expertenbefragungen Gründungsaktivitäten international und intertemporal zu 
analysieren und zu erklären. Ebenso sollen Optimierungsvorschläge für die Gründungsförderpolitik 
abgeleitet werden. 

Globalbudget: 

Das Globalbudget wird der Hochschule pauschal bereitgestellt. Diese kann darüber weitgehend auto- 
nom verfügen. 

Governance: 

Govemance bezeichnet das Steuerungs- und Regelungssystem im Sinne von Strukturen (Aufbau- und 
Ablauforganisation) einer politisch-gesellschaftlichen Einheit wie Staat, Verwaltung, Gemeinde, pri- 
vate oder öffentliche Organisationen. Häufig wird es auch im Sinne von Steuerung oder Regelung 
einer jeglichen Organisation (etwa einer Gesellschaft oder eines Betriebes) verwendet. 

Grundmittel: 

Grundmittel sind Haushaltsmittel der Hochschulen inklusive anderer Einnahmen aus Zuweisungen 
und Zuschüssen. 

Hochschulrat: 

Gremium aus externen Mitgliedern und Vertretern der Hochschule, das beratende oder kontrollierende 
Funktion hat oder bestimmte verwaltungstechnische Entscheidungen trifft. 

Hochwertige Technologie: 

Als Waren der hochwertigen Technologie werden diejenigen FuE-intensiven Waren bezeichnet, bei 
deren Herstellung jahresdurchschnittlich mehr als 2,5 Prozent, aber nicht mehr als 7 Prozent des Um- 
satzes für Forschung und Entwicklung aufgewendet werden. 

Horizontale Durchlässigkeit des Bildungssystems: 

Wechsel von z. B. einer beruflichen Ausbildung in eine allgemeinbildende Ausbildung gleichen 
Niveaus - oder umgekehrt (vgl. auch vertikale Durchlässigkeit des Bildungssystems). 

Innovationsintensität: 

Innovationsausgaben in Relation zum Umsatz. 

Jointventure: 

Spezifische Kooperationsform von Unternehmen, bei der es zur Gründung einer neuen, rechtlich 
selbstständigen Geschäftseinheit kommt, an der die Partner jeweils mit ihrem eigenen Kapital betei- 
ligt sind und meist einen wesentlichen Ressourcenanteil an Technologie, Schutzrechten und techni- 
schem Know-how einbringen. Die Partneruntemehmen tragen gemeinsam das finanzielle Risiko der 
Investition und nehmen Führungsfunktionen im gemeinsamen Unternehmen wahr. 

Konvergenzregionen: 

Unter Konvergenzregionen versteht man die Regionen, die ein Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von 
weniger als 75 Prozent des Durchschnitts der EU-25 (EU-27 ohne Bulgarien und Rumänien) haben. In 
Deutschland sind diese Konvergenzregionen der Regierungsbezirk Lüneburg sowie alle neuen Bundes- 
länder außer Berlin (vgl. auch Strukturfonds). 
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Kooperationsverbot 

Der Bund darf gemäß Artikel 1 04b GG keine finanziellen Mittel zur Unterstützung der gesetzlich fest- 
gelegten Bildungsaufgaben der Länder einsetzen (Kooperationsverbot). Die schulische Bildung unter- 
liegt der ausschließlichen Gesetzgebungskompetenz der Länder. Im Rahmen der Föderalismusreform 
I (siehe dort) wurde die bis dahin im Grundgesetz verankerte Gemeinschaftsaufgabe „Bildungspla- 
nung“ abgeschafft. Bund und Länder können jetzt nur noch aufgrund von Vereinbarungen zur Fest- 
stellung der Leistungsfähigkeit des Bildungswesens im internationalen Vergleich Zusammenarbeiten 
(Art. 91b Abs. 2). Im Bereich der Hochschulforschung können Bund und Länder bei der Förderung 
von überregional bedeutsamen Vorhaben der Wissenschaft und Forschung Zusammenwirken, sofern 
alle Länder zustimmen (Art. 91b Abs. 1). Die Rahmenbedingungen für den Ausbau der Forschung an 
Hochschulen wurden durch die Neuregelung deutlich verschlechtert. Der Bund kann im Bereich der 
außeruniversitären Forschung weiterhin Einrichtungen und Vorhaben fordern, während die Förderung 
bei Hochschulen auf Vorhaben (also Projekte) beschränkt ist. 

Kreuzlizenzierung: 

Es handelt es sich um eine Übereinkunft zweier Vertragsparteien (zumeist Unternehmen) zur wech- 
selseitigen Nutzung der jeweiligen Rechte am geistigen Eigentum, so beispielsweise im Kontext der 
Patentlizenzierung. 

Leapfrogging: 

Bezeichnung für die bewusste Entscheidung eines Anbieters, in der Entwicklung eine Produktgenera- 
tion zu überspringen und die Entwicklungsanstrengungen auf zukünftige Produkte zu konzentrieren. 
Dem Anbieter kann es durch Leapfrogging gelingen, vor seinen Konkurrenten ein neues Produkt auf 
den Markt zu bringen und die Rolle des Marktpioniers einzunehmen. 

Ökonometrie: 

Die Ökonometrie ist eine zentrale empirische Disziplin der Wirtschaftswissenschaften. Sie bedient 
sich mathematisch-statistischer Methoden, um ökonomische Modelle auf Grundlage statistischer 
Daten zu überprüfen und Aussagen über ökonomische Zusammenhänge auf statistisch gesichertem 
Niveau zu machen. 

Oslo-Handbuch: 

Das Oslo-Handbuch der OECD enthält Vorgaben für die statistische Erfassung von Innovationsaktivi- 
täten. Dabei geht dieses Handbuch über den FuE-Begriff des Frascati-Handbuches (siehe dort) hinaus 
und differenziert zwischen unterschiedlichen Formen von Innovationen. Das Oslo-Handbuch ist die 
Grundlage der Community Innovation Surveys, die in Europa bisher viermal durchgeführt wurden. 
Die jüngste Überarbeitung des Oslo-Handbuchs stammt aus dem Jahr 2005 (OECD 2005). 

Patent-Box-Regelung: 

Patent-Box-Regelungen, die z. B. in Belgien, den Niederlanden und Großbritannien eingeführt wurden, 
erlauben Unternehmen unter bestimmten Voraussetzungen die Anwendung eines bis auf 1 0 Prozent 
verringerten Steuertarifs auf Einkünfte, die sich aus selbst erstellten immateriellen Wirtschaftsgütem 
wie z. B. Patenten ergeben. 

Patentdickicht: 

Ein Patentdickicht ist ein engmaschiges Netzwerk aus zum Teil sich überlappenden gewerblichen 
Schutzrechten. Patentdickichte entstehen u. a. durch eine hohe Patentierungsaktivität in Produktbe- 
reichen mit komplexer und systemischer Technologiebasis. Unternehmen versuchen, durch den Auf- 
bau solcher Patentdickichte starke Schutzschilde für eigene Technologien bzw. Produkte aufzubauen. 
Aus Sicht des Netzwerkerbauers stellt diese Strategie einen effektiven Schutz von technologischen 
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Innovationen dar. Für Wettbewerber ist es schwierig, sich durch ein solches Patentdickicht zu schla- 
gen, um eigene Technologien und Produkte zu kommerzialisieren. 

Patentfamilie: 

Eine Gruppe von Patentanmeldungen und -erteilungen, die direkt oder indirekt durch eine gemeinsame 
Priorität miteinander verbunden sind, werden auch Patentfamilien genannt. 

PCT-Anmeldung: 

1970 wurde mit Abschluss des Patent Cooperation Treaty (PCT) unter dem Dach der 1969 gegrün- 
deten World Intellectual Property Organization (WIPO) das Verfahren zur Amneldung internationa- 
ler Patentansprüche vereinfacht. Erfinder aus PCT-Staaten können bei der WIPO eine Voranmeldung 
einreichen und binnen eines Jahres einen Patentantrag in den einzelnen Vertragsstaaten stellen, wobei 
als Prioritätsdatum der Zeitpunkt der Einreichung bei der WIPO gewertet wird. 

Portfoliounternehmen: 

Als Portfoliountemehmen werden Unternehmen bezeichnet, die von einer Beteiligungsgesellschaft 
Eigenkapital erhalten (vgl. Wagniskapital). 

Prioritätsanmeldung: 

Als Prioritätsanmeldung gilt die erste national oder international eingereichte Patentanmeldung für 
eine bestimmte Erfindung. Der Anmeldetag der Prioritätsanmeldung kann bei einem anderen Patent- 
amt innerhalb eines Jahres in Anspruch genommen werden. Dann gilt der Anmeldetag der ersten An- 
meldung als Prioritätsdatum. 

Public Private Partnership: 

Kooperationsform von öffentlicher Verwaltung und privaten Wirtschaftsuntemehmen, nach der der 
Staat die ihm auferlegten Aufgaben in Zusammenarbeit mit Wirtschaftsuntemehmen ausführt bzw. die 
Aufgaben gänzlich auf die Wirtschaftsuntemehmen überträgt. Die Unternehmen profitieren dabei u. a. 
von den Kontakten und den Erfahmngen der öffentlichen Verwaltung in dem jeweiligen Bereich sowie 
natürlich von der Auftragsvergabe bzw. Investitionsmöglichkeit, die öffentliche Verwaltung wiederum 
kann bestimmte Vorhaben nur mit der finanziellen Unterstützung der Unternehmen durchführen. 

Sekundärmarkf: 

Sekundärmarkt bezeichnet den Handel mit Wertpapieren oder anderen Finanzinstmmenten im 
Anschluss an die Erstplatziemng. 

Spillover-Effekte: 

Spillover- Effekte treten in Forschung und Innovation in Form von Wissenstransfers auf, z.B. wenn 
ein Unternehmen A in der Lage ist, ökonomische Erträge aufgmnd der FuE-Aktivitäten eines anderen 
Unternehmens B zu erzielen. 

Spitzentechnologie: 

Als Waren der Spitzentechnologie werden diejenigen FuE-intensiven Waren bezeichnet, bei deren 
Herstellung jahresdurchschnittlich mehr als 7 Prozent des Umsatzes für Forschung und Entwicklung 
aufgewendet werden. 

Stille Reserve: 

vgl. Erwerbspotenzial 
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Strukturfonds: 

Neben dem Kohäsionsfonds sind die Strukturfonds der Europäischen Union, d.h. der „Europäische 
Fonds für regionale Entwicklung“ (EFRE) und der „Europäische Sozialfonds“ (ESF) zentrales Steue- 
rungsinstrument in der europäischen Regionalpolitik. Sie zielen vor allem darauf ab, die Konvergenz, 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigungssituation in strukturschwachen Regionen sowie die überre- 
gionale Zusammenarbeit zu befördern (vgl. Konvergenzregionen). 

Tenure Track: 

Als Tenure Track bezeichnet man wissenschaftliche Laufbahnen, die Nachwuchswissenschaftlern 
nach erfolgreicher Evaluation eine Dauerstelle in Aussicht stellen. 

Tokamak und Stellarator: 

Zwei unterschiedliche Konzepte für Fusionsreaktoren. Eine Anlage in der Tokamak-Bauweise wird 
zurzeit mit dem internationalen Fusionsreaktor ITER verwirklicht. Tokamak hat den prinzipbedingten 
Nachteil, dass sein Betrieb nicht kontinuierlich, sondern nur mit regelmäßigen kurzen Unterbrechun- 
gen möglich ist. Fusionstechnologien vom Typ Stellarator wurden in den letzten Jahren als aussichts- 
reiche Alternative zum Tokamak entwickelt, weil mit diesem im Prinzip ein Dauerbetrieb möglich ist. 
Die erste experimentelle Stellarator- Anlage in Deutschland, Wendelstein 7-AS, ging 1988 in Greifs- 
wald in Betrieb. Derzeit wird am Stellerator 7-X gearbeitet, der 2014 in Betrieb gehen soll. 

Transnationale Patente: 

Erfindungen, die gleichzeitig mindestens eine Anmeldung über das PCT- Verfahren der World Intellec- 
tual Property Organization (WIPO) oder eine Anmeldung beim Europäischen Patentamt (EPA) um- 
fassen. Für die exportorientierte deutsche Wirtschaft sind solche Patente von besonderer Bedeutung, 
weil sie den Schutz der Erfindung auch jenseits des Heimatmarktes betreffen. 

Triadeländer: 

Bezeichnung für die drei zur Zeit der Einführung des Begriffes Anfang der 1990er Jahre stärksten 
Wirtschaftsregionen der Welt, also die Nordamerikanische Freihandelszone (NAFTA), die EU sowie 
das industrialisierte Ostasien (Japan, Taiwan, Korea, Hongkong und Singapur). 

Vertikale Durchlässigkeit des Bildungssystems: 

Aufstieg von einer Stufe des Bildungswesens in eine höhere Stufe (vgl. auch horizontale Durchlässig- 
keit des Bildungssystems). 

Vollzeitäquivalent: 

Vollzeitäquivalente entsprechen der Zahl der auf Vollzeitstellen umgerechneten Beschäftigungs- 
verhältnisse. 

Wagniskapital: 

Unter Wagnis- oder Risikokapital versteht man das Startkapital für Existenzgründer und junge Unter- 
nehmen. Dazu zählen auch Mittel, die zur Stärkung der Eigenkapitalbasis kleinerer und mittlerer Un- 
ternehmen eingesetzt werden, damit diese expandieren und innovative, teilweise mit hohem Risiko be- 
haftete Projekte realisieren können. Für die Kapitalgeber/Anleger ist die Investition von Wagniskapi- 
tal ebenfalls mit hohem Risiko behaftet, daher der Begriff Risikokapital. Beteiligungskapital in Form 
von Wagniskapital wird oftmals von speziellen Risikokapitalgesellschaften (Kapitalbeteiligungs- 
gesellschaften) zur Verfügung gestellt. Man unterscheidet die Phasen Seed, Start-up und Later stage. 
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W-Besoldung: 

Die W-Besoldung hat im Jahr 2005 die C-Besoldung (siehe dort) abgelöst. Die Vergütung der nach 
W besoldeten Professoren setzt sich aus einem altersunabhängigen Grundgehalt und variablen Leis- 
tungsbezügen zusammen. 

Wissenschaftsfreiheitsgesetz: 

Im Sommer 2008 hat die Bundesregierung die „Initiative Wissenschaftsfreiheitsgesetz“ beschlossen. 
Außeruniversitären Forschungseinrichtungen sollen schrittweise Freiräume in der Bewirtschaftung ihrer 
Finanzmittel sowie in den Bereichen Personal, Kooperation, Bau und Vergabe eingeräumt werden. 

Zifationsrate 

Die Anzahl der wissenschaftlichen Veröffentlichungen in international renommierten Zeitschriften 
stellt einen Indikator für die Forschungsleistung von Wissenschaftlern, Forschungseinrichtungen oder 
Ländern dar, der jedoch nur bedingt Aussagen zur Qualität erlaubt. Deshalb werden zusätzlich die 
Zitationsraten betrachtet, die ein Maß für den Rezeptionserfolg von wissenschaftlichen Artikeln sind. 
Sie geben Auskunft darüber, wie oft wissenschaftliche Artikel zitiert wurden. 
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AKTUELLE STUDIEN ZUM DEUTSCHEN INNOVATIONSSYSTEM 

Im Auftrag der Expertenkommission Forschung und Innovation werden regelmäßig Studien zu innova- 
tionspolitisch relevanten Themen erarbeitet. Sie sind im Rahmen der Reihe „Studien zum deutschen 
Innovationssystem" über die Homepage der EFI (www.e-fi.de) zugänglich. Die Ergebnisse dieser Unter- 
suchungen fließen in das Gutachten der Expertenkommission ein. 


1-2012 

Leszczensky, M. ; Cordes, A. (20 1 2): Bildung und Qualifikation als Grundlage der tech- 
nologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands, Studien zum deutschen Innovations- 
system, Berlin: EFI. 

2-2012 

Heine, C. (2012): Übergang vom Bachelor- zum Masterstudium, Studien zum 
deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

3-2012 

Cordes, A. (2012): Projektionen von Arbeitsangebot und -nachfrage nach Qualifika- 
tion und Beruf im Vergleich, Studien zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

4-2012 

Schasse, U.; Kladroba A.; Stenke, G. (2012): Forschungs- und Entwicklungsaktivitä- 
ten der deutschen Wirtschaft, Studien zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

5-2012 

Belitz, H. (2012): Intemationalisierung von Forschung und Entwicklung in multina- 
tionalen Unternehmen, Studien zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

6-2012 

Rammer, C.; Köhler, C. (2012): Innovationsverhalten der Unternehmen in Deutsch- 
land 2010, Aktuelle Entwicklungen - Innovationsausgaben und andere Investitionen, 

Studien zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

7-2012 

Müller, B.; Rammer, C.; Gottschalk, S. (2012): Untemehmensdynamik in der Wissens- 
wirtschaft in Deutschland 2010, Gründungen und Schließungen von Unternehmen - 
Internationaler Vergleich, Studien zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

8-2012 

Frietsch, R.; Neuhäusler, P.; Rothengatter, O. (2012): PatentApplications-Structures, 

Trends and Recent Developments, Studien zum deutschen Innovationssystem, 

Berlin: EFI. 

9-2012 

Schmoch, U.; Michels, C.; Neuhäusler, P.; Schulze, N. (2012): Performance and 

Structures of the German Science System 2011, Germany in international compa- 
rison, China's profile, behaviour of German authors, comparison of Web of Science 
and SCOPUS, Studien zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

10-2012 

Cordes, A.; Gehrke, B. (2012): Strukturwandel und Qualifikationsnachfrage - 
Aktuelle Entwicklungen forschungs- und wissensintensiver Wirtschaftszweige in 

Deutschland und im internationalen Vergleich, Studien zum deutschen Innovations- 
system, Berlin: EFI. 

11-2012 

Gehrke, B.; Krawczyk, O. (2012): Außenhandel mit forschungsintensiven Waren im 
internationalen Vergleich, Studien zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

12-2012 

Belitz, H.; Gomig, M.; Mölders, F.; Schiersch, A. (2012): FuE-intensive Industrien 
und wissensintensive Dienstleistungen im internationalen Wettbewerb, Studien zum 
deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

13-2012 

Cuntz, A.; Dauchert, H.; Meurer, P.; Philipps, A. (2012): Hochschulpatente zehn Jahre 
nach Abschaffung des Hochschullehrerprivilegs, Studien zum deutschen Innovations- 
system, Berlin: EFI. 

14-2012 

Egeln, J.; Fryges, H.; Höwer, D.; Müller, B.; Müller, K. (2012): Wachstumsbedin- 
gungen bzw. Wachstumshemmnisse für junge Unternehmen, Studien zum deutschen 

Innovationssystem, Berlin: EFI. 

15-2012 

Peters, B.; Hud, M; Köhler, C.; Licht, G. (2012): Ökonomische Bewertung von staatli- 
chen Investitionen in Forschung und Innovation, Studien zum deutschen Innovations- 
system, Berlin: EFI. 
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16-2012 


17-2012 


Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung, Joanneum Research For- 
schungsgmbH, Stifterverband Wissenschaftsstatistik gGmbH, Wissenschaftszentrum 
Berlin gGmbH, Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (2012): Zur 
Situation der F orschung an Deutschlands Hochschulen - Aktuelle empirische Befunde, 
Studien zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

Kosmützky.A.; Kretek,R (2012): Forschung an Hochschulen, Literaturstudie, Studien 
zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 
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ENDNOTENVERZEICHNIS 


1 Der Europäische Rat formulierte im März 2000 das Ziel, „die Union zum wettbewerbsfähig- 
sten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen - zu einem Wirt- 
schaftsraum der fähig ist, ein dauerhaftes Wachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen 
und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen“ (vgl. http://www.europarl.europa.eu/ 
summits/lislde.htm, letzter Abruf am 16. Januar 2012). Vor diesem Hintergrund beschloss der 
Europäische Rat zwei Jahre später in Barcelona, die FuE-Ausgaben in der EU bis 2010 auf drei 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen (vgl. Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften 2002). 

2 Vgl. Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft (2011 : 5-7). 

3 Die durchschnittliche, mit dem BIP gewichtete FuE-lntensität dieser Länder (Schweden [2009: 
3,62], Finnland [2009: 3,96], Südkorea [2008: 3,36], Schweiz [2008: 3,00] und Japan [2009: 
3,33]) liegt bei 3,45 Prozent. Vgl. OECD (2011a). 

4 Bund und Länder haben das Erreichen eines umfassenden nationalen Ziels vereinbart: Bis zum 
Jahr 2015 sollen die Investitionen in Bildung und Forschung auf zehn Prozent des BIP steigen. 
Im Rahmen dieses Zehn-Prozent-Ziels sind drei Prozent des BIP für Forschung und Entwick- 
lung vorgesehen und sieben Prozent für Bildung. Vgl. BMWi (2011a: 9). 

5 Trotz der Erfolge der deutschen Wirtschaft durch Güter der hochwertigen Technologie hat die 
Expertenkommission wiederholt auf die Risiken hingewiesen, die mit diesem Spezialisierungs- 
muster verbunden sind. So verzeichnen die Spitzentechnologie-Branchen im Durchschnitt nicht 
nur ein deutlich höheres Wachstum als die Branchen der hochwertigen Technologie. Langfristig 
angelegte Analysen machen zudem deutlich, dass andere Länder in der deutschen Domäne der 
hochwertigen Technologie zunehmend konkurrenzfähig werden. Diese Entwicklung zeigt sich 
bereits jetzt in einem allmählich rückläufigen Trend beim Außenhandelssaldo in der hochwerti- 
gen Technologie. Vgl. EFI (2008: 19 f.). 

6 Dies wird durch zahlreiche wissenschaftliche Studien belegt, u. a. Edwards and Lawrence 
(2010). 

7 Die Expertenkommission hat in den vergangenen Jahren von einer Klassifikation Gebrauch ge- 
macht, bei der Sektoren (und Unternehmen) in die Gruppen der Spitzentechnologie, der hoch- 
wertigen Technologie und einer weiteren Gruppe (nicht forschungsintensive Industrie) einge- 
ordnet werden. Seit 1995 hat sich die Position Deutschlands bezüglich der Spitzentechnologien 
erheblich verbessert. In den Spitzentechnologiebranchen stieg die Wertschöpfung seit 1995 
stärker als in den anderen Bereichen - sie wuchs auch stärker als in anderen hochentwickelten 
Industrieländern. Im Zuge eines relativ raschen Strukturwandels nahm das Gewicht dieser Bran- 
chen auch erheblich zu. Vgl. Rammer (2011: 20). 

8 Zieht man als Maß für die zwischenstaatliche Einkommensheterogenität für die Vereinigten 
Staaten den Gini-Koeffizienten heran, so lag dieser in den letzten 15 Jahren durchweg bei 0,10 
bis 0,11. Für die EU-27-Staaten lag dieser Wert im gleichen Zeitraum beim dreifachen Wert 
und verringerte sich geringfügig von 0,37 auf 0,35. Vgl. epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/ 
portal/nationalaccounts/introduction (letzter Abruf am 16. Januar 2012) und www.bea.gov/ 
regional/index.htm (letzter Abruf am 16. Januar 2012); eigene Berechnungen. 

9 Arbeitsproduktivität (BIP/gearbeitete Stunde) nach van Ark et al. (2008) und Inklaar und 
Timmer (2008). 

10 Verfügbare Mittel (zu Preisen von 2005) aus den Strukturfonds von 1994 bis 2013. Quelle: Euro- 
päische Kommission (2008a). Aktuelle Studien zur Wirkung der EU-Förderung kommen zu 
unterschiedlichen Ergebnissen. Becker et al. (2010) finden einen kleinen positiven Effekt auf 
das BIP- Wachstum der Empfängerregionen, während Checherita et al. (2009) keinen signifikan- 
ten Effekt beobachten, wenn für institutioneile Rahmenbedingungen kontrolliert wird. 

11 Vgl. Endnote 8. 
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12 Daten Eurostat-Ausgaben für Forschung und Entwicklung (2010 in Prozent des BIP). 

13 OECD (2011b: Tabellen 8, 10, 65-68). 

1 4 Der Anteil der vom Staat durchgeführten FuE- Ausgaben beträgt hingegen unter 5 Prozent für 
Dänemark und Schweden, zwischen ungefähr 10 Prozent und 15 Prozent für Mitteleuropa und 
mehr als 15 Prozent für Spanien, Griechenland und die neuen Mitgliedsstaaten. Quelle: OECD 
(2011b: Tabellen 14, 19). 

1 5 OECD (2011b: Tabelle 64). 

1 6 Gorodnichenko und Schnitzer (2012). 

17 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2011). 

18 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2011). 

1 9 Transparency International (20 11). 

20 World Bank (2010). 

21 Im Rahmen der Studien zur technologischen Leistungsfähigkeit wird unterschieden zwischen 
Gütern der Spitzentechnologie (FuE-Anteil am Umsatz größer als 7 Prozent) und Gütern der 
hochwertigen Technologie (FuE-Anteil zwischen 2.5 und 7 Prozent). Siehe dazu Gehrke et al. 
(2010) und Liste der Wirtschaftszweige der FuE-intensiven Industrie und der wissensintensiven 
gewerblichen Dienstleistungen im Anhang. Bei Gütern der hochwertigen Technologie verbucht 
Deutschland zunehmende Erfolge, ln den Spitzentechnologien werden hingegen in wichtigen 
Bereichen (z.B. Informations- und Kommunikationstechnologie und Telekommunikation) er- 
hebliche Probleme der Wettbewerbsfähigkeit verzeichnet. 

22 Neuerdings setzt die Politik in vielen Ländern auf Spitzentechnologie. In der Rangliste der zehn 
führenden Produzentenländer für Güter der Spitzentechnologie waren 2007 vier Schwellenländer 
vertreten (China, Korea, Taiwan und Brasilien). Unter den 25 bedeutsamsten Produzentenstand- 
orten für diese Güterklasse finden sich neben den bereits genannten Staaten sechs weitere Aufstiegs- 
länder, die pro Jahr zweistellige Wachstumsraten verzeichnen: Singapur (Rang 13), Mexiko (Rang 
16), Russland (Rang 19), Malaysia (Rang 20), Indien (Rang 21) sowie die Türkei (Rang 25). Vgl. 
National Science Foundation (2010). 

23 Eine neuere Studie der Deutsche Bank Research (2011) weist darauf hin, dass Deutschland zwar 
„in der mittleren Technologie Spitze, in der Spitze jedoch mittelmäßig sei“. Vgl. hierzu auch 
Gehrke und Krawczyk (2012). 

24 Vgl. Belitz (2012) und OECD (2011b). 

25 Die Verlagerung von FuE ausländischer Unternehmen in Schwellenländer war 2005 ein The- 
menschwerpunkt des World Investment Reports der UNCTAD (2005). Seither hat sich die Be- 
deutung dieser aufstrebenden Staaten als Standorte für FuE-Niederlassungen multinationaler 
Unternehmen kontinuierlich erhöht. 

26 Vgl. Belitz (2012: 3). 

27 Zwischen 2001 und 2009 wurde das FuE-Personal der ausländischen Unternehmen um 1 1.800 
Personen auf insgesamt 85.000 (in Vollzeitäquivalenten) ausgeweitet. In der pharmazeutischen 
Industrie entfallen 44 Prozent der FuE-Beschäftigten auf ausländische Unternehmen, im sonsti- 
gen Fahrzeugbau sogar 81 Prozent. 

28 Der überwiegende Teil der FuE-Ausgaben im sonstigen Fahrzeugbau entfällt auf die Luft- und 
Raumfahrtindustrie. Diese wird maßgeblich durch EADS geprägt, ein Unternehmen, das den 
juristischen Konzemsitz in den Niederlanden und zentrale Führungsstrukturen in Frankreich hat. 

29 Vgl. Kinkel und Maloca (2008). 

30 Diese vorübergehende Reduzierung der FuE-Auslandsausgaben war bedingt durch den erhöhten 
Managementaufwand im Ausland, durch hohe Koordinierungsprobleme, aber auch durch die 
Sorge um Know-how- Verluste und mögliche Qualitätseinbußen. 

31 Vgl. Belitz (2012). 

32 Vgl. Belitz (2012). 

33 Vgl. Belitz (2012). 
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34 Vgl. OECD (2010) und die neuere Analyse des französischen Industrieverbandes zu komparativen 
Vorteilen unter Berücksichtigung insbesondere der steuerlichen FuE-Förderung. 

35 Siehe dazu EFI (2011 : Kapitel A6). 

36 D’Agostino et al. (2010), Ali-Yrkkö und Deschryvere (2008). Für die Verlagerung von Arbeitsplät- 
zen und Kapitalinvestitionen in der Folge internationaler Direktinvestitionen gibt es hingegen um- 
fangreichere Evidenz. Die Ergebnisse sind allerdings gemischt. Vgl. dazu Muendler und Becker 
(2010), Desai et al. (2009), Harrison und McMillan (2006), Arndt et al. (2010). Ein Analogieschluss 
für FuE- Aktivitäten ist aber nicht unbedingt zielführend, da Deutschland als FuE-Standort für aus- 
ländische Unternehmen grundsätzlich attraktiv ist, sieht man von den ungünstigen steuerlichen Rah- 
menbedingungen einmal ab. Daher bestehen gute Chancen, im internationalen Reallokationsprozess 
von FuE-Aktivitäten weitere ausländische FuE anzuziehen. 

37 Bandick et al. (2010), Garcia-Vega et al. (2011). 

38 Lychagin et al. (2010). 

39 Griffith et al. (2006) zeigen, dass Unternehmen aus Großbritannien besonders von Spillovers profi- 
tieren, wenn sie ihre FuE-Aktivitäten in räumlicher Nähe zu US-Untemehmen durchführen. 

40 Vgl. Häkanson (2004), Gerybadze (2004, 2005) und Ambos (2005). 

41 Die neu geschaffenen deutsch-chinesischen Plattformen im Bereich der Innovationsforschung und 
der Lebenswissenschaften sind ein Beispiel hierfür. Entsprechende binationale Plattformen bestehen 
ebenfalls mit anderen Ländern (z.B. mit den USA). 

42 Vgl. Deutscher Bundestag (2011a). 

43 So hat sich die Bundesregierung im Rahmen der EU-Lastenteilung zum Kyoto-Protokoll verpflich- 
tet, im Zeitraum von 2008 bis 2012 insgesamt 21 Prozent weniger klimaschädliche Gase zu pro- 
duzieren als 1990. Darüber hinaus sollen die Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2020 um 40 
Prozent gegenüber 1990 gesenkt werden. Vgl. http://www.bmu.de/klimaschutz/kurzinfo/doc/4021. 
php (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

44 In der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit war die Expertenkommission nicht in der Lage, die 
Situation in den Hochschulen und in der Industrie in hinreichender Breite zu erfassen. 

45 Die Aussagen zur Position der Fraunhofer-Gesellschaft basieren auf einer schriftlichen Stellungnah- 
me der FhG vom 27. Oktober 2011. 

46 Ebenfalls Mitglied der Fraunhofer-Allianz Energie ist das in den USA beheimatete Fraunhofer Cen- 
ter for Sustainable Energy Systems CSE, Vgl. Fraunhofer-Gesellschaft: Fraunhofer- Allianz Energie, 
vgl. http://www.energie.fraunhofer.de/startseite/mitglieder (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

47 Die neuen Helmholtz-Energieinitiativen gliedern sich in (a) Portfoliothemen: mobile/stationäre 
Energiespeichersysteme, elektrochemische Speicher im System, nachhaltige Bioökonomie, Gas- 
separationsmembranen für C0 2 -freie fossile Kraftwerke, Materialforschung für die zukünftige 
Energieversorgung und umweltfreundliche Geoenergie; (b) Gründung von Helmholtzinstituten zu: 
„Ressourcen und Ressourcenforschung“ und „Energiespeichertechniken“; (c) Etablierung einer 
Helmholtzallianz: „Zukünftige Infrastrukturen der Energieversorgung“; (d) Gründung einer Helrn- 
holtz-Energieinitiative: „Schneller Ausbau der Energieforschung“. Die Strategie der HGF basiert auf 
der verstärkten Kooperation der Helmholtz-Zentren untereinander und mit universitären Partnern. 

48 Die Aussagen zur Position der Helmholtz-Gesellschaft basieren auf einer schriftlichen Stellungnahme 
der HGF vom 19. Dezember 2011. 

49 Die Aussagen zur Position der Max-Planck-Gesellschaft beruhen auf einer schriftlichen Stellung- 
nahme der MPG vom 28. Dezember 2011. 

50 Das MPG-Institut für Plasmaphysik mit seinen Standorten Garching und Greifswald wird - als 
assoziiertes Mitglied der HGF - im Bereich der Grundfinanzierung ausschließlich durch die HGF 
finanziert. 

51 Die Aussagen zur Position der Leibniz-Gemeinschaft basieren auf einer schriftlichen Stellungnahme 
der WGL vom 30. November 2011. 
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52 Nach Aussage des Fusion Power Position Paper 2006 der International Energy Agency (IEA) wird 
erwartet, dass das erste Fusions-Demonstrationskraftwerk „in some 30 years“ ans Netz gehen wird. 
Vgl. http://www.iea.org/techno/technologies/fusion/fusion.pdf (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

53 Eine Idee um sehr große Mengen hochradioaktiver Abfälle zu handhaben, ist die „Partitionierung 
und Transmutation“. Elierbei werden nach einer effektiven Abtrennung von langlebigen Radionukli- 
den aus dem hochradioaktiven Abfall diese Substanzen in einem anschließenden kemphysikalischen 
Prozess in langlebigere Nuklide umgewandelt (transmutiert). 

54 Vgl. BMWi (2011b). 

55 Zudem müssen die Rahmenbedingungen für Investitionen in emeuerbare Energien sinnvoll gesetzt 
werden. So halten sich derzeit die etablierten Energieversorgungsunternehmen bei Investitionen in 
diesen Sektor stark zurück. Impulse für solche Investitionen könnten verstärkt von Private Equity- 
Fonds kommen. 

56 Vgl. EF1 (2011: 60). 

57 Zur Fusionsforschung enthält das 6. Energieforschungsprogramm Ausführungen von insgesamt 
einer halben Seite. Vgl. BMWi (2011b: 120). 

58 Forschung stellt keine notwendige Bedingung für die Entstehung von Innovationen dar. Vgl. EF1 
(2011: Kapitel B 4). Gleichwohl können aber gerade nichttechnische Disziplinen an Elochschulen 
wesentliche Beiträge leisten, um konstruktiv-kritisch Erkenntnisse über die Nutzung von innovati- 
ven Produkten, Dienstleistungen und Geschäftsmodellen zu gewinnen. Hier sei beispielsweise auf 
die aktuellen Diskussionen zur Offenheit des Internets und zum Datenschutz verwiesen. 

59 Der wichtige Bereich der Hochschulmedizin wird in einem der nächsten Jahresgutachten der Exper- 
tenkommission gesondert betrachtet. 

60 Um ihre Untersuchung auf aktuelle empirische Befunde stützen zu können, hatte die Expertenkom- 
mission eine detaillierte Studie zu wichtigen Fragen der Hochschulforschung in Auftrag gegeben. 
Vgl. Brandt et al. (2012) und Berger et al. (2012a und 2012b). Im Rahmen dieser Studie wurden 
zwei Datenerhebungen durchgeführt: eine Befragung von Hochschulleitungen (Rektoren, Prorekto- 
ren, Präsidenten und Vizepräsidenten) sowie eine großzahlige Befragung von Professoren. 

61 Die Expertenkommission verwendet bewusst eine breite Definition des Wissens- und Technologie- 
transfers (vgl. EFI 2008). „Wissenstransfer“ entspricht dabei dem inzwischen von der DFG verwen- 
deten Begriff des Erkenntnistransfers. 

62 Dies sind staatliche Institute einschließlich überwiegend vom Staat finanzierter wissenschaftlicher 
Einrichtungen ohne Erwerbszweck; einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 
Vgl. Kladroba (2011). 

63 Ziel der Föderalismusreform war es, übermäßige Verflechtungen von Bund und Ländern zu besei- 
tigen. Im Gesetzesantrag der Länder Nordrhein- Westfalen, Bayern, Berlin, Bremen heißt es hier- 
zu: „Bei der Gesetzgebung des Bundes haben die ausgeprägten Zustimmungsbefugnisse der Länder 
über den Bundesrat bei unterschiedlichen politischen Mehrheitsverhältnissen in Bund und Ländern 
immer wieder zur Verzögerung oder sogar Verhinderung wichtiger Gesetzgebungsvorhaben oder zu 
in sich nicht stimmigen Kompromissen geführt, bei denen die jeweilige politische Verantwortlich- 
keit nicht oder kaum noch zu erkennen ist. Der Anteil der zustimmungspflichtigen Gesetze ist vor al- 
lem auch wegen Regelungen des Bundes über Organisation und Verfahren der Landesverwaltungen 
im Laufe der Zeit erheblich gestiegen. Auf der anderen Seite wurden die Gesetzgebungsbefugnisse 
der Länder im Laufe der Zeit immer weiter zurückgedrängt“ (Bundesrat 2006: 17). 

64 Vgl. im Folgenden http://www.hrk.de/de/brennpunkte/110.php (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

65 Vgl. http://lexetius.eom/GG/91a#2; http://dejure.org/gesetze/GG/91a.html und http://www.bgbl.de/ 
Xaver/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

66 Vgl http://lexetius.eom/GG/91b#2 und http://dejure.org/gesetze/GG/91b.html (letzter Abruf am 16. 
Januar 2012). 

67 Die Grundlage hierfür wurde durch die Neufassung von Art. 91a und b des Grundgesetzes vom 
12. Mai 1969 gelegt. In Art. 91a wurde der „Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen Hoch- 
schulen einschließlich der Hochschulkliniken“ zur Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern 
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erklärt. Zudem wurde Art. 91b neu eingefügt: „Bund und Länder können auf Grund von Vereinba- 
rungen bei der Bildungsplanung und bei der Förderung von Einrichtungen und Vorhaben der wissen- 
schaftlichen Forschung von überregionaler Bedeutung Zusammenwirken. Die Aufteilung der Kosten 
wird in der Vereinbarung geregelt.“ Die letztgenannte Regelung schuf, zumindest was die föderale 
Ordnung und die Finanzierung zwischen Bund und Ländern anbetrifft, annähernd gleiche Spielre- 
geln und Entwicklungsperspektiven für Hochschulen und AUF. 

68 Art. 91b, Abs. 1 lautet in der Fassung von 2006: „Bund und Länder können auf Grund von Ver- 
einbarungen in Fällen von überregionaler Bedeutung Zusammenwirken bei der Förderung von 
1 . Einrichtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung außerhalb von Hochschulen; 2. Vor- 
haben der wissenschaftlichen Forschung an Hochschulen; 3. Forschungsbauten an Hochschulen ein- 
schließlich Großgeräten. Vereinbarungen nach Satz 1 Nr. 2 bedürfen der Zustimmung aller Länder.“ 

69 Vgl. EFI (2011: Kapitel B 1). 

70 Vgl. Wissenschaftsrat (2011a und 2011b), Handelsblatt (2011) sowie Strohschneider (2011). 

71 Vgl. hierzu und im Folgenden http://www.kmk.org/wissenschaft-hochschule/intemationale-hoch- 
schulangelegenheiten/bologna-prozess.html (letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

72 Vgl. BFUG (o.J.). 

73 Vgl. http://www.kmk.org/bildung-schule/allgemeine-bildung/sekundarstufe-ii-gymnasiale-oberstufe. 
html (letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

74 Vgl. Deutscher Bundestag (2001a). 

75 Vgl. Schmoch (2007). 

76 Vgl. Astor et al. (2010). 

77 Vgl. hierzu Präambel der Bund-Länder- Vereinbarung gemäß Artikel 91b des Gmndgesetzes (For- 
schungsförderung) über die Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder zur Fördemng von Wis- 
senschaft und Forschung an deutschen Hochschulen, http://www.wissenschaftsrat.de/download/ 
Exzellenziniative_Dokumente/BLK-ExIni.pdf (letzter Abmf am 16. Januar 2012) und vgl. im Fol- 
genden http://www.dfg.de/foerdemng/exzellenzinitiative/index.html (letzter Abruf am 16. Januar 
2012), DFG (2011) sowie http://www.bmbf.de/pubRD/exzellenzvereinbamng_zwei.pdf (letzter Ab- 
mf am 16. Januar 2012). 

78 Vgl. Schmidtmann (2010) und DFG (2011). Die Unterscheidung zwischen Graduiertenschulen und 
Graduiertenkollegs stellt sich wie folgt dar: „Eine Graduiertenschule soll die Schwerpunktbildung 
des Standorts durch die entsprechende Nachwuchsförderung unterstützen und dabei für die Uni- 
versität und die beteiligten Fächer einen wissenschaftlichen und strukturellen Mehrwert erbringen. 
Hinsichtlich ihrer Größe und thematischen Breite sind also die entsprechenden Strategien der Uni- 
versität leitend. Strenge Vorgaben hinsichtlich der Größe, der Stmktur - beispielsweise der zu betei- 
ligenden Wissenschaftler, Institute, Doktoranden etc. - gibt es nicht. Graduiertenkollegs verfolgen 
hingegen ein fokussiertes Forschungsprogramm und ihr Umfang an Beteiligten ist begrenzt“ (http:// 
www.dfg.de/foerdemng/faq/grako_faq/index.html, letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

79 Vgl. Wehrberger (2010), DFG (2011) und http://www.dfg.de/foerdemng/programme/exzellenzini- 
tiative/exzellenzcluster/index.html (letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

80 Vgl. DFG (2011) und http://www.dfg.de/foerdemng/programme/exzellenzinitiative/zukunftskon- 
zepte/index.html (letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

81 Für die Projekte aus der ersten Runde der ersten Programmphase, deren Förderperiode zum Oktober 
2011 endete, wurde eine einjährige Überbrückungsfinanzierung gewährt. 

82 Vgl. Europäische Kommission (2006) sowie Meurer und Schulze (2010). 

83 Vgl. im Folgenden http://www.gwk-bonn.de/index.php?id=192 (letzter Abmf am 16. Januar 2012), 
GWK (2011a) und http://www.bmbf.de/de/6142.php (letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

84 Vgl. GWK (2011a). 

85 Vgl. im Folgenden http://www.gwk-bonn.de/index.php?id=269 (letzter Abmf am 16. Januar 2012), 

86 Vgl. hierzu und zu den Zielen des Programms http://www.gwk-bomi.de/fileadmin/Papers/Pro- 
gramm-Lehrqualitaet-Vereinbamng-2010.pdf (letzter Abmf am 16. Januar 2012), http://www.gwk- 
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bonn.de/fileadmin/Papers/Programm-Lehrqualitaet-Vereinbamng-2010.pdf (letzter Abmf am 16. 
Januar 2012) und http://www.bmbf.de/de/15375.php (letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

87 Die Leuphana Universität Lüneburg folgt angelsächsischen Beispielen der College-Ausbildung. Stu- 
dierende im Bachelor-Curriculum haben die Wahl zwischen neun Major (Hauptfächern), die sie mit 
einem von 16 Minors (Nebenfächern) kombinieren können. Unabhängig von der jeweiligen Kom- 
bination wird das erste Semester des Bachelor-Studiums gemeinsam absolviert. In diesem gemein- 
samen Semester belegen die Studierenden Kurse in vier thematisch verbundenen Lehreinheiten, die 
mit den Titeln „Wissenschaft macht Geschichte“, „Wissenschaft nutzt Methoden", „Wissenschaft 
kennt disziplinäre Grenzen" und „Wissenschaft trägt Verantwortung" überschrieben sind. Wettbe- 
werbe und eine von den Studierenden organisierte Konferenz schließen das Semester ab (vgl. http:// 
www.leuphana.de/college/bachelor.html, letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

88 Statistisches Bundesamt (2011a). 

89 Vgl. Brandt et al. (2012). 

90 Vgl. Berger et al. (2012a) und Berger et al. (2012b). 

91 Vgl. Brandt et al. (2012). 

92 Vgl. Polt et al. (2010). 

93 Vgl. Brandt et al. (2012); Berger et al. (2012a und b); Polt et al. (2010). 

94 Diese Einnahmen stammen im Wesentlichen aus Vergütungen der Krankenkassen sowie anderen 
Zahlungen für die Erbringung von medizinischen Dienstleistungen an Hochschulklinika. 

95 Beim Nachweis des aus dem Hochschulpakt finanzierten Personals wird zwischen der Programm- 
linie Lehre und den Programmpauschalen unterschieden. Personal, das aus Mitteln aus der Pro- 
grammlinie Lehre des Hochschulpakts finanziert wird, wird gesondert erfasst und als aus Grund- 
mitteln finanziertes Personal ausgewiesen. Personal, das über die Programmpauschalen des 
Hochschulpakts finanziert wird, wird als über DFG-Mittel finanziertes Personal erfasst und als Dritt- 
mittelpersonal ausgewiesen (Information des Statistischen Bundesamtes). 

96 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen. 

97 Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen. 

98 Die Expertenkommission hat für die Fördemng durch die DFG untersucht, wie sich die Förderquo- 
ten im Zeitverlauf verändert haben. Die Förderquote für Neuanträge in der Einzelförderung unter- 
liegt unregelmäßigen Schwankungen, eine Tendenz ist jedoch nicht festzustellen; gleiches gilt für 
die Empfehlungsquote bei den Sonderforschungsbereichen (Daten: DFG). 

99 Geeignete Anpassungen des deutschen Stiftungsrechts können die Anreize zur Stiftungsfinanzierung 
an deutschen Hochschulen deutlich erhöhen. Hierzu gehören u.a. verbesserte Möglichkeiten zur 
Thesaurierung von Stiftungskapital an Hochschulen und eine verbesserte steuerliche Absetzbarkeit 
von Dotierungen. Besonders im Zusammenhang mit der Einrichtung von „Endowed Chairs“ (vgl. 
USA) sollte das deutsche Spenden- und Gemeinnützigkeitsrecht dahingehend novelliert werden, 
dass die Abzugsfähigkeit für Dotationen in das Vermögen einer Stiftung zur Finanzierung einer Stif- 
tungsprofessur soweit erhöht wird, dass aus den Erträgen eine Finanzierung der laufenden Kosten 
für die Professur möglich ist (vgl. Frank et al. 2007 und 2009). 

100 Die Fachhochschulen werden in dieser graphischen Darstellung nicht berücksichtigt, da das Poten- 
zial für Messfehler in der Erfassung der FuE-Ausgaben der Fachhochschulen besonders hoch ist. 

101 Im Unterschied zu einer ähnlichen Abbildung in der Studie von Polt et al. (2010: 57) wurde zur 
Berechnung der Patent- und Publikationsintensitäten in dieser Abbildung nicht das gesamte Personal 
der Wissenschaftsorganisationen, sondern lediglich das wissenschaftliche Personal (ohne Geistes- 
und Sozialwissenschaftler) verwendet. Daneben wurden hier aktuellere Abgrenzungen der Wissen- 
schaftsorganisationen und andere Datenquellen verwendet. 

102 Bei der Messung der Publikationsintensität werden nur Veröffentlichungen in bestimmten Zeitschrif- 
ten berücksichtigt. So wird die wissenschaftliche Publikationstätigkeit von ingenieurwissenschaftli- 
chen Fachgebieten im SCI nicht vollständig abgebildet. Insbesondere für die Fraunhofer-Institute und 
die Fachhochschulen wird die Publikationsintensität tendenziell unterschätzt. Die Geisteswissen- 
schaften sind aus der Graphik ausgeblendet, stellen aber einen wichtigen Beitrag der Universitäten 
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zum Erkenntnistransfer dar. Patente werden wiederum für Lösungen technischer Probleme erteilt 
und sind demzufolge als Leistungsindikatoren für grundlagenorientierte Forschung sowie für nicht- 
technische und nicht-naturwissenschaftliche Forschung nur sehr begrenzt aussagekräftig. 

103 Vgl. z. B. https://www.lbf.fraunliofer.de/tud-szm (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

104 Z.B. das Lead Discovery Center (LDC), http://www.lead-discovery.de/ (letzter Abruf am 16. Januar 
2012 ). 

105 OECD (2011a: 42). 

106 Beide Ranglisten beruhen auf der Berechnung eines Gesamtindikators, der verschiedene Einzelindi- 
katoren zusammenführt und gewichtet. Vgl. http://www.timeshighereducation.co.uk/world-univer- 
sity-rankings/2011-2012/top-400.html (letzter Abruf am 16. Januar 2012) und http://www.shanghai- 
ranking.com/ARWU2011.html (letzter Abruf am 16. Januar 2012). Eine Änderung der Gewichtung 
kann die Positionierung einer Institution gegebenenfalls stark verändern. 

107 Vgl. Berger et al (2012b). 

108 Der Aktionsrat Bildung (2010) hat für die einzelnen Bundesländer die Regelungsbereiche Haus- 
haltswirtschaft, Personalwesen und Berufung, Bau- und Immobilienmanagement, Zusammenwirken 
von Staat und Hochschule sowie Lehre und Studium untersucht. Der im Vergleich höchste Autono- 
miegrad wurde für Nordrhein- Westfalen und das Saarland festgestellt. 

109 Vgl. Hüther (2010 und 2011). 

110 Vgl. hierzu und im Folgenden Brandt et al. (2012). 

111 Vgl. Brandt et al. (2012). 

112 Vgl. Brandt et al. (2012). 

113 Vgl. Brandt et al. (2012: Kapitel 3.2). 

114 Vgl. Brandt et al. (2012). 

115 Vgl. Brandt et al. (2012). 

116 Vgl. Brandt et al. (2012). 

117 Vgl. Brandt et al. (2012). 

118 Vgl. Brandt et al. (2012). 

119 Vgl. hierzu qualitative Erhebung Hochschulleitungen (Brandt et al. 2012). 

120 Vgl. hierzu quantitative Erhebung Hochschulleitungen (Berger et al. 2012a). 

121 Vgl. im Folgenden http://www.zee.uni-freiburg.de/ (letzter Abruf am 16. Januar 2012), http://www. 
zee-uni-freiburg.de/index.php?id=17 (letzter Abruf am 16. Januar 2012), http://www.zee-uni-frei- 
burg.de/index.php?id=13 (letzter Abruf am 16. Januar 2012) und http://www.zee-uni-freiburg.de/ 
index.php?id=14 (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

122 So bedeutet Interdisziplinarität nach wie vor hauptsächlich, dass Vertreter verschiedener Diszipli- 
nen miteinander kooperieren und beispielsweise ein gemeinsames Forschungsprojekt initiieren und 
nicht, dass interdisziplinär ausgerichtete Lehrstühle geschaffen werden. Vgl. Brandt et al. (2012). 

123 Vgl. Wirth (2011: 112). 

124 Ein Beispiel dafür ist der sogenannte „50-40- 10-Prozess“ an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München. Dort hat die Hochschulleitung im Jahr 2008 einen Prozess initiiert, in dessen Verlauf bis 
zum Jahr 2016 etwa 50 Prozent der frei werdenden Professuren in der bisherigen Ausrichtung und 
40 Prozent in einer neuen Ausrichtung besetzt werden sowie 1 0 Prozent der Mittel als Anschluss- 
finanzierung für Projekte verwendet werden, für die die Hochschule im Rahmen der Exzellenzini- 
tiative eine Fortführungszusage machen musste. Vgl. http://www.uni-muenchen.de/forschung/for- 
schungsprofil/strategie/index.html (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

125 So sieht das Sächsische Hochschulgesetz vor, dass ein Rektor einer Hochschule die außerordent- 
liche Berufung eines Wissenschaftlers, „der sein Fachgebiet nachweislich geprägt hat“, einleiten 
kann, „um einen profilbildenden Bereich der Hochschule aufzubauen, zu erneuern oder nachhaltig 
zu stärken“ (§ 61 Abs. 1 SächsHG).Voraussetzungen sind die Anhörung des Senates und des Fakul- 
tätsrates sowie die Zustimmung des Hochschulrats. Vgl. http://www.smwk.sachsen.de/download/ 
Hochschulgesetz(3).pdf (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 
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126 Zur Höhe des festen Grundgehalts differenziert nach Bundesländern vgl. http://www.hochschulver- 
band.de/cmsl/fileadmin/redaktion/download/pdf/besoldungstabellen/Tabelle_-_Grundgehaelter_W. 
pdf (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

127 Vgl. http://www.lbv.nrw.de/beztab/besoldung_01012012/beso_abrw_010112.pdf (letzter Abruf am 
16. Januar 2012). 

128 Daten: Deutscher Hochschulverband. 

129 Vgl. hierzu auch Deutscher Hochschulverband (2005). 

130 Vgl. http://www.aaup.Org/NR/rdonlyres/D04DlAAA-4C50-4FDF-A2DB-2EF2014AC96B/0/Tab4. 
pdf (letzter Abruf am 16. Januar 2012) und http://chronicle.com/article/Graphic-How-Presidents- 
Pay/129981/ (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

131 Das Grundgehalt für die Besoldungsgruppe BIO beträgt in Nordrhein- Westfalen 11.524 Euro (vgl. 
http://www.lbv.nrw.de/beztab/besoldung_0 101201 2/beso_abrw_0 10112 .pdf, letzter Abruf 1 6. J anuar 
2012). 

132 Vgl. § 33 Absatz 2 BBesG, http://www.gesetze-im-intemet.de/bbesg/BJNR01 1740975.html (letzter 
Abmf am 16. Januar 2012). 

133 Die jährlichen Besoldungsausgaben für Hochschullehrer auf Bundes- bzw. Landesebene sind grund- 
sätzlich konstant zu halten (vgl. § 34 des Gesetzes zur Reform der Professorenbesoldung [Professo- 
renbesoldungsreformgesetz - ProfBesReformG], vgl. http://www.bmbf.de/pubRD/profbesreformg. 
pdf (letzter Abmf am 16. Januar 2012). Das heißt zwar, dass Leistungsbezüge tatsächlich gezahlt 
werden müssen und somit das Durchschnittseinkommen der Professoren nicht sinkt, andererseits 
sind aber dadurch die Besoldungsausgaben insgesamt nach oben begrenzt (vgl. Deutscher Bundes- 
tag 2001b). 

134 Vgl. Brandt et al. (2012). 

135 Vgl. http://www.hu-berlin.de/forschung/wiss_nachw/juniorprofessuren/tenurejp.pdf (letzter Abmf 
am 16. Januar 2012). 

136 SPD Berlin/CDU Berlin (2011: 55). 

137 Vgl. Brandt et al. (2012: Kapitel 3.6.3). 

138 Vgl. Brandt et al. (2012). 

139 Vgl. Brandt et al. (2012). 

140 Vgl. BMBF (o.J.). 

141 Vgl. EFI (2011). 

142 Vgl. BMBF (o.J.). 

143 Vgl. Brandt et al. (2012). 

144 Vgl. Brandt et al. (2012). 

145 Vgl. Brandt et al. (2012). 

146 Vgl. Astor et al. (2010: 114). 

147 Wenn eine Erfindung beim DPMA bzw. am Europäischen Patentamt angemeldet wird, bleibt sie 
zunächst 18 Monate lang geheim. In dieser Zeit läuft in den meisten Fällen das Prüfungs verfahren. 
1 8 Monate nach dem Anmeldetag oder dem frühesten Prioritätstag wird die Erfindung offen gelegt 
(d. h. veröffentlicht). Der 1 1/2 Jahres-Zeitraum der Geheimhaltung soll dem Erfinder die Möglich- 
keit geben, die Anmeldung weiterzuverfolgen oder noch vor Erscheinen der Offenlegungsschrift 
zurückzuziehen. Die Daten in dieser Grafik beziehen sich nur auf bereits veröffentlichte Patentan- 
meldungen. 

148 Die Hochschulverbünde, die Dienstleistungen der PVA finanzieren, werden im Förderzeitraum 
2011-2013 mit 16,4 Millionen Euro durch den Bund und mit 9,1 Millionen Euro durch die Länder 
gefordert (ohne Hochschuleigenanteil) (Infonnation des BMWi). Das heißt die Fördemng hat pro 
Jahr ein Volumen von 8,5 Millionen Euro. Die Verwertungseinnahmen beliefen sich im Jahr 2010 
auf 4,9 Millionen Euro (Daten: PTJ). 

149 Vgl. hierzu von Ledebur (2006: 271 fi). 

150 Vgl. im Folgenden Schmoch (2007) und Cuntz et al. (2012). 
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151 Wenn Hochschulangehörige ihre Patente als Privatpersonen anmelden, kann dies zwei Hintergründe 
haben: Entweder hat die Hochschule die Diensterfindung freigegeben und der Erfinder kann darüber 
frei verfügen, oder der Erfinder kommt seiner Meldepflicht nicht nach, d.h. er setzt die Hochschule 
nicht über seine Diensterfindung in Kenntnis und meldet das Patent selbst oder über Dritte an. Der 
Expertenkommission liegen keine verlässlichen Schätzungen vor, wie häufig diese Fälle auftreten. 

152 Wenn kein marktübliches Entgelt gezahlt wird, ist die Übertragung der geistigen Eigentumsrechte 
gemäß dem EU-Beihilferahmen für Forschung, Entwicklung und Innovation eine mittelbare staatli- 
che Beihilfe. Hat das Unternehmen einen finanziellen Beitrag an den Kosten der Hochschule geleis- 
tet, kann er von dem Entgelt abgezogen werden (vgl. Europäische Kommission 2006). 

1 53 Theoretisch besteht auch die Möglichkeit, dass der Hochschulerfinder seiner Hochschule die Diens- 
terfindung nicht, wie im Arbeitnehmergesetz vorgeschrieben, gemeldet und sie an das Unternehmen 
weitergegeben hat. 

154 Die Daten wurden vom Fraunhofer ISI zur Verfügung gestellt. Für seine Recherchen hat das Fraun- 
hofer IS1 die Datenbank PATDPA des Hosts STN verwendet. Der Titel Professor kann im Rahmen 
der Datenbankrecherche bei den Anmelder- und Erfindemamen direkt ermittelt werden. Die Erfin- 
der, die Hochschulangehörige ohne Professorentitel sind (bzw. den Professorentitel nicht angege- 
ben haben), können allerdings nicht identifiziert werden und wurden deshalb vom Fraunhofer ISI 
geschätzt. Grundlage der Schätzung ist eine Analyse der Patentanmeldungen durch Hochschulen. 
Diese zeigt, dass der Anteil der Erfinder ohne Professorentitel in der letzten Dekade bei rund 50 
Prozent lag. Es wird angenommen, dass die Quote auch bei den Hochschulpatenten mit den Anmel- 
dertypen Privatpersonen und Unternehmen erheblich ist. Für die vorliegende Analyse wurde ange- 
nommen, dass sie 40 Prozent beträgt. 

155 Ein Vorschlag für die Neuformulierung lautet: „Bund und Länder können auf Grund von Vereinba- 
rungen in Fällen überregionaler Bedeutung Zusammenwirken bei der Förderung von Einrichtungen 
und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung.“ Ein solcher Vorschlag wurde vom Wissenschafts- 
minister des Freistaats Bayern gemacht. Vgl. http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/ 
vorstoss-aus-bayem-bund-soll-die-hochschulen-mitfinanzieren-/4231476.html (letzter Abruf am 16. 
Januar 2012). 

156 Vgl. Frank et al. (2007 und 2009). 

157 An einigen deutschen Hochschulen sind Ausbildungszentren für das Wissenschaftsmanagement ent- 
standen, so an der Verwaltungshochschule Speyer. 

158 Vgl. Börsch-Supan (2009: 26 f.). 

159 Vgl. Börsch-Supan (2009: 30). 

160 Ob es akut bereits einen Fachkräftemangel gibt oder nicht, ist nicht eindeutig geklärt. Während Be- 
fragungen von Arbeitgebern und Industrieverbänden zunehmend Hinweise auf Fachkräfteknappheit 
erkennen lassen, kommt eine Studie des DIW (Brenke 2010) zum Schluss, dass zum aktuellen Zeit- 
punkt noch keine messbaren Lohnauswirkungen im Arbeitsmarkt nachweisbar sind. Unbestritten 
ist demgegenüber, dass die demographische Entwicklung längerfristig zu einer Verknappung des 
Arbeitskräfteangebots führen wird, wenngleich die Auswirkungen nicht in allen Branchen und Regio- 
nen gleichermaßen stark ausfallen werden. 

1 61 Die Bewältigung des demographischen Wandels erfordert dringend auch Anpassungen in anderen 
Politikfeldem wie Rentenregelungen, Gesundheitsvorsorge und v.m. Im Rahmen dieses Berichts 
konzentrieren wir uns aber auf Fragen mit umnittelbaren Auswirkungen auf die Innovationsfähigkeit 
deutscher Unternehmen. 

1 62 Grund zur Sorge bereiten in diesem Zusammenhang auch die hohen Abbrecherquoten, insbesondere 
bei männlichen Studierenden. Im Durchschnitt lag die Abbrecherquote an Universitäten in 2006 bei 
Männern bei 26 Prozent, bei Frauen aber nur bei 15 Prozent (vgl. Tabelle 8). Der Ausbau der Aka- 
demisierung scheint also vor allem männliche Studierende stark zu fordern. Dies gilt insbesondere 
für männliche Studierende der Sprach-, Kultur- und Sportwissenschaften. Die Abbrecherquote bei 
Männern liegt hier an Universitäten in Höhe von 35 Prozent. Aber auch in Mathematik und den 
Naturwissenschaften liegt die Abbrecherquote bei Männern mit 31 Prozent deutlich höher als bei 
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Frauen mit 24 Prozent. Sogar in den Ingenieurwissenschaften, einer typischen Männerdomäne, liegt 
die Abbrecherquote bei Männern mit 28 Prozent deutlich über der der Frauen mit 16 Prozent. Die 
Abbrecherquoten der männlichen Studierenden sind nur an Fachhochschulen in Mathematik und 
Naturwissenschaften niedriger als die der Frauen (hier liegt die Abbrecherquote von Männern bei 25 
Prozent und die von Frauen bei 32 Prozent). Für die Ingenieurwissenschaften trifft dies wiederum 
nicht zu: Auch an den Fachhochschulen liegt in den Ingenieurwissenschaften die Abbrecherquote 
der Männer mit 28 Prozent höher ist als die der Frauen mit 19 Prozent (vgl. Tabelle 8). Auffällig ist 
darüber hinaus, dass die Erfolgsquoten (also das „Gegenstück“ zu den Abbrecherquoten) stark vom 
Bundesland der Hochschulzugangsberechtigung abhängen. Dabei weisen Hochschulzugangsbe- 
rechtigte aus Baden-Württemberg und Bayern mit je 82 Prozent (Studienjahrgang 2001) die besten 
Erfolgsraten auf, die aus Bremen und Sachsen-Anhalt mit je 67 Prozent die schlechtesten (vgl. Sta- 
tistisches Bundesamt 20 1 1 d). 

1 63 Einen positiven statistischen Zusammenhang zwischen dem Anteil der Studierenden in Ingenieur- 
wissenschaften bzw. allgemeiner in MINT-Fächem (Science, Engineering, Mathematics, Computer 
Science) und dem wirtschaftlichen Wachstum eines Landes belegen beispielsweise frühe Studien 
wie Murphy et al. (1991) oder auch aktuelle Studien von Tsai et al. (2010). 

164 Vgl. Timmermann et al. (2004: 111 ff). 

165 Vgl. Messer und Wolter (2009) sowie Schwerdt et al. (2011). Dabei weisen die Studien daraufhin, 
dass Bildungsgutscheine dann besonders effizient sind, wenn sie klar abgrenzbare Zielgruppen mit 
erhöhtem Bildungsbedarf aufweisen. 

166 Vgl. Timmermann et al. (2004: 118 ff.) sowie Backes-Gellner et al. (2007). 

1 67 Gemäß Berechnungen des Instituts für Mittelstandsforschung Bonn betrug 2009 der Anteil der klei- 
nen und mittleren Unternehmen an allen Unternehmen 99,7 Prozent. Diese beschäftigen 60,8 Pro- 
zent aller sozialversicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmer. Vgl. http://ifm-bonn.org/index. 
php?id=897 (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

168 Vgl. Backes-Gellner (2009: 65 ff). 

169 Während es in einigen Ländern einem großen Anteil sozioökonomisch benachteiligter Studierender 
gelingt, ins obere PISA-Drittel vorzurücken (Finnland 22.2 Prozent, Kanada 17.1 Prozent, Japan 
17.6 Prozent, Korea 17,7 Prozent), ist dieser Anteil in Deutschland mit 12.6 Prozent klein und liegt 
sogar unter dem OECD-Durchschnitt von 13.0 Prozent. Vgl. OECD (201 lc: 88). 

170 Vgl. OECD (2011c: 31 f., 81). 

171 Vgl. OECD (2011c: 65). 

172 Vgl. Spangenberg et al. (2011: 7). 

173 Vgl. Trautmann et al. (2011: 17 ff); Börsch-Supan et al. (2009); Schömann und Baron (2009: 31 
ff), Staudinger und Heidemeier (2009). 

174 Vgl. Backes-Gellner et al. (2009: 40 f.). 

175 Vgl. Gajewski und Falkenstein (2011). 

176 Vgl. Staudinger et al. (2011), Staudinger und Bowen (2011). 

177 Zweite Karrieren lassen sich häufig im japanischen Arbeitsmarkt beobachten (vgl. Conrad 2009). 

178 Vgl. Backes-Gellner (2009). 

179 Große geschlechtsspezifische Unterschiede zeigen sich auch im Hinblick auf die Befristung der Be- 
schäftigungsverhältnisse von Männern und Frauen nach Abschluss eines Hochschulstudiums. In der 
Privatwirtschaft arbeiten Männer mit Hochschulabschluss deutlich häufiger auf unbefristeten Stellen 
als Frauen. Den höchsten Anteil an unbefristeten Stellen haben Männer mit Fachhochschulabschluss 
(55 Prozent), gefolgt von Frauen mit Fachhochschulabschluss (42 Prozent) und Männern mit Uni- 
versitätsabschluss (33 Prozent) (vgl. Rehn/Brandt/Fabian/Briedis 2011). Den niedrigsten Anteil an 
unbefristeten Stellen haben Frauen mit Universitätsabschluss: Sie haben nur zu 17 Prozent eine un- 
befristete Stelle, d.h. 83 Prozent der weiblichen Universitätsabsolventen haben eine befristete Stelle. 
Für den öffentlichen Dienst treten solche unterschiedlichen Arbeitsverhältnisse für Männer und 
Frauen nicht auf. Dies mag helfen, die hohe Präferenz von Frauen für Berufe im Öffentlichen Dienst 
zu erklären. 
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180 Vgl. von der Leyen (2011). 

181 FiT:. Die Ford- Werke GmbH in Köln haben 1999 das Projekt „Frauen in technischen Berufen“ (FiT) 
initiiert, um den Frauenanteil in der Fahrzeugentwicklung und -Produktion deutlich zu erhöhen, vgl. 
http://www.ford.de/UeberFord/BerufKarriere/Einstieg/Schuelerinnen_Schueler/Frauen_in_techni- 
schenBerufen (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

182 Vgl. http://www.welt.de/print/die_welt/wirtschaft/article 135641 95/Airbus-plant-hoehere-Frauen- 
quote-bei-Azubis.html (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

183 Zur Analyse von Berufstätigkeit und Geburtenrate vgl. OECD (20 1 le). Zur Ausschöpfung der stillen 
Reserve durch Vereinbarkeit von Familie und Beruf, vgl. Böhm et al. (2011). 

184 Während der Anteil der weiblichen Absolventen in den Ingenieurwissenschaften in 2000 nur 3 
Prozentpunkte unter dem OECD Durchschnitt lag, waren es in 2009 sogar 4 Prozentpunkte (vgl. 
Tabelle 5). 

185 Lag in 2000 der Anteil an Naturwissenschaftlerinnen in Deutschland noch um 8 Prozentpunkte unter 
dem OECD-Durchschnitt, so lag er in 2009 sogar 3 Prozentpunkte darüber (vgl. Tabelle 5). 

186 In Deutschland hat der in der letzten Dekade zu beobachtende Ausbau des Frauenanteils an den 
Hochschulabsolventen von 45 auf 55 Prozent eine relative Verschlechterung der Ingenieurwissen- 
schaften mit sich gebracht. Ein Vergleich des gewählten Fächerspektrums in Deutschland mit dem 
OECD-Durchschnitt zeigt, dass die Expansion des Frauenanteils an deutschen Hochschulen im Ver- 
gleich zur OECD stärker zu Gunsten von „Geisteswissenschaften und Kunst“ erfolgte (die schon in 
2000 überproportional vertreten waren) und zu Gunsten von „Gesundheit und Soziales“ (die in 2000 
noch unterrepräsentiert waren und sich damit näher zum Durchschnitt hin bewegten). Der allge- 
meine Anstieg ging aber auch zu Lasten der „Dienstleistungen“, die in 2000 deutlich überrepräsen- 
tiert waren und nun näher zum Durchschnitt gerückt sind. Die „Erziehungswissenschaften“ waren 
in 2000 unter dem Durchschnitt und haben sich bis 2009 noch weiter davon weg, d. h. nach unten 
bewegt (vgl. Tabelle 6). 

187 Vgl. Spangenberg et al. (2011: 5). 

188 Vgl. Lörzetal. (2011). 

189 FiT: s.o.Femtec ist ein im Jahr 2001 von der Europäischen Akademie für Frauen in Politik und Wirt- 
schaft und der Technischen Universität Berlin gegründetes Hochschulkarrierezentrum für Frauen, 
vgl. http://www.femtec.Org/content/0/8683/8684/ (letzter Abruf am 16. Januar 2012). Girls Campus 
ist ein gemeinsames Programm der Robert Bosch Stiftung und der Bosch-Gruppe, das Schülerinnen 
die Chance bietet, Naturwissenschaften und Technik kennenzulemen, vgl. http://www.bosch-stif- 
tung.de/content/languagel/html/11121.asp (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

190 Vgl. ausführlich beispielsweise BAMF (2008). 

191 Der Gesetzentwurf zum Anerkennungsgesetz der Bundesregierung wurde am 29. September 2011 
vom Deutschen Bundestag beschlossen. Der Bundesrat hat am 4. November dem Gesetz zuge- 
stimmt, das am 1 . März 2012 in Kraft tritt. Das Anerkennungsgesetz umfasst zunächst ein neues 
Bundesgesetz, das sogenannte Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz, sowie weiterhin Änderungen 
von bestehenden Regelungen zur Anerkennung von Berufsqualifikationen in rund 60 auf Bundes- 
ebene geregelten Berufsgesetzen und Verordnungen für die reglementierten Berufe, also z. B. für die 
akademischen und nichtakademischen Heilberufe und die Handwerksmeister. Die Länder haben an- 
gekündigt, die berufsrechtlichen Regelungen in ihrem Zuständigkeitsbereich (beispielsweise Lehrer, 
Ingenieure, Erzieher) ebenfalls zu ändern, um auch für diese Berufe die Anerkennungsverfahren zu 
verbessern. Vgl. http://www.bmbf.de/de/15644.php (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

192 Vgl. http://www.bmbf.de/de/15644.php (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

193 Eine umnittelbar vor dem 1. Mai 2011 vorgelegte Studie des Instituts der Deutschen Wirtschaft 
(IW) schätzte die Zahl der Zuzüge allein für das Jahr 2011 auf 466.000 Personen. Vgl. Baas et al. 
(2011: 3). 

194 Vgl. Deutsche Bundesregierung (2011). 

195 Vgl. Hochrangige Konsensgruppe Fachkräftebedarf und Zuwanderung (2011 : 77 ff.). 
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196 Eine auffällige Steigerung der Einwanderungszahlen ist bei denjenigen EU-Ländem zu verzeichnen, 
die von der Finanz- und Schuldenkrise besonders schwer betroffen sind. So kamen aus Griechenland 
in der ersten Jahreshälfte 84 Prozent (plus 4.100 Personen) mehr Einwanderer als im ersten Halbjahr 
2010. Die Zuwanderung aus Spanien stieg im selben Zeitraum um 49 Prozent (plus 2.400 Personen). 
Vgl. Statistisches Bundesamt (2011c). 

197 Interview mit Dr. Gunilla Fincke, Leiterin des Forschungsbereichs des Sachverständigenrates deut- 
scher Stiftungen für Migration und Integration im Deutschlandradio, 29. 1 1 . 1 1 . Vgl. http://www.dra- 
dio.de/dlf/sendungen/wirtschaftundgesellschaft/1616458/ (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

198 Im Umfeld der deutschen Wissenschaftsförderung wurden in den vergangenen Jahren eine Reihe 
von Institutionen und unterschiedlich ausgestalteten Rückkehrprogrammen für Wissenschaftler ent- 
wickelt. Diese haben zum einen das Ziel, einer dauerhaften Auswanderung deutscher Wissenschaft- 
ler entgegenzuwirken, zum anderen eine Rückkehr nach Deutschland zu erleichtern. Zu diesen 
Programmen und Institutionen zählen u.a. das Programm des DAAD zur Rückgewinnung deutscher 
Wissenschaftler aus dem Ausland, das von der DFG initiierte Emmy Noether-Programm der DFG 
und die German Scholar Organization e.V. Vgl. http://www.daad.de/ausland/foerderungsmoeglich- 
keiten/ausschreibungen/10691.de.html (letzter Abruf am 16. Januar 2012). Emmy-Noether-Pro- 
gramm: vgl. http://www.dfg.de/foerderung/programme/einzelfoerderung/emmy_noether/ (letzter 
Abruf am 16. Januar 2012). German Scholar Organisation: vgl. http://www.gsonet.org/index.php 
(letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

199 Zu den abweichenden Projektionen hinsichtlich Angebot und Nachfrage von Arbeitskräften siehe 
Cordes (2012: 9 ff.). Vgl. außerdem Möller (2011). 

200 Ähnliches gilt sinngemäß auch für duale Berufsausbildungen, die ebenfalls am Anfang breite Grund- 
lagen legen sollten, auf die dann mehrere Berufe aufbauen können, ln der Berufsausbildung hat sich 
aber auch schon heute gezeigt, dass für die Mobilität von qualifizierten Fachkräften weniger der Be- 
ruf an sich, sondern die Einpassung ihres Berufes in ein beruflich ähnliches Cluster entscheidend ist, 
(vgl. Backes-Gellner, Geel et al. 2010, Backes-Gellner und Geel 2011), so dass auch spezialisierte 
Berufe keinen Nachteil bedeuten müssen, solange die Berufe genügend Ähnlichkeiten mit Berufen 
aus einem zukunftsfähigen Cluster aufweisen. 

201 Backes-Gellner, Tuor et al. (20 1 0) zeigen darüber hinausgehend auch, dass gemischte Bildungspfade 
besonders vorteilhafte Arbeitsmarktergebnisse für Entrepreneure erbringen, so dass die Durchlässig- 
keit des Bildungssystems indirekt auch Unternehmertum befördern kann. 

202 Bezüglich Durchlässigkeit hat sich beispielsweise gezeigt, dass die Kombination von beruflichen 
und akademischen Bildungsabschlüssen dort, wo sie möglich sind, sogar überdurchschnittliche Ren- 
diten nach sich ziehen können, vgl. Backes-Gellner, Tuor et al. (2010). 

203 Kostenpflichtige Weiterbildungsstudiengänge für hochrangige Manager. 

204 Vgl. Audretsch et al. (2006). 

205 Vgl. Amorös et al. (2011). 

206 Vgl. Aghion et al. (2009). 

207 Prozentsatz der Bevölkerung zwischen 18 und 64 Jahren, die während der letzten 3,5 Jahre ein Un- 
ternehmen gegründet haben und/oder gerade dabei sind ein Unternehmen zu gründen. Vgl. Brixy et 
al. (2011). 

208 Vgl. Kapitel C Abbildung C4-4 und Brixy et al. (2011). 

209 Vgl. Hart und Levie (2010). 

210 Die Wissenswirtschaft beinhaltet die forschungsintensiven Industriebranchen und die wissensinten- 
siven Dienstleistungen auf Basis der Klassifikation der Wirtschaftszweige WZ 2008. 

211 Dabei entfielen 12,6 Prozent aller Gründungen auf die wissensintensiven Dienstleistungen (Infor- 
mations- und Kommunikationsdienstleistungen (Software, Datenverarbeitung, EDV-Beratung, Tele- 
kommunikation), Ingenieur- und Architekturbüros, technische Labors, FuE-Dienstleistungen, Un- 
ternehmens-, Wirtschafts- und Rechtsberatung und Werbung), auf die forschungsintensive Industrie 
(Hochtechnologie) 1 Prozent. Vgl. Müller et al. (2011). 

212 Vgl. Müller et al. (2012). 
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213 Vgl. Bernhard und Wolff (20 1 1 ), Caliendo et al. (2011). 

214 Vgl. Deutscher Bundestag (2011b). 

215 Das Gesetz wurde zunächst an den Vermittlungsausschuss verwiesen. Ein Hauptgrund dafür 
war die umstrittene Kürzung des Gründungszuschusses. Diese blieb aber auch im überarbeiteten 
Gesetz bestehen und wurde vom Bundesrat trotz eines Antrags der Länder Rheinland-Pfalz, Baden- 
Württemberg, Berlin, Brandenburg, Hamburg, Bremen und Nordrhein- Westfalen, Einspruch ge- 
gen das Gesetz einzulegen, beschlossen. 

216 Vgl. Bernhard und Wolff (2011). 

217 Das European Recovery Programme (ERP) wurde 1948 als Marshallplanhilfe für den Wiederaufbau 
der deutschen Wirtschaft bereitgestellt. Es wurde später zum ERP-Sondervermögen des Bundes. 
Heute finanziert die KfW verschiedene Programme aus diesem Sondervermögen. Diese Programme 
werden als ERP-Programme bezeichnet. 

218 Vgl. http://www.existenzgruender.de/selbstaendigkeit/finanzierung/foerderprogramme/index.php; 
www.exist.de; http://www.high-tech-gmenderfonds.de/; (letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

219 Vgl. Brixy et al. (2011). 

220 Vgl. Brixy et al. (2011). 

221 Schließlich wird auch die Verfügbarkeit von gut ausgebildeten Arbeitnehmern kritisch beur- 
teilt. Ob Personalprobleme allerdings so weitreichend sein können, dass sie für das Scheitern von 
Unternehmen verantwortlich gemacht werden können, darf angezweifelt werden. Die im Rahmen 
einer Studie des ZEW befragten Insolvenzverwalter und Untemehmensberater reagierten sehr skep- 
tisch auf die Ursachenzuschreibung der ehemaligen Untemehmer/Geschäffsführer, es habe ihnen an 
kompetentem Personal gefehlt. Es mangele vielen Geschäftsleitem off schon an der Fähigkeit, „die 
Kompetenz ihrer Mitarbeiter zutreffend einzuschätzen“. Vgl. Egeln et al. (2010), S. 48. 

222 Vgl. Europäische Kommission (2008b). 

223 Vgl. Europäische Kommission (2008b). 

224 Vgl. Rat der Europäischen Union (2011). 

225 Vgl. Parker (2004). 

226 Vgl. Egeln et al. (2012). 

227 Vgl. Gereffi et al. (2007). 

228 Vgl. Egeln et al. (2012). 

229 Vgl. Egeln et al. (2012). 

230 Vgl. Egeln et al. (2010), Egeln et al. (2012). 

231 Vgl. Egeln et al. (2010). 

232 Vgl. Egeln et al. (2010), Egeln et al. (2012). 

233 Vgl. Müller et al. (2012), S. 33, Abbildung 18. 

234 Vgl. Egeln et al. (2010). 

235 Vgl. Egeln et al. (2012: 153, Abb. 5-7). 

236 Vgl. Egeln et al. (2010). 

237 Vgl. Egeln et al. (2012). 

238 Dabei werden Branchen mit einer hohen Untemehmensfluktuation wie Einzelhandel, Gast- oder 
Friseurgewerbe sowie Unternehmen, die eher Verwaltungstätigkeiten ausführen, wie Grundstücks-/ 
Wohnungswesen oder Beteiligungsgesellschaffen nicht berücksichtigt. 

239 Vgl. Insolvenzordnung § 1. 

240 Vgl. Egeln et al. (2010). 

241 Vgl. Deutscher Bundestag (2011c). 

242 Als Vorbild für den Gesetzentwurf dient das Insolvenzrecht der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika (Chapter XI Bankruptcy Code). Dieses sieht die Reorganisation und Aufrechterhaltung des 
Unternehmens vor. Vgl. http://www.uscourts.gov/FederalCourts/Bankmptcy/BankmptcyBasics/ 
Chapter ll.aspx (letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

243 Vgl. hierzu die Empfehlungen in Egeln et al. (2010). 

244 Vgl. OECD (2011). 
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245 Angaben beziehen sich auf das KfW/ZEW-Gründungspanel 2007-2009 (Gründungskohorten 
2005 bis 2009). Vgl. Egeln et al. (2012). 

246 In den Hightech-Branchen des verarbeitenden Gewerbes nutzen 7 Prozent der Unternehmen 
Beteiligungskapital, bei den wissensintensiven Dienstleistungen sind es 3,4 Prozent und im 
sonstigen verarbeitenden Gewerbe 3 Prozent. Von den Unternehmen, die schon vor Untemeh- 
mensgründung ein Patent angemeldet hatten, nutzten knapp 6 Prozent Beteiligungskapital, Unter- 
nehmen mit einer Marktneuheit 4 Prozent und FuE-treibende junge Unternehmen 5 Prozent. 

247 Vgl. Egeln et al. (2012). 

248 Vgl. http://www.high-tech-gruenderfonds.de (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

249 Vgl. BVK (2011a). 

250 Vgl. Geyer und Heimer (2010). 

251 Vgl. Colombo et al. (201 1). 

252 Vgl. Achleitner et al. (2010). 

253 Vgl. OECD (201 ld), S. 51, Abbildung 2.8. 

254 Vgl. OECD (201 ld). 

255 Vgl. Mason (2009). 

256 Vgl. Harrison und Mason (2000). 

257 Vgl. Europäische Kommission (2009: 24). 

258 Auch im Rahmen des HTGF werden in Grenzen Koinvestitionen mit Business Angels getätigt. 

259 Der European Investment Fund (EIF) plant derzeit eine Co-Investment Facility. Diese wird in 
Zusammenarbeit mit dem Business Angels Netzwerk Deutschland durchgefiihrt werden. Dabei 
wird sich der EIF auf die Auswahl der Business Angel konzentrieren und nicht einzelne In- 
vestitionsprojekte auswählen. Zunächst soll dieses Pilotprojekt in Deutschland starten und im 
Erfolgsfall auf andere europäische Länder ausgeweitet werden. Vgl. Rraemer-Eis und Schillo 
( 2011 ). 

260 Auf Grundlage einer empirischen Untersuchung von 33 der 38 deutschen BAN beschreibt Red- 
weik (2012) die Aktivitäten dieser Netzwerke. Die hier gemachten Angaben beruhen auf dieser 
Studie. 

261 Detaillierte Ausführungen zum EIS finden sich unter http://www.hmrc.gov.uk/eis/ (letzter Abruf 
am 16. Januar 2012). 

262 Die Investitionen beinhalten jeweils Early Stage und Later Stage Investitionen. Vgl. National 
Venture Capital Association, VC Industry Statistics, Bundesverband Deutscher Kapitalbeteili- 
gungsgesellschaften (2011a). 

263 Zwischen den Jahren 2006 und 2010 wurden in Deutschland nur 6 Fonds mit einem Volumen 
von über 100 Millionen Euro aufgelegt. Vgl. http://www.gruenderszene.de/finanzen/venture- 
capital-szene-deutschland (letzter Abruf am 16. Januar 2012). 

264 Vgl. Arjan et al. (2009). 

265 Für den Verlauf der Wagniskapitalinvestitionen in Deutschland im letzten Jahrzehnt vgl. BVK 
(2011a), S.28, Tab. C3. 

266 Vgl. Erhärt und Zimmermann (2007). 

267 BMF (2004). 

268 Vgl. Deloitte (2009). 

269 Vgl. Europäische Kommission (2011a). 

270 Im Jahr 2010 hat der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht das Regelwerk „Basel III“ veröf- 
fentlicht. Die Europäische Kommission hat für dessen Umsetzung im Jahr 2011 eine Direktive 
(Capital Requirements Directive) sowie Richtlinien (Capital Requirements Regulation) vorge- 
schlagen. 

271 Die Richtlinie 2011/7/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 
zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr gilt für Zahlungsforderungen 
zwischen Unternehmen oder Unternehmen und öffentlichen Stellen und soll Fristen und Rechte 
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von Gläubigem harmonisieren. Die Mitgliedsstaaten müssen die Richtlinie bis zum 16. März 
2013 umsetzen. 

272 Das Enterprise Europe Network ist eine Einrichtung der Europäischen Union. Es ist eine Verei- 
nigung von Industrie- und Handelskammern, Technologiezentren, Forschungseinrichtungen und 
Entwicklungsagenturen, die kleine Unternehmen im EU-Binnenmarkt unterstützen. 

273 Vgl. Europäische Kommission (2011a). 

21k Im Rahmen des Enterprise Europe Network hat die EU 600 Kontaktstellen etabliert, davon 33 
in Deutschland, ln Baden-Württemberg allein wurden sieben Kontaktstellen an Industrie- und 
Handelskammern angegliedert. Es ist fraglich, ob diese dezentral verteilten Institutionen auch 
im Bereich Wagniskapital und Gründerfinanzierung hinreichende Kompetenz entwickeln kön- 
nen. Es ist vermutlich effizienter, wenn diese Aufgaben direkt von den darauf spezialisierten 
Business Angel- Netzwerken, Beteiligungskapitalgebem und spezialisierten Beratungsfirmen 
übernommen werden. 

275 Insbesondere besteht in Deutschland eine Finanziemngslücke zwischen 6-stelligen und niedri- 
gen 7-stelligen Summen. 

276 Vgl. EVCA (2008). 

277 Allerdings ist darauf zu achten, dass keine Anreize für Kleinanleger entstehen, besonders risiko- 
reiche Investitionsstrategien zu wählen. 

278 Vgl. Deloitte (2009). 

279 Vgl. Deloitte (2009). 

280 Zu diesen zählen beispielsweise Manager von Hedge-Fonds, Buyout-Fonds sowie Wagniskapi- 
talfonds. 

281 Europäische Kommission (2011b). http://ec.europa.eu/intemal_market/investment/docs/ven- 
turecapital/actde.pdf (letzter Abmf am 16. Januar 2012). 

282 Erklärt ein Darlehensgeber, im Insolvenzfall mit seiner Fordemng hinter alle anderen Gläubiger 
zurückzutreten, wird dadurch das Darlehen zu Quasi-Eigenkapital. 

283 Vgl. Europäische Kommission (2011b), Art. 5 (Zusammensetzung des Portfolios). 

284 In Art. 6 (in Frage kommende Investoren) wird verlangt, dass qualifizierte Fonds nur an Anleger 
vertrieben werden, die in der Richtlinie 2004/39/EG als professionelle Kunden anerkannt wer- 
den. Ein Vertrieb an andere Anleger (so vermögende Einzelpersonen) ist aber ebenfalls erlaubt, 
sofern diese eine Mindesteinlage von 100.000 Euro zeichnen und weitere Bedingungen von 
ihnen erfüllt werden. 

285 Dies gilt auch für Fördermaßnahmen wie etwa die diskutierte Wagniskapitalgarantiefazilität. 

286 Vgl. Hall et al. (2009), Guellec und van Pottelsberghe de la Potterie (2001). 

287 Zum Zusammenhang von FuE-Investitionen und Wachstum siehe: OECD (2010: 21 f.) sowie 
Sveikauskas (2007) sowie Duval und de la Maisonneuve (2009). 

288 Der Rest entfällt auf andere Finanzierungsquellen (z.B. Stiftungen) sowie auf die Finanzierung 
durch das Ausland. 

289 Vgl. Kladroba et al. (2012). 

290 Vgl. ebd. 

291 Vgl. Arrow (1962), Nelson (1959). 

292 Vgl. Pavitt( 1990). 

293 Vgl. Lane (2009), Lane und Bertuzzi (2011). 

294 Eine umfassende Analyse über den Wissensaustausch zwischen universitärer bzw. außeruniver- 
sitärer Forschung und Industrieunternehmen liefern Cohen et al (2002). Die Ergebnisse der Stu- 
die verdeutlichen, dass bei Kollaborationen aus Sicht der Unternehmen informellen Kontakten 
mit Wissenschaftlern aus Forschungseinrichtungen eine höhere Bedeutung beigemessen wird 
als beispielsweise Prototypen oder Patenten. Meyer- Krahmer und Schmoch (1998) untersu- 
chen ebenfalls die Verbindung zwischen Universität und Industrie, nehmen dabei aber auch die 
Perspektive von universitären Wissenschaftlern in den Fokus. Ihre Ergebnisse illustrieren, dass 
der Austausch von Wissen auch aus Sicht der Wissenschaftler maßgeblich ist. Diese bewerten 
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den Wissensaustausch als „den kleinsten gemeinsamen Nenner“ für einen Interessenausgleich 
zwischen Wissenschaft und Industrie. 

295 Vgl. Gibbons und Johnston (1974), Martin und Irvine (1983). 

296 Czamitzki und Hussinger (2004), Hussinger (2008), Klette und Moen (1998), Hennigsen et al. 

( 2011 ). 

297 Um ihre Untersuchung auf eine breite Literaturanalyse stützen zu können, hatte die Experten- 
kommission eine detaillierte Studie in Auftrag gegeben. Im Rahmen dieser Studie untersuchen 
Peters et al. (2011) eine Reihe von Evaluationsstudien. 12 von 14 der untersuchten Studien leh- 
nen einen vollständigen Mitnahmeeffekt ab und berichten stattdessen von stimulierenden Effek- 
ten auf die private Tätigkeit, vgl. Peters (2011 : 32, 54). 

298 Peters et al. (2012:127). 

299 vgl. Peters et al. (2009: 12). 

300 Ebd., S. 89. 

301 Vgl. Segerstrom (2000). 

302 Vgl. Lane (2009). 

303 Grundsätzlich kann zwischen einem inkrementellen und einem volumenbasierten Förderansatz 
unterschieden werden. Ein inkrementeller Ansatz verfolgt das Ziel, das zu versteuernde Ein- 
kommen auf den Anteil der qualifizierten FuE-Ausgaben, die einen bestimmten Schwellenwert 
überschreiten, zu verringern. Dieser Ansatz wird so in den USA und in Irland praktiziert. Ein 
volumenbasierter Ansatz hingegen fördert jegliche qualifizierten FuE-Ausgaben innerhalb eines 
Jahres. Diese Form der Förderung erfreut sich in immer mehr- Ländern einer Beliebtheit und wird 
z. B. in Großbritannien, Kanada, Australien, Frankreich sowie in Italien verfolgt. Darüber hinaus 
bestehen Mischformen beider Ansätze, die man in Portugal, Spanien und Japan vorfinden kann. 
Norwegen versieht diese Form der indirekten FuE-Fördemng zudem mit einer Obergrenze, 
um zielgenauer KMU zu fördern. 

304 Vgl. für Großbritannien: Bond und Guceri (2011), vgl. für Frankreich: Ientile und Mairesse 
(2009). 

305 Vgl. Spengel und Wiegard (2012). 

306 In seinem Expert Panel Report attestiert der Industrial Research and Innovation Council (IRIC) 
einer steuerlichen FuE-Förderung eine zentrale Bedeutung als wichtige Ergänzung zur Projekt- 
förderung. Zum Zweck einer schrittweisen Vereinfachung der steuerlichen FuE-Förderung plä- 
diert er für eine Senkung der Steuerlast, die ausschließlich im Zusammenhang mit Arbeitskosten 
für das FuE-Personal stehen. Vgl. Industrial Research and Innovation Council (2011: 12). 

307 Industrial Research and Innovation Council (201 1). 

308 Vgl. Geyer und Tiefenthaler (2011:13). 

309 Höfer und Welling (2009: 5). 

310 Eine Studie belegt, dass Frankreich aufgrund der Einführung einer steuerlichen FuE-Fördemng 
und der damit verbundenen Senkung der Forschungsinvestitionen von Unternehmen zum kon- 
kurrenzfähigsten Land in Europa avancieren konnte. Vgl.: http://www.amt.asso.fr/ff/espace_ 
europe/pdf/ANRT_CIR_couts_du_chercheur_GrandsGroupes_2010.pdf (letzter Abmf am 16. 
Januar 2012). 

311 Vgl. Spengel und Wiegard (2012). 

312 Dabei würden 10 Prozent der FuE-Ausgaben von der Steuerlast abgezogen werden. 

313 Die Verfasser der Studie gehen von einer internen Ertragsrate von 25 Prozent für FuE aus. Für 
die externe Ertragsrate wird ein Wert von 30 Prozent angenommen. Weitere Annahmen betreffen 
die Zusatzlasten und die Vollzugskosten der Maßnahme. Vgl. Spengel und Wiegard (2012). 

314 Spengel und Wiegard (2012), S. 46. 

315 Ein generelles Problem der Wirkungsanalyse in der Innovationsforschung besteht nach wie vor 
darin, dass nur schwer Aussagen über die kontrafaktische Situation getroffen werden können. 
Das bedeutet, dass kaum der Frage nachgegangen werden kann, wie sich geförderte Unterneh- 
men verhalten würden, hätten sie keine Fördemng erhalten. Dies kann nur durch eine Gegen- 
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Überstellung der geförderten Unternehmen mit einer geeigneten Vergleichsgruppe geschehen. 
Gemeinsam mit Informationen über die verschiedenen Förderinstrumente könnten so Aussagen 
über die Wirksamkeit dieser Förderinstrumente in Hinblick auf einzelne Untemehmensgruppen 
getroffen werden. 

316 Vgl. Geyer und Heimer (2010). 

317 Vgl. Barasinska et al. (2011). 

318 Neben der Nutzung bereits bestehender FuE-Förderdatensätze empfiehlt sich außerdem die 
Verknüpfung dieser Datensätze mit Daten anderer Institutionen. Durch eine Verknüpfung mit 
Individuallohndaten (z.B. des IAB) könnten so beispielsweise die FuE-Fördereffekte auf das 
Beschäftigungs- und Produktivitätswachstum untersucht werden. Vielfach wird davon ausge- 
gangen, dass FuE-Ausgaben, die bei den Unternehmen durch staatliche Förderung zusätzlich ge- 
tätigt werden, auch neue Arbeitsplätze generieren. Studien aus den USA und den Niederlanden 
zeigen jedoch, dass steigende FuE-Ausgaben nicht unweigerlich die Beschäftigung und Produk- 
tivität erhöhen. Vielmehr konnte nachgewiesen werden, dass ein Teil der Förderung lediglich in 
höheren Löhnen von FuE-Fachkräften „verpufft“. Für Deutschland konnte dieser Effekt bisher 
noch nicht hinreichend untersucht werden. Eine Verknüpfung von Datensätzen kann folglich 
diesbezügliche Forschungsdefizite beheben. 

319 Vgl. Lane (2009) sowie Lane und Bertuzzi (2011). 

320 Dieses deutlich antizyklische Wachstum in den Jahren 2009 und 2010 wurde maßgeblich beein- 
flusst durch ein umfassendes Konjunkturförderprogramm der chinesischen Regierung. 

321 Daten bis einschließlich 2010 aus IMF (2011: 183), Daten zum Wachstum des BIP 2011 basie- 
ren auf der Veröffentlichung des Chinesischen Nationalen Statistikbüros vom 17.01.12, zitiert in 
derFAZ vom 18.01.12. 

322 China hat Deutschland überholt, FAZ vom 17. Juli 2007. 

323 Finn Meyer-Kuckuck: Ehrgeiziges China überholt Japan, Handelsblatt lö.August 2010. 

324 Vgl. OECD (2008a). Im Zuge dieser Refonnen erhielten staatseigene Unternehmen die Mög- 
lichkeit, über die planwirtschaftlich festgelegten Quoten hinaus zu produzieren und diese Über- 
schüsse selbstständig zu vermarkten. 

325 Vgl. Schüller (2011: 33-45). 

326 Dieser Übergang zum Prinzip der „Indigenous Innovation“ steht im Vordergrund der For- 
schungs- und Innovationspolitik Chinas und wird im vorliegenden Bericht noch ausführlich 
kommentiert. Vgl. dazu auch Schwaag Serger und Breidne (2007: 135 ff.) und Schwaag Serger 
(2006: 227 ff.). 

327 Vgl. Deutsche Bank Research (2010). 

328 Vgl. Jannsen und Wu (2011). 

329 Vgl. World Bank (2009: 33). 

330 Der Gini-Koeffizient oder auch Gini-Index, ist ein statistisches Maß zur Darstellung von Un- 
gleichverteilungen von Einkommen oder Vermögen. Gini-Koeffizienten können beliebige Wer- 
te zwischen 0 (das Vennögen eines Staates ist auf alle Bewohner gleichmäßig verteilt) und 1 
(das gesamte Vermögen eines Staates gehört einem einzigen Bewohner) annehmen. Je näher der 
Gini-Koeffizient an 1 heranreicht, desto größer ist die Ungleichheit (zum Beispiel einer Einkom- 
mensverteilung). Der Gini-Koeffizient für Deutschland lag im Jahr 2007 bei 0,28. 

331 Vgl. Peterskovsky und Schüller (2010: 2). 

332 Der Headcount-Index sank in den Jahren 1981 bis 2005 von 84 auf 16,3. Vgl. dazu Peterskovsky 
und Schüller (2010:2). 

333 Der Human Development Index stieg von 0,36 im Jahr 1980 auf 0,66 im Jahr 2010 an. Dieser 
Human Development Index (HDI) ist ein von der UNDP seit 1990 veröffentlichter Wohlstands- 
indikator. Er setzt sich aus drei Hauptindizes (Pro-Kopf-Einkommen, Lebenserwartung und 
Bildungsgrad) zusammen. Vgl. UNDP (2011,1990). 

334 Um den veränderten Charakter auch nach außen hin zu verdeutlichen, wurde der 1 1 . 
Fünfjahresplan in Fünfjahresprogramm umbenannt. Vgl. Schucher (201 1 : 2). 
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335 Zu den Gründen für das Scheitern der Umsteuerung siehe Schucher (2011:3). 

336 Schucher (2011: 6). 

337 Ausgaben jeweils in U.S. Dollars zu laufenden Preisen, umgerechnet nach Kaufkraftparitäten. 
Vgl. OECD (2011b: 24). 

338 Dies würde dann etwa dem Niveau entsprechen, das in Deutschland im Jahr 2007 realisiert 
wurde. 

339 Angaben jeweils berechnet in U.S. Dollar nach Kaufkraftparitäten. Legt man hingegen Wäh- 
rungsparitäten zugrunde, so würde China aufgrund eines deutlich unterbewerteten Yuan noch an 
Position 4 liegen. 

340 Ein ganz erheblicher Teil des Wachstums der FuE-Ausgaben in der Wirtschaft ist auch auf 
unterschiedliche Definitionen im Vergleich zur OECD und auf unterschiedliche Praktiken der 
Ausweisung bestimmter Aktivitäten als „FuE“ in chinesischen Unternehmen zurückzuführen. 
Insbesondere die hohen Steueranreize für FuE in China führen dazu, dass vieles als FuE dekla- 
riert wird, was in anderen Ländern anderen Funktionsbereichen (z.B. Konstruktion, Produk- 
tionsvorbereitung, Training etc.) zugeordnet wird. 

341 Rangierte das Land noch im Jahr 1990 an 8. Stelle der Hightech-Produzentenländer (mit einem 
Anteil von lediglich 2 Prozent an der weltweiten Produktion), so wurden auch hier wichtige, 
ehemals führende Staaten überholt. Bis zum Jahr 2000 wurden zunächst Korea, Frankreich und 
Italien überrundet, mittlerweile auch Deutschland, Japan und Großbritannien. 

342 Ein großer Teil der Exporte Chinas im Hochtechnologiebereich ist allerdings stark abhängig 
von Importen von spezialisierten Vorprodukten. Beispielsweise exportiert China Computer, setzt 
dabei aber in hohem Maße Halbleiterkomponenten ein, die aus den USA, Korea und Taiwan im- 
portiert werden. Das starke Wachstum der Exporte im Hochtechnologiebereich wurde also durch 
hohe Abhängigkeiten erkauft. 

343 Darüber hinaus führten einige führende chinesische Unternehmen erfolgreiche Börsengänge ins- 
besondere an der New York Stock Exchange durch. 

344 GWp: Nennleistung einer Photovoltaikinstallation. Die Nennleistung entspricht in etwa der 
Spitzenleistung an einem sonnigen Tag. Die mittlere Leistung liegt bei etwa einem Sechstel der 
Nennleistung (GW = eine Milliarde Watt). 

345 Deutschland produzierte 2010 zehn Prozent der weltweit installierten Photovoltaikmodule. Da- 
von gingen 80 Prozent in den europäischen Markt, zehn Prozent in die USA und 10 Prozent 
nach Asien. China belieferte dagegen 48 Prozent des Weltmarktes. Davon wurden 65 Prozent 
nach Europa und 25 Prozent in die USA exportiert, lediglich zehn Prozent nahm der chinesische 
Markt auf. Aller Voraussicht nach wird der interne chinesische Markt für Photovoltaik in den 
kommenden Jahren stark wachsen, da China 201 1 ein Markteinführungsprogramm, angelehnt an 
das deutsche Modell des Einspeisetarifs, eingeführt hat. Es gibt Abschätzungen von chinesischer 
Seite, nach denen in China in fünf Jahren etwa 50 Prozent der globalen Photovoltaik-Produktion 
installiert werden. 

346 Vgl. BMWi (2011b: 92). 

347 Der Gesamtumsatz der deutschen Maschinen- und Anlagenbauer im Bereich Photovoltaik be- 
trug nach Angaben des VDMA im Jahr 2010 2,5 Milliarden Euro. Die Exportquote lag bei 85 
Prozent, allein 74 Prozent der Exporte gingen nach Asien. Durch die weltweiten Überkapazitä- 
ten erfährt der deutsche Maschinenbau im Bereich Photovoltaik allerdings derzeit einen drasti- 
schen Auftragseinbruch. 

348 Diese Situation wird weltweit zu Konsolidierungen führen. Einige große kapitalstarke multina- 
tionale Konzerne steigen derzeit mit neuen Produktionsanlagen in die Photovoltaikproduktion 
ein: Bosch, General Electric (über PrimeStar), Showa Shell (über Solar Frontiers) und Panaso- 
nic. Ziel ist es unter anderem, über Skaleneffekte und mit Hilfe neuer Produktionstechnologien 
starke Kostendegressionen zu erreichen. 

349 Die Preis-Erfahrungs-Kurve (auch Lemkurve genannt) stellt die mittleren Weltmarkpreise als 
Funktion der zeitlich akumulierten, installierten Leistung weltweit dar. 
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350 Vgl. Gehrke und Krawczyk (2012: 13). 

351 „Wie China sich entwickelt, so entwickelt sich die Welt“, so lautet eine neuere Trendanalyse von 
Gerth (2011). Dieser beschreibt in seinem Buch „As China goes, so goes the World" wichtige 
Konsummuster, die heute von China ausgehend auf Schwellenländer in Asien und in anderen 
Weltregionen übertragen werden. 

352 Vgl. OECD (2011b) sowie Berechnungen von CASTED zu den Anteilen ausländischer Investo- 
ren an den FuE-Ausgaben der chinesischen Wirtschaft. 

353 Rechnet man die Investoren aus Taiwan und Hongkong noch hinzu, so erhöhte sich der Anteil 
ausländischer Investorengruppen sogar von 20 auf 26 Prozent. 

354 Vgl. UNCTAD (2005). 

355 Im Vordergrund stehen hier insbesondere die führenden technischen Universitäten und ausge- 
wählte Institute der Chinesischen Akademie der Wissenschaften (CAS). 

356 Allerdings ist die Zusammenarbeit von ausländischen Unternehmen (MNU) und den staatlichen 
Unternehmen (SOE) in China nicht immer konfliktfrei, insbesondere wenn es um Zusammenar- 
beit im FuE-Bereich geht. Viele MNU beschränken sich bei der Zusammenarbeit mit SOE daher 
auf gemeinsame Produktion und Vermarktung. FuE wird tendenziell ausgeklammert, denn man 
befürchtet, dass Know-how und Technologien zu schnell an SOE übertragen werden. 

357 Vgl. Belitz (2012), Gerybadze und Merk (2012). 

358 Vgl. AHK Greater China (2011). 

359 Veröffentlichte Schätzungen wiesen im Jahr 2007 600 FuE-Niederlassungen ausländischer Un- 
ternehmen aus. Mittlerweile reichen die Schätzungen von 1200-1500 FuE-Einheiten ausländi- 
scher Unternehmen in China für das Jahr 2011. 

360 Emissionen fallen außerhalb der Städte an, wenn die Stromerzeugung nicht aus emissionsfreien 
freien Quellen wie etwa Wasserkraft, Windenergie und Solarenergie erfolgt. 

361 „Ein Leitmarkt ist durch eine hohe inländische Nachfrage nach innovativen Produkten oder 
Dienstleistungen gekennzeichnet, die im zeitlichen Verlauf auf weitere Märkte abstrahlt. Die 
Nachfrage wird sowohl durch Präferenzen der Konsumenten als auch durch die Rahmenbedin- 
gungen für die Unternehmen beeinflusst. Im Erfolgsfall verspricht die Etablierung eines Leit- 
markts erhebliche positive Wohlstandseffekte.“ BMBF (2011 : 4). 

362 Die Prämiensituation stellte sich im Herbst 2011 folgendermaßen dar: Eine Kaufprämie an den 
Hersteller des E-Mobils von umgerechnet 6.000 Euro pro E-Fahrzeug, dazu in einigen Städten 
eine Prämie von 6.000 Euro für den Käufer. Die gesicherte Zulassung zum Verkehr des E-Mo- 
bils hat in Beijing einen Wert von etwa 5.000 Euro. Käufer von Elektroautomobilen müssen sich 
nicht an Auktionen oder Lotterien für eine Fahrlizenz beteiligen. 

363 BYD ist ein Autohersteller aus Shenzhen. Das Akronym BYD steht für Build Your Dream. Die 
Abkürzung FAW steht für First Automotive Works. Der Stammsitz des Unternehmens befindet 
sich in Changchun. 

364 BYD hat eine eigene Fertigung von Lithium-Eisen-Phosphat Hochvoltbatterien. BYD ist ver- 
mutlich der weltgrößte Batteriehersteller für den E-Mobilitätsbereich. 

365 TU9 ist ein Zusammenschluss folgender Universitäten: RWTH Aachen, TU Berlin, TU Braun- 
schweig, TU Darmstadt, TU Dresden, Universität Hannover, Karlsruhe Institute of Technology, 
TU München sowie Universität Stuttgart. 

366 Das China Automotive Technology and Research Center CATRAC wurde 1985 gegründet und 
hat heute 2.000 Mitarbeiter, davon 850 Wissenschaftler. 

367 Leapfrogging- Strategien setzen darauf, dass eine Technologiegeneration übersprungen wird, bei 
der ein später einsteigendes Unternehmen (oder ein Aufholland) den bisherigen Technologie- 
führer überholt. Beispielsweise hat Apple mit einer neuen Generation von Smartphones ehemals 
führende Unternehmen wie Nokia oder Motorola auf hintere Ränge verdrängt. 

368 Man spricht in diesem Zusammenhang von „Construction of the national innovation System“, 
die man durch zehn Kategorien innovationspolitischer Maßnahmen in die Wege leiten will. Vgl. 
Xu (2011). 
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369 Durch verstärkte Anstrengungen der Zentralregierung wie auch der Provinzen soll sichergestellt 
werden, dass der Anteil der öffentlichen Ausgaben für FuE absolut wie auch relativ stark zu- 
nimmt. Dieser Anteil erreichte im Jahr 2010 0,4 Prozent und soll bis 2015 auf 0,55 Prozent 
ansteigen (im Vergleich dazu erreichen die OECD-Staaten heute 0,65 Prozent, Deutschland er- 
reicht einen Wert von 0,76 Prozent). 

370 Angaben jeweils in U.S.Dollar PPP in laufenden Preisen. Vgl. OECD (2011b). 

371 Dies wird bestätigt durch Publikations- und Patentanalysen, bei denen sich unter den Top 10 der 
Autoren bzw. Erfinder jeweils etwa zu 50 Prozent Mitarbeiter der Spitzenuniversitäten und aus 
CAS-lnstituten befinden. 

372 Mit dem Projekt 211 hat das chinesische Erziehungsministerium 1995 ein Programm gestartet, 
um die 100 führenden Universitäten des Landes zu stärken. Auf diese wird ein Schwerpunkt der 
Forschungsförderung (ca. 70 Prozent des für die Elochschulen vorgesehenen Forschungsbud- 
gets) konzentriert. Auf der Webseite des Erziehungsministeriums der Volksrepublik China wird 
die Liste der ca. 100 ausgewählten Universitäten regelmäßig aktualisiert. Vgl. OECD (2008a). 

373 Vgl. Schmoch et al. (2012). 

374 Vgl. Xu (2011). 

375 Eine Folge davon ist die Abwanderung von Spitzenkräften in die Wirtschaft ebenso wie ins 
Ausland. Die chinesische Regierung hat daher, um dieses Problem zu überwinden, das „1000 
Talents Program“ initiiert und bietet für Spitzenforscher aus dem Ausland interessante Karriere- 
möglichkeiten. Allerdings muss die Effektivität dieser Maßnahme, von Einzelfällen abgesehen, 
in Relation zum Status der Spitzenforschung Chinas gesehen werden, die im internationalen 
Vergleich noch immer nicht an der vordersten Front positioniert ist. 

376 Vgl. OECD (2008b). 

377 Es gibt zahlreiche Initiativen auf EU-Ebene, in Deutschland und in den Vereinigten Staaten, ln 
den USA wurde ein hochrangiges Amt geschaffen, das direkt an den Präsidenten berichtet. Die 
Europäische Union hat zwischen 2006 und 20 1 1 eine Delegation mit Verhandlungen zum Patent- 
schutz in China eingerichtet und wichtige Verbesserungen durchgesetzt. 

378 Insbesondere seit 2006 wurden gesetzliche Grundlagen und Richtlinien zum Patentschutz und zu 
dessen Umsetzung präzisiert und neue Institutionen geschaffen. Der Mittel- und Langfristplan 
2006 enthält zentrale Passagen zur Bedeutung und zum künftigen Ausbau des Patentsystems. 
2008 wurde die nationale IP-Strategie Chinas formuliert. Mehrere Regierungsdekrete wurden 
seit 2009 veröffentlicht. Patentanmeldungen genießen eine hohe Aufmerksamkeit und werden 
durch vielfältige Fördennaßnahmen und politische Kampagnen stimuliert. 

379 Während das Verhältnis von erteilten Patenten zu den Anmeldungen im Jahr 2009 bei ausländi- 
schen Unternehmen 74 Prozent betrug, realisierten chinesische Anmelder nur eine Patentertei- 
lungsrate von 29 Prozent. Streng genommen müsste die Patenterteilungsrate unter Berücksichti- 
gung eines Time-lags berechnet werden, würde aber am Ergebnis der Aussage nichts wesentlich 
ändern. 

380 Empfehlungen der Standards und Conformity Assessment Working Group, vgl. Europäische 
Handelskammer (2011: 75 ff.). 

381 Siehe das Positionspapier zu „Organisationsübergreifenden Strategien der Intemationalisierung 
der Forschung“, vgl. Gemeinsame Wissenschaftskonferenz GWK (2011b). Die großen Wissen- 
schaftsorganisationen (DFG, FhG, HGF, MPG, WGL) haben darin ihre Positionen zur Intemati- 
onalisierung dargelegt. Der verbindende Teil zu einer gemeinsamen Strategie ist darin allerdings 
ausgesprochen knapp geraten. 

382 Die Nationale Plattform Elektromobilität wurde am 3. Mai 2010 von der Bundesregiemng 
als Beratungsgremium zur Elektromobilität ins Leben gemfen. Mitglieder der Plattform sind 
Spitzenvertreter aus Industrie (10 Personen), Politik (6), Wissenschaft (3), Verbänden (3) und 
Gewerkschaften (1), die branchen- und fachübergreifend ermitteln, wo die Chancen und Stär- 
ken Deutschlands im Bereich der Elektromobilität liegen. Ferner hat die Nationale Plattform 
Elektromobilität die Aufgabe, konkrete Vorschläge zur Erreichung der Ziele des Nationalen 
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Entwicklungsplanes Elektromobilität zu erarbeiten. Fragestellungen etwa zur Antriebs- und 
Batterietechnologie oder Ladeinfrastruktur und Netzintegration werden in sieben thematisch ge- 
gliederten Arbeitsgruppen behandelt. Am 30. November 2010 wurde ein erster Zwischenbericht 
veröffentlicht, dem am 16. Mai 2011 ein zweiter Zwischenbericht folgte. 

383 Die Bildungsstufen nach 1SCED gelten als Standards der UNESCO für internationale Verglei- 
che der länderspezifischen Bildungssysteme. Sie werden auch von der OECD genutzt. 

Nach 1SCED wird Bildung in folgende Ausbildungsstufen untergliedert: 

1SCED 0 - Vorprimarstufe 

- Kindergarten 
1SCED 1 - Primarstufe 

- Grundschule 

ISCED 2 - Sekundarstufe I 

- Hauptschule, Realschule, Gymnasium (Klassen 5 bis 10) 

ISCED 3 - Sekundarbereich II 

- Fachhochschulreife/Hochschulreife; ohne beruflichen Abschluss oder Abschluss einer Lehr- 
ausbildung. 

- Berufsqualifizierender Abschluss an Berufsfachschulen/Kollegschulen. 

-Abschluss einer einjährigen Schule des Gesundheitswesens. 

ISCED 4 - Postsekundärer nichttertiärer Bereich 

- Fachhochschulreife/Hochschulreife und Abschluss einer Lehrausbildung. 

- Fachhochschulreife/Hochschulreife und berufsqualifizierender Abschluss an 
Berufsfachschulen/Kollegschulen, Abschluss einer einjährigen Schule des 
Gesundheitswesens. 

ISCED 5B Tertiärbereich B 

- Meister-/Technikerausbildung oder gleichwertiger Fachschulabschluss. 

-Abschluss einer zwei- und dreijährigen Schule des Gesundheitswesens. 

-Abschluss einer Fachakademie oder einer Berufsakademie. 

-Abschluss einer Verwaltungsfachhochschule. 

-Abschluss der Fachschule der ehemaligen DDR. 

ISCED 5A Tertiärbereich A 

- Fachhochschulabschluss (auch Ingenieurschulabschluss, Bachelor-/Masterabschluss 
an Fachhochschulen, ohne Abschluss einer Verwaltungsfachhochschule). 

- Hochschulabschluss (Diplom (Universität) und entsprechende Abschlussprüfungen). 

ISCED 6 Promotion 

Vgl. Norman Müller (2009): Akademikerausbildung in Deutschland: Blinde Flecken beim 
internationalen OECD- Vergleich, 2/2009, S. 43. http://www.bibb.de/bwp/akademikerquoten. 

Für weitere Informationen siehe: OECD (2011): Bildung auf einen Blick, S. 31 und Statisti- 
sches Bundesamt: http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Intemet/DE/ 
Content/Statistiken/WirtschaftsrechnungenZeitbudgets/PrivateHaushaltelnfoGesellschaft/ 
Begriffserlaeuterungen/Bildungsstand,templateld=renderPrint.psml. 

384 Vgl. OECD (2005: 46). 

385 Das MIP ist eine Erhebung, in der rechtlich selbstständige Unternehmen mit fünf oder mehr 
Beschäftigten aus der Industrie und ausgewählten Dienstleistungssektoren zu ihren Innovati- 
onsaktivitäten befragt werden. Es stellt den deutschen Beitrag zu den Community Innovation 
Surveys (CIS) der Europäischen Kommission dar. Im Zuge der Umstellung auf die neue Wirt- 
schaftszweigsystematik (WZ 2008; vgl. Statistisches Bundesamt 2008) wurden mit der MIP- 
Erhebungswelle 2009 einige Anpassungen vorgenommen. Zudem konnte 2009 erstmals das 
Untemehmensregister der statistischen Ämter als Hochrechnungsbasis genutzt werden. Beide 
Faktoren führten zu einer Revision der Daten bis zurück zum Berichtsjahr 2006. Mit den Erhe- 
bungen 2010 und 2011 wurden weitere Anpassungen vorgenommen, die ebenfalls im Zusam- 
menhang mit der Umstellung auf die WZ 2008 und das Untemehmensregister als Hochrech- 
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nungsbasis stehen. Die im Folgenden dargestellten Werte beruhen auf dieser Revision, so dass 
es im Vergleich zu den EFI-Gutachten 2010 und 2011 zu Abweichungen kommen kann. Vgl. im 
Folgenden Rammer und Köhler (2012); in dieser Studie werden Produkt-, Dienstleistungs- und 
Prozessinnovationen, nicht aber Marketing- und Organisationsinnovationen berücksichtigt. 

386 Forschung und Entwicklung bezeichnet nach der Definition des Frascati-Handbuchs der OECD 
(2002) die systematische schöpferische Arbeit zur Erweiterung des Kenntnisstands, einschließ- 
lich der Erkenntnisse über den Menschen, die Kultur und die Gesellschaft sowie deren Verwen- 
dung mit dem Ziel, neue Anwendungsmöglichkeiten zu finden. Der Begriff FuE umfasst laut 
Frascati-Handbuch drei Aktivitäten, nämlich Grundlagenforschung, angewandte Forschung und 
experimentelle Entwicklung. 

387 Die europäische BACH-Datenbank (BACH: Bank for the Accounts of Companies Harmonised) 
wird von der Banque de France betreut. Sie erlaubt es, die Eigenkapitalquoten der Unterneh- 
men (ohne Finanzsektor) für verschiedene europäische Länder zu ermitteln. Vgl. http://www. 
bachesd.banque-france.fr/?lang=en (letzter Abruf am 1 6. Januar 2011). 

388 Vgl. EVCA (2011). 

389 Vgl. Blind (2002). 

390 Die Daten beruhen auf Stichproben, die nur Kapitalgesellschaften berücksichtigen und nicht re- 
präsentativ sind. Die Stichproben sind immer nur in zwei aufeinanderfolgenden Jahren identisch 
(two-year sliding samples). 

391 Das MUP, das auch das frühere ZEW-Gründungspanel einschließt, ist ein Paneldatensatz des 
ZEW zu Unternehmen in Deutschland, der in Kooperation mit Creditreform, der größten deut- 
schen Kreditauskunftei, erstellt wird. Der im MUP verwendete Untemehmensbegriff umfasst 
nur wirtschaftsaktive Unternehmen. Als Untemehmensgründung gelten nur originäre Neu- 
gründungen. Eine solche liegt vor, wenn eine zuvor nicht ausgeübte Untemehmenstätigkeit 
aufgenommen wird und zumindest eine Person ihren Haupterwerb damit bestreitet. Eine Un- 
temehmensschließung liegt vor, wenn ein Unternehmen keine wirtschaftliche Tätigkeit mehr 
durchführt und am Markt keine Produkte mehr anbietet. Die sektoralen Auswertungen zur Un- 
temehmensdynamik wurden wie bereits im letzten Berichtsjahr auf Basis der neuen Wirtschafts- 
zweigsystematik (WZ 2008; vgl. Statistisches Bundesamt 2008) durchgeführt. Das Verfahren 
zur Erfassung von Untemehmensschließungen wird laufend weiterentwickelt; daher werden 
die Werte zu Untemehmensschließungen und zum Untemehmensbestand auch rückwirkend bis 
1995 revidiert. Für die Abgrenzung der FuE-intensiven Industrie wurde auf die revidierte Liste 
der forschungsintensiven Wirtschaftszweige zurückgegriffen (vgl. Gehrke et al. 2010). Vgl. im 
Folgenden Müller et al. (2012). 

392 Der GEM ist ein seit Ende der 1990er Jahre laufendes Projekt, im Rahmen dessen im Jahr 2010 
das Gründungsgeschehen von 59 Ländern im Hinblick auf Umfang, Entwicklung, Rahmenbe- 
dingungen und Motive verglichen wurde. Datengrundlage von GEM sind Interviews mit reprä- 
sentativ ausgewählten Bürgern sowie Experten. Vgl. im Folgenden (Brixy et al. 2011). 

393 PCT: Patent Cooperation Treaty. 

394 Als Datengmndlage bibliometrischer Analysen dient zumeist die Datenbank Web of Science 
(WoS) von THOMPSON Scientific. 

395 Vgl. Gehrke et al. (2010). 
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Unser Dank 

gilt Dr. Hendrik Brandis, Prof. Dr. Hans-Jörg Bullinger, Dr. Sigurd Dahrendorf, Prof. Dr. Karl 
Max Einhäupl, Dr. Christiane Gaehtgens, Prof Dr.-Ing. Peter Gutzmer, Frau Dörte Höppner, 

Prof. Dr. Matthias Kleiner, Herrn Gerd Koslowsky, Dr. Thomas Pattloch, Dr. Christian Rammer, 

Dr. Jürgen Steiger, Dr. Michael Stückradt, Prof. Dr. Ulrike Tagscherer und Prof Dr. Margret 
Wintermantel, deren Expertise mit in das Gutachten eingeflossen ist. Ferner danken wir allen 
Personen, die an der Erstellung der Studien zum deutschen Innovationssystem mitgewirkt haben. 

Die Expertenkommission hat zur Vorbereitung des Jahresgutachtens 2012 im September 201 1 eine 
Reise nach Shanghai, Changzhou und Peking unternommen. Wir danken unseren Gesprächspartnern 
Herrn Christoph Angerbauer, Herrn Kang Bingjian, Prof. Gao Changlin, John C. Chiang, Ph.D., 
Prof. Bai Chunli, Ph.D., Herrn Martin Daffner, Dr. Wen Danyi, Herrn Jeffrey Fan, Prof. Dr. Sun 
Fengchung, Herrn Ruan Gao Feng, Prof. Zhao Gang, Ph.D., Herrn Jifan Gao, Herrn Song Gelong, 
Dr. Jari Grosse-Ruyken, Herrn Christian Hochfeld, Dr. Jennifer Hu, Herrn John Q. Huang, Ph.D., 
Prof. Dr. Huo Jiazhen, Dr. Zhang Jie, Prof Dr.-Ing. Zhang Jun, Prof. Dr. Zhang Junzhi, Frau Holly Lei, 
Dr. Ma Lian, Herrn Yu Liang, Ph.D., Herrn Shih-Ping Liou, Ph.D., Dr. Ulrich Liman, Herrn Jeff 
Lindsay, Dr. Oliver Lutze, Frau Sandra Retzer, Prof. Dr. Mu Rongping, Dr. Klaus Schäfer, Dr. Sylvia 
Schwaag Serger, Herrn Zhao Shaoqin, Prof. Chen Song, Herrn Qu Wan, Ph.D., Dr. Julian Weber, 
Herrn Wang Wenwei, Ph.D., Herrn Jörg Wuttke, Herrn Liu Xiang, Herrn Colin Yang, Herrn Ying 
Ying, Ph.D., Herrn Fan Yonggang, Ph.D., Herrn Meng Yuhuan und Prof. Dr. Max von Zedtwitz. 

Für die organisatorische Unterstützung der Chinareise dankt die Kommission Frau Shen Lei und 
Frau Christine Müller. 

Die Expertenkommission weist darauf hin, dass die im Gutachten dargelegten Positionen nicht 
notwendigerweise die Meinung der genannten Personen wiedergeben. 
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